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(verwandt, von gleicher Art). Inhaltliche Beziehungen 
in universitären Studiengang-Modellen zwischen dem 
Studium einer beruflichen Fachrichtung und einem 
W ahlpflichtfach: 
Nicht-affin: Kombination einer der 16 Beruflichen 
Fachrichtungen mit einem allgemembildendenl-
berufsfeldübergreifenden Fach, z. B. Fremdsprachen 
Allin: Kombination einer Beruflichen Fachrichtung 
mit einem Fach, das inhaltlich verwandt ist, z. B. E-
lektrotechnik mit Physik 
Hoch-aflin: Kombination einer (allgemeinen) Beruf-
lichen Fachrichtung mit einer (speziellen) Beruflichen 
Fachrichtung au8 der erstgenannten, z. B. Wirtschafts-
wissenschaften mit Bankbetriebslehre. 
Akteure Politische Aktew-e wie Parteien, Verbände und andere 
Interessengruppen als politisch Gestaltende. Professi-
onelle Akteme, die in der Berufsschullehrerbildung 
(Hochschullehrende, Seminarleiter, Betreuungslehrer, 
Lehrerweiterbildner, Ausbildungslehrer) beteiligt und 
von den politischen Entscheidungen betroffen sind 
und als Adressaten Betroffene (Studierende, Referen-
dare, Lehrer). Professionelle Aktew-e und Betroffene 
können durch Verbandsbildungen als politische Ak-
teure ihre Interessen vertreten. 
BerufSIIChußehrerblldUDg Oberbegriff für zwei Sachverhalte: 
a) schulorganisolorisch ist die Berufsbildung für 
Lehrer aller Schulformen (-arten, -typen, Bil-
dungsgänge et.c.) des beruflichen Schulwesens im 
Sekundarbereich n und im Quatärbereich ge-
meint, 
b) berufsbiographisch ist die Berufsschullehrer-
ausbildung ( l. Phase an den Hochschulen und 2. 
Phase in Studienseminaren und Ausbildungs-
schulen) und das Weiterlernen im Beruf (3. Phase, 
differenziert nach (3.1) Berufseinstieg; (3.2) Fort-. 
bildung und (3.3) Weiterbildung unter der Per-
V 
spektive lebenslangen Lernens; (3.4) Berufsaus-
stieg) gemeint. 
Grundständiges Studium ein mindestens 9semestriges bzw. 160 SWS umfas-
sendes Universitätsstudium beginnt ab dem ersten 
Studiensemester bzw. mindestens im Grundstudium 
mit allen vier Studienanteilen: fachwissenschaftliches, 
. fachdidaktisches, erziehungswissenschaftliches und 
schulpraktisches StudiumKonzept umfaßt ·unter 
Vollständigkeitsgesichtspunkten- mindestens . Aussa-
gen zu zehn Dimensionen: Leitbild, Ziele, Kompe-
tenzerwerb im Spannungsfeld von Fachmann und Pä-
dagoge, Kompetenzerwerb in der Spannung von Wis-
senschaft und Praxis, Gestaltung von Zeitstrukturen, 
Institutionen, Bildungsgänge, Lerninhalte (Kerncurri-
cula), Lern- und Arbeitsumgehungen und Personen. 
ModeU- ModeUe A, 8, C relativ konkrete Aussagen zu einer (Konzept)-
Dimension bzw. systematisch verbundene Aussagen 
zu mehreren Dimensionen, vorherrschend zur Meso-
system-Ebene (Institutionen, Bildungsgänge) - Mo-
dell A (Rahmenordnung ftir die Diplomprüfung im 
Studiengang Wirtschaftspädagogik an universitäten 
und gleichgestellten Hochschulen!KMK-Beschluß 
vom 23.02.1999); Modell B (Rahmenvereinbarung ü-
ber die Ausbildung und Prüfung ftir ein Lehramt der 
Sekundarstufe II (berufliche Facher) oder ftir die be-
ruflichen Schulen!KMK-Beschluß vom 12.05.1995); 
Modell C (Empfehlungen zur Neuordnung der Aus-
bildung von Lehrern ftir das berufliche Schulwesen 
der Kommission BWP in der OOtE 1981). 
Phase Zeitabschnitt, Periode der Berufsschullehrerausbil-
dung (siehe: Berufsschullehrerbildung b) 
Soll-Aussagen Vorstellungen/Wünsche über die Gestaltung der Be-
rufsschullehrerbildung in den Dokumenten der politi-
schen Akteure 
System Teil der Umwelt, die gedacht ist als topologisch inei-
nandergeschachtelte Anordnung konzentrischer, je-
weils von der nächsten umschlossener Strukturen von 
Personen nach den theoretischen Vorstellungen Urie 
Bronfenbrenners über die Ökologie der menschlichen 
Entwicklung 
Umwelt 
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alles, was eine Person umgibt und ihre Entwicklung 
beeinflußt (Systemtheoretische Ordnung der Umwelt 
nach Bronfenbrenner) 
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0. Zusammenfassung in 25 Punkten 
l. Versteht man unter einem ,,Konzept" zur Berufsschullehrerbildung1 
mehrdimensionale und relativ· konkrete Soll-Aussagen über die Ges-
taltung der Berufsschullehrerbildung, dann kann für den Analysezeit-
raum (1990-2000) und für die Dokumente von Parteien, Gremien und 
Verbänden, die in die Analysen einbezogen sind - am Maßstab der 
wichtigsten historisch-systematisch gewonnenen Dimensionen orien-
tiert - kein ,,Konzept" f~stgestellt werden. 
2. Aus den historisch-systematischen Analysen sind folgende Dimensi-
onen hervorzuheben, zu denen Soll-Aussagen erforderlich wären, um 
. diese als vollständiges ,,Konzept" bewerten zu können: 
( 1) Leitbild mit Aussagen über 
(2) Ziele für die Berufsschullehrerbildung, die Bezüge aufweisen 
zu Zielen für die Berufsbildung in der Spannung von Be-
ruflfüchtigkeit (Qualifikation) und Bildung/Mündigkeit; 
(3) Gestaltung der polaren Spannungen zwischen Fachmann 
versus Pädagoge, in der pädagogische und fachliche Kompeten-
zen erworben werden sollen, und 
( 4) den Erwerb von Kompetenzen, die in der Auseinandersetzung 
mit Wissenschaften (Fachwissenschaften, Fachdidaktiken (Be-
rufsfeldwissenschaften), Erziehungswissenschaft) und mit Praxis 
(spezifiziert nach Praxisfeldem) in deren je spezifischen Span-
nungen erworben werden sollen; 
(5) Gestaltung von Zeitstrukturen (Phasigkeit mit Aussagen ü-
ber grundständige oder konsekutive Ausbildung in der ersten 
Phase und Diff~renzierungen der dritten P~ ,,Lernen im Be-
ruf') für die Berufsschullehrerbildung; 
(6) Institutionen, in denen sie durchgeftihrt wird; 
(7) Bildungsgänge als Entwicklungsrahmen für das Ler-
nen/ Arbeiten von Studierenden, Referendaren, Lehrern in den 
verschiedenen Phasen und Institutionen. 
(8) Lerninhalte für alle Teile der Bildungsgänge (Kerncurri-
cula); 
(9) Lem- und Arbeitsumgehungen (z. B. didaktisch-metho-
dische Konzepte) für die lernenden und arbeitenden 
(10) Personen (Adressaten der Aus-, Fort- und Weiterbildung-
Zugangsregelungen). 
1 Wenn im Folgenden l..e}lrende, Lehrer, Lehrerbildung als Worte verwendet werden, ist 
die weibliche Form jeweils mitgedacht 
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3. Alle Soll-Aussagen in den analysierten Dokumenten enthalten Vor-
stellungenl Annahmen zu einzelnen - auch mehreren - dieser Dimen-
sionen. Wenn Aussagen zu einer Dimension relativ konkret oder sol-
che zu mehreren Dimensionen systematisch miteinander verbunden 
sind, bezeichnen wir sie als ,,Modelle". Solche Modelle lassen sich 
nur miteinander vergleichen,. wenn sie sich auf die Dimension bzw. 
auf dieselben Dimensionenkombinationen beziehen. Da das nur als 
Ausnahme festzustellen ist, stoßen alle V ersuche, Modelle miteinan-
der zu vergleichen, um Konvergenzen bzw. Divergenzen herauszuar-
beiten, auf enge Grenzen. 
4. In die quantitativen Analysen von Soll-Aussagen zur politischen 
Gestaltung der Berufsschullehrerbildung sind Dokumente einbezo-
gen, die im Zeitraum von 1990 bis 2000 von 4 Parteien (BUnd-
. nis90/Die Grünen, CDU/CSU,PDS, SPD), 3 Gremien der Bildungs-
beratung, . 
-planung, -koordination (HRK. KMK, WR) und 8 Verbänden (BAK, 
BDK, BLBS, BTP, BWP (OOfE), GEW, KVFF, VLW) veröffent-
licht wurden (6.3, Abbildung 6). Darilber hinaus sind Aussagen der 
Sozialpartner (DGB tl1r die Arbeitnehmer; KWB, BDA, DlliT tl1r die 
Arbeitgeber) bei den qualitativen Analysen, Interpretationen und Be-
wertungen berücksichtigt (6.2). 
5. Der Aussagen-Korpus besteht aus 24 Dokumenten dieser 15 Parteien, 
Gremien und Verbände im Gesamtumfang von 370 Seiten (6.3, Ab-
bildung 6), der auf der Basis einer - von uns tl1r das Projekt erarbei-
teten - theoretisch begrUndeten Strukturmatrix (Kapitel 4 und 5) und 
eines daraus abgeleiteten Analyse-Modells mit Hilfe eines Analyse-
Instruments (Abbildung 5) bearbeitet wurde. 
6. PUr die theoretische Fundierung der Strukturmatrix und tl1r die Inter-
pretationen und Bewertungen der Soll-Aussagen in den Dokumenten 
sowie zur Herausarbeitung von 10 Dimensionen von ,,Konzepten" 
und der Definition von ,,Modellen" sind Entwicklu,ngen in der Be-
rufsschullehrerbildung aus historisch-systematischer Sicht erörtert 
worden (Kapitel2), die in 15 Punkten zusammengefaSt sind (2.18). 
7. Zur Ergänzung und Klärung konzeptioneller Vorstellungen zur Be-
rufsschullehrerbildung und zum Erkennen von Problemen sind Aus-
sagen von Personen in die Erörterungen einbezogen worden, die als 
Akteure in der Berufsschullehrerausbildung über besondere Erfah-
rungen verftlgen, deren Aussagen in der innerverbandliehen Kon-
sensbildung aber nur partiell berücksichtig und deshalb in den Do-
kumenten der Verbände nicht oder nur verändert (eingeschränkt) ent-
halten sind (Kapitel 3). Diese außerhalb des Projektauftrages liegende 
und deshalb nur exemplarisch durchgeftlhrte Analyse ist auf Aussa-
gen von Wissenschaftlern begrenzt, die im Bereich der Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik an der universitären Berufsschullehrerausbil-
dung beteiligt sind. Über die aktuelle innerwissenschaftliche Diskus-
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sion darüber ist eine Expertise eingeholt worden (Anhang 12.4). Ver-
gleichbare Expertisen von und über Akteure der 2. und 3. Phase, zum 
Vorbereitungsdienst und zur Berufsschullehrerfort- und -Weiterbil-
dung, waren nicht zu erhalten. Deshalb haben wir nur einige Aussa-
gen aus Sicht dieser Akteure hervorgehoben und formulieren zwei 
Optionen ftir die politische Bearbeitung des Differenzierungsprob-
lems und zur phasenübergreifenden Abstimmung zur Sicherung kon-
tinuierlichen Lernens (Kapitel 3 ). 
8. Für die Interpretationen und Bewertungen der analysierten Soll-
Aussagen ist ein breiter Informationshintergrund wünschenswert. 
Deshalb haben wir die aktuelle Literatur zur Lehrerbildung und zum 
Lehrerberuf allgemein gesichtet und eine Literaturdokumentation er-
stellt, die als Datenträger (3.5"-Diskette) zur Verfügung gestellt wer-
den kann ( 6.1 ). Die von uns vertretene These, daß die politischen 
Aussagen zur Berufsschullehrerbildung kaum auf wissenschaftlichem 
Wissen basieren (können), weil es Forschungen über die Lehrerbil-
dung allgemein und über die Berufsschullehrerbildung im besonderen 
erst in Ansätzen gibt, finden wir durch den Literaturüberblick ge-
stützt. Insofern ist ein Wissenschaftsdefizit in der Berufsschullehrer-
bildungspolitik festzustellen. Die in den Aussagen-Korpus einbezo-
genen Dokumente enthalten jedoch keine Aussagen zu dieser Prob-
lematik und über die Notwendigkeit und die Möglichkeiten, die ek-
latanten Forschungsdefizite zu beseitigen .. 
9. Die Soll-Aussagen der Parteien, Gremien und Verbände über ,,Kon-
zepte" für die Berufssclrullehrerbildung sind in Bezug auf die 10 Di-
mensionen unterschiedlich verteilt und gewichtet. Jedes einzelne Do-
kument ist diesbezüglich unvollständig. 
10. Da die Dokumente erwartungswidrig relativ wenige Aussagen zu den 
Dimensionen 1 bis 4 enthalten, haben wir diese nur qualitativ ausge-
wertet. Dabei fassen wir die Aussagen zu den Dimensionen 1 bis 4 
als solche ·zum ,,Leitbild-:l~omplex" zusammen, weil sie aus den 
meisten Dokumenten ohnehin nur interpretativ erschlossen werden 
konnten (7.3 und 12.4). 
11. Die in die qualitativen Analysen einbezogenen Soll-Aussagen zum 
Leitbildkomplex (7.3; 12.3, Abbildung 18) bewerten wir als relativ 
aussagenarm Von den Parteien, die in der demokratischen Gesell-
schaft und nach dem Grundgesetz eine herausragende politische Be-
deutung haben, liegen zum Leitbildkomplex ftir die Berufsschulleh-
rerbildung keine Aussagen vor. Damit überlassen sie die politischen 
Zielorientierungen der Exekutive und der Administration. Insofern ist 
ein Demokratiedefizit in der Berufsschullehrerbildungspolitik festzu-
stellen. 
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Die SPD hat zum Leitbildkomplex relativ konkrete kompetenzorien-
tierte Soll-Aussagen zur Lehrerbildung allgemein verabschiedet, die 
auch als zielorientierend ftir die BerufsSC?hullehrerbildung bewertet 
werden können. Sie lassen eine stärkere Betonung pädagogischer ge-
genüber fachlicher Kompetenzen und des (Schul-)Praxisbezuges ge-
genüber dem Wissenschaftsbezug erkennen. Die impliziten Zielvor-
stellungen in den Soll-Aussagen von HRK, WR und von den Arbeit-
geberverbänden in Zusammenhang mit den Voten zur Verlagerung 
der Berufsschullehrerausbildung an die Fachhochschulen, weisen auf 
eine stärkere Gewichtung fachlicher gegenüber pädagogischer Kom-
petenzen und des (Berufs)Praxisbezuges (bezogen auf die Anforde-
rungen beruflich organisierter Erwerbsarbeit) gegenüber dem Wis-
senschaftsbezug hin. 
12. · ErwartUngsgemäß äußern sich die Parteien, Gremien und Verbände 
im politischen Raum zu curricularen Fragen und zur Gestaltung von 
Lern- und Arbeitsumwelten sowie zu den lernenden Personen wenig 
(Dimensionen 8- 10), was wir als politisch weise Zurückhaltung in 
Politik und Administration und als Einsicht in die Grenzen der politi-
schen Steuerungsmöglichkeiten interpretieren. 
13. Von den quantitativ bearbeiteten Aussagen zu den Dimensionen 5 bis 
7 (217 Belegungen) sind auf der Exosystem-Ebene 72% Merkmalen 
der 1. Phase, 11 % Merkmalen der 2. Phase und 17 % Merkmalen der 
3. Phase zugeordnet (7.1, Abbildung 7). Die dreiphasige Zeitstruktur 
in der Berufsschullehrerbildung wird überwiegend implizit vorausge-
setzt oder explizit bestätigt (Dimension 5). Von der GEW und als 
Minderheitsvoten innerhalb der Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
und der Berufsschullehrerverbände besteht die Forderung nach Ein-
phasigkeit der Berufsschullebrerausbildung. Diese wird jedoch poli-
tisch verhalten und eber mit dem Ziel vorgetragen, die Abstimmun-
gen des Lemens in der dreiphasigen Zeitstruktur zu verbessern. 
14. Die Aussagen zu den Institutionen (Dimension 6), in denen die Be-
rufsschullehrerbildung durchgeführt werden soll (Universitäten; Stu-
dienseminare und Schulen; Institutionen der Lehrerfort- und -Weiter-
bildung) sind quantitativ eher gering, aber in hohem Maße überein-
stimmend in der Bestätigung der institutionellen StrUkturen, die sich 
in der Lehrerbildung historisch entwickelt haben. Abweichungen gibt 
es in den Aussagen der HRK in einem Votum zur Verlagerung der 
Primar- und Berufsschullehrerausbildung an die Fachhochschulen, 
die in der Endfassung der HRK-Empfehlungen zur Reform der Leh-
rerbildung zwar relativiert worden sind, die gleichwohl die unter-
schiedlichen Interessen in der HRK zwischen den wissenschaftlichen 
Hochschulen und den Fachhochschulen zum Ausdruck bringen. Der 
WR hat im gleichen Sinne votiert und von den ArbeitgeberVerbänden 
sind beide in diesen Voten unterstützt worden. 
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15. Die meisten Aussagen zu den drei Phasen betreffen die Merkmale 
"Studiengangkonzept" (77,6% der Aussagen zur 1. Phase), ,,Ausbil-
dungskonzept" (54,1 %der Aussagen zur 2. Phase) und ,,Lehretfort-
und -Weiterbildung" (75,7% der Aussagen zur 3. Phase) (Dimension· 
7; 7.1, Tabellen 6 und 7; Synopse 7.2, Tabelle 8). 
16. In_Punkt 10 haben wir die eher geringe Zahl von Aussagen zum Leit-
bildkomplex aus folgenden Gründen als "erwartungswidrig" bewer-
tet: Wenn von der didaktischen Erkenntnis ausgegangen wird, daß die 
Organisation von Lehr-Lern-Prozessen ohne Orientierung an Zielen 
unmöglich ist, und wenn die didaktischen lmplikationszusalnmen-
hänge von Zielen, Inhalten, Methoden und Medien berücksichtigt 
werden, dann sind Soll-Aussagen über die Ziele der Berufsschulleh-
rerbildung eine notwendige Voraussetzung für Gestaltungsoptionen 
von Zeit-, Institutions- und Bildungsgangstrukturen, Kerncurricula, 
Lernumwelten etc. in denen sich Lernende zu "guten Berufsschulleh-
rern" entwickeln können sollen. 
Zu diesen (vertikalen) Zusammenhängen sind in den Dokumenten 
kaum Aussagen zu finden. Zum Teil bleiben anspruchsvolle, abs-
trakte Zielaussagen folgenlos; zum Teil sind konkrete Gestaltungs-
aussagen ziellos. Insgesamt sind die Aussagen zielarm und stark fo-
kussiert auf die Gestaltung institutioneller Strukturen (Dimensionen 5 
bis 7) . 
. Die differenziertesten Aussagen über diese Wechselbeziehungen lie-
gen von den Wissenschaftlern der Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
und politisch konsentiert von deren Sektion in der DeutSchen Gesell-
schaft für Erziehungswissenschaft vor. Als Besonderheit in der Ziel-
aussage hebt die BWP (DGfE) die Fähigkeit zur selbstbezogenen, . 
wissenschaftlichen Zielreflektion über das pädagogische Handeln 
hervor, die in der Spannung von Kompetenzentwicklung (beruflicher 
Mündigkeit/Bildung) und Qualifizierungserwerb (berufliche Tüchtig-
keit) steht (7.3). 
17. Zur Gestaltung von Bildungsgängen (Dimension 7) in den institutio-
nellen Strukturen, über die ein weitgehender politischer Konsens be-
steht, liegen die meisten Aussagen vor (162 von 217 = 75 %), aber 
diese sind auf die Bildungsgänge der drei Phasen ungleich verteilt: 75 
% beziehen sich auf universitäre Bildungsgänge (Studiengang-
Modelle), 8 % auf die der 2. Phase und 17 % auf sehr allgemeine 
Aussagen zur Lehretfort- und -Weiterbildung in der 3. Phase. Er-
wartungsgemäß fehlen diesbezügliche Aussagen von den Parteien. 
Die Dominanz ergibt sich vor allem daraus, daß die KMK -Beschlüsse 
darauf konzentriert sind, weil die politische Steuerung der universitä-
ren Studiengänge vor allem über die Vorgabe von Studiengang-
Modellen etfolgt. Daraus folgt wiederum für die Verbände, insbeson-
dere für die in der Sektion Berufs- und Wirtschaftspädagogik vertre-
tenen Wissenschaftler als wichtige Akteure in der universitären Be-
rufsschullehrerausbildung, daß sie dazu konkrete Forderungen vor-
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tragen müssen, wenn sie die Entscheidungen der Schul- und Wissen-
schaftsadministration beeinflussen wollen. Auch aus den historisch-
systematischen Erörterungen ist zu erkennen, daß die unterschiedli-
chen Vorstellungen zur Berufsschullehrerbildung in den polaren 
Spannungen von Fachmann - Pädagoge sowie Wissenschaftler -
Praktiker konkret und damit politisch relevant wurden in den Soll-
Aussagen über Studiengang-Modelle .. Deshalb haben wir für die A-
nalysen solcher Modell-Aussagen und für Modell-V ergleiehe beson-
ders viel Arbeitszeit verwendet (KapitelS und 10.2). 
18. Für die Berufsschullehrerausbildung in den Universitäten sind die 
KMK-Beschlüsse von 1995 (Modell B) und 1999 (Modell A) poli-
tisch maßgebend. Der historisch-systematische Modell-Vergleich der 
beiden Studiengang-Modelle ist nicht in allen Merkmalen möglich, 
weil iin Modell B die fachdidaktischen und schulpraktischen Stu-
dienanteile sowie der Themenkomplex ,,arbeitswissenschaftliche, be-
triebspsychologische und betriebssoziologische Gesichtspunkte" den 
drei Studienanteilen Erziehungswissenschaft/Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik, berufliche Fachrichtung und Wahlpflichtbereich 
nicht zugeordnet sind. Bei der Erarbeitung des Modells A in der HRK 
sind die Vorgaben des Modells B beachtet und eingehalten worden. 
Nach dem Grundsatz der Gleichwertigkeit bei Andersartigkeit kann 
deshalb Modell A als Variante von Modell B für die berufliche 
Fachrichtung Wirtschaftswissenschaft interpretiert werden (2.17; Ka-
p~8und10~ . 
Eine Konsequenz aus dieser Interpretation wäre eine Vereinheitli-
chung durch die Streichung der beruflichen Fachrichtung Wirt-
schaftswissenschaft aus Modell B, um parallele Studiengangangebote 
nach den Modellen A und B zu vermeiden (zumal an einer Universi- · 
tllt wie z. B. in Berlin und Köln). Auf jeden Fall sind die Überein-
stimmungen beider Modelle so groß, daß es keine sachlichen GrUnde 
dafür gibt - bei Nachweis einer weiteren 6monatigen fachpraktischen 
Tätigkeit - Diplom-Handelslehrern die Zulassung zum V orberei-
tungsdienst zu verweigern. 
19. Für die Konkretisierung beider Studiengang-Modelle A und B durch 
Studiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen sind die Zeitvorga-
ben für die Studienanteile und die Kombinationsmöglichkeiten maß-
gebend. Bei 9 Semestern Regelstudienzeit (einschließlich Prüfungs-
semester nach HRO) und 160 SWS Studienumfang legt der 1995er 
KMK.-Beschluß (Modell B) für die Studienanteile Erziehungswissen-
schaft, berufliche Fachrichtung und Fach des Wahlpflichtbereichs 
30 : 80 : 50 SWS fest. Modell A, die Underregelungen und die Stu-
diengänge an den wissenschaftlichen Hochschulen modifizieren diese 
Vorgaben. Die Modifikationen haben wir dargestellt, verglichen und 
bewertet (Kapitel 8). Wiederum nach dem Grundsatz der Oieichwer-
tigkeit bei Andersartigkeit interpretieren wir diese Modifikationen -
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mit Ausnahme von drei Zweifelsfällen- als Varianten des Modells B 
und nicht als Abweichungen. Wir haben Zweifel, ob die geringen 
Studienanteile für Erziehungswissenschaft/Berufs- und Wirtschafts-
pädagogik in Berlin, M~klenburg-Vorpommern mit 20 SWS und in 
Sachsen mit 14 bis 18 SWS eine Bewertung der Studiengänge in die-
sen Ländern als Varianten des Modells B noch zulassen. 
20. Aus den Vergleichen und Interpretationen der Modelle und der Vari-
anten heben wir hervor: 
Die schulpraktischen Studien sind als vierter Studienanteil nicht 
ausgewiesen (wie in den ,,Perspektiven für die Lehrerbildung ... "; 
Terhart 2000, S. 99 ff.). 
Die Vorgaben für bzw. Aussagen zu den Fachdidaktiken bleiben 
vage und sind eher uneinheitlich; jedenfalls werden sie der Be-
deutung nicht gerecht, die den Fachdidaktiken heute überein-
stimmend zugemessen wird. 
In der polaren Spannung von Fachmann- Pädagoge ist die Zeit-. 
verteilungder Studienanteile deutlich auf den Pol ,,Fachmann" o-
rientiert. 
Aus der polaren Spannung von Wissenschaft und Praxis resultiert 
das Problem, daß das Studium einer beruflichen Fachrichtung ei-
nerseits an Fachwissenschaften und deren Disziplinstrukturen o-
rientiert ist sowie deren Logiken folgen soll (wie im Modell A 
seit etwa 100 Jahren in der curricularen Verzahnung mit den 
Wirtschaftswissenschaften), daß es andererseits für die berufs-
schulpädagogischen Anforderungen der Schulpraxis qualifizieren 
soll, die durch ihre Beziehungen zur beruflich organisierten Er-
werbsarbeit im Beschäftigungssystem inhaltlich anders struktu-
riert ist wid anderen Logiken folgt (wie im Modell B seit der di-
daktischen Konstruktion von Berufsfeldern, an denen das Studi-
um der beruflichen Fachrichtung grundsätzlich orientiert sein 
soll). Während im Modell A die wirtschaftspädagogischen, fach-
didaktischen und schulpraktischen Studienanteile integriert sind, 
um Spannungen zwischen den Wirtschaftswissenschaften und 
den berufsschulpädagogischen Anforderungen kaufmännischer 
Schulen zu gestalten, gelingt nach dem Modell B die Gestaltung 
einer solchen Brückenfunktion für die anderen beruflichen Fach-
richtungen - aus sehr verschiedenen Gründen - nicht oder nicht 
im gleichen Maße. Das kommt im unterschiedlichen Entwick-
lungsstand der berufsfeldbezogenen Fachdidaktiken und an der 
Diskussion über ,,Berufsfeldwissenschaften" zum Ausdruck. 
Die wissenschaftlichen Beiträge von Berufs- und Wirtschaftspä-
dagogen zur Konstruktion von Berufsfeldwissenschaften haben 
politische Relevanz erhalten durch ein Gutachten von drei Wis-
senschaft.lern zur wissenschaftlichen Beratung der Berufsschul-
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Iehrerbildungspolitik und der Schul-, Berufsbildungs- und Wis-
senschaftsadministration in den norddeutschen Ländern 
(Gerds/Heidegger!Rauner 1998). Aus ihren Vorstellungen über 
Berufsfeldwissenschaften haben die Gutachter weitreichende 
Konsequenzen für Studiengang-Modelle und Studienstandorte 
gezogen. Innerwissenschaftlich vertreten die Autoren mit diesen 
Vorstellungen eine Position, die von der Mehrheit der Berufs- , 
und Wirtschaftspädagogen abgelehnt wird (Kapitel 3). Das 
kommt auch in den politischen Stellungnahmen der Sektion BWP 
{DGtE) zum Ausdruck (Expertise 12.4). Gleichwohl kann der 
curriculare Konstruktionsansatz ,,Berufsfeldwissenschaft" Mög-
lichkeiten bieten, eine Brückenfunktion im Modell B z. B. für ein 
Berufsfeld ,,Körperpflege" zu erfüllen. 
In der politischen Diskussion haben die Aussagen zur Berufs-
feldwissenschaft bei Parteien, Gremien und· Verbänden bisher 
keine wahrnehmbare Resonanz gefunden. Nur die GEW hat zu-
nächst positiv darauf reagiert. In der derzeitigen innerverbandli-
ehen Diskussion zeichnet sich aber eine kritisch-distanzierte Aus-
sage ab. 
Die höchsten Zeitanteile für berufliche Fachrichtungen (über 100 
SWS) sind in solchen Studiengängen festzustellen, die nach dem 
Polyvalenzprinzip eng mit Diplom-S~iengängen verzahnt sind, 
i.d.R. zu Lasten der Zeitanteile für Erziehungswissenschafti-
Berufs- und Wirtschaftspädagogik und/oder dem Fach des Wahl-
pflichtbereichs. 
Eine Orientierung am Zweifach-Modell im Lehramtsstudium für 
das Gymnasium und am Zeitanteil und Niveau dieser Fachstu-
dien (65 SWS) bei der Entscheidung über den Zeitanteil für ein 
nicht berufsbezogenes Fach im Wahlpflichtbereich fl1hrt zu Re-
duktionen der Zeitanteile für die berufliche Fachrichtung 
und/oder für die Erziehungswissenschaft/Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik (z. B. Sachsen). 
Um die Stoff-Zeit-Probleme in Studiengängen mit der Kombina-
tion einer beruflichen Fachrichtung mit einem nicht berufsbezo-
genen Fach zu entschärfen, läßt Modell A in der Studienrichtung 
TI eine Erhöhung des Studienumfangs um 15 SWS auf 175 SWS 
zu. Dem folgen einige Länder und wissenschaftliche Hochschu-
len, deren Studiengänge nach Modell B organisiert sind, auch für 
andere berufliche Fachrichtungen. 
Die Kombinationsmöglichkeiten des Studiums einer beruflichen 
Fachrichtung mit dem eines Faches/Lehrangebotes des Wahl-
pflichtbereichs nach den Modellen A und B ftlhren einerseits zu 
einer großen Zahl von Studiengängen - mit der Folge von Un-
übersichtlichkeit. Aus den Tabellen 11 und 12 und den Informa-
tionen über die Länder und die wissenschaftlichen Hochschulen 
schätzen wir, daß bundesweit ca. 1000 Kombinationsmöglich- . 
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keiten gewählt werden können (8.3 und 8.4, Abbildungen 11, 12 
und 17). Wenn Studierende die Unübersichtlichkeit überwinden, 
können sie ihren individuellen Studiengang aus vielen Angeboten 
wählen. Als Kehrseite dieser Vielfalt werden überregionale und 
länderübergreifende Abstimmungen erschwert, zugleich aber 
notwendig. 
Andererseits bleiben diese Kombinationsmöglichkeiten in bezug 
auf die sechs Studienrichtungen, die nach dem berufs- und wirt-
schaftspädagogischen Studiengang-Modell (Modell C) möglich 
sein sollten, strukturell zurück (8.2). Insbesondere berücksichti-
gen sie zu wenig die curricularen Affinitäten zwischen den drei 
t Studienanteilen, die für deren Kombinationen jedoch von großer 
Bedeutung sind (z. B. die Affmitäten zwischen dem Studienanteil 
Erziehungswissenschaft/Berufs- und Wirtschaftspädagogik und 
Sozialpädagogik als Wahlpflichtfach oder als berufliche Fach-
richtung). 
21. Das Fehlen von Soll-Aussagen in den Dokumenten aus dem politi-
schen Raum zu den Dimensionen 8 bis 10 haben wir in Purikt 10 un-
ter dem Aspekt politischer Steuerung positiv interpretiert. Diese 
Leerstellen machen jedoch darauf aufmerksam, daß gleichwohl Ges-
taltungsbedarf besteht. Deshalb ftigen wir drei kommentierende Be-
merkungen zu diesen Dimensionen von Konzepten an. 
22. Wenn ,,Kerncurricula" (Dimension 8) für die Berufsschullehrerbil-
dung in allen drei Phasen und für alle Bildungsgänge als notwendig 
angesehen werden, um einen kontinuierlichen Kompetenzaufbau bei 
den Lernenden zu sichern, muß politisch geklärt werden, von wem 
und mit welchen Verfahren solche Curricula erarbeitet werden sollen. 
23. Zur Gestaltung von Lern- und Arbeitsumwelten (Dimension 9) gibt 
es in der Ausbildungspraxis der Berufsschullehrerbildung, in .der Pra-
xis der berufsbildenden Schulen und in den Wissenschaften viele Er-
fahrungen und fundiertes wissenschaftliches Wissen. Transfer und 
Austausch dieser Erfahrungen und dieses Wissens gelingen aber nur 
begrenzt. Mit dem BLK-Modellversuchsprogramm "Innovative Fort-
bildung der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen" werden 
- zunächst begrenzt für die 2. und 3. Phase der Berufsschullehrerbil- , 
dung - weitere Erfahrungen gesammelt und wird Wissen erzeugt, das 
für die Gestaltung von Lern- und Arbeitsumwelten in der Berufs-
schullehrerbildung insgesamt verwendet werden kann. Dem Erfah-
rungs- und Wissenstransfer kommt dabei für die Weiterentwicklung 
der Berufsschullehrerbildung große Bedeutung zu, so daß - unter Be-
rücksichtigung der Ergebnisse aus dem Projekt ,,Innovations- und 
Transfereffekte von Modellversuchen in der beruflichen Bildung" 
(Nickolaus/Schnurpel 2000) - der Transfer durch besondere Maß-
nahmen politisch gefördert werden sollte. 
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24. Potentielle Studienberwerber, Studierende, Referendare und Lehrer 
sind als Personen und als Gruppen Adressaten der Berufsschullehrer-
bildung (Dimension 10), die im politischen Raum wenig spezifische · 
Beachtung finden. Diesen Sachverhalt interpretieren wir als eine der 
vielen Ursachen für die periodisch wiederkehrenden und aktuellen 
Rekrutierungsprobleme von Lehrern für berufsbildende Schulen. 
Deshalb haben wir zum einen aus der Gruppe der Betroffenen exem-
plarisch Studierende zu ihrer Sicht auf die Berufsschullehrerbildung 
befragt (Kapitel 9; 12.3, Abbildung 16). Deshalb weisen wir auch 
darauf hin, daß politische Maßnahmen zur Werbung und Imagepflege 
und nicht zuletzt zur Verbesserung der Lern- und Arbeitsbedingun-
gen der Betroffenen in allen Institutionen, die an der Berufsschulleh-
rerbildung beteiligt sind, zu den Voraussetzungen gehören, um die 
Berufsschullehrerbildung weiter zu entwickeln. 
25. Abschließend weisen wir auf eine weitere politisch gravierende Leer-
stelle in den Dokumenten aus dem politischen Raum hin: Trotz lan-
ger historischer Erfahrungen (Kapitel 2) und seit Mitte der 1980er 
Jahre erkannter und prognostizierter Probleme bei der Rekrutierung 
von Lehrern fUr die berufsbildenden Schulen fehlen Aussagen sowohl 
zu zukunftsorientierten Planungskonzepten, Verfahren zur Planung, 
Abstimmung etc. als auch zu Bildungsgang-Modellen für Interes-
sierte aus anderen akademischen Berufen, durch die die Qualität der 
Berufsschullehrerbildung gesichert und weiterentwickelt und 
zugleich die Rekrutierungsprobleme bewältigt werden können. Des-
halb droht - in der Spannung von Qualität und Quantität - in der Be-
rufsschullehrerbildung gegenwärtig wieder einmal eine kurzfristige 
Orientierung an den Quantitätsproblemen zu Lasten der Qualität ei-
nes Teils der Lehrkräfte in den berufsbildenden Schulen zu gehen. 
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1. Ausgangslage, Auftrag und Rahmenbedingungen des Projektes 
1.1 Einflußfaktoren auf die Berufsschullehrerbildung - zur Aus-
gangsJage 
Allgemeines und berufliches Lernen in Schulen, Betrieben, außerschuli-
schen und außerbetrieblichen Institutionen ist durch Veränderungen in 
der Gesellschaft, z. B. durch sogenannte Megatrends (vgl. Buttler 1992) 
komplexer und komplizierter geworden - für die Lehrenden wie für die 
Lernenden. Die gemeinsame Bearbeitung von Lehr-Lernproblernen in 
organisierten Lehr-Lernprozessen führt einerseits zu Erfolgen und zu 
meßbaren Erfolgserlebnissen einzelner Personen, andererseits aber auch 
zu Mißerfolgen, die zur Kritik von Lehrenden an Lernenden oder umge-
kehrt und/oder zu gemeinsamer Kritik an den Institutionen Schule, Be-
trieb etc., an der Schulverwaltung, an den Unternehmens- und Behör-
denleitungen und deren Strukturen sowie an Staat und Gesellschaft flih-
ren. Solche Kritik von Personen, die sich auf der Mikrosystem Ebene als 
Betroffene institutioneller Rahmenbedingungen und politischer Entschei-
dungen flihlen, korrespondiert strukturell mit der Kritik von Personen, die 
auf der Makro- und Exosystemebene politische und administrative Ent-
scheidungen treffen, an der Praxis der Berufsausbildung. 
In relativ stabilen gesellschaftlichen Entwicklungsphasen verlaufen beide 
Kritikstränge in ,,normalen" Bahnen. Sie sind notwendig zur Verhinde-
rung von Stagnation und Verkrustungen. Bei gravierenden gesellschaftli-
chen Veränderungen, Umbrüchen, Transformationen etc. kann die wech-
selseitige Kritik ein Ausmaß erreichen, das zu Blockaden bei den Prob-
lembewältigungen und damit zu unangemessenen Reaktionen der Han-
delnden auf die Veränderungen flihrt. Dann gewinnt die Krise in einem 
gesellschaftlichen Subsystem, z. B. im Schul- und Berufsausbildungs-
system, wegen der zunehmenden Interdependenzen zwischen allen ge-
sellschaftlichen Subsystemen eine so große Bedeutung für die gesamtge-
sellschaftliche EntWicklung, daß in der Gesellschaft, vor allem beim 
Staat, politisches Handeln zur Krisenbewältigung herausgefordert wird. 
Gegenwärtig werden von vielen Lehrenden und Lernenden in Schulen, 
Betrieben etc., von administrativ und politisch Handelnden in den Insti-
tutionen des Bildungssystems, von Parteien und Verbänden und von einer 
breiteren Öffentlichkeit die ,,Lage" im Ausbildungssystem, d. h. die Ent-
wicklungsprozesse in den gegenwärtigen institutionellen Strukturen der 
Berufsbildung, als krisenhaft wahrgenommen bzw. interpretiert. Das hat 
zum Nachdenken über die Berufsbildung, zu genaueren Analysen und zu 
politischen und pädagogischen Reaktionen geflihrt. 
Da als erwiesen gilt, daß die Kompetenzen und Qualifikationen von Leh-
renden große Bedeutung haben für die personalen Entwicklungsmöglich-
keiten der Lernenden resultiert aus der Kritik an der Schule die Kritik an 
der Lehrerarbeit, die ausgeweitet wird zur Kritik an der Lehrerbildung. 
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Hinzu kommen auch Kritik und Reformvorschläge aus den an der Leh-
rerbildung beteiligten Institutionen (Universitäten, Studienseminare, 
Ausbildungsschulen) sowie aus der Lehrerfort- und -Weiterbildung, die 
Kritik von Lehramtsstudierenden, von Lehramtsreferendaren und von den 
an derLehrerfort-und -Weiterbildung beteiligten Lehrern sowie von de-
ren Ausbildern und Weiterbildnern. Insgesamt hat sich gegenwärtig ein 
Kritikpotential und ein Konvolut von Reformvorschlägen zur Lehrerbil-
dung gebildet, ·die beide einen Reformstau signalisieren, der politisch zu 
bearbeiten ist. · 
Aufgrund der Zuständigkeit der Länder ftir das berufsbildende Schulwe-
sen und deren Lehrer müssen diese mit ihrer Berufsschul-, Berufsschul-
lehrer- und Berufsschullehrerbildungs-Politik auf qualitative und quanti-
tative Veränderungen im Beschäftigungssystem reagieren. Darüber, wie 
sie in V ergangenheil und Gegenwart auf welche Veränderungen politisch 
reagiert haben, liegen nach unserer Kenntnis weder länderspezifische 
noch länderübergreifende Forschungsergebnisse vor. Aus der Geschichte 
der Berufsschullehrerbildung sind jedoch drei Hypothesen über Einflüsse 
auf die Berufsschullehrerbildungs-Politik zu gewinnen. 
1. Die konzeptionellen Vorstellungen über die Qualität der Berufs-
schullehrerbildung waren und sind vorwiegend von Vergleichen mit 
der Lehrerbildung für die allgemeinbildenden Schulen beeinflußt. 
2. Besonderheiten in den Anforderungen der Lehrerarbeit im berufsbil-
denden Schulwesen haben sie zu einigen speziellen Maßnahmen in 
der praktischen Gestaltung der Berufsschullehrerbildung veranlaßt, 
die nachgängig auch ihre konzeptionellen Vorstellungen beeinflußt 
haben. 
3. Der Mangel an Berufsschullehrern war und ist der wichtigste Anlaß, 
auf den die Berufsschullehrerbildungs-Politik reagiert hat: auch die 
gegenwärtigen politischen Aktivitäten reagieren dominant auf die 
quantitativen Probleme in· der Lehrerversorgung; sie folgen eher 
kurzfristigen Notwendigkeiten uild stehen in der Gefahr, konzeptio-
nelle Überlegungen und längerfristige Planungen für eine qualifi-
zierte Berufsschullehrerbildung zu vernachlässigen. 
Zu den politischen Reaktionen in den Ländern gehören die Berufungen 
von Kommissionen, die den Zustand der Lehrerbildung insgesamt analy-
siert und Reformvorschläge erarbeitet haben bzw. noch daran arbeiten. 
Einige länderspezifische Reformmaßnahmen sind bereits durchgeführt 
worden so z. B. die Einftlhrung eines Praxishalbjahres in die Lehreraus- . 
bildung der Hochschulen bei Kürzung des Vorbereitungsdienstes um ein 
halbes Jahr in Baden-Württemberg und die Einrichtung von Lehrerbil-
dungszentren an den Universitäten in Nordrhein-Westfalen. Vor diesem · 
Hintergrund hat die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder 
(KMK) die Notwendigkeit einer länderübergreifenden Abstimmung der 
Reformen in der Lehrerbildung erkannt und die Einsetzung einer "Ge-
mischten Kommission Lehrerbildung" (GKL) beschlossen. Diese hat sich 
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Ende September 1998 konstituiert und nach knapp einjährigen Beratun-
gen ihren Abschlußbericht ,,Perspektiven der Lehrerbildung in Deutsch-
land" Ende August 1999 der KMK vorgelegt (vgl. Terhart 2000). Dieser 
Bericht hat in vielen Ländern die Beratungen und Reformaktivitäten 
. beeinflußt (z. B. hat die Freie und Hansestadt Harnburg als erstes Bun-
desland im November 1999 im Anschluß an den Bericht die ,,Hamburger 
Kommission Lehrerbildung (HKL)" konstituiert, die im Oktober 2000 
ihren Abschlußbericht vorgelegt hat - Harnburg 2000; in Niedersachsen 
hat die für die Landeshochschulplanung eingesetzte Wissenschaftliche 
Kommission (WK NS) eine Arbeitsgruppe Lehrerbildung (AGL WK NS) 
unter der Leitung von Ewald Terhart berufen, die die Lehrerbildung ana-
lysieren und der WK N~ Vorschläge zur Weiterentwicklung der Lehrer-
bildung in Niedersachsen vorlegen soll). Der Projektleiter war als Berufs-
und Wirtschaftspädagoge Mitglied der GKL und ist Mitglied der AGL 
NS. Von ihm wurde in der GKL und wird' in der AGL NS erwartet, daß 
die spezifischen Einflüsse auf die Berufsschullehrerbildung angemessen 
·in den Analysen, Beratungen und bei den Refotmvorschlägen berück-
sichtigt wurden un~ werden. 
Bereits zu Beginn der Beratungen in der GKL erwies es sich als notwen-
dig, die Frage' nach ,,Einheit und Differenz der Lehrämter" explizit zur 
Diskussion zu stellen, weil einerseits in der GKL die Tendenz bestand, 
Perspektiven der Lehrerbildung allgemein für alle Lehrämter zu erarbei-
ten und andererseits durch die personelle Zusammensetzung der GKL das 
allgemeinbildende Schulwesen und die Lehrerbildung für diese Schulen 
ganz im Vordergrund der Interessen und Erfahrungen der Kommissions-
mitglieder standen. Deshalb mußten aus berufs-und wirtschaftspädagogi-
scher Sicht die Probleme von Einheit und Differenz der Lehrämter the-
matisiert und die Besonderheiten der Berufsschullehrerbildung hervorge-
hoben werden. Aus diesen· Beratungen sind die Erläuterungen im Ab-
schnitt 3.3 des GKL-Abschlußberichtes hervorgegangen (vgl. Terhart 
2000, S. 62 - 66), die folgende Aussagen enthalten: 
"Im Blick auf die Lehrämter für die allgemeinbildenden Schulen ist das 
Verhältnis von Einheitlichkeit und Differenz noch vergleichsweise einfach 
zu bestimmen. Die Verhältnisse im Bereich des Lehramtes an Beruflichen 
Schulen sowie des Lehramtes für die Sonderschulen sind demgegenüber 
jedoch sehr komplexer, eigenständiger Natur und verdienen bzw. erfor-
dern eine eigenständige ausführliche Diskussion und Weiterentwicklung. 
Die Kommission empfiehlt der KMK, zu diesen beiden Lehrämtern spe-
zielle Beratungen in geeigneter Form durchzuführen." (ebd. S. 65). 
Zu Beginn der Beratungen über diese Frage wollte sich die GKL kundig 
machen über die spezifischen Probleme und Perspektiven der Berufs-
schullehrerbildung. Sie hat dafür um ein kommissionsinternes Papier 
gebeten, das der Projektleiter für die dritte Kommissionssitzung vorgelegt 
hat. Für die später geplante Zusammenstellung von kommissionsexternen 
Expertisen in einem ,,Materialband" zum GKL-AJ;>schlußbericht wurde 
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beschlossen, dieses interne Papier aufzunehmen. Durch die überarbeitete 
Fassung dieses Papiers sollten diejenigen GKL-Mitglieder und Leser, 
denen die Berufsschullehrerbildung eher fremd ist, über ,,Einflußfakto-
ren" auf die Berufsschullehrerbildung informiert werden (der Material-
band ist als vervielfältigtes Manuskript von der KMK herausgegeben 
worden und kann dort abgerufen werden; vgl. KMK 1999, S. 37-44 und 
Keil 2000a). Für die mit der Berufsschullehrerbildung· vertrauten Leser 
unseres Projektberichtes erübrigt sich hier eine Wiederholung oder Zu-
sammenfassung der Aussagen über die aktuellen Einflußfaktoren auf die 
Berufsschullehrerbildung. Vielmehr soll für diesen Leserkreis daran erin-
nert werden, daß zur Ausgangslage dieses Projektes die komplexen Be-
ziehungen zwischen den Diskussionen über die Lehrerbildung allgemein 
und der Berufsschullehrerbildung speziell gehören und daß deshalb die 
Geschichte der Berufsschullehrerbildung im Kontext der Geschichte aller 
'Lehrerbildungen sowie die aktuelle Literatur zur Lehrerbildung und zum 
Lehrerberuf als Grundlagen ftir Analysen von Reformvorschlägen und 
Konzepten zur Berufsschullehrerbildung zu berücksichtigen sind. 
1.2 Politische Reaktionen in der Ausgangslage 
Ohne auf die vielfältigen politischen Reaktionen in der Ausgangslage an 
dieser Stelle näher einzugehen, sei hier nur darauf hingewiesen, daß der 
Projektauftrag an uns zu den politischen Reaktionen zählt: Der 
Abschlußbericht der GKL ist offensichtlich auch in der Abteilung 2 ,,All-
gemeine und berufliche Bildung" des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) auf Interesse gestoßen, insbesondere im Referat 
226, das fl1r berufliche Schulen und Modellversuche zuständig ist. Da die 
Qualität des "Wirtschaftsstandortes Deutschland" unter anderem auch 
von der Qualität der nichtakademischen Berufsausbildung beeinflußt 
wird, da ferner die ·beruflichen Schulen in diesem Ausbildungsbereich 
von großer Bedeutung sind und ein Zusammenhang zwischen der Quali-
tät der personalen Entwicklungsprozesse in beruflichen Schulen und den 
Kompetenzen und Qualifikationen der Berufsschullehrer besteht, sind im 
Referat 226 Aktivitäten zur Verbesserung der Berufsschullehrerbildung 
begonnen worden. Diese stehen im KORtext der Beratungen und Be-
schlUsse im ,,Bündnis fl1r Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit" 
(Bundesregierung o. 0., o. J.; Berlin 1999) und in der Projektgruppe ,,In-
novationen im Bildungswesen" der Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung und Forschungsförderung (BLK), die für den Ausschuß 
,,Bildungsplanung" eine Programmskizze für ein BLK-Programm iJ;D 
Bereich der Berufsbildung ,,Innovative Fortbildung der Lehrerinnen und 
Lehrer an beruflichen Schulen" erarbeitet hat. In diesem Kontext ist im 
BMBF ein Projekt ,,Konzepte zur Berufsschullehrerbildung" initiiert 
worden, das wir als Berufsbildungsforschungsprojekt übernommen ha-
ben. 
5 
1.3 Projektübernahme, Projektdefinition, Projektbericht 
Erste telefonische (November 1999) und persönliche (Januar 2000) Ge-
spräche haben zu einem globalen Projektantrag (vom 09.03.2000) geführt 
und nach Konkretisierungen und Kürzungen der ursprünglich beantragten 
Bearbeitungszeit sowie der finanziellen Projektmittel ist unser ,,Angebot 
für einen Auftrag auf Ausgabenbasis" (AAA; vom 28.03.2000) ange-
nommen und der Vertrag zwischen der Universität-Gesamthochschule 
Siegen (UGHS) und dem BMBF abgeschlossen worden (vom 10.05.2000 
für die Projektlaufzeit 01.04.-31.12.2000, Förder-Kennzeichen K 
6116.00). Aufgrund von Erweiterungen des Arbeitsplanes für die Pro-
jektdurchführung (Kapitel2, 3 und 9) und die Übernahme von Beratungs-
aufgaben für das BLK-Programm "Innovative Fortbildung der Lehrerin-
nen und Lehrer an beruflichen Schulen" ist mit einem Zwischenbericht 
über die Projektarbeiten der Antrag gestellt worden, die Projektlaufzeit -
wie ursprünglich beantragt- bis zum 31.03.2001 zu verlängern, der mit 
Schreiben des BMBF vom 21.02.2001 genehmigt wurde. 
Auf der Basis einer umfangreicheren Projektbeschreibung ist im AAA 
folgende ,,Kurzfassung der Vorhabenbeschreibung" nach Art und Um-
fang der von uns übernommenen Aufgabe festgehalten, auf die im § 1 des 
Vertrages verwiesen ist: 
"Erarbeitung eines Überblicks über die gegenwärtig vorliegenden Ziel-
vorstellungen, Konzeptionen, Modelle, Stellungnahmen etc. zur Berufs-
schullehrerbildung (insgesamt für alle drei Phasen) die seit 1990 veröf-
fentlicht wurden. Die aktuellen Dokumente und Materialien, aus denen 
konzeptionelle Vorstellungen über die Berufsschullehrerbildung zu ent-
nehmen sind, werden gesammelt, gesichtet, dokumentiert, analysiert, 
systematisch-synoptisch dargestellt und bewertet". 
Erste inhaltliche Vorarbeiten für das Projekt haben wir im März 2000 
begonnen. Vom 01.04. - 31.12.2000 haben Frau Dr. phil. Ulrike Buch-
mann M.A. (BAT Ila/2, wissenschaftliche Mitarbeiterin Arbeitsbereich 
Berufspädagogik der UGHS) und Frau Michaela Schulte (als studentische 
Hilfskraft mit 8 Std/Woche; Lehramtsstudentin mit dem Fach ,,Pädagogik 
als Unterrichtsfach für die Sekundarstufe ll") kontinuierlich im Projekt 
gearbeitet. An der·Datensammlung, Dokumentation und EDV-mäßigen 
Bearbeitung der Daten war punktuell Frau Katja Marx als studentische 
Hilfskraft beteiligt. 
Der Projekttitel und die obige Projektbeschreibung enthalten zentrale 
Begriffe, die für das Projekt folgendermaßen definiert werden: 
Als ,,Konzepte" werden alle schriftlichen Äußerungen in die Untersu-
chung einbezogen, die als Theorien, Modelle, Zielvorstellungen, Stel-
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lungnahmen, Empfehlungen etc. von Personen, gesellschaftlichen Grup-
pen oder Institutionen über W~sche (Soll-Aussagen) zur Gestaltung der 
Berufsschullehrerbildung für den Zeitraum von 1990 bis Mitte des Jahres 
2000 vorliegen. 
Diese allgemeine Defmition von ,,Konzept" im Projektantrag haben wir 
nach den historisch-systematischen Arbeiten im Projektverlauf für unsere 
Bewertungen konkretisiert. Aus quantitativer Sicht reicht es zwar aus, zur 
Defmition und Abgrenzung des (Soll-)Aussagen-Korpus diesen inhaltlich 
mit Bezug auf die Defmition des Begriffs ,,Berufsschullehrerbildung" zu 
bestimmen. Wenn allerdings ein ,,Konzept" aus qualitativer Sicht bewer-
tet und ,,Konzepte" miteinander verglichen werden sollen, bedarf es eines 
oder mehrerer Qualitätskriterien. Von den möglichen Qualitätskriterien 
wie Zielklarheit, Eindeutigkeit und innere Stringenz, Konkretheit, Voll-
ständigkeit etc. wählen wir als Hauptkriterium die Vollständigkeit. Denn 
ein Ergebnis der historisch-sytematischen Erörterungen ist die Einsicht, 
daß sowohl die Vorstellungen (Soll-Aussagen) über die Gestaltung der 
Berufsschullehrerbildung als auch die Praxis immer komplexer geworden 
sind. Um diese Komplexität in ihrer historischen Entwicklung und ihren 
gegenwärtigen Struktur zu erfassen, haben wir in den historischen Erörte-
rungen einzelne Dimensionen betrachtet, die erstmalig, allein oder domi-
nant in den Soll-Aussagen bzw. in der Praxis historisch festzustellen sind. 
Auf die zunehmende Trennung von Arbeiten und Lernen im Kontext 
gesellschaftlicher Differenzierungen haben die Vorstellungen über die 
Gestaltung der Berufsschullehrerbildung mit zunehmender Komplexität 
reagiert, was in der Mehrdimensionalität der Soll-Aussagen zum Aus-
druck kommt. Mit Bezug auf das Qualitätskriterium Vollständigkeit kann 
festgestellt werden, ob und inwieweit in einem ,,Konzept" zu allen histo-
risch und systematisch bekannten und relevanten Dimensionen Soll-
Aussagen vorliegen. Ein vollständiges ,,Konzept" müßte nach unseren 
historisch-systematischen Überlegungen Soll-Aussagen zur Berufsschul-
lehrerbildung in zehn Dimensionen enthalten (siehe 2.18, Punkt 15). 
Für die Konzentration in vielen Soll-Aussagen von Parteien, Beratungs-
gremien und Verbänden auf eine oder wenige Dimensionen gibt es viele 
Gründe, z. B. die politische Absicht, durch die Konzentration der Aussa-
gen auf eine oder wenige Dimensionen und Darstellung dieser Dimensio-
nen in einfachen Modellen- im Vergleich zu einer zehndimensionalen 
Konzeption - die politische Diskussion auf solche Gestaltungsoptionen 
zu fokussieren, die für die Realisierung der eigenen politischen Ziele am 
wichtigsten bewertet werden. 
,,Berufsschullehrerbildung" wird als Oberbegriff in zweifacher Perspekti-
ve verstanden. Unter schulorganisatorischer Perspektive ist die Berufs-
bildung für Lehrer aller Schulformen (-arten, -typen, Bildungsgänge; die 
Bezeichnungen sind uneinheitlich) des beruflichen Schulwesens im Se-
kundarbereich ß und im Quartärbereich gemeint, (Berufsschule für Ju-
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gendliche ohne Ausbildungsverhältnis, Berufvorbereitungsjahr, Berufs-
grundschuljahr, Berufsfachschulen, (Teilzeit-)Berufsschule, Berufsauf-
bauschule, Fachoberschule, Berufsoberschule, höhere Berufsfachschulen 
mit gymnasialer Oberstufe, Berufs-/Fachgymnasien, Fachschulen, höhere 
Fachschulen/Fachakademien, Berufsakademien). Berufsbildung fiir Leh-
rende in der akademischen Berufsausbildung der wissen·schaftlichen 
Hochschulen und FachhochSchulen sowie die fiir die Ausbilder in den 
Betrieben bleiben unberücksichtigt. Unter berufsbiographischer Perspek-
tive wird Berufsschullehrerbildung als Oberbegriff verwendet fiir die 
Berufsschullehrerausbildung (1. Phase an den Hochschulen und 2. Phase 
in Studienseminaren und Ausbildungsschulen) und fiir das Weiterlernen 
im Beruf (3. Phase, differenziert nach 0.1) Berufseinstieg~ (3.2) Fortbil-
dung und (3.3) Weiterbildung unter der Perspektive lebenslangen Ler-
nens~ (3.4) Berufsausstieg). 
Um Konzepte zur Berufsschullehrerbildung, die in schriftlich dokumen;. 
tierter Form vorliegen, systematisch sammeln, analysieren, ordnen und 
bewerten zu können, bedarf es sowohl eines kurzen historischen Rück-
blicks auf die Berufsschullehrerbildung als auch einer theoretischen Fun-
dierung des Forschungsprojektes sowie der Untersuchungen, die im 
Rahmen des Projektes durchgeführt werden sollen. Deshalb folgen im 
Projektbericht nach diesen einleitenden Erörterungen einige Aussagen 
über historische Entwicklungen, die aus unserer Sicht sowohl fiir das 
Verständnis der gegenwärtigen Strukturen der Berufsschullehrerbildung 
als auch unserer systematischen Analysen und abschließenden Bewertun-
gen hilfreich sein könnten (Kapitel 2). 
Das Forschungsprojekt zielt global auf die ( erziehungswissenschaftliche) 
Beratung der (Berufsbildungs-)Politik in bezug auf die Thematik ,,Be-
rufsschullehrerbildung". Die Ergebnisse des Projektes sollen dazu beitra-
gen, die gegenwärtigen Beratung~n und Planungen i~ Politik und Admi-
nistration über Veräriderungen in der Berufsschullehrerbildung durch 
wissenschaftlich erarbeitetes Wissen zu unterstützen. Dazu gehört auch 
Wissen über die Soll-Vorstellungen (Konzepte, Modelle, Programme 
etc.) der politischen Akteure (Parteien, Beratungsgremien und Interessen-
verbände). Denn auf der Basis solchen Wissens können diese Vorstellun-
gen verglichen, Gemeinsamkeiten und Unterschiede festgestellt und ein-
geschätzt werden, ob, inwiefern und inwieweit bestimmte Veränderungen 
in der Berufsschullehrerbildung durch politische Konsense eher·gefördert 
und ermöglicht oder durch politische Dissense eher behindert werden. 
Dabei besteht die Hoffnung, dass durch das Wissen über Soll-
Vorstellungen in Verbindung mit solchem aus Schwachstellenanalysen 
gewonnenen Wissen über die Ausgangslage politische Konsense ermög-
licht und dadurch notwendige Reformen in der Berufsschullehrerbildung 
gefördert werden. Nach den historischen Überlegungen (Kapitel 2) und 
vor den theoretischen Grundlegungen (Kapitel 4) gehen wir auf die an der 
Berufsschullehrerbildung beteiligten Akteure und deren Sicht (Kapitel 3) 
aus folgenden Erwägungen ein. 
,~.,-r-. __ 
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Neben den Parteien, den Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- sowie anderen 
Interessen-Verbänden als politische Akteur~ werden auch Personengrup-
pen politisch aktiv, die als Akteure in der Berufsschullehrerbildung in 
ihrer Arbeit von den politisch gestalteten Rahmenbedingungen beeinflußt 
werden. Sie haben sich z. T. in Verbänden organisiert, die Konzeptionen, 
Vorstellungen etc. in der Öffentlichkeit artikulieren, so die Kommission 
(jetzt Sektion) für Berufs- und Wirtschaftspädagogik (BWP) in der Deut-
schen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE) aus der Sicht der 
universitären Lehrerausbildung in der ersten Phase, der Bundesarbeits-
kreis der 8eminar- und Fachleiterinnen (BAK) aus der Sicht der Semi-
nararbeit in der zweiten Phase, die Berufsschullehrerverbände aus der. 
Sicht der Lehrerarbeit Deren Konzeptionen etc. haben politische Bedeu-
tung, weil sie auf beruflichen Erfahrungen und speziellem Sachverstand 
basieren und weil die Realisierung politisch gewollter Veränderungen 
von den Einstellungen, Erwartungen etc. dieser professionellen Akteure 
erheblich beeinflusst wird. 
Bei der Analyse von Aussagen solcher Akteur-Verbände ist zu beachten, 
dass diese von berufspolitischen Eigeninteressen beeinflusst sind und 
auch von diesen dominiert werden können. Dieser Sachverhalt kann de-
ren Aussagen in ihrer Bedeutung als fachliche Expertisen beeinträchtigen. 
Durch ideologiekritische Analysen wären solche Konfundierungen her-
auszuarbeiten und offen zu legen, was hier nicht geleistet werden kann. 
Deshalb werden diese Akteur-Verbände wie die Parteien und andere Inte-
ressenverbände in deri Aussagen-Korpus aufgenommen (vgl. Abschnitt 
6.2) und ihre Aussagen quantitativ analysiert und qualitativ bewertet 
~pitel7). 
Daneben gibt es aber Akteure, die als Personen konzeptionelle V orstel: 
Iungen, Erfahrungen, Stellungnahmen etc. veröffentlicht haben, die nicht 
in Verbandsaussagen berücksichtigt sind, weil die Personen entweder in 
keinem Verband organisiert oder dort als Minderheit in der innerver-
bandliehen Konsensbildung unterlegen sind. Deren Aussagen können 
gleichwohl politische Bedeutung gewinnen, z. B. durch theoretisch strin-
gente Argumentation, empirisch nachgewiesene Fakten oder durch das 
wissenschaftliche und/oder politische Ansehen der Person in der Öffent-
lichkeit. Eine Analyse und Bewertung von Aussagen solcher Akteure 
gehört nicht zum Projektauftrag. Da aber diesbezügliche Aussagen von 
Akteuren in der Berufsschullehrerbildung zur Ergänzung oder zur Klä-
rung konzeptioneller Vorstellungen über die Berufsschullehrerbildung 
beitragen und dadurch politische Bedeutung gewinnen können, berück-
sichtigen wir auch ausgewählte Texte einzelner Personen (Kapitel3). Für 
Akteure aus den universitären Berufsschullehrerausbildung haben wir uns 
auf Wissenschaftler der Berufs- und Wirtschaftspädagogik beschränkt 
und deren innerwissenschaftliche Diskussion über die Berufsschullehrer-
bildung durch eine Expertise analysieren und bewerten lassen (12.4). Da 
es uns nicht gellDlgen ist, vergleichbare Expertisen von und über Akteure 
aus den Institutionen der 2. und 3. Phase zu gewinnen, können wir nur 
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einige Hinweise auf Aussagen zur Weiterentwicklung der Berufsschul-
lehrerbildung in diesen beiden Phasen geben, die aus der Sicht ihrer Ak-
teure vorliegen. 
Nach Erläuterungen zu den theoretischen Grundlagen für das Untersu-
chungsinstrument (Kapitel 4) erklären wir die von uns entwickelte 
Strukturmatrix, die als Instrument zur Analyse und Ordnung von Soll-
Aussagen über die Berufsschullehrerbildung dient, und zeigen deren 
Verwendung als Analysemodell (Kapitel 5). 
Das Analysemodell wird auf einen spezifischen Aussagen-Korpus ange-
wendet (Kapitel 6). Da für die Interpretationen und Bewertungen der zu 
analysierenden Aussagen ein breiter Infonnationshintergrund wün-
schenswert ist, gehen wir auf aktuelle Literatur zur Lehrerbildung und 
zum Lehrerberuf ein und stellen die von uns gesichtete Literatur auf ei-
nem Datenträger (3.5"-Diskette) zur VerfUgung (Abschnitt 6.1). Eine 
ebenfalls wünschenswerte systematische Analyse und Bewertung dieser 
Literatur kann im Rahmen dieses Projektes nicht geleistet werden und 
bleibt als Forschungsaufgabe offen. Immerhin lässt sich durch den Lite-
raturüberblick die von uns vertretene These stützen, dass die politischen 
Aussagen zur Berufsschullehrerbildung kaum auf wissenschaftlich gesi-
chertem Wissen basieren (können), weil es Forschungen über die Lehrer-
bildung allgemein und über die Berufsschullehrerbildung im Besonderen 
erst in Ansätzen gibt. Die in den Aussagen-Korpus einbezogenen Veröf-
fentlichungen enthalten jedoch keine Aussagen über dieses Faktum und 
über die Notwendigkeit und die Möglichkeiten, die eklatanten For-
schungsdefiZite zu beseitigen. Warum die Analysen von Aussagen zur 
Berufsschullehrerbildung auf die von Parteien, Gremien und Verbänden 
konzentriert werden, begründen wir in Abschnitt 6.2. 
Die Darstellung der mit Hilfe des Analysemodells gewonnenen Ergebnis-
se (Kapitel 7) zielt auf die Feststellung von Übereinstilnmungen und Dif-
ferenzen in den Aussagen der Parteien etc. zur Berufsschullehrerbildung, 
um politische Konsense, Gestaltungsoptionen und mögliche Entwick-
lungspfade in der Berufsschullehrerbildung erkennen zu können. 
Auf dieses Ziel ist auch der Vergleich von Modellen für die Berufsschul-
lehrerbildunggerichtet (Kapitel 8). Die KMK-Beschlüsse von 1995 und 
1999 werden als Studiengang-Modelle A und B beschrieben und mit 
einem berufs-und wirtschaftspädagogischen Studiengang-Modell vergli-
chen. Auf der politischen Grundlage der KMK-Beschlüsse haben die 
Länder Regelungen zur Studiengang-Gestaltung getroffen (Abbildung 
11 ), die von den wissenschaftlichen Hochschulen durch Prüfungs- und 
Studienordnungen für Studiengänge konkretisiert sind (12.3, Abbildung 
19). Die Vielfalt von Studiengängen an 44 wissenschaftlichen Hoch-
schulen mit Berufsschullehrerausbildung lassen zum einen die Gestal-
tungsmöglichkeiten der Länder und Hochschulen in der Auslegung der 
Studiengang-Modelle A und B erkennen, sie wirken aber zum anderen 
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mit der Macht des Faktischen auf die 'soll-Aussagen der Parteien etc. 
zurück. Die Informationen und Vergleiche lassen Entwicklungen und 
Entwicklungsoptionen erkennen. die für die weiteren politischen Bera-
tungen über die Berufsschullehrerbildung relevant sind (10.3 und 11.2). 
Obwohl von Gestaltungsoptionen und Maßnahmen zur Weiterentwick-
lung der Berufsschullehrerbildung bestimmte Wirkungen erwartet wer-
den, die letztlich zur Verbesserung der Professionalisierungsprozesse und 
der Lehrerarbeit in den berufsbildenden Schulen ftihren sollen, wissen 
wir nur wenig über das Eintreffen solcher Erwartungen. weil die größten 
DefiZite in der Lehrerbildungsforschung im Bereich der Wirkungsfor-
schung liegen. Um vorsichtige Einschätzungen über mögliche Folgen 
bestimmter Maßnahmen zu ermöglichen, sollen durch einen Wechsel des 
Beobachterstandpunktes die Konzepte und Maßnahmen zwar auch aus 
. berufsbiographischer Perspektive, aber aus der Sicht von unten - aller-
dings nur von betroffenen Studierenden - beschrieben werden. Die Er-
gebnisse der Interviews sollen nur an einem exemplarischen Beispiel 
Hinweise darauf geben, daß die Betroffenen der politischen Aktivitäten 
auch Akteure in der Berufsschullehrerbildung sind, die aber aus Mangel 
an verbandlieber Organisation als politische Akteure nicht in Erscheinung 
treten (Kapitel 9). 
Bei der Interpretation der Lage in der politischen Diskussion über die 
Berufsschullehrerbildung (Kapitel 10) gehen wir davon aus. dass als po-
litisch wichtigste Bezugspunkte die • .Perspektiven der Lehrerbildung in 
Deutschland", die ,,Rahmenvereinbarungen über die Ausbildung und 
Prüfung für ein Lehramt der Sekundarstufe n (Berufliche Fächer) oder 
für die beruflichen Schulen der KMK (vom 12.5.1995)" und die .,Rah-
menordnung für die Diplomprüfung im Studiengang Wirtschaftspädago-
gik ... " der KMK (vom 19.3.1999) zu berücksichtigen sind (10.1 und 
10.2). 
Obwohl die • .Perspektiven der Lehrerbildung ... " nicht den politischen 
Status der beiden KMK-Rahmenvereinbarungen haben und keine spezifi-
schen Schwachstellenanalysen und darauf bezogene Reformmaßnahmen 
für die Berufsschullehrerbildung enthalten, sind sie für die aktuellen Be-
ratungen über die Berufsschullehrerbildung doch politisch hoch bedeut-
sam. Diese Bewertung begründen wir, um nachvollziehbar zu machen, 
weshalb unsere Interpretationen vorliegender Soll-Aussagen sich auf die 
• .Perspektiven" stUtzt. 
Während die • .Perspektiven" zukunftsorientiert sind und Reformbedarfe 
und -mf)glichkeiten für die Lehrerbildung allgemein - mit besonderer 
Berücksichtigung der Lehrer an allgemeinbildenden Schulen - enthalten. 
sind die beiden KMK-Vereinbarungen politische Konsense. die speziell 
für die Berufsschullehrerbildung in der V ergangenheil erreicht wurden. 
Unsere Interpretationen der quantitativ gewonnenen Analyseergebnisse 
stehen deshalb zunächst in einer zweifachen Spannung: Erstens in der 
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von Tradition und Zukunft und zweitens in der von allgemeinbildendem 
und berufsbildendem Schulwesen. Als dritte Spannung kommt hinzu die 
zwischen abstrakten Aussagen, die vielfach eine politische Konsensbil-
dung erst ermöglicht haben, und konkreten Aussagen, die für das Han-
deln der Akteure in der Berufsschullehrerbildung leitend sind bzw. sein 
sollten. Diese Spannung verfolgen wir exemplarisch durch Vergleiche der 
beiden KMK-Beschlüsse mit den Regelungen der Länder zur Berufs-
schullehrerbildung (Abschnitt 10.3). Dadurch soll deutlich und verständ-
lich werden, weshalb im Aussagen-Korpus und in unseren Analysen die 
Berufsschullehrerausbildung in der ersten Phase dominiert. 
Eine vierte Spannung besteht zwischen den Soll-Aussagen und der Macht 
des Faktischen in der gegenwärtigen Berufsschullehrerbildung, die unsere 
Interpretationen beeinflußt. Die Realität in den an der Berufsschullehrer-
bildung beteiligten Institutionen kann gegenwärtig niemand umfassend 
beschreiben. Für die Berufsschullehrerausbildung an den Universitäten 
liegen jedoch spezifische Soll-Aussagen in Form von Prüfungs- und Stu-
dienordnungen vor. Diese haben die stärksten Steuerungswirkungen auf 
die Realität. Sie ebenfalls zu analysieren und zu bewerten, gehört nicht 
zum Projektauftrag. Von dahingehenden Analysen und Vergleichen, in 
. die auch die Regelungen zur 2. Phase einzubeziehen wären, sind weitere 
wichtige Informationen für die Weiterentwicklung der Berufsschullehrer-
bildung zu gewinnen. , 
Im Ausblick (Kapitel 11) reflektieren wir über einige Beziehungen zwi-
schen Politik und Wissenschaft in der Gestaltung der Berufsschullehrer-
bildung, die von unterschiedlichen Kontexten und Zeithorizonten 
beeinflußt werden und die wiederum auf die Beratungen über die Berufs-
schullehrerbildung zurückwirken (11.1 ). Für die weiteren politischen 
Beratungen in dieser Spannung formulieren wir abschließend einige 
Themenvorschläge (11.2). 
Während der Bearbeitung des Projekauftrages sind wir auf Fragen und 
Probleme gestoßen, die ebenfalls bearbeitet werden müßten, um das Wis-
sen über die Berufsschullehrerbildung für die Beratungen und Entschei-
dungen darüber weiter zu fundieren und zu verbessern. Einige davon 
haben wir über den Projektauftrag hinaus mit eigenen Mitteln bearbeitet 
und die Ergebnisse in den Abschlußbericht aufgenommen (z. B. Kapitel 
2, 3, 9; Abbildung 17). Auf andere Fragen, deren Bearbeitung unsere 
personellen und fmanziellen Möglichkeiten weit übersteigen, haben wir 
nur hingewiesen. Diese Hinweise fassen wir hier als Forschungsaufgaben 
zusammen, deren Bearbeitung wünschenswert ist: 
1. Analysen und Vergleiche der Literatur zur Lehrerbildung (in 
allen Phasen), insbesondere zur Berufsschullehrerbildung. Sys-
tematische Auswertung aller Forschungsergebnisse zur Berufs-
schullehrerbildung (Metaanalysen). 
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2. Analysen über die Zusammenhänge zwischen Entwicklungen in 
der beruflichen Arbeit, der Berufsbildung, der Berufsschullehrer-
bildung sowie der Wahrnehmung und Interpretation dieser Ent-
wicklungen durch die politischen Akteure sowie deren Reaktio-
nen darauf (z.B. in Parteiprogrammen) und der Maßnahmen, die 
in der Regierung als Regierungshandeln und außerhalb in der 
Opposition durchgeftihrt werden. 
3. Länderspezifische Analysen und .Vergleiche dieser Zusammen-
hänge. 
4. Analysen und Vergleiche der Lehrerbildungsgesetze, Lehrerprü-
fungsordnungen, Regelungen der Berufsschullehrerbildung in 
allen drei Phasen in den Ländern, systematische Darstellung der 
Regelungen als Modelle und Modellvergleiche. 
5. Analysen der Regelungen zum Quereinstieg in den Berufsschul-
lehrerberuf (Beschreibung und Analyse aller Sonder- und Not-
maßnahmen). Systematischer Vergleich und Überblick über alle 
Regelungen in der Spannung von Qualität und Quantität. 
Beschreibung der Studiengänge an den Hochschulen, der Ausbildungs-
gänge im Vorbereitungsdienst und der Weiterbildungsgänge in der dritten 
Phase (unter Berücksichtigung der Maßnahmen bei Berufseintritt und der 
Lehrerfortbildung); Beschreibung als Modelle; Überblick und systemati-
scher Vergleich. 
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2. Historische Entwicklungen in der Berufsschullehrerbildung 
2.1 Vorbemerkungen zur Geschichte der Berufsschullehrerbildung 
Die Einflußfaktoren auf die Berufsschullehrerbildung (siehe 1.1) wirken 
gegenwärtig auf eine komplexe und vielfältige Praxis in der Berufs-
schullehrerbildung, die sich in einem längeren historischen Prozeß entwi-
ckelt hat. . Diese Praxis bildet den Ausgangspunkt für jede Reform, die 
· deshalb implizit oder explizit in (Reform)Konzepten zur Berufsschulleh-
rerbildung berücksichtigt ist bzw. bei der Konzeptdarstellung und 
-interpretation berücksichtigt werden muß. Weil auch die Aflalysen ge-
genwärtiger Konzepte zur Berufsschullehrerbildung und die Interpretati-
on vorliegender Dokumente sowie deren Bewertungen von den histori..: 
sehen Entwicklungen und von dem erreichten Entwicklungsstand 
beeinflußt sind, werden sowohl für die theoretische Fundierung (Kapitel 
4) als auch zur Offenlegung der historischen Einsichten, von denen wir 
bei der Bearbeitung des Projektauftrages ausgehen, einige historische 
Entwicklungen in der Berufsschullehrerbildung hervorgehoben und den 
theoretischen Begründungen vorangestellt. Dies geschieht mit folgender 
Einschätzung der historischen Berufsbildungsforschung über den Ge-
genstaßdsbereich Berufsschullehrerbildung. 
Zur Geschichte der Berufsschullehrerbildung liegen zwar einige Untersu-
chungen und Ergebnisse historischer Forschungen vor, die jedoch zu 
keiner umfassenden berufspädagogisch-historischen Darstellung geführt 
haben. Sie sind in zwei zentralen Dimensionen des Berufes, und demzu-
folge auch der Berufsbildung und der·iJerufsschullehrerbildung, oovoll-
ständig - sowohl hinsichtlich der inhaltlichen Dimension (Berufsberei-
che/Berufsfelder) als auch der hierarchischen Dimension (Schulformen 
vom Berufsvorbereitungsjahr bis zur Fachschule/Berufsakademie). 
Hinsichtlich der inhaltlichen Dimension liegen die Schwerpunkte der 
berufspädagogisch-historischen Forschung im Berufsfeld Wirtschaft 
(Handelslehrerausbildung) und in den ingenieurwissenschaftlich (gei 
werblich-technisch) orientierten Berufsfeldern (Gewerbelehrerausbil-" 
dung) und hinsichtlich rl:er hierarchischen Dimension steht die Leh-
rerausbildung fUr die (Teilzeit-)Berufsschule im Vordergrund. In eine 
umfassende Geschichte der Berufsschullehrerbildung müßte die Ausbil-
dung des lehrenden Personals für alle Berufsfelder und für alle Schulfor-
men 
(-arten, -typen) des berufsbildenden Schulwesens einbezogen und müßten 
die Entwicklungen in der Qualifizierung von Fachlehrern im schulischen 
und außerschulischen Bereich, von betrieblichen Ausbildern und von 
Weiterbildnern in der beruflichen Weiterbildung berücksichtigt werden, 
wofür es bisher keine systematischen Ansätze gibt. In bezug auf diese 
Zielperspektive fUr die Erarbeitung einer Geschichte der Berufsschull~h­
rerbildung sind die vorliegenden Forschungsergebnisse noch mager. 
Gleichwohl liegen Beiträge vor, in denen historische Entwicklungen in 
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der Berufsschullehrerbildung herausgearbeitet worden sind, die für das 
Verständnis der gegenwärtigen komplexen Praxis wichtig sind. 
Im folgenden beabsichtigen wir nicht, einen Beitrag zur historischen Be-
rufsbildungsforschung zu leisten, sondern wir erörtern aus systematischer 
Perspektive einige historische Befunde, die für die Einsicht in den Ur-
sprung eines strukturellen Problems oder in innovative Entwicklungen in 
der Berufsschullehrerbildung erreicht wurden, und zwar durch politische 
Gestaltung - als Reaktion auf je spezifische Problemlagen. 
2.2  Beziehungen zwischen der Berufsausbßdung der Jugend und 
der Berufsausblldung ihrer Lehrer aus historisch-systema-
tischer Sieht 
Zur Erziehung als ,,Summe der Reaktionen einer Gesellschaft auf die 
Entwicklungstatsache" (auf die ontogenetische Entwicklung des Men-
schen- Bernfeld 1925/1967, S. 51) gehört die Berufserziehung. Da diese 
u. a. auf die Integration der. nachwachsenden Generation in die Arbeits-
welt der Erwachsenen zielt, bestehen enge Wechselbeziehungen zwi-
schen den Strukturen der Arbeitswelt und der Berufserziehung sowie 
zwischen den erwachsenen Personen und den zu erziehenden Kindem 
und Jugendlichen. 
Solange die ,,geschlossene Hauswirtschaft" die vorherrschende sozio-
ökonomische Organisationsform für das Leben und Arbeiten in der Ge-
sellschaft war, blieb die Berufserziehung als (berufliche) Sozialisation in 
die familiale Sozialisation integriert und fungierte der ·,,Hausvater" in 
Haushalt und Betrieb als maßgebender Sozialisationsagent Strukturelle 
Ausnahmen von diesem Typus der Sozialisation waren durch den Zölibat 
der Kirche und durch die schriftliche Tradierung des religiösen Wissens 
verursacht, die für den kirchlichen Nachwuchs, insbesondere für den 
Beruf des Priesters, schulisch organisiertes Lernen erforderlich machten. 
,,Lehren" wurde dadurch zu einem spezifischen Qualifikationssegment in 
diesem Beruf, das auch in dem Maße in anderen Berufen an Bedeutung 
gewann, wie in diesen die schulische Organisation von Lernprozessen 
aufgrundvon Veränderungen in der Arbeit erforderlich wurden (Schreib-, 
Rechen-, Buchhaltungs-, Zeichenschulen etc.). Die Ursachen fUr die 
Ausgliederung von Lernprozessen aus dem familialen Leben und.aus den 
betrieblichen Arbeitsprozessen sind komplex und vieltllltig. Ohne darauf 
näher einzugehen kann als unbestrittene Erkenntnis festgehalten werden, 
da8 die Entstehung von Berufen und die zunehmende Arbeitsteilung den 
größten Einfluß auf diesen Trennungsprozeß von Arbeiten und Lernen 
gehabt haben (vgl. Beck/Brater/Daheim 1980), und da8 auch in Zukunft 
die gesellschaftliche Organisation der Arbeit die politische und pädagogi-
sche Gestaltung der Berufsbildung dominant beeinflussen wird. · 
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Durch die Trennung von Arbeiten und Lernen bei der Integration der 
nachwachsenden Generation und durch die schulische Organisation von 
Lernprozessen entstehen Lehren und Unterrichten als neue Formen be-
ruflicher Erwachsenenarbeit Diese wurde zunächst übernommen von 
,,Fachleuten" fUr Schreiben, Rechnen, Buchhaltung etc., die ihre Fahig-
keiten und ihr Wissen autodidaktisch und/oder durch Sozialisationspro-
zesse erworben haben. Erst nach Verbreitung schulisch organisierten 
Lernens i. V .m. deren Institutionalisierung stellt sich als erste politische 
Frage die nach der Gestaltung des Zugangs zu dieser neuen Form der 
Arbeit (nach der mengenmäßigen Bewältigung des Rekrutierungsprob-
lems) und danach als zweite Frage die nach der Vorbereitung auf den 
neuen ,,Beruf' (nach der qualifikatorischen Steuerung durch eine Be-
rufsausbildung). 
Auch die ersten Formen der Berufsschullehrerbildung setzen die Existenz 
von beruflichen Schtilen voraus, die wiederum entstanden sind als Reak-
tionen auf spezifische Anforderungen in anderen Berufen (als spezifische 
Formen der gesellschaftlichen Organisation von Arbeit; vgl. Beck/-
Brater/Daheim 1980; Keil 1995). Verlangt und vermittelt wurden zu-
nächst beruflich-fachliche Qualifikationen. Pädagogische Qualifikationen 
wurden im Entstehungsprozeß beruflicher Schulen als natürliche Bega-
. bung vorausgesetzt oder fUr entbehrlich gehalten. 
In dieser Spannung zwischen beruflich-f~chlicher und pädagogischer 
Qualifizierung von Lehrenden in beruflichen Schulen entsteht erst mit der 
Entwicklung einer spezifischen "pädagogischen Fragestellung" die päda-
gogische Theorie, die das pädagogische Handeln leitet - hier vor allem 
die Frage nach den Zielen von Berufsbildung in der Spannung von Beruf 
und Bildung (vgl. Keil 2000b). Diese ist ,,zunächst auf außerpädagogi-
schen Gebieten erwacht und von außen her an ... " den Kern der Erzie-
hung herangegangen (Weniger 1936/1964, S. 349). Solche Entwick-
lungsprozesse hat Weniger genau analysiert; daraus läßt sich auch fUr 
pädagogische Qualifizierungsprozesse folgendes Fazit ziehen: Auf Ver-
änderungen in der Gesellschaft müssen Erwachsene als in ihr Handelnde 
zeitlich zuerst reagieren. Die dabei zu bewältigenden Probleme werfen 
die Frage nach neuen Kompetenzen und Qualifikationen der Erwachse-
nen auf, die zur Problembewältigung erforderlich sind, und nach deren 
Erwerb bzw. Vermittlung. Antworten werden zuerst gesucht und gegeben 
in der Erwachsenenbildung; erst danach werden Folgerungen fUr die Be-
rufsausbildung und anschließend fUr. die Allgemeinbildung gezogen. 
Strukturelle Veränderungen im Bildungssystem als Reaktionen auf Ver-
änderungen im Beschäftigungssystem verlaufen in der Regel nach diesem 
Muster (von außen nach innen bzw. von oben- Quartärbereich- nach 
unten - Primar- und Sekundarbereich 1). 
In der Spannung von beruflich-fachlicher und .pädagogischer Qualifizie-
rung hat sich die Berufsschullehrerbildung in enger Wechselbeziehung 
mit dem gesellschaftlichen Ansehen und mit dem sozioökonomischen 
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Status des Lehrerberufs entwickelt, der wiederum beeinflußt wurde und 
wird von den politischen, ökonomischen und pädagogischen Funktionen 
der beruflichen Schulen im Bildungssystem und von der sozioökonomi-
schen Bedeutung der Schulabsolventen in der und für die gesellschaftli-
che Organisation der Arbeit (vgl. Tenortb/Kien 1980). 
2.3  Rekrutierung von Lehrpersonal für berufliche Schulen als 
Ausgangssituation für deren Berufsausbildung: Polarität von 
Fachmann und Pädagoge 
Für die Frage des Projektauftrages nach Konzepten zur Berufsschulleh-
rerbildung sind diese historisch-systematischen Zusammenhänge wichtig, 
· weil mit den zwei historischen Sachverhalten, daß Lehrer an beruflichen 
Schulen zum einen Fachleute aus der Berufspraxis, zum anderen Lehrer 
aus allgemeinbildenden Schulen waren, zwei Ausgangssituationen in der 
Realität der Lehrerrekrutierung (im Ist-Zustand) vorhanden waren, auf 
die mit ,,Modellen" (Soll-Aussagen) für die Lehrerausbildung reagiert 
wurde: nach dem ersten ,,Modell" sollte der Lehrer an beruflichen Schu-
len Fachmann für Berufspraxis und nach dem zweiten ,,Modell" sollte er 
Lehrer (Pädagoge als Fachmann für Unterricht) sein und entsprechend 
ausgebildet werden. 
Alle weiteren Modelle sind Integrationsmodelle in dieser polaren Span-
nung, die sich durch unterschiedliche Gewichtungen beider.Pole vonein-
ander unterscheiden, z. B. der pädagogisch qualifizierte Fachmann oder 
der fachlich qualifizierte Pädagoge (als zwei weitere einfache Modelle) 
(vgl. Niekotaus 1996, S. 76ff.). Die historischen Differenzierungen und 
Konlaetisierungen von konzeptionellen Vorstellungen über die Berufs-
schullehrerbildung enthalten diese polare Spannung in allen ,,Konzepten" 
als eine fundamentale Dimension bis in die Gegenwart. Deren Differen-
zierungen und Konkretisierungen bilden deshalb das zentrale Interesse 
der folgenden historischen Erörterungen. Dabei gehen wir davon aus, daß 
1. das historisch früheste Steuerungsproblem für die polare Gestaltung 
der Lehrerarbeit in beruflichen Schulen die mengenmäßige Rekrutie-
rung des Lehrpersonals darstellt, die zur politischen Gestaltung einer 
qualifizierten Berufsschullehrerbildung nach verschiedenen Leitbil-
dern und Zielvorstellungen in spannungsreicher Wechselbeziehung 
steht. 
Wir verfolgen dabei (nebenbei) die These, daß 
2. zur (kurzfristigen) politischen Bewältigung von Rekrutienmgsprob-
lemen die (langfristigen) Ziele und qualitativ anspruchsvollen Kon-
zepte für eine Berufsschullehrerbildung reduziert oder aufgegeben 
unddaß 
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3. solche Reduktionen vor allem bei den pädagogischen Qualifikationen 
vorgenommen wurden und werden. 
2.4 Aufklärung im Absolutismus: Pädagogische Perspektiven für 
berufliche Schulen tind ökonomische Interessen an der Leh-
rerarbeit 
Die radikale Infragestellung von Traditionen und die Maxime der Aufklä-
rung, sich seines eigenen Verstandes zu bedienen, um die selbstverschul-
dete Unmündigkeit zu beenden, führten zu einer neuen Qualität des 
Nachdenkens über die mittelalterliche (berufs-)ständisch organisierte 
Berufserziehung. Das neue Denken war die geistige Wurzel für ,den 
,,Bruch mit dem Vorherrschenden, am Prinzip der lmitatio Majorum aus-
gerichteten Verständnis der· Ständischen Berufserziehung ... " (Strat-
mann/Schlösser 1990, S. 18). Ein wesentliches Element dieses Denkens 
war "die Tendenz der praktischen Wirksamkeit in pädagogischer Hin-
sicht" (Blankertz 1969, S. 14). Die pädagogische Forderung, allen alles 
zu lehren und der pädagogische Optimismus, diese Forderung auch er-
fUllen zu können, hat nicht nur große Schriften wie die Didactica Magna 
des J.A.. Comenius (1592 - 1670) hervorgebracht, sondern. auch zu 
grundlegenden Veränderungen in der gesellschaftlichen Praxis der Erzie-
hung geflihrt, z. B. durch Gründung neuer bzw. grundlegender Verände-
rung tradierter Erziehungsinstitutionen. 
In diese pädagogischen Perspektiven war die Berufserziehung theoretisch 
einbezogen. Für die praktische Relevanz dieser pädagogischen Perspekti-
ven kam insbesondere für die Berufserziehung hinzu, daß (gesellschaftli-
che) ,,Nützlichkeit" als pädagogisches Ziel und als didaktisches AllS-
wahlkriterium sich durchsetzten und zum wesentlichen Einflußfaktor auf 
die Gründung von Schulen wurde, die in unterschiedlichen Gewichtungen 
und Akzentuierungen Kinder, Jugendliche und Erwachsene für die Er-
werbsarbeit qualifizieren wollten (von mathematisch-ökonomischen Re-
alschulen bis zur Harnburgischen Handlungsakademie; vgl. Blankertz 
1969; Kell1993; Zabeck 1964). Um ,,nützliches" Wissen der nachwach-
senden Generation in Schulen zu vermitteln, bedurfte es nicht nur fach-
lich, sondern auch pädagogisch qualifizierter Lehrer. Aus den ökonomi-
schen Interessen des merkantilistischen Staates an beruflichen Schulen 
ergaben sich auch ökonomische Interessen an der pädagogischen Qualifi-
zierung der Lehrer fUr diese Schulen. 
Die Realisierbarkeil und die Realisierung pädagogischer Perspektiven der 
· Aufklärung waren jedoch an die politischen Bedingungen im Absolutis-
mus und an dessen merkantilistische Wirtschaftspolitik gebunden. In 
bezug auf die tradierte betriebliche Berufserziehung standen die politi-
schen Interessen des absolutistischen Staates und die ökonomischen Inte-
ressen seiner Wirtschaftspolitik in Spannung zu den· Selbstverwaltungsin-
stitutionen des Handwerks und des Handels und zu den wirtschaftsbezo-
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generi Einstellungen und Haltungen vieler Handwerker und Kaufleute. 
Zur VeränderUng tradierter Einstellungen und Verhaltensmuster griff der 
Staat durch die Einftihrung und Ausweitung der Schulpflicht in die fami-
lial und betrieblich strukturierten Entwicklungsprozesse der nachwach-
senden Generation ein. Die schulische Elementarerziehung wurde der 
Berufserziehung organisatorisch vorgeordnet und veränderte dadurch die 
Lernvoraussetzungen und-bedürfnisseder ,Jugendlichen" in der Berufs-
erziehung. Die Alleinzuständigkeit der Lehrmeister für die Berufserzie-
hung wurde ·durch gewerbepolitische Vorschriften beschnitten und die 
einzelbetriebliche Berufserziehung wurde ergänzt durch außerbetrieblich 
organisierte Lernprozesse (z. B. zum Erlernen von beruflicher Fachtheo-
rie ). Auch durch diese Entwicklungen gewannen berufliche Schulen, 
deren Lehrer und deren Ausbildung politisch und ökonomisch an Be-
. deu~g. 
Der Zugriff des Staates auf die Schule aus politischen und ökonomischen 
Interessen implizierte auch seine Verantwortung für das Lehrpersonal 
und dessen Berufsausbildung. Diese nahm er zunächst und vorrangig aber 
nur für die Lehrer an Volksschulen und an höheren Schulen wahr. Viele 
Gründungen beruflicher Schulen gingen von Privatpersonen, privaten 
Gesellschaften und Kommunen aus. Sie waren zumeist Teilzeitschulen 
(Abend- und/oder Sonntagsschulen) und kamen deshalb mit nebenamtli-
chem Lehrpenonal aus, das sie pragmatisch aus der Lehrerschaft und aus 
Fachleuten aus der beruflichen Praxis rekrutierten. Dieses Lehrpersonal 
konnte im 18. Jahrhundert außer aus Fachleuten der Berufspraxis auch 
aus Lehrern an Elementar- und Volksschulen rekrutiert werden. Dadurch 
wurden die wechselseitigen Defizite des Lehrpenonals und die Ansatz-
punkte fUr deren berufliche Weiterbildung deutlich: die pädagogische 
. Qualifizierung der Fachleute und die beruflich-fachliche Qualifizierung 
der Lehrer allgemeinbildender Schulen. 
Aber um eine vorlaufende Qualifizierung dieses Personals fUr die spezi-
fisch neuen Aufgaben durch eine Berufsausbildung kUmmerteD sich die 
Privaten und der Staat bis zum Ende des 18. Jahrhunderts nicht. In den 
pädagogischen Perspektiven der Aufklärung und in ihren praktischen 
Konsequenzen war zwar die LehrerbildlDlg impliziert; aber im Rahmen 
der politisch-ökonomischen Bedingungen hat sich noeh keine spezielle 
LehrerbildlDlg fUr diese auf die Erwerbsarbeit orientierten Schulen entwi-
ckelt. 
2.5  Eatwiekl11111 der WllleDSdulften: Ursprünge der polaren 
SpaDDUIII von Theorie und Pruls- am Belspiel der kauf· 
minntsehen Berufe 
Neben den pädagogischen Perspektiven der Aufklärung und der politisch-
ökonomisch orientierten Schulpolitik des absolutistischen Staates ist als 
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dritte Voraussetzung für die Entstehung einer Berufsschullehrerbildung 
die Entwicklung in den Wissenschaften zu nennen, die sich zwar im Be-
ziehungsgeflecht mit den beiden vorgenannten Einflußfaktoren, aber in 
einer je spezifischen Logileen entwickelten und deshalb zugleich zu deren 
Voraussetzungen gehörten. 
Die Ents~hung eines Wissenschaftssystems und die Eigenlogiken von 
Wissenschaften führten. in· Vorstellungen über die Berufsschullehrerbil-
dung zu einer weiteren Differenzierung der Dimension Fachmann - Pä-
dagoge in. bezug auf beide Pole und zwar zwischen wissenschaftlichem 
Wissen und Handlungswissen bzw. zwischen Theorie und Praxis: Sowohl 
die pädagogische Theorie entwickelte sich in Spannung zur pädagogi-
schen Praxis von Lehrern als auch die Fachtheorie zur beruflichen Arbeit 
in der Praxis - wie im folgenden am Beispiel der Ökonomischen Theorie 
in der Spannung zur Praxis kaufmännischer Berufsarbeit erläutert wird. 
Vom Grundsatz des cogito ergo sum - ich denke, also bin ich - des Rene 
Descartes (1596 - 1650) führte die erfahrungsgeleitete philosophische 
(im Sinne vernünftiger) Beschäftigung mit menschlichem Sein und Han-
deln zu Systematisierungsversuchen des gesamten menschlichen Wissens 
und zu Versuchen der Umwandlung von ,,Alltagswissen" in "Wissen-
schaftswissen", wie sie für die großen Enzyklopädien in der damaligen 
Zeit maßgebend waren. Die wissenschaftsimmanente (zweckfreie) Wei-
terentwicklung zielte darauf, "die Kraft der Vernunft im , System' zu 
bewähren" ("wirklich begründetes Wissen schien erst dann gesichert zu 
sein, wenn es dem Denken gelungen war, von einer höchsten und absolut 
unangreifbaren Gewißheit aus den Gesamtumkreis allen Wissens syste-
matisch ableiten zu können"; Blankertz 1982, S. 24). Unter Nützlichkeits-
erwägungen aber sollte sich das J.rumulierte Wissen in der ökonomischen 
und technischen Anwendung bewähren. Dazu mußte das Wissen schrift-
lich gespeichert und - didaktisch vermittelt - lehrbar und lernbar sein. 
Seitdem stehen auch die Wissenschaften und deren Vermittlung in der 
Spannung von Zweckfreiheit und utilitärer·Praxisrelevanz .. 
Für die Lehrerbildung ist unter wissenschaftlicher Perspektive hervorzu-
heben, daß für die Lehrbarkeil des gesellschaftlich verfügbaren Wissens 
zwei verschiedene Wissensarten miteinander zu verbinden waren: Fach-
wissen und pädagogisch-didaktisches Wissen, das als spezifische ,,Kunst" 
der Vermittlung zur Anwendung kommen sollte. Von den Lehrern für die 
Elementar-, Volks- und (mittleren) Bürgerschulen wurde zeitlich zuerst 
letztgenanntes Wissen verlangt und in einer sich entwickelnden Lehrer-
bildung vermittelt. Für die im 18. Jahrhundert entstehenden Berufs- und 
Fachschulen (Bergbau-, Gewerbe-, Handels-, Handwerker- und Land-
wirtschaftsschulen) - aber auch für die höheren Schulen - gehörte erstge-
nanntes Fachwissen dominant zur Lehrerqualifikation. Dieses berufliche 
Fachwissen für Lehrer wurde aber noch nicht durch eine (Berufsschul-)-
Lehrerbildung, sondern in anderen wissenschaftlichen, gesellschaftlichen 
und beruflichen Kontext erworben. 
20 
Die spannungsreichen Beziehungen zwischen den Fachwissenschaften 
und der pädagogischen Wissenschaft beeinflussen seitdem den Lehrerbe-
ruf und· die Lehrerbildung allgemein und den Berufsschullehrerberuf und 
die Berufsschullehrerbildung in spezifischer Weise bis heute. 
Für die Vermittlung und das Lernen von Fachwissen standen bis zum 
Anfang des 19. Jahrhunderts andere Institutionen und Formen als Schulen 
im Vordergrund, die zur "Volksbildung" Jugendlicher und Erwachsener 
beitrugen und systematisch der (beruflichen) Erwachsenenbildung (Wei-
terbildung) zuzuordnen sind (vgl. Kell 1993): Lesegesellschaften, Bib-
liotheken, politische Clubs und Aufldärungsgesellschaften, staatliche und 
private Manufakturen in speziellen ,,Manufakturhäusern", Akademien, 
Societäten, Patriotische Gesellschaften sowie Intelligenzblätter, Zeitun-
gen, Zeitschriften und spezifische "Sammlungen". Eine besondere Stel-
lung nahmen Schulen zur Vorbereitung auf die kaufmännische Arbeit ein. 
Denn durch die Ausweitung des Fernhandels erlangten Schrift-, Scheck-
und Wechselverkehr, kaufmännisches Rechnen und Buchhaltung frühe 
Bedeutung in der kaufmännischen Arbeit. Darauf hat die kaufmännische 
Berufsbildung mit schulisch organisiertem Lehren reagiert, daß schon 
eine längere voraufklärerische Tradition aufwies. 
Mit der Aufklärung wurde zunächst das ftir die kaufmännische Arbeit 
relevante erfahrungsbasierte Wissen erweitert, systematisiert und enzy-
klopädisch ftir Lehren und Lernen verfllgbar gemacht. Für den Anfang 
dieser Entwicklungslinie steht das Werk des Franzosen Jaques Savary 
(1622-1690), der alles bis dahin verfllgbare kaufmännische Wissen ftir 
den "vollkommenen Kaufmann"(1675) aufbereitet hat. Die Vervollstän-
digung des Wissens mit noch stärkerer Absicht der Wissensvermittlung 
zeichnen den ,,Bildungsplan ftir Kaufleute" (1715) von Paul Jakob Maf-
perger (1656-1730) und die ,,Leipziger Sammlung ... " (1742) aus, die 
vom Leipziger Professor G. H. Zincke herausgegeben wurde. Das Ziel, 
kaufmännisches Wissen zu lehren, ist schließlich dominant geworden und 
h8t zur schulisch organisierten Vermittlung in Institutionen wie die Ham-
burger Handlungsakademie geftlhrt. Diese von Johann Georg BUsch 
(1728-1800), Lehrer fUr Mathematik am Akademischen Gynmasium, 
1771 aufgebaute multifunktionale Bildungsinstitution vermittelte durch 
Binnendifferenzierung aufeinander bezogen kaufmännisches Wissen ftir 
die Berufsvorbereitung, die Berufsausbildung und die berufliche Weiter-
bildung (vgl. Kell 1993, Kurseinheit 1, S. 32-35; 1995, S.371f.; Zabeck 
1964). 
Die Hamburger Handlungsakademie war in der mit Savary begonnenen 
Entwicklung aufklärerischer Wissenserarbeitung und -vermittlung ein 
gewisser Höhepunkt und ein Ende. Als Höhepunkt zu bewerten ist die 
durch Lehrerfahrungen gewonnene Einsicht in die Differenzen von Theo-
rie und Praxis, hier von verfllgbarem wissenschaftlichem Wissen und der 
Fähigkeiten zum kaufmännischen Handeln in der Praxis. Die weiteren 
Entwicklungen in den Wissenschaften nach je eigenen Logileen im 19. 
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Jahrhundert und in der beruflichen Arbeit in Gewerbe und Handel haben 
·diese Differenzen verschärft. Diese polare Spannung ist bis heute eine 
wichtige Dimension in allen Konzepten die Berufsschullehrerbildung. In 
der Hamburger Handlungsakademie sind wichtige pädagogische Gestal-
tungsfonneo entwickelt worden, um Theorie und Praxis aufeinander zu 
beziehen- Vor- und Nachlauf; Musterkontor; gelenkte Praktika. Auch 
deshalb scheint die Bewertung als Entwicklungshöhepunkt berechtigt. 
Solch ein aufklärerisches Projekt war den Praxisanforderungen jedoch 
innovatorisch so weit voraus, daß sie in ihrer Zeit noch keine Breitenwir-
kung erreichten: Nach dem Tode von Büsch hatte die Hamburger Hand-
lungsakademie keinen Bestand. 
2.6 Handwerk und Gewerbe in der Aufklärung: Zerfall des Imitatio-
Prinzips 
Für die Berufsbildung in Handwerk und Gewerbe hat Stratmann ,,Die 
Entstehung der Gewerbelehrerbildung als Reflex auf den Zerfall des 1-
mitatio-Prinzips der Berufserziehung•• als deren "erste Schwelle .. heraus-
gearbeitet (1999). Das Verständnis von "Technologie .. , die vom Landwirt 
und Technologen Johann Beckmann (1739 -1811) definiert wurde als 
"die Wissenschaft, welche die Verarbeitung der Naturalien oder die 
Kenntniß der Handwerke lehrt. Anstat daß in den Werkstellen nur gewie-
sen wird, wie man zur Verfertigung der Waaren, die Vorschriften und 
Gewohnheiten des Meisters befolgen soll, giebt die Technologie, in sys-
tematischer Ordnung, gründliche Anleitung, wie man zu eben diesem 
Endzwecke, aus wahren Grundsätzen und zuverlässigen Erfahrungen, die 
Minel finden und die bey der Verarbeitung vorkommenden Erscheinun-
gen erklären und nutzen soll". (1777, zitiert nach Stratmann 1999, S. 
480) 
hatte demnach schnell Eingang gefunden in die berufspädagogische Lite-
ratur. Auf der Basis dieses Wissenschaftsverständnisses sind aus ökono-
misch-politischen Nützlichkeitserwägungen berufliche Schulen wei_ter-
entwickelt oder neu gegründet worden. Für diese Handwerker-, Gewerbe-
und andere Schulen mußte das Lehrpersonal ausgewählt und ausgebildet 
werden. 
2.7  7 .IDstitutionalisierungsansätze für die Gewerbelehrerausbll-
dung in der Spannung von tedmologischem Wissen und be-
rufsehulpidagogischen Anforderungen 
Da der Ort ftlr die Generierung, Weiterentwicklung und Vermittlung des 
technologischen Wissens die Polytechnischen Schulen waren (als V orläu-
fer der Technischen Hochschulen), wurde ihnen die Gewerbelehrerbil-
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dung angelagert bzw. übertragen. In dieser Entwicklung ist Baden allen 
übrigen deutschen Staaten vorangegangen. Als treibende Kraft hatte der 
Nationalökonom und Minister Karl Friedeich Nebenins (1784 - 1857) in 
seiner 1833 erschienenen Schrift "Über technische Lehranstalten" diese 
Maßnahme begründet: ,,Die Großherzogliche Regierung hat aus Gründen, 
die jedem Sachverständigen einleuchtend sind, die Organisation der Po-
lytechnischen Schule der Gründung der niederen technischen Schulen 
vorausgehen lassen; sie hat darin die wesentlichen Bedingungen einer 
gehörigen Befriedigung der Bedürfnisse der niederen Gewerbe erblickt, 
indem sie die Polytechnische Schule als eine Pflanzstätte für die Lehrer 
an den niederen technischen Anstalten ausdrücklich bezeichnete" (zitiert 
nach Hartmann 1923, S. 232). 
Aus .dieser Zweckbestimmung der Gewerbelehrerbildung und aus den 
Inhalten der ersten Gewerbelehrerdienstprüfungen in Baden (1857) ist zu 
erkennen, daß - aus heutiger systematischer Sicht - fachdidaktische 
Probleme im Vordergrund standen: Das aus Forschung und Entwicklung 
. generierte technologische Wissen mußte fUr die Verwendung in der nie-
deren handwerklichen und gewerblichen Berufsausbildung - als Ergän-
zung zur betrieblichen Lehre - in beruflich relevantes Handlungswissen 
transformiert werden- eine Problemstellung fUr die Gewerbelehrerbil-
dung, auf die oben mit Bezug auf die schulisch organisierte kaufmänni-
sche Berufsbildung bereits hingewiesen wurde. 
Die Entwicklung der frühen Gewerbelehrerbildung in Baden läßt deren 
strukturelle Probleme erkennen (vgl. Hartmann 1923): An der Polytech-
nischen Schule wurde keine besondere Abteilung eingerichtet und kein 
spezieller Ausbildungsplan aufgestellt. Die Kandidaten mußten unter 
BerUcksichtigung der Informationen, die sie über die Prüfungsanforde-
rungen hatten, Vorträge und Übungen der verschiedenen Abteilungen 
besuchen. Dabei wurden sie von einem engagierten Professor, dem Ma-
thematiker Spitz, unterstützt. Pädagogische Vorlesungen und Unterwei-
sungen fehlten. 
Nach der Weiterentwicklung der Polytechnischen Schule zur Techni-
schen Hochschule Karlsruhe kam die Unterrichtsverwaltung zu der Auf-
fassung, daß diese noch schlechter auf die Studienbedürfnisse der Ge-
werbelehrerstudenten eingehen könne als die Polytechnische Schule. Sie 
verlagerte deshalb die Gewerbelehrerausbildung in eine besondere Ab-
teilung der Baugewerksschule, regelte den Zugang (mindestens Volks-
schullehrerdienstprüfung; Reife fUr die achte Klasse (Unterprima) einer 
Mittelschule, praktische Tätigkeit im Gewerbe), steckte die Lehrziele ab 
und schnitt den Lehrplan auf die Bedürfnisse der Gewerbeschulen zu 
(ebd. S. 233). Die politischen und technisch-ökonomischen Entwicklun-
gen nach der Reichsgründung 1871 ftlhrten bei der Badensehen Regie-
rung zu der Absicht, die Gewerbelehrerbildung (wieder) an die Techni-
sche Hochschule Karlsruhe zu verlegen (die erst ab dem Studienjahr 
1921122 realisiert wurde), weil an die Gewerbeschulen höhere Anforde-
' 
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rungen zu stellen sind und die Regierung es deshalb ,,als notwendig er-
achtete, daß die Gewerbelehrer mit der wissenschaftlichen Forschung 
Fühlung bekommen ... " (ebd. S. 234). 
Diese Entwicklungslinie der Gewerbelehrerbildung in Deutschland ist vor 
allem beeinflußt von (fachlichen) Entwicklungen der Gewerbeschulen im 
Kontext der Gewerbeförderung als Reaktionen auf veränderte Anforde-
rungen im Beschäftigungssystem durch die Industrialisierung. 
2.8 Lehrerbildung für den Unterricht in der Fortbildungsschule: 
Neue Ziele und Aufgaben im Kontext reichsdeutscher Jugend-
politik 
Die Entwicklung der allgemeinen Fortbildungsschule als unmittelbarer 
Vorläufer der Berufsschule fand im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts 
statt (vgl. Thyssen 1954). Als Aufbaueinrichtung der konsolidierten 
Volksschule hatte sie die liberalistisch definierte Funktion, "die kulturelle 
Eingliederung der Industriearbeiterschaft in den Bildungszusammenhang 
iu befördern" (Blankertz 1969, S. 129). Eng verbunden mit dieser Funk-
tion war die politische Bildung nach verschiedenen Konzeptionen 
(Volkswirtschaftslehre und Gesetzeskunde; Staatsbürgererziehung; vgl. 
Greinert 1975) und am Rande sollte sie auch sozialpädagogische Aufga-
ben wahrnehmen. Das Anforderungsspektrum an Lehrer in den Fortbil-
dungs-, Gewerbe-, Handels- und anderen Fachschulen insgesamt, auf die 
die Gewerbe-, Handels- und andere Fachlehrerbildung hätte reagieren 
müssen, hatte bis zur Umwandlung der Fortbildungsschule zur Berufs-
schule zu Beginn des 20. Jahrhunderts eine Struktur erreicht, die der heu-
tigen im ausdifferenzierten berufsbildenden Schulwesen entspricht: fach-
liches, allgemeines und politisches Lernen auf der Basis pädagogischer 
Professionalität zu organisieren auch für unmotivierte Jugendliche aus 
schulfernen sozialen Milieus und gesellschaftlichen Randgruppen. Je 
nachdem wie diese vier Aufgabendimensionen poli~sch und pädagogisch 
gewichtet und· aufeinander bezogen wurden und werden, ergeben sich 
daraus unterschiedliche Konsequenzen für die (Berufs-)Schulpolitik, für 
die Anforderungen im (Berufsschul-)Lehrerberuf und für die (Berufss-
chul-)Lehrerbildung. 
Die allgemeine Fortbildungsschule war in ihren Ursprüngen eine Domäne 
der Volksschullehrer. So lange sie örtlich wenig verbreitet und zeitlich 
auf Abend- und Sonntagsunterricht begrenzt war, kam sie ohnehin mit 
nebenamtlichen Lehrern aus (vgl. Tenorth/Kien 1980, S. 572 f.). Mit der 
Ausdehnung dieses Unterrichts begannen auch Differenzierungsprozesse 
mit Bezug auf das, was die Jugendlichen und Erwachsenen außerhalb des 
Lemens in den Fortbildungsschule hauptsächlich taten - in der Erwerbs-
arbeit bzw. Lehre. Auch wenn viele Fortbildungsschulen als ,,gewerbli-
che" bzw. ,,kaufmännische" bezeichnet wurden, unterschieden sie sich 
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doch nicht oder nur wenig von den allgemeinen ,,Fortbildungsschulen". 
Solche Namensgebungen künden jedoch bereits an, daß die spannungs-
reichen Beziehungen zwischen Bildung und Beruf, die seit Beginn des· 
19. Jahrhunderts durch die neuhumanistische Bildungstheorie die deut-
sche Schul- und Berufsausbildungspolitik (als Teil der Gewerbe- und 
Handelspolitik) beeinflußt haben, zum Ende des Jahrhunderts im politi-
schen Streit um die Allgemeinbildung und Berufsbildung der Jugend aus 
der ,,niederen Klasse" des Volkes zu Auseinandersetzungen auch über die 
Lehrerbildung ftihren würden. An diesem Streit haben sich außer Partei-
en, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen als Interessenverbände 
auch Schulfördervereine und Lehrerverbände beteiligt. 
Als einen politischen Kern dieses Streits hat Stratmann für die Zeit des 
Deutschen Kaiserreiches das Jugendproblem hervorgehoben und dieses 
als dominanten Einflußfaktor auf die (Berufsschul-)Lehrerbildung be-
wertet. Mjt Bezug darauf markiert er die ,,zweite Schwelle" der Berufs-
schullehrerbildung (1999, S. 428 ff.). Denn zur Bewältigung des Jugend-
problems wurden "Jugendlehrer'' benötigt: "Sie sollten, anders als der 
Volksschullehrer, Jugendlehrer und, anders als der Gewerbeschullehrer, 
Jugenderzieher sein" (ebd., S. 485). Damit hebt er von den oben genann-
ten vier Qualifikationsdimensionen die allgemeinpädagogische und die 
politische hervor. 
In den Auseinandersetzungeil um die Fortbildungsschullehrer und deren 
Ausbildung rückten die Spannungen zwischen dem beruflich-fachlichen 
und dem allgemeinen-politischen Lernen in den Vordergrund. Allerdings 
hatte die Betonung der Jugenderziehung in dieser Spannung eine wichti-
ge politische und pädagogische Bedeutung insofern, als die Volksschul-
lehrer mit dem legitimatorischen Hinweis auf Herbart und dessen Kon-
zeption vom ,,erziehenden Unterricht" die Zuständigkeit für die ,.Er:zie-
hung" für sich reklamiert haben und sie die Ansprüche der Gewerbelehrer 
auf Erteilung des beruflich-fachlichen Unterrichts in der Fortbildungs-
schule als ,,außerhalb der pädagogischen Sphäre" liegend abwiesen. 
2.9 Schul· und Lehrerverbände als politische Akteure in der 
reichsdeutschen Berufsschul· und Berufsschullehrerbildungs-
politik 
In den Auseinandersetzungen um die politische Gestaltung des Bil-
dungswesens im Kaiseneich hatten nach der Reichsgründung zahlreiche 
neu gegrtlndete Verbände auf Reichsebene ihre Interessen über eigene 
Publikationsorgane und Lobbyarbeit Gehör zu verschaffen und durchzu-
setzen venucht, so auch neue Lehrerverbände. Der von Leipzig ausge-
henden Gründung des "Vereins von Direktoren- und später auch Lehrern 
- Sächsischer Handelsschulen" (1878) folgte die von Karlsruhe ausge-
hende Gründung des "Verbandes Deutscher Gewerbeschulmänner'' 
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(1887), die sich für das gewerbliche und kaufmännische Fachschulwesen 
engagierten, und die sich nur beiläufig und gelegentlich zur Fortbildungs-
schule äußerten (vgl. Baar 1923, S. 519 ff.). Deren Vorstellungen zur 
Gewerbe- bzw. Handelslehrerausbildung waren vorrangig auf deren 
fachliche Qualifizierung gerichtet. Strittig war diesbezüglich, ob für den 
Unterricht an den beruflichen Fachschulen das an den entstehenden Han-
dels- und Technischen Hochschulen erworbene wissenschaftliche Wissen 
oder das in der beruflichen Praxis erworbene Handlungswissen dafür die 
besseren Voraussetzungen böten - mit Konsequenzen für die Rekrutie-
rung der Lehrer aus der Volksschullehrerschaft bzw. aus Berufspraktikern 
und für die Bestimmung von Zugangsvoraussetzungen zur Berufsschul-
lehrerausbildung. 
Für die Erftillung der Fortbildungsschulpflicht vor Ort und zur Förderung 
der Fortbildungsschulen sind in den größeren Städten Fortbildungsschul-
vereine aktiv geworden, in denen Lehrer und Freunde Mitglieder waren. 
Von den Anfängen 1890 im Regierungsbezirk Cassel hat sich ein Ver-
band entwickelt, der unter der langjährigen Leitung des Leipziger Port-
bildungsschuldirektors Os~ Pache seit 1896 den Namen ,,Deutscher 
Verein für das Fortbildungsschulwesen" ftihrte. Dessen Hauptaktivitäten 
waren auf die Ausbreitung des Fortbildungsschulgedankens gerichtet. Da 
die Lehrer-Mitglieder dieses Schulvereins fast ausschließlich Volks-
schullehrer waren, orientierten sich die Vorstellungen des Vereins über 
• die Fortbildungsschullehrerbildung an deren seminaristischer Lehreraus-
bildung. Aber zu den übrigen Mitgliedern gehörten als ,,Freunde" in Ge-
werbe und Handel erwerbstätige Bürger, die von der Fortbildungsschule 
für die Jugend Orientierungen und Qualifizierungen für ihre berufliche 
Arbeit erwarteten. Denn die Betriebe, in denen die Jugendlichen lernten 
und arbeiteten, hatten durch die Industrialisierung und deren soziale 
Auswirkungen ihre berufserzieherische Funktion im ständischen Ver-
ständnis verl9ren- auch im Handwerk waren Berufsausbildung und Ju-
genderziehung weitgehend auseinandergefallen. Oskar Pache hatte früh 
erkannt, daß in der Schule der werktätigen Jugend ,,der Beruf in den 
Mittelpunkt des Unterrich~" gehöre und für diese Orientierung geworben 
(z. B. auf den "Deutschen Fortbildungsschultagen" und in der Vereins-
schrift ,,Die Deutsche Fortbildungsschule" vgl. Baar 1923, S. 520 ff.). 
Diese Umorientierung auf den ,,Beruf' als didaktischem Zentrum, die den 
Wandel von der (allgemeinen) Fortbildungsschule zur Berufsschule ein-
leitete, fiel den Volksschullehrern schwer, weil sie meinten, dadurch ih-
ren (Allgemein-)Bildungsauftrag zu verraten (sie hatten in ihrem "päda-
gogischen System" keine Stelle, wo sie die Berufsschule unterbringen 
konnten- siehe Zitat ebd. S. 521). Da sie den Berufsbezug im Unterricht 
nicht bzw. nicht allein herstellen konnten, mußten zum einen neue Kon-
zepte zur kurzfristigen Fort- und Weiterbildung der Fortbildungsschulleh-
rer und langfristig ein Ausbildungskonzept für die Berufsschullehrer ent-
wickelt werden; zum anderen mußten die Fragen beantwortet werden, ob 
und inwieweit Fachleute aus der Berufspraxis zur Durchführung des 
Fortbildungsschulunterrichts zugelassen werden sollten und ob und in-
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wieweit für die neue Berufsschullehrerausbildung der Nachweis einer 
einschlägigen Berufsausbildung bzw. einer längeren beruflichen Arbeit 
gefordert werden sollte. 
Die Frage stellte und stellt sich, ob und inwieweit eine Berufsausbildung 
für die berufliche Facharbeit in Gewerbe, Handel, Handwerk etc. eine 
notwendige Voraussetzung dafür ist, sich anschließend in einer Leh-
rerausbildung mit den entsprechenden Fachwissenschaften so auseinan-
dersetzen zu können, daß die hinzugewonnenen fachwissenschaftliehen 
Kenntnisse den späteren Lehrer dazu befähigen, die berufliche Fachtheo-
rie didaktisch so zu strukturieren und zu vermitteln, daß sie für das Ler-
nen im Betrieb und flir das Verständnis der beruflichen Arbeit funktional 
ist. Zur Beantwortung dieser Frage gehört auch die Klärung der Bezie-
hungen zwischen einer (nichtakademischen) Berufsausbildung für ein 
weiteres Studium - eine akademische Berufsausbildung, die dann zwi-
schen Erstausbildung und Weiterbildung changiert. Eine klare Beant-
wortung dieser Frage und die genaue Bestimmung der Funktion einer 
Berufsausbildung bzw. (ersatzweise?) von praktischer Tätigkeit steht 
seitdem aus. Konzepte zur Berufsschullehrerbildung sollten aber die 
Funktion berufspraktischer Erfahrungen konkret bestimmen. 
2. 0. Handelshochschulen und Handelslehrerausbildung: Vor· 
lauf in der Akademisienmg der Berufsschullehrerbildung 
Die Entwicklungen im kaufmännischen Schulwesen sind vom politischen 
Wirken des 1895 gegründeten "Vereins für  das kaufmännische Unter-
richtswesen" (ab 1913: Verband fUr das kaufmännische Bildungswesen-
DVKB) beeinßußt worden. Der DVKB bezweckte ,,die Förderung und 
den Ausbau des gesammten kaufmännischen Unterrichtswesens ... " (§ 1); 
zur Zweckerreichung gehörte ,,die Errichtung besonderer Anstalten zur 
Ausbildung von Fachlehrern'~(§ 2). Zu den Mitgliedern gehörten Organe 
der Landes- und Oemeindeverwaltungen, Handels- und Gewerbekam-
mern, Schulvorstände und als außerordentliche Mitglieder einzelne Per-
sonen (vgl. Bruchhäuser/Upsmeier 1985, S. 334 - 336). Der DVKB hat 
von 1895 bis 1936 und von 1949 bis 1976 in 115 Bänden die von ihm 
diskutierten Probleme veröffentlicht (im Mai 1973 hat die Mitgliederver-
sammlung die Auflösung des Verbandes beschlossen). In diesen Publika-
tionen spiegeln sich die im kaufmännischen Bildungswesen wahrge-
nommenen besonderen Problemlagen und die Schwerpunkte der Lö-
sungsansätze. 
Die thematischen Beratungsschwerpunkte des DVKB in den letzten Jah- · 
ren des 19. Jahrhunderts betrafen das kaufmännische Fortbildungsschul-
wesen und die Handelshochschulen. Da der Zweck des DVKB auf die 
'Förderung des gesamten kaufmännischen Unterrichtswesens gerichtet 
war, mußten die Beziehungen zwischen Fortbildungsschule und Handels-
27 
schule, zwischen kaufmännischer Aus- und Weiterbildung, zwischen 
niederen, mittleren und höheren Schulen in den Beratungen bedacht wer-
den, z. B. auch die zwischen den Entwicklungen in den kaufmännischen 
Schulen und den Folgerungen für die Lehrerbildung. Im Vergleich mit 
den Beratungen über das gewerblich-technische Schulwesen sind Paral-
lelen in der Verbindung von ,,höheren" Schulen und der Berufsschulleh-
rerausbildung zu erkennen. Die Gestaltungsoptionen für die Ausbildung 
von Handelslehrern an Handelshochschulen weisen jedoch einige Beson-
derheiten auf. 
Aus der Industrialisierung und der Ausprägung des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems im Kaiserreich ergab sich die Notwendigkeit der wissen-
schaftlichen Bearbeitung von ökonomischen und technischen Problemen 
und die Forderung nach akademisch ausgebildeten Fachleuten, die zu 
Neu- oder Umgründungen Technischer und Handelshochschulen tlihrten. 
Die frühen Gründungen von Handelshochschulen erfolgten noch im 19. 
Jahrhundert (Leipzig 1898; Aachen 1898 als ,,Zweijähriger Kursus für 
Handelswissenschaften" in Anlehnung an die Königliche Technische 
Hochschule - nur bis 1908); eine Ausdehnung auf 8 Hochschulen gelang 
bis zum Ende des Kaiserreichs. Im Vergleich und in Abgrenzung zu an-
deren (Fach-)Hochschulen.wurde für die Handelshochschulen eine Dop-
pelaufgabe reklamiert, die für die Sicht auf die Beziehungen zwischen 
Berufsbildung und Allgemeinbildung wichtig waren: ,,Die Vertiefung des 
Wissens auf dem Spezialgebiet des Standes soweit es dem Berufe nütz-
lich ist" und die "Vervollkommnung der Allgemeinbildung, wie sie für 
die politische und soziale Wertung des ganzen Standes notwendig er-
scheint". Es sollte also nicht nur um die ,,Erringung eines außerordentli- . 
eben Maßes an Kenntnissen" gehen, sondern ,,ganz ebenso um die Her-
anbildungdes männlichen Charakters ... " (Eckert 1907, S. 17; zitiert nach 
Keil 1993, Kurseinheit 2, S. 24). Dieses Selbstverständnis ist beeinflußt 
von den philosophischen Ursprüngen der National- und Politischen Öko-
nomie, das seinen Niederschlag u. a. in der Aufnahme des Faches Volks-
wirtschaftslehre in die .• ,allgemeinbildenden" Fächer der Fortbildungs-
und später der Berufsschule sowie bei der Gründung von Wirtschafts-
gymnasien und beim Nachweis des ,,Bildungswertes" ökonomischer Un-
terrichtsinhalte gefunden hat. Es . hat auch die didaktische Struktur der 
Handelslehrerausbildung und das Selbstverständnis der Handelslehrer 
beeinflußt. 
Die politischen Ziele des DVKB, das gesamte kaufmännische Bildungs-
wesen zu fördern, hatte zur Folge, daß die Gemeinsamkeiten im instituti-
onellen Differenzierungsprozeß des kaufmännischen Bildungswesens 
(von der kaufmännischen Fortbildungsschule bis zur Höheren Handels-
schule und zur Weiterbildung in den Handelshochschulen) betont und das 
Gemeinsame im kaufmännischen Fachunterricht (der Handelslehre) ge-
sucht wurde. Wie dieser Fachunterricht sich aus betriebswirtschaftliehen 
und volkswirtschaftlichen (auch als allgemeinbildend verstandenen) Wis-
sensbeständen didaktisch-curricular zusammensetzen sollte, wurde prag-
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matisch nach den Anforderungen der Schulformen zu regeln versucht, 
wobei die Betriebswirtschaftslehre eindeutig stärker gewichtet wurde. 
Daraus wurden entsprechende Konsequenzen für den Lehrer dieser Han-
delslehre in der Handelslehrerausbildung gezogen, so daß in der Grün-
dungsphase der Handelshochschulen sich vor allem die Professoren der 
Betriebswirtschaftslehre (z. B. Heinrich Nicklisch in Berlin) für deren 
Ausbildung zuständig fühlten und engagierten. Da die ersten Studieren-
' den an den Handelshochschulen mit dem Ziel ,,Handelslehrer" Volks-
schullehrer waren, konzentrierten sich die ersten Ansätze zu einer Han-
delsschulpädagogik an den Handelshochschulen auf eine Unterrichts- und 
Erziehungslehre für kaufmännische Schulen, die an der allgemeinep 
,,systematischen Pädagogik" orientiert waren (vgl. Dörschel1971, S. 22). 
Diese Ansätze haben jedoch dazu beigetragen, daß sich im Vergleich zur 
Gewerbelehrerausbildung an den Technischen Hochschulen früher die 
Konturen eines Studiengangs für angehende Handelslehrer neben denen 
zum Betriebswirt und zum Volkswirt - aber eng mit diesen curricular 
verflochten - herauskristallisierten und zur Entwicklung eines spezif~ 
sehen beruflichen Selbstverständnisses bei den Studierenden und bei den 
diplomierten Handelslehrern führte. Um einerseits die Andersartigkeit 
und Eigenständigkeil des Handelslehrerberufs, andererseits die Gleich-
wertigkeit mit anderen akademi8chen Berufsausbildungen, insbesondere 
im Vergleich zu denen der Betriebs- und Volkswirte zu betonen, begann 
schon früh der standespolitische (erfolgreiche) Kampf um die Diplomie-
rung dieses Hochschulabschlusses, die als. Ausweis der Gleichstellung 
(mit den Gymnasiallehrern) und als Unterscheidung (von den Volks-
schullehrern) gewertet wurde (vgl. Pleiß 1963; 1973; 2000). 
2.11 Divergierende Interessen an der Berufsschullehrerbildung am 
Ende des Kaiserreichs 
Für den Professionalisierungsprozeß der Berufsschullehrer hatte die Aka-
demisierung ihrer Ausbildung und die Diplomierung (nur) eines Teils der 
Absolventen der damaligen Berufsschullehrerausbildung große Bedeu-
tung zur beruflichen Abgrenzung nach außen; von ihnen gingen aber 
auch nachhaltige Wirkungen auf die Differenzierungsprozesse nach innen 
aus. 
Für die Ausbildung von Fortbildungs-, Gewerbe-, Handels- und anderer 
Fachschullehrer für die Schulen, die die Jugend auf Arbeit und Be-
rufsausbildung vorbereiten, die ihre betriebliche Berufsausbildung oder 
die Erwerbsarbeit begleiten, die sie in beruflichen Vollzeitschulen ausbil-
den bzw. als Erwachsene beruflich weiterbilden sollten, gab es im Kaiser-
reich mehr Konkurrenzdenken und Abgrenzungsbemühungen als Integ-
rationsversuche. In der Organisation der Schulvereine und später der 
Lehrerverbände, in Stellungnahmen sowie in Beiträgen in den jeweiligen 
Publikationsorganen jeweils zu den beruflichen Schulen, für die sie sich 
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fachlich zuständig erklärten, sowie zu der je darauf bezogenen Leh-
rerausbildung ist die Dominanz des Besonderen über das allen Lehrern 
Gemeinsame deutlich zu erkennen. Ein erster Versuch, die Zusammenar-
beit der Verbände und Vereine zu fordern durch die Gründung eines 
,,zentralverbandes für gewerbliches und kaufmännisches Unterrichtswe-
sen" (1901) scheiterte kläglich. Ein zweiter eingeschränkter Anlauf von 
Vertretern des Deutschen Fortbildungsschulvereins und des Gewerbe-
schulverbandes zur Zusammenarbeit (1913) wurde durch den Kriegsaus-
bruch beendet (vgl. Baar 1923, S. 522 ff.). Die allmähliche Trennung von 
Schulvereinen und Standesverbänden hauptamtlicher Lehrer an Fortbil-
dungs- und Fachschulen hat die Differenzierungsprozesse verstärkt und 
die Konkurrenzbeziehungen verschärft. In diesem politischen Streit wur-
de die Lehrerausbildung stärker beeinflußt von den besonderen beruflich-
fachlichen Anforderungen im beruflichen Schulwesen als vom Gemein-
samen pädagogischer Anforderungen, die für die Erziehung der Jugend 
und für die spezifische Qualifizierung zur Gestaltung von Lehr-Lern-
. Prozessen erforderlich sind. Die auch heute noch ausstehende systemati-
sche Antwort auf die Frage nach Einheit und Differenz der Lehrämter 
(vgl. Terhart 2000, S. 57 ff.) wurde noch gar nicht gestellt, weil für die 
Durchsetzung egoistischer Standesinteressen die Betonung ·der Bigen-
ständigkeil durch Abgrenzung von anderen Lehrämtern politisch aus-
sichtsreich zu sein schien. 
2.12 Demokratisierung und Bemfsbßdungstheorie als Einflußfakto-
renauf die Berufsschullehrerbildung in der W~ Republik 
Mit dem Übergang vom Kaiserreich zur Weimarer Republik nach dem 
Ende des Ersten Weltkrieges 1918 setzten in der ersten Demokratie auf 
deutschem Boden Demokratisienmgsprozesse in allen gesellschaftlichen 
Subsystemen ein, allerdings mit unterschiedlicher Schnelligkeit und Ge-
wichtung. Die gesellschaftliche Organisation der Arbeit blieb von der 
Demokratisierung weitgehend unberührt. Demzufolge blieb die Organi-
sation der betrieblichen Berufsausbildung im Rahmen des Privatrechts 
der unternehmerischen Dispositionsfreiheit und 'der wirtschaftlichen 
Selbstverwaltung überlassen. Der Versuch der Gewerkschaften, sie durch 
eine ,,Regelung des Lehrlingswesens" unter öffentlich-rechtliche Steue-
rung und Kontrolle zu stellen, scheiterte politisch. Durchsetzbar waren 
nur Veränderungen des schulischen Teils der Berufsausbildung im Kon-
text der Demokratisierung des staatlichen allgemeinen Schulwesens. 
Für die Demokratisierung des gesamten Schul}Vesens wurden die Schul-
artikel der Weimarer Reichsverfassung vom 11. August 1919 maßge-
bend. Hervorzuheben sind die verfassungsrechtlichen Regelungen 
zur Gesetzgebungskompetenz des Reiches über das Schulwesen (Art. 
10), • 
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zur Verpflichtung des Staates, für die Bildung der Jugend in öffentli-
che Anstalten zu sorgen, 
zur damit verbundenen Aufgabe des Staates, die Lehrerbildung für 
Lehrer aller Schulformen an den Grundsätzen für die höhere Bildung 
allgemein reichseinheitlich zu regeln (Art. 143), 
zur allgemeinen Schulpflicht, die über acht Schuljahre hinaus als 
Teilzeitschulpflicht bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahr 
verlängert wurde (Art. 145). 
In dem Maße, in dem die Fortbildungsschule und die beruflichen Schulen 
· in das öffentliche Schulwesen einbezogen wurden, galt auch für deren. 
,,organische" Ausgestaltung, daß für den Aufbau die Mannigfaltigkeit der 
Lebensberufe und für die Aufnahme eines Kindes in eine bestimmte 
Schule seine Anlagen und Neigungen und nicht die wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Stellung oder das Religionsbekenntnis seiner Eltern 
maßgebend sein sollten (Art. 146). 
Auf dieser verfassungsrechtlichen Basis wurde insbesondere auf der 
Rejchsschulkonferenz (1920) über Reformen im Schulwesen beraten. 
Diese Beratungen lassen u. a. den mehrheitlichen bildungspolitischen 
Willen erkennen, die seit Beginn des 19. Jahrhunderts begonnene Tren-
nung zwischen Allgemeinbildung und Berufsbildung insbesondere durch 
eine Aufwertung des beruflichen Schulwesens zu überwinden. In den 
Leitsätzen ,,Berufs- und Fachschulen" (des dritten Ausschusses vom 15. 
und 16. Juni 1920; wiederabgedruckt in Ktlmmel 1980, S. 75 - 78) sind 
wichtige berufsschulpolitische Konsequenzen aus den verfassungsrechtli-
chen Grundlagen gezogen. So wird z. B. der Berufsschule die Aufgabe 
überttagen, ,,die Schüler durch Ergänzung und Vertiefung ihrer berufli-
chen Ausbildung in der leistungsfähigen Teilnahme am Arbeitsieben des 
Volkes zu fördern, durch staatsbürgerliche Belehrung und Pflege des 
staatsbürgerlichen Geftlhls für die Frltlllung ihrer späteren Aufgaben 
innerhalb des staatlichen Lebens vorzubereiten, durch Weckung und 
Pflege des allgemeinen Bildungsdranges zur Freude an geistiger Be-
schäftigung jeglicher Art zu erziehen und an ihrer körperlichen Ertüchti-
gung mitzuwirken". Und weil der Unterricht der Berufsschule ein not-
wendiger Bestandteil der Berufsausbildung sei, forderte der Ausschuß 
,,eine den Bedürfnissen der Berufsschule Rechnung tragende Regelung 
der Arbeitszeit und der Lohnzahlung". 
Auch für die Fachschulen. wurde eine Doppelaufgabe formuliert: Sie ,,ha-
ben wie bisher die Ausbildung für das Berufsleben in den Mittelpunkt des 
Unterrichts zu stellen, aber auch vom Beruf ausgehend eine Erweiterung 
·und Vertiefung der allgemeinen Bildung zu bieten". Aus diesem Bil-
dungsauftrag wurde die Konsequenz gezogen, ,,die an den Fachschulen 
gebotene Ausbildung ... nach ihrem Bildungswert und ihrer Bedeutung 
für das Volksleben der Ausbildung in den allgemeinbildenden Lehran-
stalten auf der entsprechehden Stufe gleichzuachten". Auch wenn die 
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Fachschulen ihrem Zwecke nach keine unmittelbaren V orbereitungsan-
stalten für die Hochschulen sein sollten, wurde nach diesem Grundsatz 
nicht nur gefordert, neue berufsbezogene Wege zur Hochschule zu öff-
nen, sondern generell die von den Fachschulen zu vergebenen Berechti-
gungen zu regeln. 
Diese berufsbildungspolitischen Vorstellungen sind wesentlich von der 
bildungstheoretischen Legitimation des Berufs und der Berufsbildung 
durch eine Berufsbildungstheorie beeinflußt Auf die verschiedenen bil-
dungstheoretischen Ansätze zur Legitimation des Berufs als ,,Bildungs-
gut", auf Hypostasierungen des Berufs in einigen Legitimationsversu-
chen, die wenig mit der Berufsrealität nach der ersten industriellen Re-
volution zu tun hatten, und auch viele problematische gesellschaftspoliti-
sche lmplikationen in den Vorstellungen über ,,Berufe" sei hier nur hin-
gewiesen. 
Vor diesem gesellschaftspolitischen und berufsbildungstheoretischen 
Hintergrund können einige Einflüsse auf die Berufsschullehrerbildung 
hervorgehoben werden. 
1. Durch die Umwandlung der Fortbildungsschule zur Berufsschule 
vergrößerten sich die Gemeinsamkeiten mit den Fachschulen: Beruf 
wurde zum didaktischen Zentrum für alle - im neuen Verständnis be-
rufsbildenden - Berufs- und Fachschulen. Aus den veränderten Auf-
gaben dieser Schulen ergaben sich Forderungen an eirien neuen Leh-
rertyp und an ein neues Leitbild für die Berufsschullehrerbildung. 
2. In der Berufsschullehrerbildung mußte die Zielspannung in den Auf-
gaben der beruflichen Schulen - Vermittlung beruflicher Tüchtigkeit, 
(Allgemein-)Bildung und politische Bildung - angemessen berück-
sichtigt werden. Berufsschullehrerbildung konnte weder auf das Mo-
dell der seminaristisch ausgebildeten Volksschullehrer im Fortbil-
dungsschuldienst noch auf das Modell der fachwissenschaftlich aus-
gebildeten Gewerbe-, Handels- oder anderen Fachlehrer begrenzt 
bleiben. 
3. Wie und wo der neue ,,Berufs-Pädagoge" ausgebildet werden sollte, 
war umstritten. Der politische Gestaltungsraum war durch Traditio-
nen in der Volksschul-, Gewerbe- und Handelslehrerausbildung und 
kontroverse Pc>sitionen aus dem Kaiserreich sowie durch die politi-
schen und ökonomischen Rahmenbedingungen in der Nachkriegszeit 
eingeengt. 
4. Die politische Gestaltung der Berufsschullehrerausbildung in der 
Weimarer Republik ist dadurch weniger von didaktisch-curricularen 
Problemen der Studiengangsentwicklung als von standespolitischen 
Wünschen und Ansprüchen der Lehrerverbände beeinflußt worden. 
Über die Absetzbewegung von der seminaristischen. Volksschulleh-
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rerausbildung bestand bei allen Lehrern an beruflichen Schulen Ei-
nigkeit, weil sie über diese Berufsausbildung allenfalls in den geho-
benen Dienst gelangen konnten. Zum Stand der Gymnasiallehrer und 
deren Lehrerbildung bestand ein zwiespältiges Verhältnis, weil einer-
seits eine Abgrenzung zur Betonung der Eigenständigkeil flir erfor-
derlich gehalten, andererseits das gleiche Einkommen durch eine 
Eingruppierung in den höheren Dienst angestrebt WW'de. 
5. Die politische Entscheidung zur Ausbildung der Handelslehrer aiJ. 
den Handelshochschulen im Kaiserreich hatte zur Folge, daß die 
Fachwissenschaften zum curricularen Schwerpunkt dieses sich ent-
wickelnden Studiengangs gemacht wurden. In der Weimarer Repu-
blik regte sich gegen diese einseitige curriculare Orientierung Wider-
stand. Dieser ftlhrte zur Einftlhrung und sukzessiven Aufwertung der 
Studien im Fach P"ädagogik bis zur Gleichstellung mit dem Fach Be-
triebswirtschaftslehre als Prüfimgsfach in der Diplomprüfung 
(1924125 in Baden, Bayern und Preußen- "pädagogische Studienlö-
sung" nach Pleiß). Sachsen orientierte die Handelslehrerausbildung 
im Fach Pädagogik an der fllr Gymnasiallehrer nach der ,,Herbartia-
nischen Lehrerbildungsreform", verlängerte dafllr das Studium um 
zwei Semester auf acht und schloß es mit einer Staatsprüfung ab (vgl. 
Pleiß 1973, S. 157 ff.). Die curriculare Entwicklung des pädagogi-
schen Studienanteils in der Handelslehrerausbildung steht seitdem in 
der Spannung von Allgemeiner Pädagogik und einer Speziellen Pä-
dagogik (Wirtschaftspädagogik). Damit steht in der polaren Span-
nung von Fachwissenschaften und Erziehungswissenschaft durch die-
se Binnendifferenzierung ein neuer Aspekt zur Diskussion. 
6. Die bis Mitte der 1920er Jahre in das Zentrum der Gewerbeleh-
rerausbildung gerUckten Berufspädagogischen Institute (BPI) wiesen 
dagegen zwei andere didaktische Schwerpunkte auf, ,,zum einen Be-
rufspädagogik mit einer entwicklungspsychologisch aufgerüsteten 
Jugendkunde und zum anderen die eng an die fachrichtungsspezifi-
sche Fachkunde der Berofsschule angelehnten Fachdidaktiken, nicht 
aber die Fachwissenschaften selbst" (Stratmann 1999, S. 486 f.). Zu-
dem WW'de der Status der BPI z. B. in Preußen dadurch beeinflusst, 
dass mit Erlaß des Handelsministers vom 9. 7.1930 die Gewerbeleh-
rerausbildung in Zusammenarbeit mit den wirtschafts- und sozialwis-
senschaftliehen Fakultlten zu erfolgen habe und zwar ,,in der Art, 
daß die Berufspädagogisehen Institute außer der Leitung im wesentli-
chen den berufs- und unterrichtspraktischen Teil, die Hochschulen 
den theoretisch-wissenschaftlichen Teil der Ausbildung übernehmen" 
(zitiert nach Wissing 1982, S. 254). 
7. So wie als Folge der didaktischen Orientierung der beruflichen 
Schulen auf den Beruf das ,)ungarbeiter''-Problem entstanden ist und 
ungelöst blieb, so wurde auch in der Berufsschullehrerbildung die 
spezifische Qualifizierung fllr die ,,Beschulung" der Jugendlichen 
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ohne Lehrvertrag vernachlässigt. In der Handelslehrerausbildung gab 
es keine Bezüge zu dieser Gruppe Jugendlicher. In der Gewerbeleh-
rerausbildung kam die Problematik durch deren jugendkundliehe O-
rientierung wenigstens in den Blick und die Lehrer ftir männliche 
Ungelernte wurden an den BPI ausgebildet ftir den Unterricht im ,,Er-
satzberuf" des zukünftigen Hausvaters. 
2.13 Stabilisierungen und Rückschritte in der Berufsschullehrerbll· 
dung durch Nazifizierung, Zentralisierung und Uniformierung 
im ,,Dritten Reich" 
Nach der politischen Machtübernahme durch die Nationalsozialisten 
sollten die Entwicklungen in allen gesellschaftlichen Bereichen dem po-
litiS;Chen Einfluß des Führers, der NSDAP und der anderen nationalsozia-
listischen Organisationen und Verbände unterworfen werden. Deren po-
litisches Handeln zielte vorrangig auf die Ideologisierung, Zentralisierung 
und Uniformierung der gesellschaftlichen Lebensverhältnisse, ftir deren 
Erreichung die Gestaltung der gesellschaftlichen. Organisation von Arbeit 
und der Berufsbildung große Bedeutung zugemessen wurde. Deshalb 
wurden u. a. die Verbände und Vereinigungen, die sich seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts und insbesondere in der Weimarer Republik zu einer 
pluralistischen Struktur entwickelt hatten, weitgehend gleichgeschaltet -
soweit diese die ,,nationalsozialistische Revolution" nicht schon begrüßt 
und sich ihr angeschlossen hatten. Während die parteipolitische Einfluß-
nahme auf die Institutianen und das Personal im staatlichen Schulwesen 
und in den staatlichen Hochschulen direkt ansetzen·konnte, gestaltete sich 
die Gleichschaltung der pädagogischen Arbeit in den Schulen und der 
wissenschaftlichen Arbeit in den Hochschulen sowie der pädagogischen 
Aktivitäten in einigen weiterbestehenden Verbänden schwieriger. Insbe-
sondere die politischen Gleichschaltungsversuche im Feld der betriebli-
chen Berufsausbildung stießen auf gegenläufige wirtschaftliche Interes-
sen der Unternehmungen; darüber hinaus waren solche V ersuche durch 
die hohe Jugendarbeitslosigkeit belastet, ftlr die pragmatische Lösungen 
ohne zusätzliche Belastungen durch ideologische "Grabenkämpfe" ge-
sucht werden mußten. Die Spannung zwischen Politik und Wirtschaft 
führten während des zwölfjährigen ,,Dritten· Reiches" deshalb zu perma-
nenten Auseinandersetzungen zwischen der Partei und der Unternehmer-
schaft üJJer Zuständigkeiten in der ,,Berufserziehung" (vgl. Seubert 
1977). 
Denn so wie das ökonomische System und die Unternehmungen in der 
Weimarer Republik gegenüber Demokratisierungstendenzen relativ re-
sistent geblieben waren, ·so entzogen sie sich mit den Hinweisen auf 
,,technisch-ökonomische Sachzwänge" auch partiell der vollständigen 
Unterordnung unter die politischen Ziele der NSDAP. Dadurch blieb die 
Organisation der Arbeit vom politischen Machtwechsel weitgehend un-
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beeinflußt. Allerdings veränderten zwei politische Ziele die technisch-
ökonomischen Situationen im Betrieb als Sozialisationsinstanz und ,,Er-
ziehungsfaktor": (1) Mit dem ersten Vierjahresplan 1936 wurde die Wirt-
schaft auf die Kriegsvorbereitung umgestellt. (2) Als neue Betriebsver-
fassung wurde die Betriebsgemeinschaft durchgesetzt (FUhrerprinzip; 
Bindung der "Gefolgschaft~' durch ein "Treueverhältnis" in "beruflicher 
und weltanschaulicher Hinsicht"), um durch die Berufserziehung und die 
berufliche Arbeit im Betrieb wesentlich zur Erziehung des ,,neuen Deut-
schen Menschen" beizutragen, der als "Volksgenosse an der Arbeits-
front" ,,Dienst am Volkstum und Staat im nationalsozialistischen Geist" 
leistet und seinen Beitrag zur "Volks- und Leistungsgemeinschaft aller 
Deutschen" erbringt. Das Vertrauen in die Wirksamkeit des Betriebes als 
Sozialisationsinstanz und Erziehungsfaktor war verbunden mit dem 
Mißtrauen gegenüber der Schule, insbesondere gegenüber deren libera-
listische Bildungsvorstellungen, die ,,den Sinn aller Erziehung und unse-
rer Erziehungseinrichtungen bis auf den Grund verdorben" hätten (Frick; 
zitiert nach Froese/Krawietz 1968, S. 64 f.). Ein ähnliches Mißtrauen 
bestand bei den Nationalsozialisten auch gegenüber einer (freien) wissen-
schaftlichen Arbeit an den Hochschulen, auf die sie aber partiell bei ihren 
Bemühungen um ,,Modemisierung" insbesondere im Bereich von Öko-
nomie und Technik angewiesen waren. 
Die Spannungen zwischen politischen und ökonomischen Interessen 
wirkten im NS-Staat auch auf die beruflichen Schulen als Teil der nicht-
akademischen Berufsausbildung, auf die Lehrerarbeit in diesen Schulen 
und auf die Lehrerausbildung. Deshalb war die politische Steuerung der 
Berufsschullehrerbildung beeinflußt von den unterschiedlichen Interessen 
an der Berufsausbildung der miteinander konkurrierenden Institutionen 
wie die NSDAP und ihre Parteigliederungen, insbesondere der national-
sozialistische Lehrerbund (NSLB), die Deutsche Arbeitsfront (DAF), die 
Reichsministerien ft1r Erziehung, Inneres und Wirtschaft und das 
Reichsinstitut ft1r Berufsausbildung in Handel und Gewerbe verfolgten 
(vgl. Seubert 1977; KippiMiller-Kipp 1995; Pätzold 1980+ Wolsing 
1977). In diesem Kontext wirkte insbesondere die politische Abwertung 
der beruflichen Schulen negativ auf den sozio-ökonomischen Status der 
Berufsschullebrer. Hinzu kam eine tendenziell negative Einstellung zur 
akademischen Lehrerausbildung, die in der Auflösung der in der Weima-
rer Republik neu gegründeten Pädagogischen Akademien und in der 
restaurativen Favorisienmg einer seminaristischen Lehrerausbildung zum 
Ausdruck kam. Obwohl durch die EntWicklung der Berufsschule aus der 
Fortbildungsschule personale Beziehungen zwischen Volksschul-, Fort-
bildungsschul- und Berufsschullehrern bestanden, wurden die im Kaiser-
reich begonnenen und in der Weimarer Republik verstärkten Differenzie-
rungen im Lehrerberuf zwischen Volksschullehrern und Berufsschulleh-
rern und die damit einhergehende Hierarchisierung der Lehrämter sowie 
der zu ihnen ftlhrenden Lehrerausbildungen zu folgenden Strukturen ver-
festigt: 
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1. Für die Handelslehrerausbildung (vgl. dazu Pleiß 1973, S. 157 ff.) an 
den Wirtschaftshochschulen bzw. an den Wirtschaftsfakultäten der 
Universitäten erließ das Reichserziehungsministerium 1935 ,,Richtli-
nien für das Studium der Wirtschaftswissenschaft" und 1937 eine 
Prüfungsordnung, durch die einheitliche Prüfungsbedingungen im 
Reich geschaffen werden sollten. Diese stimmten weitgehend mit den 
Preußischen Regelungen von 1924 bis 1925 überein. 
2. Pädagogik bzw. Wirtschaftspädagogik wurde in den ,,Richtlinien" 
curricular ausgelegt (Philosophie, Psychologie, Allgemeine und Spe-
zielle Pädagogik) und durch eine Prüfungsklausur in der Diplomprü-
fung verankert. Allerdings konnte im Vergleich zur Regelung von 
1924 die Diplomprüfung auch bestanden werden mit einer Fehlleis-
tung in dieser Klausur. Eine ,,Prüfungslehrprobe" entfiel, weil der 
Nachweis pädagogischer Prüfungsleistungen nach der Einführung des 
Vorbereitungsdienstes für entbehrlich gehalten wurde. In den Diskus-
sionen um das dadurch neu zu gestaltende ~e-Praxis-Verhältnis 
in der Pädagogik/Wirtschaftspädagogik sind als Alternative zu schul-
praktischen Studien ·im grundständigen Diplom-Studiengang immer 
wieder konsekutive Modelle vorgeschlagen worden, die nach einem 
rein wirtschaftswissenschaftlichen Studium ein pädagogisches Zu-
satzstudium vorsahen. 
3. An den sieben Hochschulen mit Handelslehrerausbildung (Berlin, 
Frankfurt am Main, Heidelberg, Köln, Königsberg, Leipzig, Nüm-
berg) hatte sich die "Wirtschaftspädagogik'' an flinf Standorten insti-
tutionell verselbständigt als wirtschaftspädagogische Seminare (außer 
Heidelberg und Nümberg) und wurde das von den ,,Richtlinien" 1937 
geforderte Lehrangebot in ,,Pädagogik'' deutlich "wirtschaftspädago-
gisch" und zum Teil ,,betriebspädagogisch" akzentuiert (z. B. von 
Friedrich Feld in Berlin; vgl. Pleiß 1973, S. 235 ff.). 
4. Für die Gewerbelehrerausbildung setzte sich die von Preußen favori-
sierte viersemestreige Seminarausbildung an Berufspädagogischen 
Instituten (BPI) durch, die dort. ab 1930 mit eigenem Lehrkörper per-
sonell ausgestattet wurden. 1942 wurde dieses Ausbildungsmodell für 
das Reich durchgesetzt, was für Baden, Braunschweig, Hamburg, 
Sachsen, Thüringen und Württemberg insofern einen Rückschritt be-
deutete, als die Gewerbelehrerausbildung aus ihren Technischen 
Hochschulen bzw. Universitäten wieder ausgegliedert wurden. 
5. Der Zugang zu den BPI war nicht an die Allgemeine Hochschulreife 
gebunden. So konnte eine. Berufsausbildung, em Meisterbrief bzw. 
ein Abschlußzeugnis/Diplomzeugnis einer Ingenieurschule zum Stu-
dium fUhren, womit sich das Rekrutierungsfeld für den Gewerbeleh-
rerberuf veränderte: der Anteil der ehemaligen ·Volksschullehrer 
sank, weil in und nach der Weltwirtschaftskrise viele Fachschulab-
solventen und Diplomingenieure in den Gewerbelehrerberuf strömten 
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mit der Folge, daß die fachlic.he (ingenieurwissenschaftliche) Orien-
tierung im Selbstverständnis der Gewerbelehrer gegenüber dem er-
zieherischen und politischen Auftragsbewußtsein größeres Gewicht 
bekam (vgl. Greinert 1975, S. 120). 
6. An den Hochschulstandorten mit Handels- und Gewerbelehrerausbil-
dung (z. B. Berlin, Frankfurt am Main, Köln, München) nahmen Stu-
dierende des BPI an pädagogischen Lehrveranstaltungen der Han-
delslehrerausbildung teil, so daß dort personale Beziehungen zwi-
schen den beiden Lehrergruppen entstanden. Daraus, aus wissen-
schaftstheoretischen, hochschul- und berufsschulpolitischen Erwä-
gungen und sicherlich auch, um dem DrUck nach Vereinheitlichung 
und Uniformierung im NS-Staat zu entsprechen, gab es Optionen für 
Gemeinsamkeiten in der Berufsschullehrerausbildung und für die 
Profilierung des pädagogischen Studiums durch "berufspädagogische 
Gebiete" (vgl. Feld 1929; Seubert 2000, S. 24 f.). 
7. Zwischen den Modellvorstellungen über eine qualifizierte Gewerbe-
und Handelslehrerausbildung von Vertretern der sich entwickelnden 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik an den Hochschulen und den BPI 
und vergleichbaren Forderungen der Fachschaft VI ,,Berufs- und 
Fachschulen" im NSLB und der Praxis der Berufsschullehrerausbil-
dung bestanden große Differenzen. Die Sparpolitik in der Weimarer 
Republik, die der NS-Staat zunächst fortsetzte, und die Warnungen 
vor dem Lehrerberuf hatten zu kontinuierlichen RUckgängen der Stu-
dierendenzahlen und zu einem Berufsschullehrermangel geftlhrt, der 
ab 1934 wahrgenommen und ab 1937 öffentlich thematisiert wurde. 
Die ,,Ausbildungsoffensiven" als Reaktionen darauf weisen als ge-
meinsames Merkmal die Abweichung von solchen Modellvorstellun-
gen nach unten auf: Öffnung der Berufsschullehrerausbildung für 
Praktiker ohne Hochschulreife; V erktlrzung des Studiums und des 
Vorbereitungsdienstes; Sondermaßnahmen für Quereinsteiger - ins-
gesamt eine schleichende Entakademisierung der Berufsschulleh-
rerausbildung (vgl. dazu Hesse 1997). 
2.14 Entwicklungen im Nachkriegsdeutschland zwischen Umbruch 
und Kondnuitit 
Nach dem Zusammenbruch des ,,Dritten Reiches" lag die politische Ver-
antwortung für den Wiederaufbau Deutschlands bei den vier Sieger-
mächten, die sich beim Wiederaufbau des Schulwesens zunächst auf die 
allgemeinbildende Schule konzentrierten. Hinsichtlieb der äußeren und 
inneren Schulreformen gab es jedoch unterschiedliche bildungspolitische 
Vorstellungen und Optionen der vier Siegermächte. Auch zwischen den 
Siegermächten und den deutschen Politikern sowie innerhalb der neuen 
deutschen Parteien und Interessenverbände in den Besatzungszonen bzw. 
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später in den Ländern gab es kontroverse Vorstellungen und Gestaltungs-
optionen (vgl. Froese 1969, 73 - 74). Gemeinsamkeiten bestanden über 
globale bildungspolitische Ziele wie Entnazifizierung und Entmilitarisie-
rung und über den Aufbau eines "demokratischen" Schulwesens, das zur 
"Umerziehung" des deutschen Volkes beitragen sollte. Bei den Konkreti-
sierungen dieser globalen Ziele bestand bei allen Siegermächten die Ten-
denz, den Wiederaufbau des deutschen Schulwesens am eigenen Schul-
wesen zu orientieren. 
In den beiden ersten Nachkriegsjahren wurden auf der Basis des Potsda-
mer Abkommens vom 2.8.1945 von allen vier Besatzungsmächten ge-
meinsame Besatzungsverfügungen zur Schulreform getroffen. Bei der 
Umsetzung dieser Verfügungen zeigten sich in den vier Besatzungszonen 
jedoch erhebliche Unterschiede, insbesondere zwischen der amerikani-
schen und der sowjetischen Besatzungszone. Mit Beginn der Ost-West-
Konfrontation wurden die Systemunterschiede nicht nur deutlich, sondern 
auch wechselseitig aggressiv betont. 
Die politischen Konfrontationen veränderten auch die Beziehungen zwi-
schen den Besatzungsmächten und den Besetzten. Während die Sowjet-
union i.p der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) mit Befehlen der Sow-
jetischen Militäradministration (SMAD) zur Einrichtung einer Zentral-
verwaltung für Volksbildung (27.7.1945) und zur gnindlegenden Bil-
dungsreform (25.8.1945) eine zentrale Steuerung der Bildungspolitik und 
der (,,Einheits"-)Schulreform begann und in der Konfronta~on beschleu-
nigte, setzte bei den westlichen Allüerten ein Nachdenken über die ,,Ree-
ducations-ldeologie" und. darüber ein, ob eine Demokratisierung der 
Schule von oben und gegen kulturelle Besonderheiten md Traditionen in 
Deutschland sinnvoll und möglich sei. Gegen diese Art von "Umerzie-
hung" hatten viele deutsche Politiker und Pädagogen Stellung bezogen. 
Diese resultierten u. a. aus unterschiedlichen Antworten auf die ,,Schuld-
frage": Welchen Anteil hatten Bildung und Erziehung in den deutschen 
Schulen am Aufkommen des Nationalsozialismus? 
Die Schuldfrage wurde auch für die Lehrerbildung gestellt. Bejahende 
Antworten stellten die Entwicklungsergebnisse am·Ende des Dritten Rei-
ches in Frage und zielten mit Reformvorschlägen auf neue Strukturen (in 
gewisser Parallelität Z1lr Ablösung des dreigliedrigen Schulwesens durch 
die Gesamtschule wurde eine Gesamtschullehrerbildung angestrebt). 
Verneinende Antworten setzten auf Kontinuität durch Weiterentwicklung 
von Strukturen. die die Weimarer Republik hervorgebracht hatte. 
Das berufsbildende Schulwesen im Nachkriegsdeutschland entwickelte 
sich im Kontext des Wiederaufbaus der Berufsbildung insgesamt unter- · 
schiedlich: In der SBZ·und später in derDDRdominierten zentrale Steue-
rungsversuche mit der Tendenz zur Integration aller organisierten Lern-
prozesse in einem Einheitsschulsystem; in den drei westlichen Besat-
zungszonen entwickelten sich die berufsbildenden Schulen trizonal und 
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später in der Bundesrepublik Deutschland föderalistisch mit der Tendenz.. 
die (Teilzeit-)Berufsschule in den Mittelpunkt zu rücken, um insbesonde-
re das ,,Duale System" wieder aufzubauen. 
Für beide deutsche Staaten folgte aus den jeweiligen - sehr unterschiedli-
chen - politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen als Gemeinsam-
keit hohe Prioritäten für die berufliche Qualifizierung der Erwerbstätigen 
durch die Berufsbildung. Der beachtliche Wiederaufbau der Berufsbil-
dung stand dadurch in beiden deutschen Staaten unter dem dominanten 
Einfluß wirtschaftspolitischer Ziele. Das hatte für die Berufsschullehrer-
bildung zur Folge, daß in der polaren Spannung von Fachlichkeit und 
Pädagogik die in der Weimarer Republik eingeleitete stärkere Gewich-
. tung der Pädagogik zurückgenommen wurde. 
2.15 FörderaUsmus und Parteien-Nerbändepluralität als politi-
sche Strukturen für Entwicklungen der Berufsschullehrer-
bildung in der BUDdesrepubHk Deutsehland 
Mit der Gründung der Bundesrepublik ging die Verantwortung für den 
weiteren wirtschaftlichen Aufbau auf den Bund und die Länder über, die 
seitdem auf der Basis des Onmdgesetzes (GO vom 7.10.1949) ihre Poli-
tiken in bezug auf Wirtschaft, Beruf und Bildung zwischen ,,Staatssteue-
rung" und ,,Marktsteuerung" bestimmen müssen. In der ,,sozialen 
Marklwirtschaft'' als neue Wirtschaftsverfassung wurde nach Art. 74 
Ziffer 11 GO der Bund im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung 
für ,,das Recht der Wirtschaft" zuständig. Die Berufsbildung in den Be-
hieben als Qualifizierung für die Erwerbsarbeit wurde dem ,,Recht der 
Wirtschaft" subsummiert. Die Berufsbildung in den Schulen war durch 
Art. 30 i.V.m Art. 70 ff. 00 in die Gesetzgebungskompetenz der Länder 
gegeben. Daraus ergab sich eine politische DualiW in der Berufsbildung 
zwischen dem Bund und den LIDdem. 
Bei der Gestaltung der Berufsschullehrerbildung durch die Länder war 
und ist demzufolge zweierlei zu berOcksichtigen. Zum einen wird die 
beruflic~ Arbeit als Bezugspunkt für die politische Gestaltung des be-
rufsbildeDden Schulwesens in Betrieben organisiert, die sich vorwiegend 
im Privateigentum befiDden und nach Gewinnmaximierung streben. So-
weit der Staat öffentliche Verantwortung für die Berufsbildung Uber-
llimim und ordnend in sie eingreift, liegt die Zuständigkeit für die be-
biebliche Berufsausbildung beim Bund. Durch die Dominanz der Betrie-
be im Dualen System und durch den ,,Berufsbezug" in allen Bildungs-
gängen des berufsbildenden Schulwesens (vgl. Keil 1991) ist auch die 
curriculare Oeataltung der Berufsschullehrerbildung, insbesondere die der 
"beruflichen Facbrichtungen" und deren Fachdidaktiken an diese Ord-
nungen gebunden (z. B. an die ,,Berufsfelder'' als cwriculare Ordnungs-
39 
struktur ftir die Ausbildungsberufe und ftir die berufsvorbereitenden Be-
rufsfachschulen). 
Der Wiederaufbau der Berufsschullehrerbildung setzte·· in allen Besat-
zungszonen bei den verbliebenen Ausbildungsinstitutionen - Wirt-
schaftshochschulen, Universitäten, Berufspädagogische Institute (BPI) an 
bzw. ging von ihnen aus. Die ersten politischen Aktivitäten in diesen 
Institutionen basierten auf der Voraussetzung bzw. auf dem Willen, die 
jeweils "tradierte" Ausbildung fortzusetzen. Als politische Gestaltungs-
alternativen wurden erwogen: (1) Die Ausbildung der Lehrer ftir alle 
Schularten an Pädagogischen Hochschulen oder Pädagogischen Fakultä-
ten; (2) die gemeinsame Ausbildung aller Lehrer ftir kaufmännische, 
gewerbliche etc. Schulen; (3) die konsekutive Ausbildung (an einfach-
wissenschaftliches Diplom-Studium schließt sich ein erziehungswissen-
. schaftliebes (pädagogisches, wirtschaftspädagogisches, berufspädagogi-
sches) AufbaustUdium an). Aus der Pluralität institutionenbezogener Mo-
delle hat sich die grundständige Berufsschullehrerausbildung an Univer-
sitäten und im Referendariat als zweite Phase entwickelt Dabei wirkten 
die länderspezifischen Aufbauvoraussetzungen und die Konzepte ftir die 
Lehlerbildung insgesamt auf die politische Gestaltung der Berufsschul-
·lehrerbildung. 
In Harnburg wurde die Integrationsperspektive mit der pädagogischen 
Ausbildung aller Lehrer an der Philosophischen Fakultät der Universität 
verfolgt Berlin begann eine Ausbildung ftir Lehrer aller Schularten an 
der Pädagogischen Hochschule. Vor der scharfen Ost-West-Teilung der 
Stadt begann die Handelslehrerausbildung in der Tradition der Wirt-
schaftshochschule in Berlin (Ost), die 1946 in die Friedrich-Wilhelms-
Universität (ab 1949 Humboldt-Universität) eingegliedert wurde. Der 
dOrt neu eingerichteten W'Jrtschaftswissenschaftlichen Fakultät wurde ein 
Wirtschaftspädagogisches Institut zugeordnet (vgl. van Buer u. a, o. J. 
(1997)). Nach Gründung der Freien Universität (FU) und dem Ausbau 
einer Pädagogischen Hochschule im Westen Berlins wurde die Tradition 
der Handelslehrerausbildung an der neuen Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät der FU fortgesetzt - in Orientierung an Entwicklungen in Köln. 
Denn in den westlichen Besatzungs~nen bestand nur ein wirtschaftspä-
dagogischer Lehrstuhl an der Universität zu Köln. Eine Handelsleh-
rerausbildung wurde dann außer in Berlin, Leipzig und Köln in Frank-
furtJMain, Hamburg, Mannheim, München und Nümberg wieder aufge-
nommen 1md bei den letztgenannten wurde das Handelslehrerstudium 
nach der Reichsprüfungsordnung von 1937 abgeschlossen. 
Zur Koordinierung der unterschiedlichen Entwicklungen in den Wirt-
schafts- und sozialwissenschaftliehen Diplom-Studiengängen wurde nach 
der Gründung der Bundesrepublik auf Initiativen der Hochschulen die 
Handels-Hochschul-Konferenz (HHK) 1949 wieder eingesetzt. Die Stän-
dige Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK) verfolgte ähnliche 
Koordinierungszwecke, die sie über ihren Hochschulausschuß verfolgen 
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wollte. Sie hatte in ersten Entschließungen zur ,,Ausbildung der Berufs-
schullehrer" (vom 18./19.10.1949) festgestellt. daß diese ,,nicht völlig 
einheitlich geregelt werden kann". Aber für Gewerbe- und Handelslehrer 
sollte ,,einheitlich gefordert werden · 
1. grundsätzlich die gleiche Allgemeinbildung wie für die übrigen 
Lehrer, 
2. eine gediegene technisch-praktische Ausbildung, 
3. eine theoretisch-fachliche, erziehungswissenschaftliche und me-
thodische Ausbildung von nicht weniger als 3 Jahren. 
Als besonderes Anliegen ist im Zusammenhang mit der Schulreform 
hervorzuheben, daß auf die Allgemeinbildung, die politische Erziehung 
und die volkswirtschaftliche Ausbildung Wert zu legen ist". 
Diese ,,Entschließung" des Schulausschusses ist durch Beschluß der 
~vom 28./29.09.1961 bestätigt worden. Es fehlen lediglich die Aus-
sagen in der Entschließung: ,,Für die Handelslehrer erscheint die Ausbil-
dung der Diplomhandelslehrer ausreichend"; und die Ausbildung für 
Landwirtschaftslehrer dürfe hinter der für Lehrer an gewerblichen und 
kaufmännischen Berufsschulen nicht zurUckstehen. 
Zur Koordinierung der Entwicklungen in den Undern setzte die KMK 
1951 eine Kommission ein, die mit Ministerialbeamten und Hochschul-
professoren besetzt war. Deren Beratungen wurden begleitet von öffentli-
chen Diskussionen über die Handelslehrerausbildung, über die Laufbahn 
und die Besoldung dieser Lehrer, an der sich der Verband Deutscher 
Diplom-Handelslehrer und Einzelpersonen aus dem Schul- und Hoch-
schulhereich streitig beteiligten (vgl. Pleiß 1973, S. 266 ff.). Die Maxi-
malforderungen zielten auf die Verlängerung des Studiums auf 8 Semes-
ter, die Festlegung eines zweijährigen Vorbereitungsdienstes, die Redu-
zierung des fachlichen Studiums auf zwei Fächer i. V. m. der cwricularen 
Ordnung von drei Studienrichtungen (sprachlich-lrulturkundlich, natur-
wissenschaftlich-technisch, wirtschaftswissenschaftlich). 
Bei diesen ersten Koordinierungsbestrebungen nach dem Zweiten Welt-
krieg zeigten sich die bis heute wirkenden Spannungen in den politischen 
Positionen deutlich. Die HHK einigte sich nach Abwehr eines Konseku-
tivmodells auf die enge cwriculare Bindung der fachwissenschaftliehen 
Ausbildung der Handelslehrer an die Diplom-Studiengänge fUr Diplom-
Kaufleute und -Volkswirte und auf Wirtschaftspädagogik als Prüfungs-
fach; sie forderte als Konsequenz daraus die Einrichtung entsprechender 
Lehrstühle an den Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultäten. 
Diese von der Wissenschaft vertretene Position wurde in der KMK mehr-
heitlich nicht geteilt. weil hier von der Schule aus gedacht und das ,,Pä-
dagogische" als Gemeinsames für alle Lehrer betont wurde. Deshalb 
wmden die Beratungen dieser Angelegenheit vom Hochschulausschuß in 
einen Unterausschuß des Schulausschusses überwiesen. Das hatte u. a. 
zur Folge, daß für die Fachbezeichnung des (wirtschafts-)pädagogischen 
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Studiums die Bezeichnung ,,Erziehungswissenschaft" verwendet wurde, 
einige Länder bei der Umsetzung der in der KMK verabschiedeten 
Richtlinie die Bezeichnung "P"ädagogik'' für das Gemeinte verwendeten 
und in den Hochschulen die Bezeichnungen schwankten zwischen ,,Er-
ziehungswissenschaft" (ohne oder mit der Einschränkung auf den 
Schwerpunkt Berufs- und Wirtschaftsp"ädagogik), ,,Pädagogik" (ohne 
oder mit einem Zusatz, z. B. ,,insbesondere . Wirtschaftspädagogik"), 
Wirtschafts- und Sozialpädagogik oder lediglich "Wirtschaftsp"ädagogi,k". 
Diese Unterschiede bestehen seitdem aber nicht nur auf der sprachlichen 
Ebene, sondern sind auch Ausdruck unterschieqlicher wissenschaftlicher 
Positionen und Vorstellungen über die curriculare Gestaltung des Stu-
diengangs für Diplom-Handelslehrer. 
Der Wiederaufbau der Ausbildung von Gewerbelehrern setzte ebenfalls 
bei den in den Westzonen noch vorhandenen Institutionen an.· Da der 
Status der BPI zwischen höherer Fachschule und wissenschaftlicher 
Hochschule unklar war, zielten viele politische Aktivitäten der BPI, ihres 
Personals und der Berufsschullehrerverbände auf die Gleichstellung mit 
der Handelslehrerausbildung und auf die Eingliederung der Gewerbeleh-
rerausbildung in die wissenschaftlichen Hochschulen. Nach einigen Not-
maßnahmen zur Fortsetzung kriegsbedingter Unterbrechungen der Stu-
dien wurden seit 1946 von den Länderregierungen BPI in Berlin (West), 
Frimkfurt/Main, Hannover, München, Saarbrücken, Solingen-Ohligs und 
Stuttgart errichtet. Bis Anfang der 60er Jahre hatten die meisten Bundes-
länder (ohne Bremen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein) eigene 
Ausbildungsgänge an verschiedenen Institutionen etabliert: an Universi-
täten (Hamburg und Saarbrücken), in einer ,,P"ädagogischen Hochschule 
:für Gewerbelehrer" (von Hannover verlegt nach Wilhelmshaven und 
wieder zurückverlegt), an der Pädagogischen Hochschule (Berlin (West) 
und Kiel) und in BPI, zum Teil in Kooperation mit wissenschaftlichen 
Hochschulen (Köln). · 
Ein ,,Modell" für die Gewerbelehrerausbildung, das überörtliche und 
zukunftsweisende Bedeutung beanspruchte, wurde bereits 1948 von Jür-
gen A. Wissing vorgeschlagen. Es war bei der konzeptionellen Gestal-
tung des Studiengangs am BPI Köln und bei seiner Durchführung von 
1952 bis 1962 handlungsleitend (vgl. Maslankowski 1995). Das Modell 
ging von einem ,,Berufsbild des Gewerbelehrers" aus und folgerte für den 
wissenschaftlichen Studiengang daraus, daß die Studierenden sich inhalt-
lich mit vier Problemkreisen auseinandersetzen sollten: (1) Erziehung, (2) 
mathematisch-naturwissenschaftliche BildungsgUter, (3) geisteswissen-
schaftliche BildungsgUter, (4) praktische B~sschulpädagogik (ebd. 
Abb. 2, S. 63). 
Vorstellungen über eine ,,Bildnerhochschule", die schon früher von Edu-
ard Spranger entwickelt worden waren (vgl. Spranger 1919) und über 
eine ,,Hochschule für Erziehung" in Hessen, stießen insbesondere auf die 
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Kritik der Westdeutschen Rektorenkonferenz (WRK) und erwiesen sich 
als nicht mehrheitsfähig. 
Weitere Koordinierungsbemühungen in der KMK führten zu einem Gut-
achten eines Unterausschusses des Schulausschusses, in dem die Zu-
gangsfragen (neben Nachweis der Allgemeinen Hochschulreife auch 
Zugang über höhere Fachschulen \md ftir Meister und Praktiker mit wis-
senschaftlicher und pädagogischer Begabung) und die Gestaltung der 
Betriebspraxis (Berufsausbildung oder mindestens zweijähriges Betriebs-
praktikum - ungeteilt, geteilt, vor oder während des Studiums oder da-
nach) im Vordergrund standen. Als ein zentrales Proble.m wurde im Gut-
achten das von Breite und Tiefe des Studiums thematisiert, das bis heute 
relevant ist: Bei breit angelegtem fachlichen Studium, z. B. wie am BPI 
Köln nach dem Modell von Wissing, wurde die Gefahr gesehen, "unwis-
senschaftlich" auszubilden. Bei einer zu starken wissenschaftlichen Spe-
zialisierung sei die Transformation dieses Wissens in die Unterrichtspra-
xis erschwert. Der Optimierungsvorschlag des Gutachtens sah folgende 
Dreiteilung der Studienfächergruppen vor: (1) Technische oder Naturwis-
senschaften; (2) Wirtschafts- und Sozialwissenschaften; (3) Erziehungs-
wissenschaften; er näherte diese Fächergruppen an die BeZeichnungen 
bestehender Hochschuldisziplinen an und schlug Schwerpunktbildungen 
ftir interessenbezogene Vertiefungen vor (vw. Linke 1960, S. 255 ff.). 
Das Gutachten und die KMK-,,Richtlinien für die Ausbildung und Prü-
fung der Diplom-Handelslehrer'' (vom 9.10.1953) lassen erketinen, daß 
die politische Diskussion über die Berufsschullehrerbildung in den 
1950er Jahren in hohem Maße an der Ausbildung von Diplom-
Handelslehrern orientiert war. Für deren Ausbildung bestand weitgehen-
de Übereinstimmung über folgende Struktur-Merkmale: Dreiphasigkeit; 
achtsemestriges Studium an Universitäten; zweijähriger Vorbereitungs-
dienst; die dritte Phase wurde allenfalls am Rande erwähnt. 
In bezug auf die Handelslehrerausbildung generell gab es nur wenige 
Stimmen gegen eine Akademisierung, aber einige, die die Zeiten ftir das 
Studium und den Vorbereitungsdienst ftir zu lang hielten. Erhebliche 
Differenzen gab es jedoch über die Studiengangsgestaltung in bezug auf 
die polare Spannung zwischen Fach- und Erziehungswissenschaft (vgl. 
dazu auch die Typisierung zu drei verschiedenen ,,Modellen" bei Pleiß 
1973, S. 320 ff.). Alle drei Modelle sind im Hinblick auf den Ursprung 
dieser polaren Spannung ,,lntegrationsmodelle" (vgl. 2.3). 
1. Der VDDH forderte eine ,,fachwissenschaftlich orientierte Studienlö-
sung"; er war gegen eine "übennäßige Pädagogisierung" des Studi-
ums, wollte dieses eher auf eine allgemeine erziehungswissenschaft-
liehe Ausbildung ausgelegt wissen, die mit der Diplom-V orprUfung 
abgeschlossen wird, und auf deren Basis die praktisch-pädagogische 
Ausbildung in den Studienseminare erfolgen könne. 
.• 
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2. Die "paritätische Studienlösung" (nach Pleiß) folgte einer Entwick-
lungslinie, die 1924/25 begonnen hatte und 1953 von den KMK-
Richtlinien weiter verfolgt wurde. Dieses Modell zielte auf den "pä-
dagogisch orientierten Fachwissenschaftler" und sah den pädago-
gisch/wirtschaftspädagogischen Studienbereich als den Wirtschafts-
wissenschaften "beigeordnet", aber "gleichrangig" vor. 
3. Als extreme Gegenposition zum erstgenannten Modell rückte die 
"pädagogisch orientierte Studienlösung" das pädagogische Fach in 
das Zentrum des Handelslehrerstudiums. 
Für den oben kurz umrissenen Wiederaufbau der Gewerbelehrerausbil-
dung und für deren Entwicklung bis 1961 hatten die KMK-
Entschließungen von 1949 und die Entwicklungen in der Handelsleh-
rerausbildun~ bis 1961 erheblichen Einfluß. 1961 hat die KMK die 
,,Richtlinien für die Ausbildung und Prüfung der Diplom-Handelslehrer" 
von 1953 neu gefaßt (Beschluß vom 28./29.09.1961) und damit eine Ori-
entierungsmöglichkeit für die Weiterentwicklung der Gewerbelehreraus-
bildung gegeben. Aber in der KMK ist vor der Überleitung der BPI in die 
wissenschaftlichen Hochschulen (vgl. Niekotaus 1996, S. 55) über keine 
strukturelle Weiterentwicklung der Gewerbelehrerausbildung beraten 
oder beschlossen worden. Sie hat lediglich ihren Beschluß von 1949 (sie-
he oben) zeitgleich mit den ,,Richtlioien ... für die Diplom-Handelslehrer" 
aktualisiert (Beschluß vom 28./29.09.1961). Es war also kein politisches 
Konzept für die spezifische qualitative Gestaltung der Gewerbelehreraus-
bildung, die zu ihrer Akademisierung fllhrte, sondern eine Reaktion auf 
das Rekrutierungsproblem, weil Anfang der 1960er Jahre ein katastro-
phaler Gewerbelehrermangel sichtbar wurde (vgl. Georg/Kunze 1981, S. 
162; Greinert 1982, S. 170; Pätzold 1995, S. 54). 
Gleichwohl markieren "die Reformen der Ausbildung von Gewerbelehrern 
in den Ländern Ende der 1950er/Anfang der 1960er Jahre deren ~,dritte 
Schwelle" und h8t "der Au8- und Aufbau des beruflichen Bildungsweges 
als Movens der Akademisierung ·der Gewerbelehrerbildung" gewirkt 
(Stratmann 1999, S. 488 ff.). Aber diese Akademisierung, etwa ein halbes 
Jahrhundert nach der der Handelslehrerausbildung, durch die Schließung 
der BPI und die Verlagerung der Gewerbelehrerausbildung an die Teeh-
oischen Hochschulen und Universitäten stieß auf strukturell andere Be-
dingungen in den Hochschulen. Während die akademische Handelsleh-
rerausbildung. in den neu gegründeten Handelshochschulen nicht-
akademisch begann und gemeinsam mit der Ausbildung .von Betriebs-
und Volkswirten akademisiert wurde - die drei Studiengänge also ge-
meinsam ,,groß" geworden sind- stieß der Verlagerungsprozeß für die 
Gewerbelehrerausbildung auf eine Wissenschafts- und Ausbildungs-
struktur, die sich ein knappes halbes Jahrhundert ohne eine Lehrerausbil-
dung entwickelt hatte und sich gegenüber deren Eingliederung als sperrig 
und widerständig erwies. Die gegenwärtigen Beratungen über Konzepte 
der Ausbildung für Lehrer an berufsbildenden Schulen werden hinsicht-
lich der Frage von Einheit und Differenz in der Berufsschullehrerbildung 
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u. a. von diesen Unterschieden in der historischen Entwicklung 
beeinflußt. . 
Mit Überschreiten der ,,dritten Schwelle" in der Entwicklung der Gewer-
belehrerausbildung und der (fast) durchgängigen Akademisierung der 
Berufsschullehrerbildung war in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Entwicklungsstufe erreicht, die systematisch beschrieben und bewertet 
werden kann. Als ,,SOU-Aussagen" eignen sich daftir die Beschlüsse der 
KMK über ,,Rahmenordnung ftir die Diplomprüfung der Diplom-
Handelslehrer'' (vom 6.6.1968)- im Folgenden Modell A- und über die 
,,Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung ftir das Lehramt 
mit Schwerpunkt Sekundarstufe TI - Lehrbefähigung ftir Fachrichtungen 
des beruflichen Schulwesens" (vom 5.10.1973)- im Folgenden Modell B 
-, die den bundesweiten. politischen Ausbildungskonsens darstellen, der 
bis zur Vereinigung 1990 galt und normierend auf die politischen Ges-
taltungen in den Undern wirkte. 
Einige Fragen zur politischen Konsenstindung können gegenwärtig nicht 
beantwortet werden, z. B. welche (vollständigen) Konzepte ftir die Be-
rufsschullehrerbildung oder welche politischen Gestaltungsvorstellungen 
zu den Konzept-Dimensionen bestanden, die diese beiden Koordinie-
rungsbeschlüsse nicht einbezogen haben, welche Vorstellungen in den 
Landesparlamenten, Landesregierungen, Beratungsgremien, Parteien, 
Verbänden sowie bei den Akteuren in der Berufsschullehrerbildung sei-
nerzeit vorbanden waren; wie sind einerseits diese politischen Konsense 
ermöglicht und wie andererseits in den Undern und wissenschaftlichen 
Hochschulen umgesetzt worden? Sie ließen sich mit dem Instrument be-
arbeiten und beantworten, das wir zur Analyse von Soll-Aussagen von 
Parteien, Gremien und .Verbänden nach 1990 verwenden. Das wäre aus 
zeitgeschichtlichen Orilnden wissenschaftlich wünschenswert und ftir die 
Bewertung der gegenwärtigen Diskussion über die Berufsschullehrerbil-
dung auch politisch relevant, weil daraus Gesichtspunkte und Einschät-
zungen zur Beantwortung der Frage zu gewinnen sind, ob die Entwick-
lungen bis 1990 und danach eher als kontinuierliche, modell-
konkretisierende und -differenzierende zu bewerten sind oder ob sie in 
eine ,,neue Schwelle" münden und zu einem Modell-Wechsel ftlhren. Mit 
Hilfe des Analyse-Instruments wäre auch eine Analyse der Entwicklun-
gen in der Praxis der Berufsschullehrerbildung möglich, deren Ergebnisse 
Aufschluß darüber geben könnten, ob und inwieweit sie den beiden 
KMK-Beschlüssen entsprechen und in welchen nicht-normierten Dimen-
sionen die Entwicklungen in dieser Praxis einer Koordinierung oder auch 
einer Revision der beiden Beschlüsse bedürften. 
Wir brechen die historisch-sy$tematischen Erörterungen über Entwick-
lungen in der Berufsschullehrerbildung historisch Anfang der 1960er 
Jahre ab und gehen zur systematischen Beschreibung der beiden KMK-
Beschlüsse als Modelle A und B über. Dafür verwenden wir die 10 Di-
mensionen, die tl1r die vollständige Beschreibung eines Konzeptes ver-
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wenden und berücksichtigen dabei die Merkmale unseres Analyseinstru-
mentes (2.18, Punkt 15 und 5.3). · 
Als ,,Modelle" defmieren wir diese KMK-Beschlüsse, weil sie in bezug 
auf die (mindestens 10) Dimensionen eines ,,Konzeptes" (2.18 Punkt 15) 
nur Soll-Aussagen zu 5 Dimensionen enthalten. 
Der 1968er KMK-Beschluß (Modell A) enthält keine Aussagen zu (1) 
Leitbild und (2) Zielen des Studiums. (3) ,,Pädagogik, insbesondere Wirt-
schaftspädagogik" ist eines von vier Prüfungsfächem. ,,Der Nachweis 
eines achtsemestrigen ordnungsgemäßen Studiums der Wirtschaftspäda-
gogik" ist erforderlich, aber in die Zwischenprüfung ist Wirtschaftspäda-
gogik als Prüfungsfach nicht einbezogen. Das Thema ftir die Diplomar-
beit kann im Fach Wirtschaftspädagogik vergeben werden, wenn ein 
Fachvertreter ,,Mitglied des Lehrkörpers" ist. (4) Fachwissenschaftlich 
~rstrecken sich Studium und Prüfungen auf Betriebswirtschaftslehre, 
Volkswirtschaftslehre, Rechtswissenschaft und Statistik im Pflichtbereich 
sowie im wirtschafts-. und sozialwissenschaftliehen Wahlpflichtbereich 
auf Fächer, ,,die in sinnvollem Zusammenhang mit dem Hauptstudium 
stehen und ausreichend vertreten sind". Leistungsnachweise in ,,Einfüh-
rung in die Technik des betrieblichen Rechnungswesens" und in ,,Ma-
thematik ftir Wirtschaftswissenschaftler" sind ZulassungsvoraussetzUn-
gen zur Zwischenprüfung. Zu spezifischen fachdidaktischen und schul-
praktischen Studien etc. im Rahmen des Faches Wirtschaftspädagogik 
gibt es keine Regelungen. Die Rahmenordnung regelt zwar nur die (5) 
erste ·Phase, geht aber von einer Zweiphasigkeit der Berufsschulleh-
rerausbildung aus. (6) Die Ausbildung in der ersten Phase erfolgt an Uni-
versitäten. (7) Der Studiengang Wirtschaftspädagogik ist als wissen-
schaftliches Studium normiert, soll acht Semester ,dauern und wird mit 
der Diplomprüfung ftir Handelslehrer abgeschlossen. Aufgrund der be-
standenen Diplomprüfung wird der akademische Grad ,,Diplom-
Handelslehrer'' verliehen. Der Studiengang kann in .zwei Varianten stu-
diert werden. Neben dem Studium der vier Prüfungsfächer, die oben un-
ter (3) und (4) beschrieben sind, kann in der 2. Variante (Studienrichtung 
ll) ein' Doppelfach als 3. und 4. Fach studiert werden in den Fächern 
Deutsch, Fremdsprachen, Geschichte, Geographie (jeweils mit Bezug zur 
Wirtschaft) und. weiteren Fächern, die ausreichend vertreten sein müssen. 
Der Beschluß enthält keine Aussagen zu den Dimensionen 8 bis 10. 
Der 1973er KMK-Beschluß (Modell B) enthält ebenfalls keine Aussagen 
zu (1) Leitbild und (2) Zielen der Ausbildung. (3) Ein erziehungswissen-
schaftliches Studium wird ftir alle Lehrämter verbindlich gemacht und 
anteilsmäßig auf ein Viertel des Studienumfanges normiert. Dazu ,,gehö-
ren auch gesellschaftswissenschaftliche Studien". In das Studium sollen 
,,fachdidaktische Studien" und "Schwpraktika" einbezogen werden, ohne 
daß festgelegt ist, welchen Studienanteilen sie zugeordnet werden sollen. 
( 4) Das fachwissenschaftliche Studium soll "das vertiefte Studium einer 
Fachrichtung des beruflichen Schulwesens" oder ein ,,nicht berufsbezo-
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genes Fach" umfassen. ,,Die Fachrichtungen des beruflichen Schulwesens 
orientieren sich an Berufsfeldern". 13 Fachrichtungen sind mit speziellen 
Fachgebieten in der Beschluß-Anlage ausgewiesen. Hinweise auf Bezie-
hungen zwischen "beruflichen Fachrichtungen" und ,,Fachwissenschaf-
ten" enthält der Beschluß nicht. ,,Arbeitswissenschaftliche, betriebspsy-
chologische und betriebssoziologische Gesichtspunkte" sollen im Studi-
um "angemessen" berücksichtigt werden. (5) Der Beschluß legt die Drei-
phasigkeit als "Grundstruktur der Ausbildung und Prüfung" fest. Studium 
und fachpraktische Ausbildung (1. Phase) und "Vorbereitungsdienst" (2. 
Phase) sollen ,,eng aufeinander bezogen sein". Eine kontinuierliche Fort-
bildung nach Erwerb der Lehramtsbefähigung wird gefordert, aber nicht 
als 3. Phase bezeichnet. (6) Das Studium in der 1. Phase ,,erfolgt an Wis-
senschaftlichen Hochschulen"; der Vorbereitungsdienst an "besonderen 
Ausbildungsinstitutionen". (7) Der Studiengang ftir dieses Lehramt kann 
hinsichtlich der fachwissenschaftliehen Studien in mehreren Varianten 
gestaltet werden: Eine Fachrichtung des beruflichen Schulwesens ,,muß" 
mindestens gewählt werden. Nach der anteilsmäßigen Bestimmung der 
drei Studienanteile (2.2; Verhältnis 1:2:1) muß das kein "vertieftes" Stu-
dium sein, z. B. wenn dieser Studienanteil mit dem "vertieften Studium 
eines nicht berufsbezogenen Faches" kombiniert wird. Das "vertiefte" 
Studium einer Fachrichtung kann als eine Variante mit dem Studium 
eines nicht berufsbezogenen Faches oder eine sonderpädagogischen 
Fachrichtung kombiniert werden. Die Kombinationen eines "vertieften" 
Studiums einer Fachrichtung mit einem "vertieften" Studium eines nicht 
berufsbezogenen Faches bzw. mit dem Studium einer Fachrichtung waren 
in dem Modell als Varianten nicht vorgesehen. Den Ländern wurde aber 
freigestellt, Fäche.rkombinationen festzulegen oder auszuschließen. Die 
Mindeststudiendauer sollte acht Semester betragen und mit der Ersten 
Staatsprüfung abgeschlossen werden. Hinsichtlich der Mindesstudien-
dauer erfolgte die Normierung mit dem Vorbehalt, daß eine Vereinbarung 
zur Harmonisierung der Lehrerbildung noch ausstehe. Für den Fall, daß 
in einer solchen Vereinbarung ft1r ein Lehramt mit Schwerpunkt in ~ 
Sekundarstufe ß eine Mindeststudiendauer von sechs Semestern verein- · · 
hart werden wUrde, sollte der Studiengang nur das ft1r alle Lehrämter 
verbindliche erziehungswissenschaftliche Studium und das "vertiefte" 
Studium einer Fachrichtung umfassen. Die ,Jachpraktische Ausbildung" 
in der 1. Phase soßte mindestens 1 Jahr dauern, ,,systematisch überwacht 
und gelenkt werden" und spätestens bis zur Erstens Staatsprüfung abge-
schlossen sein. Sie sollte ganz oder teilweise dem Studium vorangehen 
oder auf die vorlesungsfreie Zeit verteilt werden können. Eine abge-
schlossene einschlägige Berufsausbildung galt als Nachweis der fach-
praktischen Ausbild1mg. 
Zum Bildungsgang im Vorbereitungsdienst war als Aufgabe ,,eine wis-
senschaftlich fundierte schulpraktische Ausbildung" bestimmt, zu der 
,,selbständige Unterrichtstätigkeit in begrenztem Umfang" gehöre. Er 
sollte 18 Monate dauern und mit der Zweiten Staatsprüfung abschließen. 
47 
Auch dieser Beschluß enthält keine Aussagen zu den Dimensionen 8 bis 
10. 
Ein systematischer Vergleich beider Beschlüsse und deren Bewertungen 
mit bezog auf ein zehndimensionales Konzept ergibt Folgendes: 
1. Zu den normativen Dimensionen Leitbild und Ziele (1,2), die mit der 
politischen Gestaltung der Berufsschullehrerbildung erreicht werden 
sollen, und zu den didaktisch-methodischen Realisierungsperspekti-
ven unter Berücksichtigung betroffener Personen (8 bis 10) enthalten 
beide Beschlüsse keine Soll-Aussagen. Als ,,Modelle" enthalten sie 
Gestaltungsoptionen zu 5 von 10 Dimensionen. 
2. In der polaren Spannung von fachlichen - pädagogischen Kompeten-
zen sind beide Beschlüsse ,,lntegrationsmodelle", deren Gewichtun-
gen in bezog auf beide Pole aus drei Gründen schwer zu vergleichen 
sitid: (1) Über den Studienanteil für Pädagogik insbesondere Wirt-
schaftspädagogik und über fachdidaktische und schulpraktische Stu-
dien gibt es keine Aussagen im Modell A. (2) Im Modell B wird das 
erziehungswissenschaftliche Studium (mit gesellschaftswissenschaft-
liehen Anteilen) bei einer Studiendauer von acht Semestern und ei-
nem Studienumfang von 160 (SWS) mit 40 SWS zwar umfangs- und 
anteilsmäßig genau bestimmt. Es bleibt aber offen, welchen Umfang 
die fachdidaktischen und schulpraktischen Studien haben sollen, ob 
sie einen eigenen Studienanteil bilden, oder in die erziehungswissen-
schaftliehen oder in die fachwissensc~chen Studien integriert 
werden sollen. (3) In beiden Modellen bleibt offen, was mit P"ädago-
gik, Wirtschaftspädagogik und Erziehungswissenschaft gemeint ist 
und wie die StUdien in (allgemeiner) Erziehungswissenschaft 
und/oder Berufs- und Wirtschaftspädagogik_ gestaltet werden sollen. 
3. Hinsichtlich der Auseinandersetzung mit den Fachwissenschaften im 
Studium folgt Modell A der WissenschaftsstruktUr Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlicher Fakultäten, in denen Wirtschaftspädagogik 
als Wissenschaft integriert ist Im Modell B bleibt der Bezug zu den. 
Fachwissenschaften offen. Die Orientierung der fachlichen Studien 
an den Berufsfeldern sollte Beziehungen herstellen zu den didakti-
schen Ausbildungsstrukturen im beruflichen Schulwesen, die ihrer-
seits an den Anforderungsstrukturen der Berufspraxis orientiert sind. 
Die Spannungen zwischen der Struktur der wissenschaftlichen Dis-
ziplinen und deren je spezifische Logiken und den Ausbildungs- und 
Berufsstrukturen in der nichtakademischen Berufsausbildung wurden 
nicht thematisiert. 
4. Beide Modelle gingen von einer bereits bestehenden Zweiphasigkeit 
der Ausbildung· aus. Modell B enthält Regelungen zu beiden Phasen. 
Für Modell A bleibt als Diplom-Studiengang offen, ob und inwieweit 
der Abschluß einem Ersten Staatsexamen gleichgestellt werden oder 
zum Eintritt in den Vorbereitungsdienst berechtigen soll. 
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5. Mit der Zuordnung der Ausbildung in der 1. Phase zu den wissen-
schaftlichen Hochschulen sichern beide Modelle eine akademische 
Berufsausbildung. 
6. Die Gestaltung der Studiengänge basiert übereinstimmend bei beiden 
Modellen auf einer Mindeststudiendauer von acht Semestern. Der 
gravierendste Unterschied besteht in der Gestaltung als Diplom- bzw. 
Lehramtsstudiengang mit der Folge unterschiedlicher Abschlüsse: ei-
nerseits Diplomprüfung und Diplomierung im Modell A, andererseits 
Erste Staatsprüfung im Modell B. Im Modell B wirkt die staatliche 
Exekutive durch den Erlaß von Prüfungsordnungen für das Erste 
Staatsexamen direkt steuernd auf die Gestaltung der Hochschulstu-
diengänge ein. Im Modell A sind die wissenschaftlichen Hochschulen 
im Rahmen ihrer Autonomie für die Gestaltung von Prüfung und 
Studium zu~tändig. Die Länder und die wissenschaftlichen Hoch-
schulen sollen dabei allerdings die länderübergreifend konsentierte 
,,Rahmenordnung" einhalten. Auf den Diplom-Studiengang kann die 
Exekutive über die verabschiedete Rahmenordnung zum Modell A 
hinaus auch indirekt einwirken durch Anrechnungs- bzw. Anerken-
nungsregelungen für Diplom-Prüfungen in bezug auf das Erste 
Staatsexamen bzw. über Zulassungsregelungen für Diplomierte zum 
Vorbereitungsdienst. 
Modell A läßt als erste Variante einen auf die Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaften konzentrierten Studiengang zu, den Modell B aus-
schließt. Umgekehrt ist eine Variante des Modells B, die Kombinati-
on des "vertieften" Studiums eines nicht berufsbezogenen Faches mit 
dem Studium einer beruflichen Fachrichtung im Modell A ausge-
schlossen. Die Umfange der einzelnen Studienanteile (Fächer bzw. 
berufliche Fachrichtungen) können nicht verglichen werden, weil sie 
im Modell A nicht geregelt sind. 
7. Als drei markante Differenzen zwischen beiden Modellen werten wir 
zum einen die unterschiedlichen staatlichen Steuerungsmöglichkeiten 
auf die Studiengangsgestaltung, zum zweiten die Unterschiede in 
Tiefe und Breite der fachwissenschaftliehen Studienganggestaltung 
und zum dritten deren Orientierung an wissenschaftlichen Diszipli-
nen bzw. an berufsfeldorientierten beruflichen Facluichtungen, aus 
denen sich auch Konsequenzen für die Konzeptionen, anteilsmäßigen 
Bestinunungen und organisatorischen Zuordnungen der Fachdidakti-
ken/Berufsfeldwissenschaften ergeben. 
In bezug auf die Differenzierung im berufsbildenden Schulwesen und die 
KomplexiW der Anforderungen an ihre Lehrer sind beide Modelle der 
Berufsschullehrerausbildung relativ einfach und je nachdem, wie die im 
Vergleich herausgearbeiteten Grenzen gewichtet werden, lautet das Ge-
samturteil in bezog auf die Spannung von Einheit und Differenz in der 
Berufsschullehrerausbildung entweder: Mehr Einheitlichkeit als Diffe-
renzen oc:ler: Mehr Differenzen als Einheitlichkeit. 
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Im Zentrum beider Modelle steht die Ausbildung des Lehrers ftir die Be-
rufsschule i.e.S. als Partnerin im "dualen': System, die auch berufsbil-
dungs- und berufsschulpolitisch als Zentrum des berufsbildenden Schul-
wesens bewertet wird. Für die spezifischen Anforderungen der verschie-
denen anderen Bildungsgänge in diesem Teilbereich des Bildungssystems 
bieten die Kombinationsmöglichkeiten in den Studiengängen grundsätz-
lich angemessene Voraussetzungen, sich auf die differenzierten Anforde-
rungen vorzubereiten. Als Beispiele seien hervorgehoben: 
Für Jugendliche mit Lern- und Verhaltensschwierigkeiten 
( o'hne ,,Behinderungen" im enger definierten Sinne, auf 
die die sonderpädagogischen Ausbildungen reagieren, a-
ber z. B. BVJ durch Kombination einer beruflichen Fach-
richtung mit einer sozialpädagogischen Fachrichtung (nur 
im Modell B). 
ftir alle nicht berufsbezogenen . Fächer die Kombination 
einer beruflichen Fachrichtung mit den korrespondieren-
den Fachwissenschaften, die aus Lehrangeboten der Stu-
dierenden für das gymnasiale Lehramt im Sekundarbe-
reich ß gewählt werden können - nach Maßgabe spezifi-
scher Länderregelungen; 
Für Bildungsgänge, die zur Allgemeinen Hochschulreife 
ftihren (Berufsgymnasien etc.) die Kombhiation des 
"vertieften" Studiums eines nicht berufsbezogenen Fa-
ches mit dem einer beruflichen Fachrichtung (nur Modell 
B). 
Strukturell fehlte ftir fachlich höhere bzw. speziellere An-
forderungen des Fachunterrichts in Bildungsgängen der 
beruflichen Weiterbildung (Fachschulen) eine Kombina-
tionsmöglichkeit eines "vertieften" Studiums einer beruf-
lichen Fachrichtung mit einer Spezialisierung in dieser 
Fachrichtung, für die Modell ~ aber Ansätze bot. 
In diesen beiden KMK-Beschlüssen waren die Ausbildung von Lehrern 
für den fachpraktischen Unterricht und fÜr den Unterricht an Ingenieur-
. schulen nicht einbezogen. 
Für Bildungsgänge mit fachpraktischem Unterricht wurden Lehrer für 
Fachpraxis nach unterschiedlichen Regelungen in den Ländern beschäf-
tigt. Die KMK hat im Kontext des Beschlusses zu Modell B der Berufs-
schullehrerausbildung eine ,,Rahmenordnung für die Ausbildung und 
Prüfung der Lehrer für Fachpraxis im beruflichen Schulwesen" beschlos-
sen (6.7.1973; Zulassungsvoraussetzungen: Realschulabschluß, abge-
schlossene Berufsausbildung, abgeschlossene mindestens dreisemestrige 
Ausbildung an einer Fachschule ·bzw. Meisterprüfung und eine mindes-
tens zweijährige entsprechende Berufstätigkeit danach; 18 Monate Fach-
lehrerausbildung, die ,,zu etwa gleichen Teilen aus schulpraktischer und 
theoretischer Ausbildung" bestehen soll). 
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Für die Anforderungen des Untenichts in Ingenieurschulen, die wie alle 
anderen höheren Fachschulen durch das Länderabkommen von 1968 
,,Zur Vereinheitlichung auf dem Gebiete des Fachhochschulwesens" zu 
Fachhochschulen umgewandelt wurden, hatte die KMK • .Rahmenrichtli-
nien für die Lehrkräfte an öffentlichen Ingenieurschulen (Vorbildung, 
Einstellung, Rechtsstatus, Fortbildung)" beschlossen (15./16. 6. 1961). 
Sie forderten als spezielle fachliche Qualifikationen eine meinjährige 
einschlägige erfolgreiche Tätigkeit nach einer Diplom-Prüfung (mindes-
tens 5 Jahre) bzw. nach einer großen Staatsprüfung (mindestens 2 Jahre). 
Hinsichtlich der pädagogischen Qualifikationen sollten sie ,,eine natUrli-
ehe und planmäßig zu f6rdemde Lehrbegabung besitzen". Zur ,,Förde-
rung" dieser Begabung sollte ihnen im ersten Jahr ihrer Lehrtätigkeit 
Gelegenheit gegeben werden, "sich unter Anleitung des Direktors und 
erfahrener Lehrkräfte mit der Untenichtstätigkeit und mit den besonderen 
Erfordernissen der Arbeit an Ingenieurschulen vertraut zu machen. Wäh-
rend dieser Zeit soll ihre Lehrverpflichtung in angemessenem Umfang 
ermäßigt werden". Die Befähigung und Eignung für das Lehramt sollte 
nach mindestens einjähriger Einarbeitungszeit ,,nach den hierfür gelten-
den Vorschriften durch die Schulaufsichtsbehörde festgestellt" werden. 
Die Bedeutung der Fortbildung wird besonders betont und konkretisiert 
durch einen Maßnahmen-Katalog zur Gestaltung verschiedener Fortbil-
dungen. 
In den Strukturen der Modelle A und B und im Kontext der Regelungen 
zur Ausbildung von Lehrkräften für Ingenieurschulen sowie von Lehrern 
für Fachpraxis hat sich die Berufsschullehrerbildung bis zur Vereinigung 
1990 entwickelt. 
2.16 Berufsschullehrerbildung in der Deutschen Demokratischen 
RepubHk: Marxistisch-leninistisch, zentralisiert, einphasig 
Die Artikel über Erziehung und Bildung in der ersten Verfassung der 
DDR (vom 7.10.1949) wiesen einige formale und auch inhaltliche Bezü-
ge zur Weimarer Reichsverfassung (WRV) auf. Neu war das Recht der 
Republik, ,,einheitliche gesetzliche Grundbestimmungen" zu erlassen, das 
der Tendenz zur beabsichtigten Zentralisierung folgte, die von der Sow-
jetunion schon in der SBZ vorgegeben war. Kurz vor Verabschiedung der 
Verfassung waren im Zusammenhang mit dem Vierten Pädagogischen 
Kongress von der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) in 
"Schulpolitischen Richtlinien für die Deutsche ·Demokratische Schule" 
die Ziele für die Interpretation der Verfassung festgelegt: Erziehung und 
Bildung im Dienste des aufzubauenden Sozialismus in der DDR. In den 
Vorstellungen über eine sozialisitische Gesellschaft war aus marxistischer 
Denktradition Arbeit ein zentraler und in der politischen Praxis positiv_ 
besetzter Begriff; dazu gehörte auch die konstitutive Vorstellung, daß 
,,Arbeit bildet". Bildung durch den Beruf war ideologisch eine Selbstver-
ständlichkeit, aus der verfassungsrechtlich die Konsequenz gezogen wur-
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de, das "gleiche Recht auf Bildung und die freie Wahl eines Berufes" in 
einem Artikel zu vereinen (Art. 35 - anders als im GO getrennt in Art. 2 
und 12). Diese Regelung geht von der Harmonieannahme aus, daß das 
pädagogische Ziel, die allseitig harmonische Entwicklung der Persön-
lichkeit, und das ökonomische Ziel, dasjenige gesellschaftliche Arbeits-
vermögen hervorzubringen, welches die sozialistische Gesellschaft benö-
tigt, zugleich erreichen zu können. Diese Harmonieannahme hat die Bil-
dungs- und Berufsbildungspolitik der DDR beeinflußt und sowohl zu 
einigen speziellen Regelungen und Maßnahmen als auch zu Schwierig-
keiten geführt. 
Mit der "Sowjetisierung" der DDR wurden auch die Ziele, Kriterien und 
Instrumente zentraler Wirtschaftsplanung und -Ienkung adaptiert. Wegen 
der qkonomischen lmplikationen des Bildungssystems ruckte für die 
Bildungspolitik die Verzahnung von Wirtschafts- und Bildungsplanung 
in den Vordergrund, so daß - wie im Westen - bildungsökonomische 
Fragestellungen zu bearbeiten waren, wenn auc~ in anderem Systemkon-
text 
Die allgemeine Orientierung des Lemens im Bildungssystem an der Ar-
beit und an den Anforderungen der Berufe fand auch Ausdruck in der 
Konzeption der polytechnischen Bildung. Nach der Thematisierung durch 
das Deutsche Pädagogische Zentralinstitut (1953) und der Einführung des 
"polytechnischen" Bildungsgesetzes in der Sowjetunion (1958) erklärte 
Walter Ulbricht die Einführung des polytechnischen Unterrichts zur 
,,Kernfrage bei der Weiterentwicklung des sozialistischen Schulwesens" 
(zitiert nach Froese 1969, S. 56). Die Verbindung von Unterricht und 
produktiver Arbeit wurde zum Grundprinzip der sozialistischen Erzie-
hung erklärt, durch die die Losgelöstheil der Schule vom Leben über-
wunden und die Jugend unmittelbar am Aufbau des Sozialismus beteiligt 
werden sollte. Im "Gesetz über die soZialistische Entwicklung des 
Schulwesens ... " (vom 2.12.1959) wurde dieses Prinzip verankert und im 
Schulaufbau konkretisiert. 
Das "Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem" (vom 
25.2.1965) markiert einen Einschnitt in die gesamtdeutsche Bildungsge-
schichte, weil es erstmalig das ganze.Bildungssystem vom Kindergarten 
bis zur Hochschule unter Einschluß der Erwachsenenbildung auf eine 
einheitliche rechtliche Grundlage stellte. Es folgte der im ,,Programm der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands" (1963) postulierten neuen 
Kategorie vom umfassenden Aufbau des Sozialismus, in dem "die Erzie-
hung des Menschen und die Lösung der ökonomischen Aufgabe ... eine 
Einheit" sind (Zitate nach Froese 1969, S. 53 ff.). 
So wie die beruflichen Schulen als Teil des einheitlichen sozialistischen 
Bildungssystems politisch gestaltet wurden, war die Ausbildung der Leh-
rer für diese Schulen am Prinzip der Einheitlichkeit der Lehrerbildung 
orientiert. Da für die Lehrerbildung insgesamt die Anforderungen in der 
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pädagogisch-politischen Unterrichts- und Erziehungsarbeit der Lehrer im 
Vordergrund standen, erhielten die pädagogisch-politische Ausbildung 
und der Bezug zur Unterrichtspraxis Priorität. Im Vergleich zu den oben 
erläuterten Entwicklungen in der Bundesrepublik hat die DDR in der 
Spannung von Fachmann - Pädagoge ein Integrationsmodell mit stärke-
rer Orientierung am Pol Pädagogik entwickelt mit der Besonderheit, daß 
der Bezug zur pädagogischen Praxis durch die Einphasigkeil der Ausbil-
dung sehr stark betont wurde. Über die Ausprägungen in Varianten der 
Ausbildung im Hinblick auf die verschiedenen Teile des Bildungssystems 
( Schulstufen und -fonnen) gab es durchaus unterschiedliche V orstellun-
gen, die auch die Praxis der Lehrerausbildung für die beruflichen Schulen 
beeinflußt haben. 
Die Ausbildung der Lehrer für die beruflichen Schulen setzten in der SBZ 
wie in den Westzonen bei den bestehenden Institutionen an, integrierten 
und zentralisierten diese in zwei Universitäten: die Handelshochschulen 
in Berlin und Leipzig wurden bereits 1946 in die dortigen Universitäten 
eingegliedert; das Studium, das an der reichsdeutschen Handelslehrerprü-
fungsordnung von 1937 orientiert war, folgte damit der "paritätischen 
Handelslehrerbildungsreform" (nach Pleiß) von 1925 u. z. mit einem 
Prüfungsfach "Wirtschaftspädagogik''. Für andere berufliche Fachrich-
tungen wurden vorübergehend Ausbildungsmöglichkeiten in Gotha, 
Halle und Leipzig geschaffen. 
Für die ingenieurwissenschaftlichen Lehramtsstudiengänge gab es an der 
Technischen Hochschule Dresden eine längere Tradition, an die ange-
knüpft werden konnte: Seit 1924 bestand ein Diplomstudiengang für Ge-
werbelehrer, in dem die Berufskompetenz durch ,,eine solide studierte 
Ingenieurwissenschaft" erworben werden sollte, und zu dem ,,es in der 
Folgezeit nie eine ernsthafte Alternative gegeben hat" (Orottker 1995, S. 
74)." Vor diesem historischen Hintergrund war es folgerichtig, die poli-
tisch beabsichtigten Zentralisierungen der Berufs~hullehrerausbildung 
auf Berlin und Dresden zu konzentrieren. 
Nach Gründung der DDR wurden zur Verfolgung der Vereinheitli-
chungsperspektiven die Gewerbe- und Handelslehrerausbildung zusam-
mengefUhrt und ab 1951 eine eigenständige Berufspädagogische Fach-
richtung gebildet, in der - dem Politisierungsanspruch entsprechend - die 
Politische Ökonomie und die Berufspädagogik die Stellung von Grundfä-
chern erhielten. · 
Die Studienrichtungen "Wirtschaftswissenschaften" (Wirtschaftspädago-
gik), .~Gesundheit" (Medizinpädagogik) und ArgrarwissensChaft (Argrar-
pädagogik) wurden in der Humboldt-Universität Berlin, die gewerblich-
technischen Studienrichttmgen an der Technischen Hochschule (seit 1961 
Universität) Dresden zentralisiert. 
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Nach der zweiten Hochschulreform der DDR (1952) galt für die ,,Fach-
richtung Berufspädagogik" ab 1954 der Studienplan 112, der das berufs-
pädagogische Studium zu Lasten des fachwissenschaftliehen Studiums 
stärkte (Übergang zur "pädagogisch orientierte Studienlösung" nach 
Pleiß). Ab 1960 wurden die Unterrichtsmethodik und die praktisch-
pädagogische Ausbildung verstärkt. Danach kristallisierte sich für den 
,,Berufsschullehrer für Wirtschaft und Verwaltung" in der Studienrich-
tung "Wirtschaftswissenschaften" ein Studiengangkonzept heraus, das im 
,,Rahmenstudienplan zur Ausbildung von Diplomhandelslehrern" (vom 
1.5.1965) Ausdruck fand. Nach der dritten Hochschulreform (1968) wur-
de der einphasige Lehramtsstudiengang an der Humboldt-Universität 
Berlin auf- und ausgebaut, der ab 1971 mit dem Zertifikat ,,Diplomöko-
nompädagoge" abschloß. 
Auch in der Gewerbelehrerausbildung wurde bestätigt, daß die für den 
Unterricht in den technischeR Grundlagenfächern (später ,,Automatisie-
rungstechnik") erforderlichen Berufskompetenzen auf einem soliden und 
übergreifenden ingenieurwissenschaftlichen Studium basieren müsse. Die 
Transformation des ingenieurwissenschaftlichen Wissens in unterrichts-
praktisches Handlungswissen sollte durch das Studium der Unterrichts-
methodik und durch die mit dem 4. Studiensemester beginnenden schul-
praktischen Übungen ermöglicht werden (vgl. dazu Sehröder 1995). 
Zum Konzept der Berufsschullehrerbildung .gehörte neben dem fachwis-
senschaftliehen und unterrichtsmethodischen das politische Studium in 
Marxismus-Leninismus als eine entscheidende dritte "Säule" (vgl. Grott-
ker 1995, S. 77 ff.). Betriebspraktische Erfahrungen brachten 70 bis 80% 
der Studierenden durch eine abgeschlossene Facharbeiterausbildung mit, . 
die viele in der Form ,,Berufsausbildung mit Abi~' an Betriebsberufs-
schulen absolviert hatten. Zudem waren in das Studium ein Betriebsprilk-
tikum (4 Wochen), ein Erzieherpraktikum (2- 3 Wochen) und eine mili-
tärische Ausbildung bzw. die Ausbildung in Zivilverteidigung für Frauen 
(4- 5 Wochen) integriert. Im Vergleich zur Bundesrepublik ist hervorzu-
heben, daß die Universitäten an der Fortbildung der Berufsschullehrer 
maßgeblich beteiligt waren, die diese im Zyklus von fünf Jahren zum Teil 
pflichtmäßig durchftlhren mußten. 
ZusammengefaSt und im Vergleich mit den Strukturen der Berufsschul-
lehrerbildung in der Bundesrepublik Deutschland sind als strukturelle 
· Besonderheiten für dje DDR hervorzuheben: 
1. Die Einheitlichkeit der Ausbildung aller Lehrer wurde aus politisch-
ideologischen Gründen stark betont. 
2. Gleichwohl wichen die Berufsschullehrerausbildungen an der Hum-
boldt-Universität Berlin (Agrar-, Medizin- und Wirtschaftspädago-
gik) und an der Technischen Universität Dresden (Gewerblich-
technische Fachrichtungen) als spezifische Integrationsmodelle von 
der Ausbildung der anderen Lehrer durch stärkere Orientierung an 
beruflich-fachlichen Anforderungen ab. 
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3. Auf der theoretischen Ebene war das Studium der Pädagogik eng mit 
dem politischen Studium in Marxismus'" Leninismus verzahnt. 
4. Zur Qualifizierung für die Unterrichtspraxis war das Studium in der 
Pädagogik aufUnterrichtsmethodik fokussiert . 
.5. Zur Bewältigung der Theorie-Praxis-Poblematik war die Lehreraus-
bildung einphasig an Universitäten institutionalisiert. 
6. Die Lehrerfortbildung wurde weitgehend von den Universitäten ge-
tragen und organisiert; sie war dadurch enger auf die einphasige Aus-
bildung bezogen. Durch die Verpflichtung der Lehrer zur Teilnahme 
an der Lehrerfortbildung konnten die Fortbildungsangebote stärket: 
systematisiert werden. 
7. Durch die zentrale Wirtschafts- und Bildungsplanung upd -Ienkung 
hat es - theoretisch und offiziell- keine quantitativen Rekrutierungs-
probleme gegeben, die die Qualität der Ausbildung hätten beeinflus-
sen können. 
2.17 Berufsschullehrerbildung Im vereinten Deutschland: Kontinui-
tät Im Westen- Transfonnation 1m Osten 
Nach der Maueröffnung am 9./10.11.1989 mündeten viele politische Ak-
tivitäten vor der Volkskammerwahl in der DDR in den ersten Staatsver-
trag zur Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion (vom 21./22.06.1990). 
Damit waren große Teile der westdeutschen Wirtschafts- und Sozialord-
nung auf die DDR übertragen worden, und mit der EinfUhrung der D-
Mark war ein innerdeutscher "point of no return" erreicht, der alle nach-
folgenden staatlichen Vereinbarungen präjudiziert und fundamentiert 
hatte (vgl. Weidenfeld/Korte 1996, insbesondere S. 701). Der am 
3.10.1990 in Kraft getretene Vertrag zur Herstellung der Einheit 
Deutschlands (Einigungsvertrag) war insofern eine politische und admi-
nistrative Untermauerung des ersten Vertrages über die Wirtschaftsunion 
und weiterer Regelungen, die vor dem und für den Beitritt nach Art. 23 
GG zu treffen waren. 
Auf der Entwicklungsl~e des ersten Vertrages lag auch die Entschei-
dung der DDR, noch vor Abschluß des Einigungsvertrages die rechtli-
chen Regelungen zum dualen System in der Bundesrepublik Deutschland 
zu übernehmen. Mit Blick auf den Beginn des neuen Schul- und Ausbil-
dungsjahres 1990/1991 wurden im Juli 1990 das Berufsbildungsgesetz, 
die Handwerksordnung und das Industrie- und ·Handelskammer-Gesetz 
übernommen; die betrieblichen Berufsschulen wurden zum 31.8.1990 
aufgelöst und deren Aufgaben durch ein Berufsschulgesetz auf die Kreise 
, und kreisfreien Städte als neue Träger der Berufsschule übertragen. 
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Nach dem Beitritt haben die ostdeutschen Länder im Rahmen der iri der 
Bundesrepublik bestehenden Ministerpräsidentenabkommen und der 
KMK-Vereinbarungen über das Schulwesen mit der Transformation be-
gonnen, wobei sie von der ausgehandelten Bestandsgarantie für die in der 
DDR erworbenen schulischen, beruflichen und akademischen Abschlüsse 
ausgehen konnten. 
Für die "gegenseitige Anerkennung von Lehramtsprüfungen und Lehr-
amtsbefähigungen" (Beschluß vom 5.10.1990) hatte die KMK für das 
Lehramt an berufsbildenden Schulen Mindeststandards festgelegt (Stu-
dienumfang: 128 SWS; davon 70-80 für das 1. Fach und 40-50 für das 2. 
Fach, jeweils einschließlich Fachdidaktik). 
Die östlichen Länder haben 1991 durch ihre Landesverfassungen und 
Schulgesetze die rechtlichen Grundlagen für die Schulentwicklungen 
geschaffen und zum Schuljahr 1991/92 (in Sachsen 1992193) in Kraft 
gesetzt. Mit Bezug darauf sind auch die gesetzlichen Grundlagen für die 
Lehrerbildung von den Landesparlamenten verabschiedet worden. 
Der Beschluß zur gegenseitigen Anerkennung von Le~amtsprüfungen 
war sicherlich nicht unbeeinflußt von quantitativen Problemen auf dem 
Arbeitsmarkt für Berufsschullehrer. Seit 1987 hatte sich die KMK mit 
diesen Problemen befaßt und am 19.2.1990 Maßnahmen zur ,,Sicherung 
des Nachwuchses an Lehrern und Lehrerinnen an beruflichen Schulen" 
beschlossen. Ob und inwieweit die sieben Maßnahmen, die "für dringend 
erforderlich gehalten" wurden und umgehend eingeleitet werden sollten 
zu politischen Aktivitäten in den Ländern geftihrt und wie sie gewirkt 
haben, ist nach unserer Kenntnis nicht evaluiert. Die gegenwärtigen Dis-
kussionen um die politischen Aktivitäten zur Bewältigung des weiter 
bestehenden und eher noch verschärften Rekrutierungsproblems lassen 
allerdings weitgehende Erfolglosigkeit vermuten. 
Zu den Beziehungen zwischen Rekrutierungsproblemen und .Strukturen 
der Ausbildung, durch die die Qualität der Ausbildung gesichert werden 
soll, enthält der Beschluß zwei Aussagen: (1) Zur "Verstetigung der Be-
rufswahlentscheidung in Richtung auf das Lehramt an beruflichen Schu-
len" gehöre ,,auch eine langfristige Änderung dieses grundständigen Stu-
dienganges" (S.4). (2) Es soll geprüft werden "ob eine Aktualisierung" 
der Beschlüsse von 1973 und 1961 "erforderlich ist" (2.15; das Modell A 
ist dort i.d.F. von 1968 erörtert). 
In den fünf ostdeutschen Bundesländern und in Berlin (Ost) sind die 
Transformationsprozesse nach den KMK-Beschlüssen von 1968 und 
1973 begonnen worden. Die weiteren Entwicklungen in den alten Bun-
desländern ftihrten einerseits zu neuen KMK-Beschlüssen; sie werden 
andererseits seitdem von den Rahmenbedingungen beeinflußt, die für 
eine koordini"erte Weiterentwicklung beschlossen sind. Weil alle Soll-
Aussagen zu Konzepten für die Berufsschullehrerbildung von diesen 
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Rahmenbedingungen und von der dadurch geschaffenen Praxis in der 
Berufsschullehrerbildung ausgehen oder sie diese zumindest berücksich-
tigen müßten, erörtern wir mit Bezug auf die Ausführungen zu den bei-
den KMK-Beschlüssen von 1968 und 1973 diese hinsichtlich ihrer Ver-
änderungen und vergleichen sie als Modelle erneut. 
Die ,,Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung für ein 
Lehramt der Sekundarstufe li (berufliche Fächer) oder für die beruflichen 
Schulen" (KMK-Beschluß vom 12.5.1995)- Modell B- muß im Kontext 
der Stellungnahme der KMK zur "Studienstrukturreform für die Leh-
rerausbildung" gesehen werden~ die am gleichen Tage von der KMK 
verabschiedet wurde. Darin betont die KMK die Zuständigkeit des Staa-
tes für die inhaltlichen Anforderungen der Lehrerausbildung, die über 
staatliche Abschlußprüfungen gesichert bleiben soll. 
Als zentrales curriculares Strukturproblem wird in der Stellungnahme die 
Ausgewogenheit zwischen fachwissenschaftliehen/fachdidaktischen und 
erziehungswissenschaftliehen/schulpraktischen Studien thematisiert und 
werden Eckwerte festgelegt: zum Lehramt für die Sekundarstufe li führen 
universitäre Studiengänge mit 9 Semestern Regelstudienzeit und einem 
Studienumfang von 160 SWS als Obergrenze; diese Studiengänge sind in 
Grund- und Hauptstudium mit Zwischenprüfungen strukturiert; die 
schulpraktischen Studien beginnen bereits im Grundstudium. Mit der 
Stellungnahme sollte Bestrebungen begegnet werden, die Ausbildungs-
qualität. aus finanzpolitischen Zwängen zu mindern, sondern sie im Ge-
genteil durch die beabsichtigte Studienstrukturreform zu verbessern. 
In diesem Kontext wird das Modell B von 1973 durch den Beschluß von 
1995 fortgeschrieben und nur geringftlgig in folgenden Punkten modifi-
ziert:. 
1. In der zweiphasigen Struktur wird in der 1. Phase die ,Jachprakti-
sche Ausbildung" neben dem Studium zurückgenommen auf eine 
,,fachpraktische Tätigkeit''. Diese soll zwar weiterhin ,,systema-
tisch überwacht", aber nicht mehr "gelenkt" werden. Der Nach-
weis der mindestens einjährigen fachpraktischen Tätigkeit ist 
spätestens bis zum Eintritt in den Vorbereitungsdienst zu erbrin-
gen. 
2. Die beiden Ausbildungsphasen ,,sollen im Hinblick auf Erziehung 
und Unterricht aufeinander bezogen und auf das berufliche 
Schulwesen ausgerichtet werden". 
3. Die Regelstudienzeit ·wird im Sinne des Hochschulrahmengeset-
zes auf 9 Semester (160 SWS) festgelegt. Der Vorbereitungs-
dienst wird von 18 auf 24 Monate verlängert. 
4. Aufgrund der Ersten Staatsprüfung ,,kann ein Diplomgrad verlie-
hen werden". 
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5. In der Stoff-Zeit-Struktur wird der Anteil des erziehungswissen-
schaftliehen Studiums reduziert. Die Relationen zwischen den 
Studien in der beruflichen Fachrichtung, in Erziehungswissen-
schaft und im Wahlpflichtbereich wird auf 80: 30: 50 festgelegt. 
Als Kombinati~nen kann eine berufliche Fachrichtung mit einem 
Unterrichtsfach, einer speziellen oder weiteren oder einer sonder-
pädagogischen Fachrichtung kombiniert werden. Die Kombinati-
on zweier allgemeinbildender Facher wird zugelassen. 
6. Die Fachrichtwigen des beruflichen Schulwesens sollen sich 
,,grundsätzlich" an den 16 Berufsfeldern orientieren, die in der 
Anlage aufgeführt sind (Übernahme der 13 Berufsfelder nach den 
Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungsverordnungen gewerbliche 
Wirtschaft etc. zuzüglich Gestaltungstechnik, Sozialpädagogik 
und Pflege). 
7. Die Aufgabe des Vorbereiturigsdienstes wird sprachlich präzi-
siert: Er soll ,,die auf der wissenschaftlichen Ausbildung basie-
rende schulpraktische Ausbildung" leisten. 
8. Für die Anrechnung von Fachhochschul-Studienleistungen sind 
einige Maßstäbe neu aufgenommen. Die weitgehend bestehende 
Praxis der Anerkennung von Diplomprüfungen als Zulassungs-
voraussetzungen für den Vorbereitungsdienst wird sanktioniert, 
soweit sie ,,nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Vereinba-
rung erworben worden sind". 
Die ,,Rahmenordnung für die Diplomprüfung im Studiengang Wirt-
schaftspädagogik an Universitäten und gleichgestellten Hochschulen" -
Modell A - ist von einer Fachkomission Wirtschaftspädagogik in der 
HRK nach der ,,Muster-Rahmenordnung für Diplomprüfungsordnungen 
... " erarbeitet und von der ,,Konferenz der Rektoren und Präsidenten der 
Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland" am 23.2.1999 be-
schlossen worden. Die KMK hat diese-Rahmenordnung durch Beschluß 
vom 19.3.1999 übernommen. Folgende Änderungen des Modells A i.d.F. 
von 1968 sind hervorzuheben: 
1. Als fachliche Voraussetzung für die Diplomprüfung wird der 
Nachweis einer mindestens 6monatigen betriebspraktischen Tä-
tigkeit verlangt. Sie soll "einschlägig" und ,,erfolgreich" abge-
'leistet sein und bis spätestens zur letzten Fachprüfung der Dip-
lomprüfung nachgewiesen werden. 
Hinzu kommen "unterrichts- und/oder unterweisungspraktische 
Studien im Umfang von mindestens vier Wochen im Rahmen des 
Faches 'Wirtschaftspädagogik'". 
2. Die Regelstudienzeit wird i.S.d. HRG geregelt (9 Semester; 160 
SWS). Das Grundstudium soll nach 4 Semestern mit der Diplom-
Vorprüfung abschließen. In der Diplomprüfung ist Wirtschafts-
pädagogik eines von fünf bzw. vier (Studienrichtung m. Prü-
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fungsfächem. Die Diplomarbeit soll i.d.R. in vier, höchstens in 
sechs Monaten angefertigt werden. 
3. Die Stoff-Zeit-Struktur sieht für die Studienrichtung I Studien-
anteile in Wirtschaftswissenschaften, Wirtschaftspädagogik und 
speziellen Wirtschaftslehren (affine Fächer) von 75-80:35-40:40-
45 und für die Studienrichtung II mit einem Doppelwahlpflicht-
fach (nach Anlage 2) von 70-75:5-40:45-60 vor. Für einige Dop-
pelwahlpflichtfächer mit besonderen Anforderungen (Fremdspra-
chen, Naturwissenschaften, Sport, Musik) ist eine Erhöhung um 
bis zu 15 SWS und insgesamt auf einen Studienumfang von 175 
SWS zulässig. 
In den der Diplom-Prüfungsordnung angeftigten Begründungen zur 
Rahmenordnung sind Bezüge zum KMK -Beschluß von 1995 hergestellt, 
die auf .den Nachweis der Kompatibilität beider Beschlüsse angelegt ist. 
Der systematische Vergleich der Modelle A undBin den Fassungen von 
1999 bzw. 1995 ergibt Folgendes: 
1. In den zentralen Struktur-Merkmalen (grundständige, universitäre 
Ausbildung; 9 Studiensemester; 160 SWS; Gliederung in Grund-
und Hauptstudium; Zwischenprüfung; fachpraktische Tätigkeit; 
schulpraktische Studien) gibt es nur eine Differenz: wegen der 
nur 6monatigen fachpraktischen Tätigkeit im Modell A müssen 
Dipl.-Hdl. vor Aufnahme in den Vorbereitungsdienst weitere 6 
Monate einschlägiger Tätigkeit nachweisen, was der 1995er 
Beschluß zulässt. Die Erhöhung des Studienumfangs für die Stu-
dienrichtung II im Modell A auf 175 SWS interpretieren wir ·als 
zulässig, weil der 1995er Beschluß nur ,,etwa" 160 SWS festlegt. 
2. Die Stoff-Zeit-Strukturen weisen nur geringe Differenzen auf, die 
durch die ,,etwa"-Regelung im 1995er Beschluß als zulässig zu 
interpretieren sind: die größten Abweichungen nach unten im 
Modell A von Modell B (70 statt 80 SWS in der beruflichen 
Fachrichtung; 40 statt 50 SWS im Wahlpflichtbereich) betragen 
12,5 bis 20 %. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß im höheren 
Anteil der Wirtschaftspädagogik (35-40 SWS) die fachdidakti-
schen und schulpraktischen Studien einbezogen sind, während 
der 1995er Beschluß die anteilsmäßigen Zuordnungen dafür offen 
läßt. 
3. In bezug auf das fachwissenschaftliche Studium ist Modell A als 
Spezialregelung zu Modell B für die berufliche Fachrichtung 
Wirtschaft und Verwaltung zu interpretieren. Die Differenzen 
zwischen den Wissenschaftsstrukturen in ·den im Studium Wirt-
schaftspädagogik beteiligten wirtschaftswissenschaftlichen Dis-
ziplinen und den Anforderungsstrukturen, die der fachtheoreti-
sche Unterricht im kaufmännischen Schulwesen an die Lehrer 
stellen, scheinen im Vergleich zu den anderen beruflichen Fach-
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richtungen geringer und durch die· Integration der fachdidakti-
schen Studien in das Studium der Wirtschaftspädagogik bewäl-
tigbar zu sein. 
4. Hinsichtlich der curricularen Maßgaben wären für Vergleiche 
konkretere Aussagen zum "Studium der Erziehungswissenschaft" 
einschließlich "gesellschaftswissenschaftlicher Studien" (Modell 
B) und zum "Studium der Wirtschaftspädagogik" (Modell A) er-
forderlich. Das gleidte gilt für die Prüfung der Aussage, ob und 
inwieweit in beiden Modellen im Studium ,,arbeitswissenschaftli-
che, betriebspsychologische und betriebssoziologische Gesichts-
punkte" berücksichtigt sind. Solange keine Kerncurricula für alle 
Studienanteile beider Modelle festgelegt sind, aus denen durch 
Vergleiche Differenzen nachgewiesen werden könnten, sollten in 
dieser Dimension beider Modelle keine Differenzen postuliert 
werden. 
5. Der 1999er Beschluß regelt einen Diplom-Studiengang, der folg-
lich mit einer Diplom-Prüfung abgeschlossen wird. Die neu auf-
genommene Anerkennungsregelung im 1995er Beschluß kann 
dahingehend interpretiert werden, daß Studiengänge nach dem 
Modell A- bei Nachweis einer weiteren 6monatigen fachprakti-
schen Tätigkeit - als Zulassungsvoraussetzung zum Vorberei-
tungsdienst gewertet werden können. 
6. Aus dem Modell-Vergleich folgt, daß es keine sachlichen Gründe 
gibt, Diplom-Handelslehrer, die in einem Studiengang studiert 
haben, der dem Modell A i.d.F. von 1999 entspricht, eine Zulas-
sung zum Vorbereitungsdienst zu verweigern. 
Zu den Strukturen in der Berufsschullehrerbildung, die von den neuen 
Ländern aus den alten Ländern übernommen wurden, gehört auch die 
Ausbildung der Lehrer für Fachpraxis (2.15). Auf der Grundlage der 
KMK-,,Rahmenordnung für die Ausbildung und Prüfung der. Lehrer für 
Fachpraxis im beruflichen Schulwesen" (Beschluß vom ~.7.1973) haben 
die alten Länder deren Ausbildung und Beschäftigung geregelt (blätter 
zur berufskunde 2-ill B 31, Stan'd Januar 1994). In den neuen Ländern 
waren bis 1994 die Anerkennung und Zuordnung der Lehrerausbildungs-
gänge der ehemaligen DDR noch nicht abgeschlossen. Ausbildungen hat 
es nicht gegeben, weil der Bedarf solcher Lehrkräfte an den neuen be-
rufsbildenden Schulen durch vorhandene Lehrkräfte gedeckt werden 
konnte (z. B. durch Lehrer mit Fachschulabschlüssen, Lehrmeister, Inge-
nieur- und Medizinpädagogen- s. ebd.). 
Die Reformvorschläge aus der Berufs- und Wirtschaftspädagogik zur 
integrierten und gleichwohl differenzierten Ausbildung aller Lehrer für 
berufsbildende Schulen (8.2, Studienrichtung m haben in Politik und 
Administration keine Resonanz gefunden. 
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Nach Umwandlung der höheren Fachschulen als Schulen der beruflichen 
Weiterbildung in Fachhochschulen als schulische Berufsausbildung im 
Tertiärbereich sind Berufsakademien (BA) gegründet worden, die für 
Abiturienten eine (höhere) duale Ausbildung außerhalb des Tertiärbe-
reichs anboten (vgl. Zabeck/Weibel/Müller 1978; Zabeck/Zimmermann 
1995; Zabeck 1999). Während die höheren Fachschulen als Teil des be-
rufsbildenden Schulwesens in deren Regelungen und Steuerungen durch 
die Berufsschuladministration einbezogen waren, sind BA nach einer 
längeren Modellversuchsphase in Baden-Württemberg dort 1982 als ,,Re-
geleinrichtung des tertiären Sektors" gegründet worden, deren Rechtsba-
sis sowohl außerhalb des Berufsbildungsgesetzes und der (Berufs-)Schul-
gesetzgebung und außerhalb des klassischen Hochschulrechts liegt ( vgl. 
Zabeck!Zimmermann 1995, S. 3 ff.). Während die KMK für die Lehr-
kräfte in öffentlichen IDgenieurschulen 1961 Rahmenrichtlinien beschlos-
sen hatte, entfällt die Koordinierungsaufgabe für die Ausbildung der 
Lehrkräfte an BA. Durch die rechtliche Stellung der BA im ,,Mittelraum" 
zwischen nichtakademischer Berufsausbildung und Hochschulstudium · 
bleibt sie auch außerhalb der Gremien, die für die Koordination in diesem 
Bereich bestehen. Allerdings hat die KMK die von BA zu vergebenen 
Diplom-Abschlüsse unter bestimmten Bedingungen (die am ,,Modell 
Baden-Württemberg" orientiert sind) im Sinne• der Gleichstellung mit 
Fachhochschul-Diplomen bundeseinheitlich ,,anerkannt". 
Einige Länder haben für ihre BA Gesetze erlassen, die auch Regelungen 
zum ,,Lehrkörper'' enthalten (Baden-Württemberg 1982, neu gefaßt 2000; 
Berlin 1993 geändert 1997, Niedersachsen 1994, Sachsen 1991, Saarland 
1996). Eine spezielle Ausbildung der Lehrer dieses Lehrkörpers hat sich 
bisher nicht entwickelt. · 
Über die Zusammensetzung des Lehrkörpers berichtet Zabeck (1999, S. 
78), daß an baden-württembergischen BA 20 % der Vorlesungsstunden 
von hauptamtlichen Lehrenden und knapp 50 % von nebenamtlichen 
Praktikern gehalten werden; darüber hinaus sind Fachhochschul- und 
Universitätsprofessoren sowie Lehrer an beruflichen Schulen (ebenfalls 
nebenamtlich) beteiligt. Angesichts dieser Heterogenität des Lehrkörpers 
hat die lYrV gefordert, daß eine bestimmte Anzahl hauptamtlicher Lehr-
kräfte beschäftigt werden und die Qualifikationsanforderungen für haupt-
und nebenamtliche Lehrende ,,mindestens denen von Berufsschullehrer-
Ionen entsprechen müssen" (t:Yrv 1994). 
Angesichts dieser Personallage in den BA ist die Berufsschullehreraus-
bildung mit praktischer Tätigkeit und/oder Promotion als ein Qualifizie-
rungsweg zu bewerten, der im Vergleich zu konkurrierenden Ausbil-
dungswegen gut bestehen kann. 
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2.18 Zusammenfassung 
Aus dem Überblick über die erörterten historischen Entwicklungen der 
Berufsschullehrerbildung von den Ursprüngen der ~hrerarbeit in den 
ersten beruflichen Schulen bis in die Gegenwart ziehen wir folgendes 
systematisches Fazit über wichtige Einflußfaktoren auf die Struktur und 
auf die zukünftigen Entwicklungen der Berufsschullehrerbildung und 
verweisen auf sich daraus ergebende Fragen, die beantwortet und Aufga-
ben, die bearbeitet werden müßten: 
1. Veränderungen in der gesellschaftlichen Organisation der Arbeit und 
die berufsbildungspolitischen Reaktionen darauf, die zu Veränderun-
gen im Berufsbildungssystem führen, sind die bedeutendsten Einfluß-
faktoren auf die Spannungen und Ambivalenzen von Quantität und 
Qualität in der Berufsschullehrerbildung. Berufsbildungspolitische 
Maßnahmen, z. B. zur Gestaltung der Bildungsgänge im berufsbil-
denden Schulwesen (vom Bildungsgang Jugendliche ohne Ausbil-
dungsvertrag bis zu Bildungsgängen, die zu einer Hochschulzu-
gangsberechtigung führen (FOS, BOS) und bis zur beruflichen Wei-
terbildung in Fachschulen) sowie über deren didaktische Strukturen 
(z. B. in der Gestaltung des Verhältnisses von Allgemeinbildung und 
Berufsbildung, von Theorie und Praxis) haben direkte Wirkungen 
sowohl auf die Anzahl der Beschäftigten im berufsbildenden Schul-
wesen (z. B. erhöhter Personalbedarf durch Vermehrung vollzeit-
schulischer berufsqualifizierender Bildungsgänge) als auch auf das 
Anforderungsprofil des Personals (vom Meister in der schulischen 
Ausbildungswerkstatt bis zum Theorielehrer in Fachschulen; von in-
formations- und kommunikationstechnologischer Grundbildung in 
allen Ausbildungsgängen bis zu differenzierten IT -Ausbildungs-
berufen). 
2. Aus solchen quantitativen und qualitativen Veränderungen in der 
Berufsbildung ergeben sich kurzfristige Anpassungszwänge, die po-
litisch auch kurzfristig bewältigt werden müssen, denen aber grund-
sätzlich mit vorausschauenden, langfristigen Planungen der Berufs-
schullehrerbildung begegnet werden müsste. In der Vergangenheit ist 
es nicht gelungen, die Spannungen zwischen kurzfristiger Anpassung 
und langfristiger Planung ftir die Berufsschullehrerbildung politisch 
zu bewältigen. Daraus ergibt sich die Aufgabe, ftir die Berufsschul-
lehrerbildungspolitik Planungskonzepte und Planungsinstrumente zur 
Bewältigung dieses Problems zu erarbeiten. 
3. Quantitative Probleme bei der Rekrutierung des Ausbildungsperso-
Jlals ftir das berufbildende Schulwesen waren, sind gegenwärtig und 
werden vermutlich auch zukünftig der größte Einflußfaktor auf die 
politische Wahrnehmung und Beachtung der Berufsschullehrerbil-
dung im Kontext von Berufsbildungspolitik sein, in der sie ansonsten 
ein relativ kleines Segment darstellt, dessen politische Beachtung und 
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Bedeutung von konjunkturellen und strukturellen Veränderungen in 
der Berufsbildung beeinflußt wird. Daraus resultieren die gegenwär-
tig wieder besonders hervortretenden Spannungen und Ambivalenzen 
von Quantität und Qualität in der Berufsschullehrerbildung. Bei kurz-
fristig zu bewältigenden Rekrutierungsproblemen wurde historisch 
und kann systematisch der Mangel an qualifizierten Lehrern nur 
durch die Rekrutierung von Personal behoben werden, das bereits für 
andere Berufe und deren Anforderungen in der Vergangenheit quali-
fiZiert wurde. In frühen Entwicklungsphasen der beruflichen Schulen 
ist die notwendige Anpassungsqualifizierung der Lehrer dem Lernen 
in der Arbeit nach dem Imitatioprinzip und dem autodidaktischen 
Lernen überlassen worden. Eine solche politische Praxis verstößt 
heute gegen mindestens zwei Grundrechte der Betroffenen: dem 
Recht auf qualifizierten Unterricht der Lernenden, das sich aus ihrem 
Grundrecht auf Bildung ergibt (Art. 2 Abs. 1 GG) und dem Gleich-
heitsgrundsatz (Art. 3 GG), gegen den durch die Beschäftigung un-
gleich qualifizierten Personals für die gleiche Arbeit verstoßen wird. 
Eine subjektbezogene und defizitausgleichende Weiterbildung des 
neu zu rekrutierenden Personals in solchen Engpaßsituationen müßte 
allein aus verfassungsrechtlichen Gründen mindestens an den Quali-
tätsstandards in der Berufsschullehrerbildung ·gebunden sein, die 
historisch erreicht wurden. Für die Aussage, daß das in der Vergan-
genheit nicht der Fall war, gibt ·es einige Belege, allerdings noch kei-
ne fundierten Forschungsergebnisse. Da eine politisch und pädago-
gisch legitimierbare Weiterbildung des neu zu rekrutierenden Perso-
nals länger dauert und erhebliche finanzielle und personelle Ressour-
cen erfordert, führen die ökonomischen Probleme, die die Rekrutie_. 
rungsprobleme (mit)verursacht haben, zu einem Druck auf die Qua-
litätsstandards, der in der V ergangenheil zu Reduktionen der Stan-
dards für solche Weiterbildung geflihrt hat. Aus diesen Zusammen-
hängen ergeben sich zwei Folgen, die für die Spannungen zwischen 
Quantität und Qualität in det Berufsschullehrerbildung typisch sind. 
Zum einen kann argumentiert werden: Wenn die Weiterbildung nach 
niedrigeren Standards für eine qualiftzierte Lehrerarbeit ausreicht, 
dann kann auch die Lehrerausbildung an diesen Standards orientiert 
werden. Das ist für die Finanzpolitiker ein Sparargument, das auch zu 
Strukturverschlechterungen in der Berufsschullehrerbildung ftlhren 
kann. Zum anderen kann zur· langfristigen Vermeidung von Rekrutie-
rungsproblemen die Lehrerarbeit in berufsbildenden Schulen und die 
zu ihr führende Berufsschullehrerbildung attraktiver gemacht werden. 
Dafür ist tendenziell eine Qualitätsverbesserung erforderlich, die hö-
here finanzielle Mittel beansprucht - die allerdings durch Effizienz-
steigerungen in den Strukturen begrenzt werden können. Da die Qua-
lifikationsdefizite des neu zu rekrutierenden Personals i.d.R. im pä-
dagogischen Bereich liegen, sind von diesen Spannungen zwischen 
Quantität und Qualität die pädagogische Aus- und Weiterbildung be-
sonders negativ betroffen. Daraus ergibt sich vor allem die Frage, wie 
dem Druck auf die pädagogische Aus- und Weiterbild~g der Lehrer 
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grundsätzlich und in speziellen Situationen des Berufsschullehrer-
maugels begegnet werden kann, und die Gestaltungsaufgabe, diese 
qualitativ zu sichern. 
4. Der Ursprung dieser systematischen Beziehungen zwischen Quantität 
und Qualität in der Berufsschullehrerbildung liegt historisch in der 
frühen Entwicklung beruflicher Schulen. Für die neue berufliche 
Lehrerarbeit in diesen Schulen gab es keine spezielle Berufsausbil-
dung. Deshalb mußte das Personal für diese Schulen aus anderen Be-
rufen rekrutiert werden. Das waren zum einen die Fachkräfte für die 
berufliche Arbeit in Gewerbe, Handwerk, Handel etc., für die auch 
die beruflichen Schulen qualifizieren sollten. Sie verfügten über ein-
schlägige beruflich-fachliche Qualifikationen. Zum anderen war die 
Lehrerarbeit und -ausbildung für die Elementar- und Volksschulen 
schon so weit entwickelt, daß Lehrer mit pädagogischen Qualiftkati-
onen für die berufflehen Schulen rekrutiert werden konnten. Durch 
diese beiden Rekrutierungsquellen und durch die Zusammenarbeit 
beider Gruppen von Lehrern wurden die jeweiligen Qualifikationsde-
fiZite im Hinblick auf die komplexen - beruflich-fachlichen und pä-
dagogischen - Qualifikationsanforderungen der Lehrerarbeit in be-
ruflichen Schulen deutlich. Staat und Ciesellschaft reagierten mit or-
ganisierten Qualifizierungsmaßnahmen, die von der polaren Span-
nung zwischen beruflichfachlicher und pädagogischer Qualifizie-
rung beeinflußt waren. Die konkrete Gestaltung dieser Spannung in 
der Berufsschullehrerbildung ist auch eine aktuelle Beratungsaufga-
be. Deshalb sollten ,,Konzepte" für die Berufsschullehrerbildung 
Soll-Aussagen zu dieser Dimension enthalten. 
· 5. Die ökonomischen Interessen des absolutistischen Staates an der 
Entwicklung beruflicher Schulen haben zur Dominanz beruflich-
fachlichen Unterrichts und den dafür erforderlichen Qualifikationen 
in der Lehrerbildung geführt. Die pädagogische QualifiZierung des 
Lehrpersonals war funktionalisiert auf die methodische Vermittlung 
des beruflich-fachlichen Wissens, das für die jeweilige Erwerbsarbeit 
nützlich war. Andere und weiterreichende pädagogische Perspektiven 
hat die Aufklärung zwar th~retisch entwickelt; sie konnten unter den 
ökonomischen und politischen Bedingungen des Absolutismus für 
die Qualifizierung der Lehrer in den beruflichen Schulen nicht wirk-
sam werden. Die Spannungen von Ökonomie und Pädagogik, von 
Beruf und Bildung, von Tüchtigkeit und Mündigkeit wurzeln in der 
Aufklärung, ihrer Ambivalenz und Dialektik. 
6. Die Entwicklungen in den Wissenschaften im Zuge der Aufklärung 
haben in bezug auf beide Pole der Lehrerarbeit in beruflichen Schu-
len und der Lehrerbildung für diese zu weiteten Differenzierungen 
geführt. Sowohl die ,,Fach-"Wissenschaften als auch die pädagogi-
sche Wissenschaft entwickelten je spezifische Beziehungen zu ihren 
Gegenstandsbereichen in der Natur bzw. in der gesellschaftlichen 
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Praxis. Gemeinsam ist die Trennung von Theorie und Praxis, so daß 
es seitdem für. die Berufsschullehrerbildung notwendig ist, auch die 
Beziehungen von Wissenschaftlfheorie und Beruf/Praxis je aktuell 
zu klären und zu gestalten - u.z. in der polaren Spannung von Fach-
lichkeit und Pädagogik. Auch zu dieser Dimension sollten ,,Konzep-
te" Soll-Aussagen enthalten. 
7. Obwohl das Imitatioprinzip als alleinige Methode beruflichen Ler-
nens in der Aufklärung zerfiel, hat das Erfahrungslernen in der Arbeit 
bis heute Bedeutung. Deshalb sind die Beziehungen des schulisch or-
ganisierten Lemens zum· Lernen in Betrieben und zur beruflich orga-
nisierten Arbeit - sei es vorlaufend, begleitend oder nachlaufend -
auch für das allein schulisch organisierte Lernen relevant. Wenn Leh-
rer diese· Beziehungen pädagogisch gestalten und nutzen wollten, 
wurde- und wird z.T. auch heute noch- davon ausgegangen, ange-
nommen oder erwartet, daß sie dazu nur auf der Grundlage einer ein-
schlägigen Berufsausbildung oder mindestens praktischer einschlägi-
ger Arbeitserfahrungen fähig sind. Dieser besondere Aspekt der The-
orie-Praxis-Beziehungen der Berufsschullehrerbildung ist noch weit-
. gehend ungeklärt. ,,Konzepte" sollten gleichwohl Aussagen zur Ges-
taltung dieses Aspektes in der Theorie-Praxis-Dimension enthalten. 
8. Für die ersten Institutionalisierungen in der Berufsschullehrerbildung 
standen als historische Möglichkeiten höhere Fachschulen zur V erftl-
gung, in denen beruflich-fachliche Qualifizierungen.Vonang hatten. 
Als Variante gab es in der Lehrerausbildung Lehrerseminare, die in 
Verbindung mit einer Meisterlehre in der Schule vonangig pädagogi-
sche Qualifikationen ,,dual" vermittelten. Als dritte theoretische 
Möglichkeit, institutionell auf die kombinierten beruflich-fachlichen 
und pädagogischen Qualifikationsforderungen fllr das Unterrichten in 
beruflichen Schulen zu reagieren, kam die Gründung neuer Instituti-
onen im Bereich höherer Fachschulen in Betracht - die innovativste, 
aber ökonomisch aufwendigste institutionelle Gestaltungsoption, die 
offensichtlich keine Realisierungschance hatte. 
Jede Organisation der Berufsschullehrerausbildung in bestehenden 
Institutionen, die entweder nur beruflich-fachliche oder nur pädago-
gische Qualifikationen vermitteln, ist zunächst widerständig gegen-
tlher dem je anderen Qualifizierungsbereich in der spezifisch gefor-
derten Doppelqualifizierung. Ökonomisch motivierte Nützlichkeits-
erwägungen, die in der historischen Entwicklung zur Dominanz der 
beruflich-fachlichen Qualifizierung in der po•aren Spannung von 
Fachmann - Pädagoge fUhrten, haben auch zur lnstitutionalisierung 
der Berufsschullehrerausbildung in die (Fach-)Hochschulen bzw. in-
nerinstitutionell zur Zuordnung zu den Fachwissenschaften geführt. 
Auch nach der Institutionalisierung der Berufsschullehrerausbildung 
an wissenschaftlichen Hochschulen bleibt ihre innerinstitutionelle 
Organisation prekär. Wie diese gestaltet werden soll, um die Voraus-
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setzungen zu schaffen, für beide Anforderungsbereiche ausgewogen 
qualifizieren zu können, bleibt deshalb eine aktuelle Beratungsaufga-
be. 
9. Aus solcher Institutionalisierung und innerinstitutionellen Organisa-
tion der Berufsschullehrerausbildung folgt ein Problem, das durch die 
Entwicklung von· Fachdidaktiken zu lösen versucht wurde und wird. 
Denn durch die beruflich-fachliche Qualifizierung in der Auseinan-
dersetzung mit (Fach) Wissenschaften, die sich nach je eigenen Logi-
ken entwickeln, und durch die Orientierung des beruflich-fachlichen 
Unterrichts in den beruflichen Schulen an den Qualifikationsanforde-
rungen nichtakademischer Berufsausbildung, die andere Strukturen 
aufweist und sich nach anderen Logiken entwickelt, folgen spezifi-
ichefachdidalctische Strukturierungs- und Vermittlungsaufgaben. Die 
Frage, in welcher innerinstitutionellen Organisation diese theoretisch 
fundiert und ausbildungspraktisch gelöst werden können und sollen, 
ist für die je spezifischen berufsschulpädagogischen Anforderungen 
in allen Berufsfeldern nicht beantwortet. 
10. Für die (Teil-)Aufgabe der Fortbildungsschulen, die Jugend politisch 
in die Gesellschaft zu integrieren und insbesondere die Arbeiterju-
gend zu befrieden, waren neue pädagogische Qualifikationen als Ju-
. genderzieher und zusätzliche fachliche Qualifikationen für den bür-
gerlichen und staatsbürgerlichen Unterricht erforderlich, die in der 
Auseinandersetzung mit weiteren (Fach-)Wissenschaften (wie 
Volkswirtschaftslehre, Rechtswissenschaften) erworben werden 
sollten. Dadurch mußten die Beziehungen zwischenfachlicher Breite 
und Tiefe des Studiüms aller dafür als notwendig erachteten Wissen-
schaften durch entsprechende Gewichtungen gestaltet werden. Wäh-
rend in der Weimarer Republik und im Nachkriegsdeutschland der 
politische Unterricht von allen Lehrern an berufsbildenden Schulen 
erteilt werden sollte und daraus Konsequenzen für das obligatorische 
Studium entsprechender (Fach-)Wissenschaften gezogen wurden (sie 
gehörten zur ,,Breite des Studiums"), wird heute durch die Differen-
zierungen der Studiengänge (durch Entscheidungen für bestimmte 
Flicher im Wahlpflichtbereich) dieser Unterricht von ,,Spezialisten" 
erteilt. Dadurch fehlt in der ,,Allgemeinbildung" der berufsschulleh-
reT eine Fortführung der politischen Bildung: Aus dieser Reduktion 
der ,,Breite" des Studiums folgt tendenziell eine ,,Entpolitisierung" 
des Berufsschullehrerberufs. 
Die Gestaltung von Studiengängen durch die Festlegung von Pflicht-, 
Wahlpflicht- und Wahlfachern und die Bestimmling ihrer Anteile am 
Studium ist angesichts der historischen Erfahrungen und von Verän-
derungen der berufsschulpädagogischen Anforderungen an die Lehrer 
eine permanente Optimierungsaufgabe. · 
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11. Die quantitativen und qualitativen Entwicklungen beruflicher Schu-
len im Zuge der Industrialisierung haben, deren gesellschaftliche Be-
deutung vergrößert, mit Folgen für Entwicklungen in der Organisati-
on der Lehrerschaft und deren Politiken. Hinzu kamen plurale Inte-
ressen von Parteien, Verbänden etc. an diesen Schulen, an ihren Leh-
rern und deren Ausbildung - zunächst noch unter den politischen Be-
dingungen des Kaiserreichs. Dadurch wurde die politische Gestaltung 
und die Steuerung der Berufsschullehrerbildung schwieriger, erfolgte 
oft auf der Basis von politischen Minimalkonsensen und blieb ten-
denziell hinter den sich schnell verändernden berufsschulpädagogi-
schen Anforderungen zurück. Qualitative Modemitätsrückstände und 
periodischer Lehrermangel sind seitdem gesellschaftliche Sachver-
halte, die wissenschaftlicher Analyse, rationaler Planung und politi-
scher Steuerung bedürfen. Die Frage, wie diese Probleme bewältigt 
werden können, wurde und wird selten gestellt und ist bis heute un-
beantwortet. 
12. Im Kontext demokratischer Reformen der Weimarer Republik mit 
stärkerer Gewichtung subjektbezogener Entwicklungsperspektiven 
(z. B. Recht auf Bildung, Chancengleichheit), hat sich die Gewich-
tung in der polaren Spannung von Fachmann - Pädagoge zugunsren 
der Pädagogik verschoben. Dazu beigetragen haben die bildungstheo-
retische Legitimation beruflichen Lemens als Berufsbildung, die 
Entwicklung einer Berufsbildungstheorie und der Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik als erziehungswissenschaftliche Disziplin sowie de-
ren allmähliche Institutionalisierung im Hochschulbereich. Als weite-
re Differenzierung des Poles Pädagogik auf der Zielebene ist die po-
lare Spannung voö beruflicher Tüchtigkeit als stärker gesellschafts-
bezogene Teildimensioo, und beruflicher Mündigkeit (Bildung) als 
stärker subjektbezogene Teildimension entwickelt worden, aus denen 
Folgerungen ftJr die Ziele und das Curriculum des erziehungswissen-
schaftlichenlberufs- und wirtschaftspädagogischen Studiums zu zie-
hen waren. Über die Folgerungen aus diesen Entwicklungen ftJr die 
Berufsschullehrerbildung, z. B. über den Anteil dieses Studienbe-
reichs am Studienumfang und über ein Kerncurriculum gibt es bis 
heute Beratungs.,. und Gestaltungsbedarf. 
13. Die finanzpolitisch bedingte Abwertung des Berufsschullehrerberufs 
in der Weltwirtschaftskrise in Verbindung mit einer Verringerung des 
Lehrer-Ausbildungsplatz-Angebotes wirkte sich auch negativ auf die 
Nachfrage nach einer Berufsschullehrerausbildung aus. Der Lehrer-
mangel am Ende der Weimarer Republik als Folge dieser Entwick-
lungen und die politischen Reaktionen durch den totalitären national-
sozialistischen Staat zeigen beispielhaft auch die Folgen und Gefah-
ren in mengenmäßigen Fehlplanungen und -entscheidungen ftJr die 
Berufsschullehrerbildung: ihre Entakademisierung bis zum Ende des 
,,Dritten Reiches". Unter qualitativem Aspekt kommt die Einsicht in 
die ldeologieanflilligkeit auch berufs- und wirtschaftspädagogischer 
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Theorien und deren negative Auswirkungen auf die Berufsschulleh-
rerbildung hinzu. 
14. Für die politische Gestaltung der Berufsschullehrerbildung in der 
f6deralistischen Bundesrepublik mit Parteien-N erbändepluralität 
kann folgende Einsicht hervorgehoben werden: Die subjektiven und 
wissenschaftlichen Theorien über Beruf, Bildung und Berufsbildung, 
die je spezifischen Bündelungen solcher Theorien in Vorstellungen, 
Programmen etc. von Parteien und Verbänden und die daraus gezo-
genen Konsequenzen für die je eigene Berufsbildungspolitik bilden 
den politischen Bewußtseinshorizont für die politischen Gestaltungs-
optionen im Hinblick auf die Berufsbildung insgesamt. Die Berufs-
bildungspolitik in bezog auf die Berufsschullehrerbildung ist darin 
ein relativ kleines Segment, dessen politische Beachtung und Be-
deutung von konjunkturellen und strukturellen Veränderungen in der 
Berufsbildung beeinflußt werden. Diese Zusammenhänge sollten the-
oretisch und empirisch untersucht und laufend beobachtet werden. 
15. Die in den historischen Entwicklungen erkennbaren Differenzierun-
gen in der B~rufsschullehrerbildung, die insbesondere in den Punkten 
4 bis 10 und 12 hervorgehoben sind, interpretieren wir systematisch 
als verschiedene Dimensionen in den Konzepten für die Berufs-
schullehrerbildung und deren Praxis. Die Differenzierungen in Ar-
beit, Aus- und Weiterbildung von Lehrern für berufsbildende Schulen 
haben zu einer Komplexität in der gegenwärtigen Praxis der Berufs-
schullehrerbildung geführt, auf die mit vollständigen ,,Konzepten" für 
die politische Gestaltung der Berufsschullehrerbildung angemessen 
reagiert werden müsste. Aus den historisch-systematisch gewonnenen 
Einsichten kann ein ,,Konzept" als vollständig bewertet werden, 
wenn es Soll-Aussagen und/oder Gestaltungsoptionen zu folgenden 
10 Dimensionen enthält: 
1. Leitbild für den Lehrer im berufsbildenden Schulwesen und des-
sen Aus- und Weiterbildung. 
2. Ziele für die Berufsschullehrerbildung in der Spannung von Be-
ruf und Bildung, Tüchtigkeit und Mündigkeit, Ökonomie und 
Pädagogik. 
3. Ausbildung zur Erreichung der Ziele in der Spannung von be-
ruflich-fachlicher und pädagogischer Kompetenzentwicklung. 
4. Wissenschaften und Praxisfelder, die in die Berufsschullehrer-
bildung einbezogen werden; Gestaltung der Spannung von The-
orie und Praxis. 
5. Zeitstrukturen (Phasigkeit) und 
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6. Institutionen, in denen die Berufsschullehrerbildung organisiert 
werden soll. 
7. Gestaltung der Bildungsgänge in den Institutionen (Studiengang-
Modelle etc.). 
8. Kerncwricula ftir alle Teile aller Bildungsgänge. 
9. Gestaltung von Lern- und Arbeitsumgehungen für die Professio-
nalisierungsprozesse in den Institutionen. 
10. Annahmen über oder Regelungen für Personen als Adressaten 
der Berufsschullehrerbildung. 
Auf die Frage, wann ein ,.Konzept'' für die Berufsschullehrerbildung mit 
Bezug auf das· Kriterium "vollständig" als politisch ,,angemessen" be-
wertet werden kann oder soll, gehen wir im Ausblick ein (11.1 ). 
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3. Berufsschullehrerbildung aus der Sicht von beteiligten Ak-
teuren 
Die Erörterungen historischer Entwicklungen in der Berufsschullehrer-
bildung aus historisch-systematischer Sicht sind dem Arbeitsbereich be-
rufs- und wirtschaftspädagogisch orientierter historischer Berufsbildungs-
forschung zuzuordnen (vgl. van Buer/Kell1999) und sie sind von uns als 
Berufs- und Wirtschaftspädagogen erarbeitet. Vergleichbares historisches 
Wissen, daß tlir die Bearbeitung des Projektauftrages relevant ist, wird 
bisher von keiner anderen Wissenschaft zur Verftigung gestellt. Die Be-
rufs- und Wirtschaftsopädagogik ist auch die Wissenschaft, von der eine 
, theoretische und empirische Forschung über den Gegenstandsbereich 
Berufsschullehrerbildung am ehesten erwartet werden kann. Sie hat dazu 
aber erst ansatzweise Berufsbildungsforschung betrieben (z. B. Sembill 
1992; Zimmermann u.a. 1996). Gleichwohl verftigen Berufs- und Wirt-
schaftspädagogen als Personen über umfangreiche Erfahrungen aus ihrer 
wissenschaftlichen Arbeit in der universitären Berufsschullehrerausbil-
dung, sie gestalten diese als bedeutende Akteure mit, reflektieren darüber 
und über ihr eigenes Handeln und artikulieren ihre subjektiven und kol-
lektiven Vorstellungen und Interessen. 
Die Stellungnahmen zur Berufsschullehrerbildung, die von der Sektion 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik der Deutschen Gesellschaft tlir Erzie-
hungswissenschaft DGfE (BWP)- als einer freiwilligen, privaten Verei-
nigung mit hohem Organisationsgrad - haben deshalb im politischen 
Raum einiges Gewicht. Deshalb sind sie auch in den Aussagen-Korpus 
einbezogen (Kapitel 6). Die nach innerverbandliehen Diskussionen durch 
Beschlüsse konsentierten Stellungnahmen, Empfehlungen etc. bringen 
aber nur einen Teil der Erfahrungen, des Wissens und der Vorstellungen 
hervor, über die die Berufs- und Wirtschaftspädagogen verftigen, und sie 
verdecken Differenzen in den Vorstellungen, Wünschen etc. durch abs-
trakte Formulierungen, die den Einigungsprozeß begünstigen oder erst 
ennöglichen. In Kenntnis der zahlreichen Beiträge zur Berufsschullehrer-
bildung in der Literatur und der innerverbandliehen Diskussionen sowie 
mit der Einschätzung, daß diese Erfahrungen, das Wissen etc. dieser Ak-
teurgruppe ftlr die Weiterentwicklung der Berufsschullehrerbildung rele-
vant sind, haben wir eine Expertise über ,,Aussagen aus der Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik über die Ausbildung von Lehrern an beruflichen 
Schulen" eingeholt (12.4), in der die Spannungen von Einheit und Diffe-
renz in der Berufsschullehrerbildung nicht vom Pol der Einigkeit, son-
dern von den Unterschieden aus beschrieben, analysiert uDd bewertet 
worden sind. Die Ergebnisse der Expertise kommentieren wir nicht, son-
dern formulieren nur zwei Optionen, die gleichermaßen nach innen in die 
Sektion BWP und nach außen in den politischen Raum, insbesondere an 
die Wissenschafts- und Schuladministration, gerichtet und die auch tlir 
die 2. Und 3. Phase relevant sind: 
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(1) Die Gestaltung von Studiengängen für die Berufsschullehrerbil-
dung sollte nach dem Grundsatz der Gleichwertigkeit bei An-
dersartigkeit verfahren und der Andersartigkeit sollte durch an-
gemessene Differenzierungen entsprochen werden. 
(2) Da ,,Professionalität im Lehrerberuf zuallererst ein berufsbiogra-
phisches Entwicklungsproblem ist" (Terhart 2000, S.14), sollte 
die Kontinuität des Lernens in allen drei Phasen durch deren 
gleichwertige Berücksichtigung in Forschung, Beratung und po-
litischer Gestaltung gesichert werden. 
Von Akteuren aus den Institutionen der 2. und 3. Phase liegen keine ver-
gleichbaren Selbstreflektionen, Kontroversen etc. in publizierter Form 
vor. Zwar gibt es zahlreiche Beiträge über die Arbeit in den Studiensemi-
naren, Ausbildungsschulen und in der Lehrerfort- und -Weiterbildung, die 
in der von uns erstellten Literaturdokumentation ausgewiesen sind. Aber 
unsere Bemühungen, zwei weitere Expertisen zu vergeben, um unter 
Berücksichtigung der einschlägigen Literatur auch aus der Sicht von Ak-
teuren aus der 2. und 3. Phase differenziertere Aussagen zur Berufs-
schullehrerbildung zu erhalten, als sie in den Dokumenten der Verbände 
zu finden sind, waren erfolglos. Gleichwohl geben wir eini~e Hinweise 
auf Aussagen, die zur Weiterentwicklung der Berufsschullehrerbildung in 
diesen beiden Phasen aus der Sicht ihrer Akteure vorliegen. 
In Anknüpfung an die kontroverse Diskussion in der Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik über Einheit und Differenz in der universitären Leh-
rerausbildung ist eine Fortsetzung fUr die 2. Phase festzustellen. Dabei 
geht es u.a. um die Frage, ob und inwieweit die Haupt- und Fachseminare 
fUr alle Referendare der Lehrämter fUr den Sekundarbereich ß, fUr alle 
Refererultue mit einer beruflichen Fachrichtung oder differenziert nach 
Fachrichtungen organisiert sein sollen. Die parallele Frage stellt sich fUr 
das Lernen in den Ausbildungsschulen: ob und inwieweit sollen Unter-
richtserfahrungen in allen Schulformen des Sekundarbereichs n oder des 
berufsbildenden Schulwesens gemacht werden, oder sollen sie auf ein 
Berufsfeld und auf ein bis zwei Schulformen konzentriert werden? 
In der Wahrnehmung der Ausbildungssituation im Vorbereitungsdienst 
und deren Mängel ist zwischen den Akteuren und den Aussagen und den 
Reformvorschlägen in den ,,Perspektiven fUr die Lehrerbildung" ein ho-
hes Maß an Übereinstimmung festzustellen, auf die wir deshalb hinwei-
sen (Terhart 2000, Kapitel S; das gilt auch weitgehend fUr die Aussagen 
zur dritten Phase in Kapitel 6). 
Hervorzuheben sind die Hinweise aus spezifisch berufs- und wirtschafts-
pädagogischer Sicht, daß die Theorie-Praxis-Beziehungen im V orberei-
tungsdienst strukturell vergleichbar sind mit denen in der nichtakademi-
schen Berufsausbildung im dualen System. Deshalb sollten die Erfahrun-
gen und Problemlösungen aus diesem Ausbildungsbereich zur Abstim-
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mung von Lern- und Arbeitsprozessen in Studienseminar und Ausbil-
dungsschule genutzt werden. Die erweiterte Perspektive dieses Vorschla-
ges ist, für die Organisation des Lernens in der Berufsschullehrerbildung 
in allen drei Phasen die Schule zum Ausgangspunkt zu machen, also auch 
für die schulpraktischen Studien in der 1. Phase und für die schulnahe 
Fort- und Weiterbildung in der 3. Phase- in Verbindung mit der Organi-
sation und Personalentwicldung. 
Da sich ·berufsbildende Schulen zu regionalen Dienstleistungszentren in 
einem komplexen Beziehungsgeflecht mit Betrieben, Kammern, Gewerk- , 
schaften~ Jugendhilfe etc.entwickeln, wollen die Studien- und Fachsemi-
narleiter mit ihrer Institution in die regionale Bildungslandschaft und 
deren Entwicklung einbezogen werden, und wollen sie solche außerunter-
richtlichen Arbeiten und Anforderungen in die Ausbildung der 2. Phase 
integrieren. 
Abschließend weisen wir zur 3. Phase auf eine Expertise hin, die von 
Akteuren eines Landesinstitutes erarbeitet wurde, in dem die 2. und 3. 
Phase der Berufsschullehrerbildung integriert sind: Landesinstitut 
Schleswig-Holstein für Praxis und Theorie der Schule (IPfS): Innovative 
Fortbildung der Lehrer und Lehrerinnen an beruflichen Schulen. (Exper-
tise für die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung). Kronshagen bei Kiel 2001. 
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4. Theoretische Grundlagen für das Untersuchungsinstnunent 
4.1 Berufsschullehrerbildung aus ~·i!idw Perspektive 
Die von der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK) 
eingesetzte Gemischte Kommission Lehrerbildung (GKL) hat in ihrem 
Abschlußbericht (vgl. Terhart 2000) die historisch gewachsene Lehrer-
bildung in Deutschland, ihre Strukturen und gegenwärtigen Probleme 
sowie Empfehlungen fUr die Weiterentwicklung unter berufbiographi-
scher Perspektive beschrieben, analysiert und bewertet. Die GKL ist da-
bei von der theoretisch begrUndeten Auffassung ausgegangen, ,,daß Pro-
fessionalität im Lehrerberuf zu allererst ein berufsbiographisches Ent~ 
Wicklungsproblem ist" {ebd. S. 14). 
Da diese Perspektive unserer theoretischen Position U!Jef die Entwicklung 
von Personen durch berufliches Lernen und berufliches Arbeiten ent-
spricht, knüpfen wir daran an und erläutern diese Position, soweit es zur 
theoretischen Begründung des Untersuchungsinstrumentes erforderlich 
ist. 
Ausgangspunkt fUr eine ökologisch orientierte Berufs- und Wirtschafts-
pädagogik (vgl. Kell 1984, 1989, 1991, 199S) ist die "Ökologie der 
menschlichen Entwicklung" (Bronfenbrenner 1980}, die auf der interdis-
ziplinär gewonnenen Erkenntnis basiert, daß der Mensch (die Person) 
sich in Wechselbeziehung zu seiner (ihrer) Umwelt entwickelt. Diebe-
rufsbiographische Perspektive legen wir auf die allgemeine Erkenntnis 
über personale Entwicklungsprozesse aus, u. z. auf ,,berufliche" Ent-
wicklungsprozesse als Spezialfall. ,,Berufliche" Entwicklungsprozesse 
sind zum einen Lernprozesse, die aus subjektbezogener Sicht auf die 
Veränderung der eigenen Person zielen, bewußt imd geplant sind (Aufbau 
eines personalen Arbeitsvermögens). Zum anderen finden "berufliche" 
Entwicklungsprozesse in Arbeitsprozessen statt, die ihrerseits bewußt und 
geplant auf die Veränderungen der Umwelt zielen (z. B. durch Verwen-
dung des Arbeitsvermögens in der beruflich organisierten Erwerbsarbeit). 
Berufliches Lernen im Kontext von· Berufsbildung ist eine Voraussetzung 
fUr berufliches Arbeiten. 
Personale Entwicklungsprozesse in der Berufsbildung und in der berufli-
chen Arbeit werden von den Wechselbeziehungen einer Person mit je 
spezifischen Umwelten beeinßußt. Zm Analyse von Umwelteinflüssen 
auf personale Entwicklungsprozesse geht Drontenbrenner von der Vor-
stellung aus, daß "Umwelt topologisch als eine ineinander geschachtelte 
Anordnung konzentrischer, jeweils von der nächsten umschlossener 
Strukturen" besteht (ebd. S. 38), die er als Mikro-, Meso-, Exo- und Mak-
rosystemdefiniert (S.1). 
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4.2 · Konzepte zur Berufsschullehrerbildung als Aussagen über 
Entwicklungsrahmen für berußiche Lernprozesse 
Auf dieser theoretischen Basis lassen sich für die berufsbiographische 
Perspektive zwei Betrachtungsrichtungen gewinnen, die jedoch in Wech-
selbeziehungen zueinander stehen. 
(1) Von der Person ausgehend wird der personale (lebenslange und nicht 
zu unterbrechende) Entwicklungsprozeß ausschnitthaft betrachtet, 
soweit er das organisierte berufliche Lernen in der Berufsausbildung 
(vor der beruflichen Arbeit) und in bzw. neben der beruflichen Ar-
beit betrifft (Weiterlernen im Beruf). Das ist die subjektbezogene 
Pro~ssdimension in der ökologischen Betrachtung personaler Ent-
wicklungsprozesse. 
Berufliche Lernprozesse verlaufen im Mikrosystem und werden 
beeinflußt von dessen Struktur sowie von den Systemstruk.turen, die 
das Mikrosystem überwölben (Meso-, Exo-, Makrosystem). Sie wer-
den aus berufsbiographischer Perspektive insbesondere beeinflußt 
von der tradierten Dreiphasigkeit der Lehrerbildung (Exosystem-
Ebene) und der institutionellen Gestaltung jeder Phase (Universitä-
ten; Studienseminare und Ausbildungsschulen; Institutionen der Leh-
rerfort-und -Weiterbildung- Mesosystem-Ebene). 
(2) Von der Umwelt ausgehend sind die ineinander geschachtelten Um-
welt-Systeme daraufbin zu untersuchen, wie sie strukturiert und po-
litisch gestaltet sind, wo Strukturprobleme bestehen und welche Vor-
stellungen, Ziele, Konzepte, Empfehlungen etc. vorliegen, System-
strukturen zu verändern, um berufliche Lernprozesse so zu beeinflus-
sen, daß die politisch gewünschten Ziele erreicht werden. Das ist die 
umweltbezogene Systemdimension in der ökologischen Betrachtung 
personaler Entwicklungsprozesse. 
Berufliche Lernprozesse im Mikrosystem werden aus berufsbiogra-
phischer Perspektive insbesondere beeinflußt von den institutionellen 
Strukturen des Mesosystems (Universitäten; Studienseminare und 
Ausbildungsschulen; Institutionen der Lehrerfort- und -Weiterbil-
dung), die wiederum aus der politischen Entscheidung ftlr eine Drei-
phasigkeit der Lehrerbildung resultieren (Exosystem-Ebene) und die 
von Lehrerleitbildern beeinflußt werden (Makrosystem-Ebene ). 
In diesem Forschungsprojekt betrachten wir die Berufsschullehrerbildung 
als Spezialfall beruflichen Lemens, und zwar von Lehramtsstudierenden, 
Referendaren, Lehrern in der Fort- und Weiterbildung in den institutio-
nellen Umwelten von · Universitäten, Studienseminaren, beruflichen 
Schulen, Institutionen der Lehrerfort- und -Weiterbildung etc. Da das 
Projekt begrenzt ist auf Soll-Aussagen dartlber, welche konzeptionellen 
Vorstellungen, Vorschläge etc. zur Gestaltung der institutionelle~ Um-
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weiten für die Berufsschullehrerbildung in Dokumenten veröffentlicht 
vorliegen, die auf eine Verbesserung der Professionalisierungsprozesse 
hin zu "guten Lehrern" 'zielen, stehen Analysen zur Systemdimension im 
Vordergrund. 
Einen Standpunktwechsel nehmen wir im Kapitel 9 vor, in dem die Be-
rufsschullehrerbildung aus Sicht von Betroffenen (exemplarisch nur von 
Studierenden) beschrieben wird, um auch deren Vorstellungen bei den 
Soll-Aussagen zu berücksichtigen, obwohl oder gerade weil sie im politi-
schen Raum verbandllich nicht organisiert sind und deshalb nicht oder 
allenfalls am Rande wahrgenommen werden. 
Die Beziehungen zwischen Studierende als Personen und ihren Umwel-
ten haben wir aus letztgenannter Betrachtung graphisch dargestellt und 
erläutert (vgl. Buchmann/Keil 1997, S. 549; Buchmann 2000, S. 80). In 
der übernommenen Abbildung 1 ist der Gedankengang veranschaulicht: 
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Abbildung 1: Studierende in ihrer Umwelt aus ökOlogischer Sicht 
Makrosystem: Politik- und Rech1ssystem (Weltanschauungen, Weltbilder, Nonnen, etc.) 
Mikrosystem Studierende 
(Lehramts-)Studierende entwickeln sich (lernen und werden sozialisiert) 
in den Situationen eines Seminars (Mikrosystem), die in einem Raum 
einer Hochschule und in deren rechtlichen, institutionellen, curricularen, 
zeitlichen etc. Strukturen (Mesosystem) ,,erlebt werden". Die Hochschule. 
als Institution des Tertiärbereichs im Bildungssystem (Exosystem) ist 
wiederum überwölbt von den Strukturen der Gesellschaft (Makrosystem). 
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Auf analoge Abbildungen für Referendare im Studienseminar und in den 
Ausbildungsschulen und für Lehrer in Fort- und Weiterbildungsveran-
staltungen verzichten wir hier. Wichtig ist uns mit Bezug auf den Pro-
jektauftrag darzulegen, wo unsere Analysen von Konzeptic;men zur Be-
rufsschullehrerbildung ansetzen und worauf sie fokussiert sind: Sie ver-
folgen die Soll-Aussagen über die Berufsschullehrerbildung in der Sys-
temdimension, setzen beim Makrosystem (z. B. Lehrer-Leitbilder) an, 
berücksichtigen die globalen Entscheidungen auf der Exosystem-Ebene 
zur (Drei-)Pbasigkeit der Lehrerausbildung im Bildungssystem und erfas-· 
sen die konkretisierenden Aussagen zum einen hinsic~tlich der struktu-
rellen Verortung der Berufsschullehrerbildung im Hochschulsystem (U-
niversitäten oder/und Fachhochschulen), zum anderen über die Organisa-
tion der Berufsschullehrerbildung innerhalb der Institutionen (Meso-
system) bis zu Gestaltungsoptionen für Lehr-Lern-Umgehungen (im Mik-
rosystem). Dabei sind die Analysen auf die berufsbiographische Perspek-
tive fokussiert, d. h. die Aussagen werden geordnet nach ihren V orstel-
lungen zur zeitlichen Strukturierung der Berufsschullehrerbildung vom 
Eintritt in ein Lehramtsstudium bis zum Berufsaustritt. 
7Aisammengefaßt: Wir betrachten die Konzepte zur Berufsschullehrerbil-
dung als Soll-Aussagen über die politische Gestaltung von ,,Entwick-
lungsrahmen" (vgl. Kell 1991, S. 170- 173), die das berufliche Lernen 
von Lehramtsstudierenden, Referendaren, Lehrern in den W echselbezie-
hungen ihrer Personen in den jeweiligeil (Lern-) Umwelten so beeinflus-
sen sollen, daß das jeweils in den Lehrer-Leitbildern postulierte Ziel 
durch einen kontinuierlichen Kompetenzaufbau (Professionalisie-
nm.gsprozeß) erreicht wird. 
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5. Strukturmatrix als Instrument zur Analyse und Ordnung von , 
SoU-Aussagen zur BerufsschuUehrerbildung. 
Auf der Basis der theoretischen Begründungen für und unsere Analysen 
der Berufsschullehrerbildung nach zwei Dimensionen, nach der System-
und nach der Prozeß-Dimension, führen wir beide theoretischen Zugriffe 
auf die gesellschaftliche Praxis (den Gegenstandsbereich der Analysen) 
in einer Strukturmatrix zusammen, differenzieren beide Systemdimensio-
nen nach begründeten Kriterien und konkretisieren die Strukturmatrix in 
den Matrixfeldern nach Merkmalen, die das Analysemodell darstellen 
undnach denen die Soll-Aussagen analysiert werden. 
5.1 Kriterien der Struktunnatrix 
Mit Bezug auf die Erläuterungen zu Abbildung 1 und zu den beiden Di-
mensionen einer ökologischen Betrachtung der Berufsschullehrerbildung 
verwenden wir zum einen die Differenzierung der Umwelt(System-
dimension) nach den Kriterien Mikro-, Meso-, Exo- und Makrosystem als 
eine ineinandergeschachtelte Anordnung konzentrischer, jeweils von der 
nächsten umschlossenen Strukturen (vgl. Bronfenbremter 1980, S. 38) . 
.,Ein Mikrosystem ist ein Muster von Tätigkeiten und Aktivitäten, Rollen 
und zwischenmenschlichen Beziehungen, die die in Entwicklung begriffe-
ne Person in einem gegebenen Lebensbereich mit den ihm eigentümlichen 
physischen und materiellen Merkmalen erlebt" (ebd. S. 38) 
Auf die Frage nach dem beruflichen Lehren und Lernen in der Berufs-
schullehrerbildung sind die Analysen nach diesem Kriterium fokussiert. 
Die pädagogische Gestaltung von Lemumwelten und die politisch-
ökonomische Gestaltung von Arbeits-Umwelten beeinflussen die Wech-
selbeziehungen von Lehramtsstudierenden, Referendaren und Lehrern zu 
diesen Umwelten unmittelbar; vermutlich wirken die Umweltstrukturen 
im Mikrosystem am nachhaltigsten auf die berufsbezogenen Entwick-
lungsprozesse. Wenn die Professionalisierung von Lehrern als berufsbio-
graphischer Entwicklungsprozess verstanden wird und aus dieser Per-
spektive politisch und pädagogisch gestaltet werden soll, dann müssten 
die Lern- und Arbeitsumwelten in den an der Lehrerbildung beteiligten 
Institutionen nach den Zeitstrukturen der Phasen aufeinander abgestimmt 
gestaltet werden - aus dieser phasenübergreifenden Gestaltungsaufgabe 
ergibt sich die Frage nach einem ,,Kerncwriculum" für die Lehrerbildung 
insgesamt und die nach der Zuordnung von Teilen zu den Institutionen in 
den drei Phasen. 
Aus dieser Sicht wäre die Praxis der Berufsschullehrerbildung in den 
Mikrosystemen empirisch zu untersuchen - eine kaum in Angriff ge-
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nommene Aufgabe der Berufsbildungsforschung über diesen Gegens-
tandsbereich. 
Für die Analyse von Soll-Aussagen zur Berufsschullehrerbildung ergibt 
sich aus diesem Kriterium die Prüffrage, ob Soll-Aussagen auch zur 
Gestaltung von Mikrosystemen. vorliegen und ob und inwieweit diese von 
Vorurteilen, Vorstellungen, Annahmen, Wissen etc. über Umweltstruktu-
ren im Mikrosystem w:td über deren Wirkungen beeinflusst worden sind. 
"Ein Mesosystem umfasst die Wechselbeziehungen zwischen den Lebens-
bereichen, an denen die sich entwickelnde Person aktiv beteiligt ist ... 
(ebd. S. 41). 
Auf die Frage Dach dei Organisation und den Institutionen in der Berufs-
schullehrerbildung sind die Analysen nach diesem Kriterium fokussiert. 
Durch die politische Gestaltung der Institutionen, in denen. die Berufs-
schullehrer aus-, fort- und weitergebildet werden und in denen sie arbei-
ten (bzw. in denen sie als Praktikanten tätig sind), und durch die Gestal-
tung der organisatorischen Beziehungen zwischen den Institutionen wer-
den die · Rahmenbedingungen geschaffen ftir die Gestaltung von Lern-
und Arbeitsumwelten in der Berufsschullehrerbildung. Die Annahme, 
dass das Mikro- voq~ Mesosystem "überwölbt" wird, fUhrt zu der Frage, 
welche Steuerimgsabsichten in den Soll-Aussagen zur Organisation und 
zu den Institutionen in bezug auf die Gestaltung der Lern- und Arbeits-
umwelten zu er~n sind. 
Die Frage, ob und inwieweit dabei die Wechselbeziehungen zwischen 
den ,,Lebensbereicben" (z. B. zwischen denen in Universitäten, Studien-
seminaren, Ausbildungsschulen etc.) mit anderen Lebensbereichen wie 
Familie, Unternehmungen/Verwaltungen (z. B. Einflüsse der Erwerbsar-
beit während des Studiums oder von Praktika auf die Aus- und Weiter-
bildung) in den Soll-Aussagen ~ksichtigt werden, wird zwar syste-
matisch bei den Analysen gestellt; vermutlich sind aber Antworten darauf 
kaum zu fmden. 
"Unter Exosystem verstehen wir einen Lebensbereich oder mehrere Le-
bembereiche, an denen die sich entwickelnde Person nicht selbst beteiligt 
ist, in denen aber Ereigni&se stattfinden, die beeinflussen, was in ihrem 
Lebensbereich geschieht, oder die davon beeinflusst werden" (ebd. S. 
42). 
Auf die Frage, wie die Möglichkeiten der Gestaltung und der Politik 
durch·die Schneidung von Politikbereichen mit Bezug auf gesellschaftli-
ebe Subsysteme wie Bildungs-, Beschäftigungs-, Sozialsystem etc. und 
deren Beziehungen zueinander beeinflusst werden, sind die Analysen auf 
dieser Systemebene fokussiert. Die hier bestebenden Strukturen, z. B. die 
politische Zuständigkeit des Staates fl1r den Schul- und Hochschulbe-
reich, die Grobstruktur des Bildungssystems (Primar-, Sekundar-, Tertiär-
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und Quartärbereich), die grundsätzliche marktwirtschaftliche St:IWaur des 
Beschäftigungssystems mit Ausnahme der Beschäftigung beim Staat zur 
Erfüllung hoheitlicher Aufgaben (im Schul- und Hochschulbereich als 
Teile des Beschäftigungssystems) werden in der Regel als gegeben ange-
sehen, weil sie zum Teil verfassungsrechtlich verankert sind. Deshalb 
sind Soll-Aussagen zur Berufsschullehrerbildung in bezug auf diese Ebe-
ne eher selten. Aus generellen Aussagen über die Deregulierung und über 
die Privatisierung bisher vom Staat erftillter Aufgaben können sich aber 
Folgen für die Berufsschulen und für die Berufsschullehrerbildung erge-
ben, z. B. zur Beteiligung der Berufsschulen an der beruflichen Weiter-
bildung und der Berücksichtigung dieses Aufgabensegmentes in der Be-
rufsschullehrerbildung. 
"Der Begriff des Makrosystems bezieht sich auf die grundsätzlieFre for-
male und inhaltliche Ähnlichkeit der Systeme niedrigerer Ordnung ( Mik-
ro-, Meso- und Exo-), die in der Subkultur oder der ganzen Kultur beste-
hen oder bestehen könnten, einschließlich der ihnen zugrundeliegenden 
Weltanschauungen und Ideologien" (ebd. S. 42). 
Auf die Frage nach Reflexionen und Theorien über die Berufsschullehrer-
bildung sind die Analysen auf dieser Systemebene·fokussiert. 
Durch den Projektauftrag sind die Analysen zur Berufsschullehrerbildung 
auf diese Ebene konzentriert, weil Konzeptionen, Modelle, Vorstellungen 
etc. -hier unter dem Oberbegriff "Soll-Aussagen" subsumiert- als ge-
d8nldiche Gebilde (kognitive Strukturen, Teile der Kultur bzw. Subkul-
tur) verstanden werden. Soll-Aussagen zur Berufsschullehrerbildung sind 
nicht die Realität der Berufsschullehrerbildung, beziehen sich aber auf 
diese Realität, weil zum einen die Wahrnehmungen dieser Realität die 
eigenen Soll-Vorstellungen beeinflussen und weil zum anderen die eige-
nen Soll-Vorstellungen grundsätzlich auf Veränderungen in der Realität 
durch politisches liandeln gerichtet sind. Insofern sind Soll-Aussagen 
Realitäten in den politischen Auseinandersetzungen über die Gestaltung 
der Berufsschullehrerbildung. Deshalb können durch Vergleiche von 
Soll-Aussagen Übereinstimmungen und Unterschiede festgestellt und 
eingeschätzt werden, welche Einflüsse davon auf die politische Gestal-
tung der Berufsschullehrerbildung zu erwarten sind. Dahingehende Ana-
lysen und einschätzende Bewertungen bilden die Kernaufgabe des Pro-
jektauftrages. 
Auf dieser theoretischen Basis können wir den in den Kapiteln 1 bis 3 
bereits verwendeten Akteur-Begriff noch weiter präzisieren: Politische 
Akteure sind Personen, die die gesellschaftlichen Strukturen und Institu-
tionen (Umwehen auf der Exo- und Mesosystem-Ebene) gestalten (wol-
len), z. B. die Phasigkeit der Berufsschullehrerbildung, deren Institutio-
nen und Bildungsgänge. Davon sind die professionellen Akteure, die als 
Personen in den Institutionen (auf der Mesosystem-Ebene) arbeiten in der 
Durchftlhrung ihrer Arbeit betroffen, z. B. Hochschullehrer, Seminarlei-
ter, Ausbildungslehrer. A'us dieser Betroffenheit resultieren politische 
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Aktivitäten, um den eigenen beruflichen Interessen bei den politischen 
Akteuren Gehör zu verschaffen. Vom Handeln der politischen und pro-
fessionellen Akteure sind Lernende betroffen, z. B. Studierende, Refe-
rendare, Lehrer; aber auch sie handeln als Akteure, z. B. als Lernende -
vor allem im Mikrosystem- und sie können sich in Verbänden organisie-
ren und ihre Interessen im politischen Raum vertreten. 
Da ökologi~che Übergänge - ein Wechsel der Rolle, des Lebensbereichs 
etc.- sowohl bedeutsame Folge als auch Anlaß für personale Entwick-
lungsprozesse sein können (ebd. S. 4'3}, sollte eine berufsbiographische 
Sicht auf die Berufsschullehrerbildung beim ersten Übergang ansetzen, 
beim Übergang von einer allgemeinbildenden Schule, von einer Be-
rufsausbildung; vom Wehrdienst, von einem anderen Studiengang etc. in 
einen Lehramtsstudiengang, der zur Lehrerarbeit in berufsbildenden 
Schulen ftlhrt. Durch die Dreiphasigkeit der Berufsschullehrerbildung 
sind mindestens drei weitere generelle Übergänge zu beachten: Übergang 
in das Referendariat, in die berufsbildenden Schulen als Lehrer und von 
dort in eine andere berufliche Arbeit oder in den Ruhestand. Weitere 
ökologische Übergänge wie die von einer Lehrveranstaltung in ein Prak-
~ vom Studienseminar in die Ausbildungsschule, von der Lehrerar-
beit in eine Fort- bzw. Weiterbildungsmaßnahme und jeweils zurück, 
beeinflussen die personalen Entwicklungsprozesse ebenfalls. Da die Sou.:. 
Aussagen vermutlich dazu keine Konkretionen enthalten, verzichten wir 
hier auf eine weitere Differenzierung der ökologischen Übergänge nach 
solchen Merkmalen. 
In der berufsbiographischen Sicht auf die Lehrerbildung zeichnet sich· 
jedoch eine Binnen-Differenzierung der dritten Phase ab. Die ,,Perspekti-
ven ... " haben das ,,Lernen im Beruf' und insbesondere die ersten ca. · 5 
Jahre im Lehrerberuf in ihrer Bedeutung ft1r die personalen Professionali-
. sierungsprozesse hervorgehoben (vgl. Terhart 2000, S. 127 ff.). Die 
Hamburger Kommission Lehrerbildung hat diese Differenzierung aufge-
nommen und zu vier Phasen systematisch erweitert (2000, S. 9 f. ). Wir 
knöpfen daran an und differenzieren die Prozeßdimension nach sechs 
Kriterien ui:ad bertlcksichtigen mindestens die dadurch deutlich werden-
den Übergänge: 
1. Lehrerausbildung in der Universität; 
2. Ausbildung im Studienseminar und in der Ausbildungsschule; 
3. Weiterlernen im Beruf; 
(3.1) Berufseingangsphase nach abgeschlossener Ausbildung; 
(3.2) Fortbildung zur Anpassung an veränderte Anforderungen im 
l...eluerberuf; 
(3.3) Weiterbildung zum Erwerb von Zusatzqualiflkationen; 
(3.4) Ausstieg aus dem Lehrerberuf. 
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Die vier Kriterien der Systemdimension und die sechs Kriterien der Pro-
zeßdimension eignen sich nicht nur für die Analysen von Soll-Aussagen, 
sondern auch für die Analysen der Realitäten in der gesellschaftlichen 
Praxis der Berufsschullehrerbildung und sie ermöglichen theoriegestützte, 
systematische Soll-Ist-Vergleiche, die für Mängelanalysen, für die Ein-
schätzung darauf bezogener Reformbedarfe, Gestaltungsoptionen, Ges-
taltungsmaßnahmen etc. sowie für die Einschätzung von Folgen wichtig 
sind, die sich daraus für die Praxis der Berufsschullehrerbildung ergeben 
können. 
Durch Verknüpfungen der nach vier Kriterien differenzierten Systemdi-
mensionen und der nach sechs Kriterien differenzierten Prozeßdimensio-
nen gewinnen wir eine Strukturmatrix, in deren vierundzwanzig Felder 
Merkmale für die Analysen ausgewiesen sind. In Abbildung 2 ist eine auf 
zwölf Matrixfelder vereinfachte Strukturmatrix mit globalen Stichworten 
zu den Merkmalen dargestellt, von denen ausgehend wir eine Merkmal-
Liste erstellt haben, die in einem Analysemodell visualisiert ist (5.3). 
Abbildung 2: Strukturmatrix zur Berufsschullehrerbildung 
3. Phase 
(3.1) Berufselngangsphase, 
(3.2) Lehrerfortbildung 
(3.3) Lehrerweiterbildung 
(3.4) Ausstl80 aus dem 
Lehrerberuf 
Makrosystem-Ebene 
Lehrerleitbild 3 
Exosystem-Ebene 
Lernen im Beruf 
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Mesosystem-Ebene 
Schulen 
Institutionen der Lehrerfort-
und Weiterbildung (Universitä-
ten) 
Mikrosystem-Ebene 
LernumweHen Im Studium 
Lern- und Arbeitsumelten in 
Studienseminaren und Ausbil-
dungsschulen 
Arbeits- und Lernumwelten in 
Schulen und Institutionen der 
Lehrerfort- und Weiterbildung 
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Die Beschreibung der Matrixfelder beschränken wir auf knappe Erläute-
rungen zu den dort eingetragenen Stichworten. 
Auf der Makrosystem-Bbene sollen die Stichworte ,,Lehrerleitbild 11'213" 
auf die Notwendigkeit hinweisen, die Soll-Aussagen im Hinblick auf das 
jeweilige Lehrerleitbild zu analysieren, weil alle ,,Konzepte" Aussagen 
zum Leitbild und über Ziele enthalten (sollten). Dabei ist bedeutsam, ob 
mit oder ohne Bezug zu einem (alle Phasen) umfassenden Leitbild die 
Leitbilder für die drei Phasen konkretisiert, ob es bei phasenunspezifi-
schen Aussagen bleibt oder ob gar kein Leitbild in den Soll-Aussagen 
expliziert ist. Bei der Analyse dahingehender Aussagen sind auch solche 
zu berücksichtigen, die (abstrakte) Sicht auf Vorstellungen über die Ge-
sellschaft, über Schule als gesellschaftliche Institution, auf die Lehrerar-
beit in der Schule etc. beziehen und/oder die (konkreter) Aufgaben be-
schreiben, die Lehrer zu erfüllen haben und/oder die Kompetenzen und 
Qualifikationen benennen, über die BerufsschUllehrer verfügen müssen 
bzw. die sie in den drei Phasen erwerben sollen. 
Auf der Exosystem-Bbene geht es um Fragen nach den Vorstellungen 
über gesellschaftliche Subsysteme und ihre Wechselbeziehungen, insbe-
sondere über die Beziehungen zwischen Beschäftigungs- und Bildungs-
system, sowie um die Strukturen insbesondere in diesen beiden Subsys-
temen. Grundentscheidungen über das Verhältnis von Staat und Gesell-
schaft/Bürger im Bildungssystem, von staatlicher und privater Träger-
schaft und Finanzierung von Schulen, Hochschulen, Ausbildungsbetrie-
ben, Institutionen der Fort- und Weiterbildung etc., über allgemeinbil-
dende und berufsbildende Schulen (vor dem Hintergrund bildungstheore-
tischer und bildungspolitischer Vorstellungen über das Verhältnis von 
Allgemeinbildung und Berufsbildung), über die Gliederung im Schulwe-
sen, über die nichtakademische Berufsausbildung im dualen System und 
im beruflichen Schulwesen etc. beeinflussen auch die konzeptionellen 
Vorstellungen zur Berufsschullehrerbildung. Eine für die Lehrerbildung 
wichtige politische Entscheidung auf dieser Ebene ist die über die Pha-
sigkeit, aus der sich Folgerungen für die Entscheidungen über die Institu-
tionen der Lehrerbildung auf der darunter liegenden Ebene ergeben. 
Auf der Mesosystem-Ebene sind die Institutionen ausgewiesen, in denen 
Studierende, Studienreferendare und Lehrer beruflich Lernen und Arbei-
ten. In den Konzepten zur Berufsschullehrerbildung sind die Aussagen zu 
dieser Systemebene dominant, weil dÜrch die politische Gestaltung, ins-
besondere durch die rechtliche Konstituierung der Institutionen, die 
nachhaltigsten Wirkungen auf die peRonalen Entwicklungsprozesse er-
wartet werden. Deshalb werden die Merkmale der Institutionen und deren 
interne Organisationen am stärksten differenziert und in den Mittelpunkt 
des Analysemodells gerückt (5.3). 
Auf der Mikrosystem-Bbene verweisen die Stichworte auf die verschie-
denen Lern- und Arbeitsumwelten, die in der Berufsschullehrerbildung 
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von den Studierenden, Referendaren und Lebrem "erlebt" werden. Durch 
gesetzliche Regelungen (z. B. Prüfungs- und Studienordnungen) werden 
,,Entwicklungsrahmen" (z. B. Studiengänge) festgelegt, in denen Lehren-
de Lernumwelten pädagogisch gestalten und im zeitlichen Kontinuum 
Situationen schaffen, die von den Lernenden als Lernsituationen wahrge-
nommen und definiert werden sollen. Inwiefern die Lernenden fremd-
gestaltete Lernumgehungen als solche subjektiv wahrnehmen, definieren 
und nutzen kann nur durch empirische Berufsbildungsforschung unter-
sucht werden. Die Soll-Aussagen über die politische Gestaltung der In-
stitutionen und der Entwicklungsrahmen wird zwar von Annahmen, Er-
wartungen, Hoffnungen etc. über Wirkungen vorhandener institutioneller 
Strukturen und. organisatorischer Regelungen bzw. über vorgeschlage-
ne/beabsichtigte Reformen auf die pädagogische Gestaltung der Lernum-
gehungen durch Lehrende und die Nutzung der Lernsituationen durch 
Lernende beeinflußt, aber sie können kaum durch einschlägiges wissen-
schaftliches Wissen begründet werden. 
Da von Konzepten zur Berufsschullehrerbildung auf der Makrosystem-
Ebene über Strukturen und Gestaltungs<)ptionen auf der Exo- und Meso-
system-Ebene (von oben ableitend) kaum Vorstellungen über die Gestal-
tung von Lern- und Arbeitsumwelten auf der Mikrosystem-Ebene zu 
gewinnen sind, benötigen Soll-Aussagen auf dieser Systemebene ·der 
Stützung und Begründung (von unten) durch Forschungsprojekte und 
Modellversuche, deren Ergebnisse konstruktive Vorschläge zur Gestal-
tung von Lern- und Arbeitsumwelten stützen und begründen können. 
Aus dieser Sicht können die Expertise für das BLK-Programm ,,lnl)ovati-
ve Fortbildung der Lehrerl-innen an beruflichen Schulen" (K 0435.00) 
und dieses Programm selbst als eine sinnvolle Ergänzung zu diesem For-
schungsprojekt gesehen werden. Beide zielen auf Innovationen in der · 
Gestaltung von Lern- und Arbeitsumwelten in der Berufsschullehrerbil-
dung. Das BLK-Programm ist zunächst auf die Institutionen der zweiten 
und dritten Phase begrenzt. Durch diesbezügliche Forschungsprojekte, 
Verbundvorhaben und Modellversuche, die auf die erste Phase der Be-
rufsschullebrerausbildung erweitert werden sollten, kann festgestellt wer-
den, welche Verbesserungen im Rahmen bestehender institutioneller 
Strukturen, rechtlicher und organisatorischer Regelungen möglich sind 
und für welche Verbesserungen Änderungen auf den Systemebenen er-
forderlich sind, die das Mesosystem überwölben. Sie ermöglichen grund-
sätzlich auch Soll-Ist-Vergleiche und Rückmeldungen an die politischen 
Akteure, für welche konzeptionellen Vorstellungen und Gestaltungsopti-
onen Realisierungschancen bestehen bzw. wie sie modifiziert werden 
müßten, um das politisch Gewünschte dem Machbaren anzunähern. 
Zusammengefaßt: Mit Hilfe der Strukturmatrix können theoriegestützt 
und systematisch Fragen an die Soll-Aussagen in Dokumenten zur Be-
rufsschullehrerbildung gestellt und die Antworten analysiert, geordnet 
und verglichen werden. Sie bietet die Möglichkeit, die für wissenschaftli-
85 
ches Arbeiten gesteckten Ziele der Transparenz, der Vollständigkeit (des 
Wissens) und der Übersichtlichkeit (Ordnung, Klassifikation) mit Bezug 
auf den Gegenstandsbereich Berufsschullehrerbildung näher zu kommen. 
In bezog auf diese Ziele ist die Strukturmatrix normativ. In bezog auf die 
Analysen von Soll-Aussagen arbeiten wir mit ihr als Instrument, orientiert 
- aber nur angenähert - an wissenschaftliche Kriterien wie Objektivität, 
Validität und Reliabilität. Ziel dieser Analysen ist eine nach Kriterien 
bzw. Merkmalen geordnete Beschreibung vorliegender Soll-Aussagen zur 
Berufsschullehrerbildung als Basis fiir Bewertungen durch politische 
Akteure, Beteiligte und Betroffene und fiir eigene Bewertungen (in Ka-
pitel 7 und 10). 
Die Strukturmatrix enthält etwas Wünschbares und eine Forschungsopti-
on: Die Feststellung bzw. Erarbeitung wissenschaftlichen Wissens über 
alle Merkmale der Matrixfelder als Basis fiir Diskussionen, Beratungen 
und Konsensbildungen über die politische und pädagogische Gestaltung 
der Berufsschullehrerbildung. Sie macht in der Systemdimension auf-
merksam auf die Spannungen und Wechselbeziehungen zwischen den 
gesellschaftlichen Leitbildern über Schule, Berufsausbildung, Lehrerbe-
ruf und Lehrerarbeit (Makrosystem) und den realen Lern- und Arbeits-
umwelten (Mikrosystem) und in der Prozeßdimension verweist sie insbe-
sondere auf zwei Notwendigkeiten, auf die abgestimmte Konkretisierung 
der Lehrerleitbilder (Makrosystem) und auf die Erarbeitung eines abge-
stimmten Kerncurriculum fiir die drei Phasen der Berufsschullehrerbil-
dung als Basis fiir die Gestaltung der Lern- und Arbeitsumwelten (im 
Mikrosystem). 
5.2 Analyseansatz 
Bevor wir in Abschnitt 5.3 die in den Matrixfeldern genannten Merkmale 
genauer beschreiben, in einem Analysemodell systematisch konkretisie-
ren (Abbildung 4) und das auf dieser Basis erarbeitete Analyseinstrument 
vorstellen (Abbildung 5), visualisieren wir unseren Analyseansatz (Ab-
bildung 3), um zwei wichtige Vorentscheidungen fiir die Durchführung ' 
der Analysen und Bewertungen hervorzuheben. 
Zum einen soll durch die Vertauschung der Matrixachsen die Bedeutung 
der Prozeßdimension hervorgehoben werden, die theoretisch aus der be-
rufsbiographischen Begründung folgt, und die politisch fiir die Beseiti-
gung von Defiziten in den Abstimmungsprozessen zwischen den drei 
Phasen der Berufsschullehrerbildung wichtig ist. 
Zum anderen soll fiir die Systemdimension hervorgehoben werden, daß 
die Analysen aus pragmatischen Gründen auf die Merkmale der Meso-
system-Ebene konzentriert sind, weil dazu die meisten und konkretesten 
Aussagen der Parteien, Gremien und Verbände zur Berufsschullehrerbil-
dung vorliegen. 

Abbildung 3: Analyseansatz 
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5.3 Merkmale zur Analyse und Ordnung von Soll-Aussagen- A-
nalysemodell 
Die Stichworte in den Matrixfeldern beziehen sich global auf Merkmale 
der Berufsschullehrerbildung, die vor allem für die Analysen von Soll-
Aussagen über Institutionen und Organisationen (über die Mesosystem-
Ebene) differenziert werden müssen. Dabei gehen wir von den Gegeben-
heiten der Praxis in der Berufsschullehrerbildung aus und suchen in den 
ausgewählten Veröffentlichungen nach Soll-Aussagen über die in unse-
rem Merkmalskatalog ausgewiesenen differenzierten Merkmale. Zuvor 
haben wir geprüft, ob in den Dokumenten Merkmale festzustellen sind, 
die in unserem Merkmalkatalog nicht enthalten sind. Das war nicht der 
Fall. . 
Die Analysen von Soll-Aussagen.zur Makrosystem-Ebene begrenzen wir 
auf das Merkmal ,,Leitbilder für Berufsschullehrer'' und die zur Ex~ 
system-Ebene sind auf die Merkmale 1. Phase, 2. Phase und 3. Phase der 
Berufsschullehrer begrenzt, wobei wir die 3. Phase - wie oben erläutert -
differenzi~n: (3.1) Berufseingangsphase, (3.2) Lehrerfortbildung, (3.3) 
Lehrerweiterbildung, (3.4) Ausstieg aus dem Lehrerberuf. 
Der Merkmalskatalog für die Mesosystem-Ebene ist nach dep drei Phasen 
gruppiert. Die in der Strukturmatrix markierten Übergänge sind durch 
Merkmale wie Zulassungsvoraussetzungen, Anrechnung bzw. Anerken-
nung von Vorleistungen, Gestaltung der Eingangsphase etc. berücksich-
tigt. 
Mit dem Merkmal Ausbildungsmethoden suchen wir nach globalen Soll-
Aussagen zur Gestaltung von Lern- und Arbeitsumwelten, für deren dif-
ferenzierte Erfassung ein Merkmalskatalog für die Mikro8ystem-Ebene 
erforderlich wäre. Darauf verzichten wir, weil sich unsere Vermutung 
bestätigt hat, daß die Veröffentlichungen der Parteien und Verbände dazu 
keine differenzierten Aussagen enthalten. Mit dem Merkmal Ausbil-
dungsmethoden wird jedoch systematisch gefragt, ob Soll-Aussagen zur 
Mesosystem-Ebene explizite oder implizite Hinweise auf die Gestaltung 
von Lern- und Arbeitsumwelten enthalten. 
In Abbildung 4 sind diese Überlegungen zum Analysemodell visualisiert. 
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Abbildung 4: AnalysemodeU 
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Für die Anwendung des Analysemodells haben wir folgendes Analyseinstrument erarbeitet, 
mit dessen Hilfe die Soll-Aussagen in den Veröffentlichungen erfaßt und elektronisch ge-
speichert werden. Dafür haben wir ein EDV -Programm auf der Basis von Access erarbeitet. 
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Abbildung 5: Analyseinstrument 
1. Phase 
Institution Universität/wissenschaft!. Hochschule 
Fachhochschule 
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BWP/Dauer 
Fachdidaktische Studienanteile Dauer eigenes Zentralinstitut 
Prüfungsrelevant Berufswissenschhaft 
Vertiefung Fachwissenschaft 
Keine Zuordnung möglich gleichrangig 
In EW integriert 
Schulpraktische Studienanteile Dauer Orientierungspraktika 
Studienbegl. Fachpraktika Schulpraktika 
Praxissemester 
Wahlpßichtbereich Dauer Vertiefung 
Sozialpädagogik Allg. Fach/affine, nicht-affine 
Beziehungen zu Diplomstudiengängen Wirtschaftwissenschaften Ingenieurwissenschaften 
Erziehungswissenschft Sonstige 
Nachweise Grundstudium 
Ausbildungspersonal 
Zwischenprüfung 
Nachweise Hauptstudium 
Studienabschluß 
LehrerbildUDISkO~On 
Zentrum für Lehrerbildu112 
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Selbständiger Unterricht Umfang: 
Monate/Unterrichtsstunden 
Leistungsnachweise Studienseminar 
Ausbildungsschule 
Prüfungen Abschlußprüfung 
Begleitend 
Ausbildungsmethoden 
AusbildußiSpersonal 
Abschluß 2.Staatsexamen 
Dauer Monate 
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Zulassungsvoraussetzungen 
Gestaltung der Berufseingangsphase 
Lehrerfortbilduna 
Lehrerweiterbildu112 
Berufslaufbahn 
Ausstlet aus dem Beruf 
Zu einigen Einzel-Merkmalen, die aufgrundder Kurzfassungen allein 
nicht verständlich sind, geben wir folgende Erläuterungen: 
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Für fast alle Einzel-Merkmale haben wir zunächst eine offene Bele-
gungsmöglichkeit vorgesehen, um auch solche Soll-Aussagen berück-
sichtigen zu können, die von unseren Vorstellungen, KellJltnissen, Ein-
schätzungen etc. zu Beginn des Projektes abweichen. Zusätzlich sind aber 
für einen Teil der Merkmale bestimmte Merkmalsausprägungen vorgege-
ben worden, bei denen wir davon ausgehen, daß diese Informationen und 
Aussagen der Parteien, Gremien und Verbände für die politische Ausei-
nandersetzung über die Gestaltung der Berufsschullehrerbildung von 
besonderem Interesse sind. 
Zur 1. Phase 
So haben.wir in bezugauf das Merkmal berufliche Fachrichtung die (of-
fenen) Belegungsmöglichkeiten Umfang, aber auch Fachwissenschaft, 
Fachdidaktik und Schulpraktika vorgesehen, um Hinweise auf eine ge-
wünschte konkrete Zuordnung der drei letztgenannten Aspekte zu diesem 
Merkmal durch die Parteien, Gremien und Verbände erfassen zu können. 
Analog sind wir hinsichtlich der Eniehungswissenschaft vorgegangen, 
um die Aussagen über die Gestaltung der Beziehungen zwischen ( allge-
meiner) Erziehungswissenschaft und Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
zu klären. In bezug auf das Merkmal fachdidaktische Studienanteile sind 
offene Antwortmöglichkeiten hinsichtlich Umfang, Prüfungsrelevanz und 
Vertiefung vorgesehen sowie darüber hinaus die Merkmalsausprägungen 
,,keine Zuordnung möglich", "in die Erziehungswissenschaft integriert", 
"eigenes Zentralinstitut", der ,,Berufswissenschaft" oder ,,Fachwissen-
schaft" bzw. "gleichrangig" zugeordnet. Für das Merkmal schulprakti-
sche Studienanteile haben wir neben einer generellen offenen Bele-
gungsmöglichkeit eine solche auch für den "Umfang" vorgesehen und 
zusätzlich die Antwortmöglichkeiten "Orientierungspraktika", ,,studien-
begleitende Fachpraktika", "Schulpraktika" und ,,Praxissemester" vorge-
geben, um die unterschiedlichen derzeitig diskutierten Umsetzungsmög-
lichkeiten erfassen und unterscheiden zu können. Das Merkmal Wahl-
pflichtbereich wird über die vier offenen Belegungsmöglichkeiten "Um-
fang", "Vertiefung (1)", ,,Allgemeines Fach (2)" sowie "SozialpädagO-
gik" erfaßt, als Beispiel für einen neuen W ahlpflichtbereich, mit denen. 
auf veränderte Anforderungen in der Schulpraxis reagiert werden soll. 
Zusätzlich geben wir für das ,,Allgemeine Fach (2)" die unterscheidenden 
Betegungen ,,affm", ,,halb-affin" bzw. ,,nicht-affin" vor. Die Beziehungen 
zu Diplomstudiengängen erfassen wir über die Belegungsmöglichkeiten 
"Wirtschaftswissenschaften" und ,,Ingenieurwissenschaften" bzw. über 
die offenen Antwortmöglichkeiten ,;Erziehungswissenschaft" und ,,Sons-
tige", um diese bei entsprechenden Aussagen in den Dokumenten näher 
spezifizieren zu können. Für das Merkmal Studienabschluß haben wir die 
Antwortmöglichkeiten "Staatsexamen" und ,,Diplom/Staatsexamen" vor-
gegeben, um die möglichen Forderungen nach Anerkennung des 
Staatsexamens als Diplom (oder umgekehrt) bei unseren quantitativen 
Analysen berücksichtigen zu können. · 
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Zur2. Phase 
In bezug auf den selbständigen Unterricht haben wir neben der Möglich-
keit, den "Umfang" anzugeben, auch ein offenes Antwortfeld vorgesehen, 
um auch unspezifische Aussagen in den Dokumenten wie z. B. ,,in be-
grenztem Umfang" in unsere Analysen mit ein beziehen zu können. Bei 
den Prüfungen sind die Belegungsmöglichkeiten ,,Abschlußprüfung" und 
"begleitend" vorgegeben, um Hinweise auf die Vorstellungen der Partei-
en, Gremien und Verbände im Hinblick auf traditionelle (überwiegend 
punktuelle) bzw. wünschenswerte (studienbegleitende) Prüfungsmodali-
täten ·zu erhalten. · 
Zur3. Phase 
Bei den Merkmalen LehreTfortbildung und Lehrerweiterbildung haben 
wir neben der generellenunspezifischen Antwortmöglichkeit ,Ja" jeweils 
ein offenes Belegungsfeld vorgesehen, um weitere konkrete Aussagen 
oder Hinweise in den Dokumenten aufnehmen zu können. 
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6. Veröffentlichungen als Datengrundlage 
Die Strukturmatrix und das Analysemodell machen zum einen die Kom-
plexität des Gegenstandsbereiches ,,Berufsschullehrerbildung" deutlich, 
zu dem Aussagen gesichtet und analysiert werden sollen. Zum anderen 
ermöglichen sie eine thematische Systematisierung von Aussagen und 
dadurch eine Abgrenzung und Verortung des Projektauftrages: Analysiert 
werden Soll-Aussagen im Makrosystem zur politischen und pädagogi-
schen Gestaltung dieses Gegenstandsbereichs. Solche Aussagen sind aus 
vielen schriftlichen Dokumenten (Veröffentlichungen) als Informations-
quellen zu gewinnen. Im folgenden werden die Auswahl der Dokumente 
und die Entscheidungen flir die Festlegung eines Aussagen-Korpus be-
gründet (6.2), der mit ·Hilfe des Analyseinstrumentes quantitativ be-
schrieben und analysiert wird (6.3). 
Für Bewertungen der so gewonnenen Analyseergebnisse und für die Ein-
schätzung von Folgen, die sich aus einer Realisierung von Gestaltungs-
optionen in den Soll-Aussagen für die Praxis der Berufsschullehrerbil-
dung ergeben könnten, ist jedoch eine breitere Wissens- und Erfahrungs-
basis erforderlich. 
6.1 Literatur zur Lehrerbildung und zum Lehrerberuf als Infor- . 
mationshintergrund 
Um eine breitere Wissens- und Erfahrungsbasis zu gewinnen, haben wir 
die Literatur gesichtet, in der die Zusammenhänge zwischen den gesell-
schaftlichen Veränderungen, den darauf bezogenen Reaktionen im Bil-
dimgssystem - speziell in Schulen und in der nichtakademischen Be-
rufsausbildung - von ihnen ausgehende Einflüsse auf den Lehrerberuf 
und auf die Lehrerbildung insgesamt sowie auf den Beruf des Lehrers an 
berufsbildenden Schulen und der Berufsschullehrerbildung im Besonae-
rcm thematisiert sind. Dabei haben wir festgestellt, daß die Literatur (Mo-.: 
nographien, Handbuch- und Zeitschriftenartikel) speziell zum Beruf des 
Berufsschullehrers und zur Berufsschullehrerbildung einen nur geringen 
Anteil an der einschlägigen Literatur hat. Jedenfalls entspricht u. E. die-
ses Literatursegment nicht der politischen, ökonomischen und pädagogi-
schen Bedeutung, die das berufliche Schulwesen und die Lehrerarbeit in 
diesem Teil des Bildungssystems flir die Gesellschaft hat. Allerdings 
haben die Wahrnehmungen quantitativer und qualitativer Probleme in der 
Berufsausbildung durch die Betroffenen - immerhin durchlaufen etwa 
drei Viertel der nachwachsenden Generation die berufsbildenden Schulen 
und weist die Berufsschulstatistik flir das Jahr 1998 mehr als 2.6 Mio. 
Schüler aus -, eine breitere öffentliche Diskussion über diese Probleme, 
insbesondere nach der Vereinigung 1990, und die politische und wissen-
schaftliche Bearbeitung dieser Probleme zu einer Zunahme einschlägiger 
Veröffentlichungen geftihrt. Die Literatur, die wir für die Bearbeitung des 
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Projektauftrages als "einschlägig" zur Kenntnis genommen haben, ist in 
einer Datei dokumentiert, die wir daran Interessierten auf einem Daten-
träger (3.5"-Diskettei zur Verfügung stellen können.3 
Durch die Literaturdurchsicht haben wir uns einen Überblick verschaffi, 
der es uns ermöglicht, den Projektauftrag historisch und systematisch im 
politischen. und im wissenschaftlichen Feld zu verorten und die Berufs-
schullehrerbildung im Kontext von Professionalisierungstheorien, der 
Lehrerbildung für die allgemeinbildenden Schulen, des Ausbildungsper-
sonals für die Berufsbildung insgesamt, von fachlichen und von regiona-
len Besonderheiten zu betrachten und zu bewerten. 
Aus dem Überblick haben wir auch Hinweise für die Konstruktion des 
Analysemodells im Hinblick auf das Zielkriterium Vollständigkeit der 
Merkmale gewonnen. Denn für Bewertungen ist auch das Wissen darüber 
wichtig, zu welchen in der Literatur erörterten Phänomenen, Ausbil-
dungsmängeln, Reformvorschlägen, Modellen etc. zur Berufsschullehrer-
bildung bzw. zur Lehrerbildung allgemein in den Veröffentlichungen der 
Parteien und Verbände keine Aussagen zu finden sind. 
Zu folgenden Fragestellungen, die bei unseren Bewertungen zu berück-
sichtigen sind, haben wir bei der Literaturdurchsicht Hinweise gefunden: 
Ausbildungspersonal in außerschulischen/überbetrieblichen Bildungs-
stätten (ÜBS); Lehrpersonal an Berufsakademien; sozial- bzw. sonderpä-
dagogische Qualifikationen von Lehrern. 
6.2 Zur Auswahl der in die quantitativen Analysen einbezogenen 
Dokumente 
In der einschlägigen Literatur zur Berufsschullehrerbildung gibt es viele 
Soll-Aussagen in Formulierungen von Leitbildern, Konzepten, Modellen, 
Forderungen etc. Für die Beantwortung der Frage des Projektauftrages, 
welche Veränderungen in der künftigen Berufsschullehrerbildung auf-
grund politischer Diskussionen, Konsensbildungen und Maßnahmen zu 
erwarten sind, haben nicht alle Soll-Aussagen die gleiche politische Be.:. 
deutung. Wir gehen aufgrund politiktheoretischer Überlegungen davon 
aus, daß in unserer pluralistischen Demokratie Parteien und Interessen-
verbände die wichtigsten politischen Akteure sind, die die Vielfalt von 
Konzeptionen etc., die in der Gesellschaft vorhanden sind und ihren Nie-
derschlag in der Literatur gefunden haben, durch innerparteili-
chelinnerverbandliche Willensbildungsprozesse in Programme, V erlaut-
2 Der Datenträger kann unter folgender Adfesse angefordert werden: Dr. Ulrike Buch-
mann, UGH Siegen/FB 2/Berufs- und Wirtschaftspldagogik. Adolf-Reichwein-Stra.ße 2, 
S1068 Siegen bzw. buchmann@benlfspaedagogik.uni-siegen.de 
3 Die umfangreiche "Bibliographie zum Thema 1..ehrer an benltlichen Schulen'von Mart-
ha Brodenen (1992) haben wir in unsere Datei nicht integriert. Deshalb weisen wir auf sie 
als zusätzliche Informationsquelle ausdrUcklieh hin. 
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barungen etc. konsentieren, und daß auf der Basis solcher innerparteili-
chenlinnerverbandlichen Konsense die Parteien und Verbände in der 
Öffentlichkeit, in Regierungen bzw. in der Opposition politisch agieren. 
Für die quantitativen Analysen werden deshalb die offiziellen Stellung-
nahmen solcher Parteien und Verbände berücksichtigt, die u. E. politische 
Relevanz in bezug auf die Gestaltung der Berufsschullehrerbildung ha-
ben. Das sind grundsätzlich die Parteien, die Gremien der Bildungsbera-
tung, -planung sowie die für Abstimmungen im Bildungssystem und die 
Interessen verbände. 
Bei den Parteien haben wir uns vornehmlich aus Machbarkeilsgründen 
auf die Stellungnahmen der im Bundestag und in den Landtagen vertrete-
nen Regierungsparteien konzentriert: BÜNDNIS 90/DIE GRüNEN; 
CDU/CSU; F.D.P.; PDS; SPD. Eine solche Einschränkung unserer Ana-
lysen auf die Regierungsparteien läßt sich aus rechtswissenschaftlicher 
Sicht einerseits mit der verfassungsrechtlichen Bedeutung dieser Parteie1,1 
in bezug auf die Gestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Tertiärbereich und damit für die Lehrerausbildung allgemein und somit 
auch speziell für die Berufsschullehrerausbildung legitimieren: Aufgrund 
ihrer staatlichen Entscheidungskompetenzen üben die Regierungsparteien 
über Gesetze und Verwaltungsakte direkten Einfluß auf die für die Ges-
taltUng von (Lehramts)Studiengängen zur Verfügung stehenden Ressour-
cen aus. Andererseits läßt sich unsere Konzentration auf die Regieruilgs-
parteien darüber hinaus mit ihrer Funktion im Kontext öffentlicher Mei-
nungsbildung begründen. Denn ob und wie die Berufsschullehrerausbil-
dung in der Öffentlichkeit wahrgenommen und diskutiert wird, hängt 
auch davon ab, ob und in welcher Form die Parteien diese Thematik zum 
Gegenstand ihrer inner- wie zwischenparteilichen politischen Auseinan-
dersetzungen machen. Allerdings beziehen sich die Positionen der Partei-
en erwartungsgemäß, soweit sie überhaupt innerparteilich erarbeitet und 
veröffentlicht sind4," auf die Lehrerbildung allgemein, so daß von dieser 
Seite mit nur wenigen Ergebnissen im Hinblick auf Konzepte zur Berufs-
schullehrerbildung zu rechnen sein wird. 
Von den Gremien der Bildungsberatung etc. haben wir uns auf die Bun-
desebene konzentriert und die Rahmenvereinbarungen der länderUher-
greifenden Gremien Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder 
(KMK 1990, 1995, 1996, 1999), Hochschulrektorenkonferenz (HRK 
1990), Wissenschaftsrat (WR 1993) sowie gemeinsame Positionen 
(KMKIHRK 1999) in die Analyse einbezogen. Da aufgrundder Kultur-
hoheit der Länder diese auf der Basis solcher Rahmenvereinbarungen die 
Berufsschullehrerbildung je spezifisch politisch gestalten, haben wir die 
diesbezüglichen Vorstellungen und Planungen in den Länderregierungen, 
speziell in den Kultus-/Wissenschaftsministerien zu ermitteln versucht; 
die dabei aufgetretenen Probleme, die auch aus der Sicht des Auftragge-
bers nicht leicht und schnell überwunden werden können, haben zu der 
4 Bei CSU und F.D.P. ist das zumindest fUr den Analysezeitraum nicht der Fall. 
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gemeinsamen Entscheidung geführt, die Länderebene zunächst bei der 
quantitativen Analyse unberücksichtigt zu lassen. 
Als Verbände haben wir Veröffentlichungen und Stellungnahmen der 
(Berufsschul-)Lehrerverbände: Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
sChaft (GEW), Bundesverband der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen 
Schulen e.V. (BLBS), Bundesverband der Lehrer an Wirtschaftsschulen 
e. V. (VL W), des Bundesarbeitskreises der Seminar- und Fachleiterinnen 
e.V. (BAK), der Bundestagung der Leiter der Praktikumsbüros an deut-
schen Universitäten und Hochschulen (BTP), der Bundesvereinigung der 
Oberstudiendirektoren/Bundesdirektorenkonferenz (BDK) und der 
Kommission (Sektion) Berufs- und Wirtschaftspädagogik der Deutschen 
Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGtE (BWP)) in die Analysen 
einbezogen. · 
Darüber hinaus haben wir einige globale Aussagen/Statements zu be-
stimmten Aspekten der Berufsschullehrerbildung solcher Verbände in der 
qualitativen Analyse berücksichtigt (vgl. Hinweise dazu nach Abbildung 
6), die bis Mitte 2000 zwar keine konkreten Konzeptionen, Stellungnah-
men o. ä. zur Berufsschullehrerbildung veröffentlicht haben, deren politi-
sche Relevanz (DGB als eine Arbeitnehmer-Position/Kuratorium der 
Deutschen Wirtschaft ftlr Berufsausbildung als eine Arbeitgeber-
Position) wir aber eher hoch einschätzen. 
6.3 Baehreibung des Aussagen-Korpus 
Für die Analyse der Soll-Aussagen der in Abschnitt 6.2 von uns ftlr die 
Gestaltung der Berufsschullehrerbildung als besonders relevant klassifi-
zierten Parteien, Gremien und Verbände haben wir aus allen vorliegenden 
Stellungnahmen eine Auswahl getroffen, die nun ftlr jeden Akteur im 
politischen Raum (in alphabetischer Reihenfolge) beschrieben und an-
schließend in einer Übersicht (Abbildung 6) dargestellt werden. 
AG Bildungspolitik der PDS 
Als im Bundestag (und in einigen Landtagen) vertretene Partei ist die 
PDS gemäß unseren Ausftlhrungen in Abschnitt 6.2 einer der spezifi-
schen politischen Akteure, die in die Analyse einzubeziehen sind. Auf 
unsere Anfrage zu aktuellen Stellungnahmen der PDS zum Thema Be-
rufsschullehrerbildung erhielten wir von der Partei insgesamt drei Doku-
mente zur Bildungspolitik. In nur einem dieser Dokumente mit dem Titel-
,,Bildungspolitik in der programmatischen Debatte der PDS" beziehen 
sich 2 Sätze der insgesamt 57 Seiten auf die Lehrerbildung allgemein, 
während die Berufsschullehrerbildung speziell nicht thematisiert wird; 
wir haben diese Aussagen in unsere Analyse einbezogen und dem Merk-
mal ,,Lehrerleitbild" zugeordnet. 
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Bundesarbeitsgemeinschaft Bildung der Bündnis 90/Die Grünen 
Bündnis 90/Die Grünen - als Regierungspartei auch eine der analyserele-
vanten Akteure - übersandten uns (ebenfalls auf Anfrage) zwei Doku-
mente, zum einen ,,Die Reform der beruflichen Bildung und Weiterbil-
dung" mit einem Umfang von 23 Seiten und insgesamt 3 Sätzen zu den 
,,Lehrkräften in Berufsschulen" und zum anderen "Schule Berufsausbil-
dung Weiterbildung" mit insgesamt 16 Seiten Umfang und Aussagen zur 
,,Lehrerinnen-Ausbildung", die ca. eine halbe Seite umfassen und als 
Soll-Aussagen zu den entsprechenden Merkmalen unseres Datenmodells 
in die Datenbank aufgenommen wurden. 
Bundesarbeitskreis der Seminar- und Fachleiterinnen e. V. (BAK) 
Für den BAK, deren Mitglieder in der 2. Phase der Lehrerbildung beruf-
lich tätig sind, haben wir mangels vorliegender Soll-Aussagen speziell 
zur Berufsschullehrerbildung die Stellungnahme zum Fragenkatalog der 
GKL analysiert, die einen Gesamtumfang von einer Seite hat. 
Bundestagung der Leiter der Praktikumsbüros an deutschen Universitä-
ten und Hochschulen (BTP) 
Wir haben bei der quantitativen Analyse den uns vorliegenden Text 
"Schulpraktische Studien und Praxissemester" dieser Personengruppe mit 
einem Umfang von insgesamt 3 Seiten berücksichtigt, der vor allem die 
konzeptionellen Vorstellungen der Leiter von Praktikumsbüros zum Leit-
bild und zu den Praxisanteilen der Berufsschullehrerausbildung themati-
siert. 
Bundesverband der Lehrer an Wirtschaftsschulen e. V. (VLW) 
Zwei aktuelle Dokumente des Berufsschullehrerverbandes VL W haben 
wir in unsere Untersuchung einbezogen: Zum einen wurde die Stellung-
nahme "VLW zur Ausbildung von Diplomhandelslehrern mit IT-
Qualifikationen" (2 Seiten), die zahlreiche Informationen zu den Merk-
malen des Analysemodells enthält, und zum anderen die Erklärung "Uni-
versitäre Studiengänge fUr Wirtschaftspädagogen unverzichtbar" (1 Seite) 
analysiert. 
Bundesverband der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen e. V. 
(BLBS) 
Die Dokumente "Sicherung der universitären Ausbildung fUr das Lehr-
amt an beruflichen Schulen" mit einem Umfang von 2 Seiten und die 
Stellungnahme des BLBS zum Fragenkatalog der GKL auf insgesamt 10 
Seiten wurden als aktuelle Position des Berufsschullehrerverbandes in 
unsere Analysen einbezogen. 
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Bundesvereinigung der Oberstudiendirektoren/Bundesdirektorenkonfe-
renz(BDK) 
Die "Stellungnahme der BDK zu den Grundsätzen der Lehrerbildung" 
faßt di~ Position der BDK zur (gymnasialen) Lehrerbildung auf einer 
Seite zusammen, nimmt aber z. B. auch zur aus Sicht der Bundesvereini-
gung notwendigen Differenzierung der Lehrämter Stellung und ist inso-
fern auch für unsere Untersuchung von Interesse und dementsprechend 
berücksichtigt worden. 
CDU 
Von der CDU liegt eme aktuelle Stellungnahme (2000) zur Lehrerbildung 
allgemein vor, die eine Seite umfaßt und in unsere quantitativen Analysen 
einbezogen wurde. Diese Soll-Aussagen beziehen sich überwiegend auf 
das Lehrerleitbild und global aufLehrerfort-und -Weiterbildung. 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
Für die GEW haben wir Zwei Dokumente analysiert, nämlich die laut 
Auskunft des Verbandes momentan noch aktuellste' Stellungnahme spe-
ziell zur Berufsschullehrerbildung ,,Reform der Berufsschullehrerlnnen-
ausbildung" von 1996 mit 11 Seiten Umfang und dezidierten Aussagen 
zur Gestaltung der Berufsschullehrerbildung sowie die zur Lehrerbildung 
allgemein in ihrer ,,Stellungnahme zum Bericht der Gemischten Kommis-
sion Lehrerbildung" von 1999 mit 4 Seiten Umfang, die insbesondere 
Aussagen zum Lehrerleitbild enthält. 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 
Die HRK als Selbstorganisation der Hochschulleiter und als Gremium 
der Bildungsberatung auf Bundesebene hat sich in ihren 16seitigen 
,,HRK-Empfehlungen zur Reform der Lehrerbildung" von 1998 zur Leh-
rerbildung allgemein geäußert. Wir haben diese Stellungnahme als poli-
tisch relevant u. a. deshalb in die Analyse einbezogen, weil das Votum 
fUr eine partielle Verlagerung der Berufsschullehrerausbildung an die 
Fachhochschulen eine heftige politische Kontroverse ausgelöst hat. 
KMKIHRK 
Die 1999 mit einem Umfang von 57 Seiten veröffentlichte ,,Rahmenord-
nung fUr die Diplomprüfung im Studiengang Wirtschaftspädagogik an 
Universitäten und gleichgestellten Hochschulen" ist als eine gemeinsame 
Position von KMK und HRK zur Handelslehrerausbildung fUr die Un-
derpolitik eine politisch wichtige Vorgabe. 
5 Ein überarbeitetes Positionspapier der GEW speziell zur Berufsschullehrerbildung ist ftlr 
2001 angekündigt. 
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Konferenz der Vorsitzenden Fachdidaktischer Fachgesellschaften 
(KVFF) 
Der KVFF als neu gegründeter Verband von Fachdidaktikern hat eine 
35seitige Stellungnahme zur ,,Fachdidaktik in Forschung und Lehre" 
abgegeben, die aufgrund der inhaltlichen Relevanz auch für die Berufs-
schullehrerbildung analysiert wurden. 
Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland ( KMK) 
Wegen der politischen Bedeutung der KMK. für die Gestaltung von 
Schule und Lehrerbildung haben wir alle thematisch einschlägigen be- . 
schlösse bei den Erörterungen historischer Entwicklungen (Kapitel 2) und 
bei unseren Bewertungen (Kapitel 10) besonders berücksichtigt. Darüber 
hinaus sind für Vergleiche drei Dokumente auch in die quantitativen a-
nalysen einbezogen: Beschluß zur "Gegenseitigen Anerkennung von 
Lehramtsprüfungen und Lehramtsbefähigungen" (1990, 4 Seiten); 
Beschluß "Sicherung des Nachwuchses von Lehrern und Lehrerinnen an 
beruflichen Schulen" (1990, 17 Seiten) und die "Rahmenvereinbarungen 
über die Prüfung für ein Lehramt der Sekundarstufe II (berufliche Fächer) 
oder fÜr die beruflichen Schulen" (1995, 4 Seiten). 
Sektion Berufs- und Wirtschaftspädagogik ( BWP) in der Deutschen Ge-
sellschaft für Erziehungswissenschaft (DGJE) 
Von der Sektion BWP haben wir ausnahmsweise zwei Dokumente be-
rücksichtigt, die vor 1990 veröffentlicht wurden: Die Stellungnahme 
,,Zum berufs- und wirtschaftspädagogischen Studium der Lehrer an be-
ruflichen Schulen" von 1979 umfaßt 2 Seiten und wurde deshalb in die 
Analyse einbezogen, weil sie eine bisher explizit nicht veränderte Positi-
on der BWP zum Kerncurriculum für das berufs- und wirtschaftspädago-
. gisehe Studium .thematisiert. Der Beschluß von 1981 zur ,,Empfehlung 
der Neuordnung der Ausbildung von Lehrern für das berufliche Schul-
und Ausbildungswesen" (6 Seiten) enthält die von der BWP seinerzeit 
beschlossenen und ebenfalls bisher explizit nicht veränderten Studien-
gang-Modelle für die Berufsschullehrerausbildung und ist aus diesem 
Grund als politisch weiterhin relevante Position berücksichtigt worden 
(8.2): Die späteren Soll-Aussagen der BWP zur Ausbildung von Berufs-
schullehrern und -Iehrerinnen thematisieren aus unterschiedlichen aktu-
ellen Anlässen auf der Basis dieser Beschlüsse spezielle Probleme mit 
durchgängiger Betonung ihrer Position zur grundständigen universitären 
Berufsschullehrerausbildung. Wir haben diese Texte zusammengefaSt 
und unter der aktuellen Stellungnahme von 1999 zur ,,Ausbildung für das 
Lehramt an beruflichen Schulen" in die Datenbank eingegeben. Die Ein-
gaben mit der Jahresangabe 1999 beziehen sich also auf insgesamt 9 
Stellungnahmen der BWP (insgesamt 28 Seiten) zwischen 1979 und 1999 
(Stellungnahme zum berufs- und wirtschaftspädagogischen Studium "der 
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Lehrer an beruflichen Schulen 1979, Empfehlung zur Neuordnung der 
Ausbildung von Lehrern für das berufliche Schulwesen von 1981, Siele-
felder Stellungnahme 1990; Berliner Stellungnahme 1990; Leipziger 
Stellungnahme 1992; "Stellungnahme zu dem Vorschlag des Wissen-
schaftsrares von 199L." 1992; Stuttgarter Stellungnahme 1~3; Stel-
lungnahme zur Anrechnung von Priifungsleistungen 1995; Positionspa-
pier zur Ausbildung für das Lehramt an berufsbildenden Schulen 1998). 
Bei den Bewertungen berücksichtigen wir darüber hinaus die ,,Mainzer 
Stellungnahme zu den Perspektiven der Lehrerbildung in Deutschland" 
und "... zu dem von der Kultusministerkonferenz am 22. Februar 2001 
beschlossenen Maßnahmekatalog zur Deckung des Lehrerbedarfs" (beide 
vom 09.03.2001). 
SPD 
Die SPD hat im Jahr 2000 ein 11seitiges Positionspapier der AfB zu ih-
rem ,,Lehrerbildungskonzept" veröffentlicht, das wir in unsere Analysen 
einbezogen haben. 
Wissenschaftsrat 
Der Wissenschaftsrat hat in seinen 64 Seiten umfassenden 10 Thesen zur· 
Hochschulpolitik 1993 auch zur LehrerbildUng Thesen veröffentlicht, die 
u. a. empfehlen, die Fachhochschulen sollten zukünftig ,,für die Ausbil-
dung von Berufsschullehrern - ggf. in Zusammenarbeit mit Universitäten 
oder Pädagogischen H~hschulen- ... neue Studiengänge anbieten". Diese 
Soll-Aussagen haben wir - soweit sie die Berufsschullehrerbildung 
betreffen - (insgesamt ca. 1 Seite) in unsere Untersuchung einbezogen. 
Diese insgesamt 370 Seiten umfassenden 24 Dokumente genannten Par-
teien, Gremien und Verbände stellen unseren Aussagen-Korpus und da-
mit die Grundlage der quantitativen Analysen dar und sind in Abbildung 
6 mit Autor, Titel, Jahr, Seitenumfang insgesamt und dem analyserele-
vanten Seitenumfang (ca-Angaben) als Übersicht zusammengestellt. 
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Abbildung 6: Öbersicht über die in die Datenbank eingegebenen Texte 
SeitenumfiUII 
Autor Titel Jabr ..... rele 
lllllllt ftllt 
_ica.~ 
AG Bildungspolitik der POS Bildungspolitik in der programmatischen De- 2000 57 0,25 
batte der POS 
Bundesarbeitsgemeinschaft Bildung Die Reform der beruflichen Bildung und Wei- 1997 23 0,25 
Bündnis 901 Die Gtilnen terbildung. 
Schule- Berufsausbildung- Weiterbildun_g. 1998 16 0,5 
Bundesarbeitskreis der Seminar- Stellungnahme zum Fragenkatalog der Ge- 1999 1 1 
und Fachleiterinnen e.V. (BAK) mischten Kommission ,,Lehrerbildun_K' (KMK) 
Bundestagung der Leiter der Prakti- Schulpraktische Studien und Praxissemester 1999 3 0,5 
kumsbüros an deutschen Universi-
täten und Hochschulen 
Bundesverband der Lehrer an Wirt- VLW zur Ausbildung von Diplomhandelsleh- 2000 2 2 
schaftsschulen e.V. (VLW) rern mit IT -Qualifikation 
Universitäre Studiengänge fUr Wirtschaftspäda- 1998 1 1 
· gogen unverzichtbar 
Bundesverband der Lehrerinnen Sicherung der universitären Ausbildung fUr das 1998 2 2 
und Lehrer an beruflichen Schulen Lehramt an beruflichen Schulen 
e.V. Stellungnahme zum Fragenkatalog der Ge- 1999 10 10 
(BLBS) mischten Kommission ,,Lehrerbildung" (KMK) 
Bundesvereinigung der Oberstu- Stellungnahme der BOK zu Grundsätzen der 1999 1 0,25 
dienrektoreD I Bundesdirektoren- Lehrerausbildung 
konferenz (BOK) 
CDU Lehrerausbildung 2000 3 1 
Gewerkschaft Erziehung und Wis- Reform der Berufsschullehrerlnnenausbildung 1996 11 11 
senschaft(GEW) Stellungnahme zum Bericht der gemischten 
Kommission Lehrerbildung der KMK 1999 4 1 
Hochschulrektorenkonferenz HRK-Empfehlungen zur Reform der Lehrerbil- 1998 16 1 
i(HRK) dun_g_ 
Sekretariat der Ständigen Konferenz Gegenseitige Anerkennung von ~prü- 1990 4 4 
der Kultusminister der Länder in fungen und Lehramtsbeflhigungen 
der Bundesrepublik Deutschland Sicherung des Nachwuchses von Lehrern an 1990 17 17 
(KMK) beruflichen Schulen 
Rahmenvereinbarung über die Prüfung fUr ein 1995 4 4 
Lehramt der Sekundarstufe n (berufliche Fä-
eher) oder fUr die beruflieben Schulen 
KMKIHRK Rahmenprllfungsordnungen - 1999 57 57 
Rahmenordnung fUr die Diplomprllfung im 
Studiengang Wirtschaftspädagogik an Univer-
sitäten und gleichgestellten Hochschulen 
Konferenz der Vorsitzenden Fach- Fachdidaktik in Forschung und Lehre o.J. 35 35 
didaktischer Fachgesellschaften 
(KVFF) 
Sektion Berufs- und Wirtschaftspä- Ausbildung fUr das Lebraml an beruflichen 1999 20 20 
dagogik (BWP) in der Deutschen Schulen 
Gesellschaft fUr Erziehungswissen- Empfehlungen zur Neuordnung der Ausbildung 1981 6 6 
schaft (DGtE) von Lehrern fUr das berufliche Schul- und 
Ausbildungswesen 
Zum berufs- und wirtschaftsplldagogischen 1979 2 2· 
Studium der Lehrer an beruflichen Schulen 
SPO Lehrerbildunaskonzept 2000 11 11 
I Wissenschaftsrat 
:t l•s Akteure 
102 
110 Thesen zur Hochschulpolitik 
24 Dokumente 
Über diese quantitativ ausgewerteten und in Abbildung 6 zusammenge-
stellten Dokumente hinaus haben wir weitere Stellungnahmen bei den 
qualitativen Analysen berücksichtigt, wie z. B. den Bericht der gemein-
samen Arbeitsgruppe .KMK/GMK/ASMK zu den "Studiengängen im 
Tätigkeitsfeld Gesundheitswesen" ( 1996). 
Da vom DGB - als gewerkschaftlichem Dachverband- selbst Stellung-
nahme keine spezielle zur Berufsschullehrerbildung vorliegt, haben wir -
folgenden Besehluß des DGB-Bundesvorstandes in unsere qualitative 
Betrachtung miteinbezogen: ,,Berufsschule der Zukunft - Lösungen 
schaffen fUr alte Probleme und neue Herausforderungen" (v. 8.12.1998) 
darin fordert der DGB " ... die Kultusministerien auf, gezielt Studienan-
fänger fUr eine Ausbildung zum Berufsschullehrer zu gewinnen. DafUr 
sollten umgehend Hochschulstudiengänge . entwickelt werden, die 
zugleich einen Studienabschluß und eine Fachausbildung beinhalten" 
(Gewerkschaftliche Bildungspolitik 1 12 1999, S. 16; 2 Seiten). 
Zudem haben wir Soll-Aussagen von Arbeitgebern und ihren Verbänden 
qualitativ berücksichtigt, insbesondere: 
1. ,,Ausbildung von Berufsschullehrern auch an Fachhochschulen. Wirt-
schaft unterstreicht Bedeutung des Praxisbezuges" (KWB, Februar 
1994, 1 Seite); 
2. ,,Berufschule als leistungsfähiger Partner der Betriebe in der Be-
rufsausbildung" (KWB, Oktober 1995, 11 Seiten); 
3. "Gnmdposition der Wirtschaft zu Flexibilität und Wettbewerbsfähig-
keit" (KWB, November 1999,29 Seiten); 
4. ,,Berufsschulen auf Modernisierungskurs" (Dnrf, J.uli 2000, 14 Sei-
ten); 
S. "Rettet die Berufsschule" (BDA, November 2000, 3 Seiten). 
Diese Dokumente enthalten nur wenige globale Aussagen zur Berufs-
schullehrerbildung (z. B. mehr Praxisbezug, Rekrutierung von Lehrper-
sonal aus anderen Berufen). Da sie aber keine Hinweise auf konzeptio-
nelle oder modellbezogene Soll-Aussagen enthalten, haben wir sie nicht 
in die quantitativen Analysen einbezogen. 
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7. Darstellung der Analyseergebnisse 
Die quantitativen Analysergebnisse zu den Soll-Aussagen der Parteien, 
Gremien und Verbände (Akteure), die politischen Einfluß auf die Ges-
~ltung der Berufsschullehrerbildung haben, werden im Folgenden für die 
Matrixfelder des Analysemodells, für die einzelnen Merkmale des Analy-
seinstruments (vgl. Abschnitt 7.1, Abbildung 8) und für die untersuchten 
Parteien etc. (vgl. Abschnitt 7.2, Abbildung 9) dargestellt und beschrie-
ben. 
7.1 Quantitative Belegungen der Merkmale und der Matrixfelder 
In der folgenden Abbildung 7 sind die quantitativen Ergebnisse auf der 
Basis des Analysemodells (vgl. Abbildung 4) dargestellt, die anschlie-
ßend kurz beschrieben werden. 
Abbildung 7: Belegungen der Matrixfelder nach Grob-Merkmalen 
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Die 24 Dokumente der 15 Akteure zur Berufsschullehrerbildung, die :wir 
als analyserelevant in die Datenbank aufgenommen haben, enthalten ü-
Institution 
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· herwiegend Aussagen zum (Berufsschullehrer- bzw. Lehrer-)Leitbild, die 
quantitativ nur schwer zu analysieren sind und, deshalb in Abschnitt 7.3 
qualitativ interpretiert und systematisch-synoptisch zusammengefaßt 
werden; dabei werden auch die Aussagen zu den gesellschaftlichen Ver-
änderungen berücksichtigt, die eine Reform qer Berufsschullehrerbildung 
aus Sicht der Akteure notwendig erscheinen lassen. 
Zur detaillierten Erfassung der Aussagen sind einige Grob-Merkmale für 
das Analyseinstrument differenziert (vgl. Abbildung 5), auf dessen Basis 
wir in Abbildung 8 einen zusätzlichen Überblick über die Belegungen 
( ... x) von Einzel-Merkmalen geben. Eine Belegung haben wir notiert, 
wenn eine Aussage das Einzelmerkmal als Wort aufweist oder diese 
sinngemäß eindeutig zuzuordnen ist. 
Abbildung 8: Belegungen von Einzel-Merkmalen im Analyseinstrument' 
Universität/wissenschaft!. Hochschule (14x) 
FH (2x) 
Zulassungsvorausset-
zungen 
Allg. Hochschulreife (2x) Berufsausbildung 
Fachgeb. Hochschulreife (0) (3x) 
Praxis 
Praxisjahr (3x) 
Fachorakt. Täti2k. (4x) 
Anrechnun2 FH (4x) 
Anerkennu112 
Studie • 
Diplom(3x) 
üutae•• 
Gestaltuni der Einean2Sohase 
Regelstudienzeit 
Berufliche Fachrichtung 
Erziehungswissenschaft 
Erziehungswiss. Studienanteile 
Fachdidaktische Studienanteile 
Schulpraktische Studienanteile 
Wahlpflichtbereich 
Beziehungen zu Diplomstudiengängen 
Nachweise Grundstudium 
Ausbildun25personal 
(2x) 
SWS (160: 4x;175: lx) 
Semesterzahl (9: Sx: 10: 2x) 
Fachwissenschaft (4x)•Berufswissenschaften (lx) 
Fachdidaktik (2x) 
Schulpraktika insgesamt (2x) (Umfang 70 SWS: lx; 75-80 
SWS: 1x· 80 SWS: lx) . 
mehrere Wissenschaften (3x) 
Fachdidaktik (2x) 
Schulpraktika insgesamt (4x); Umfang: 8-10 SWS: lx; ca. 30 
SWS: Ix· 8 SWS: lx) 
BWP als Teildisziplin/Umfang 
BWP C3xYUmfang C40 SWS: 2x) 
Umfang (20 SWS: lx) eigenes Zentralinstitut (0) 
Pr11fungsrelevant (0) Berufswissenschbaft (0) 
Vertiefung (0) Fachwissenschaft (4x) 
Keine Zuordnung möglich (3x) gleichrangig (0) 
In EW inte2riert (lx) 
Umfang (6 SWS. lx) Orientierungspraktika (2x) 
Studienbegl. Fachpraktika (6x) Schulpraktika (9x) 
Praxissemester (3x) 
Umfang (6 SWS: lx; 40 SWS: 2x; 50 SWS: lx) Vertiefung 
(Sx) 
Sozialpädagogik (3x) Allg. Fach (2x)laffine (4x), halb-affine 
(2x) nicht-affine (3x) 
Wirtschaftswissenschaften (0) Ingenieurwissenschaften (0) 
Erziehungswissenschaft (0) Sonsti11e (0) 
(Sx) 
(4x) 
6 Die Einzel-Merkmale sind in Abschnitt 5.3 nach Abbildung 4 kun erläutert. 
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Selbständiger Unterricht 
Leistungsnachweise 
Erläuterungen zur Exosystem - Ebene 
Bevor wir die Ergebnisse zu den einzelnen Merkmalen des Analysein-
struments beschreiben, geben wir einige Hinweise zu solchen Aussagen 
in den Dokumenten, die als übergeordnete Aspekte (Phasigkeit, Bezeich-
nung, Kemcurriculuin) zwar nicht explizit und quantitativ in den Über-
sichten zur Belegung der Matrix-Felder (Abbildung 7) und zur Belegung 
im Analyseinstrument (Abbildung 8) berücksichtigt sind, die aber wichti-
ge Hinweise auf die unterschiedlichen Gestaltungsoptionen für die Be-
rufsschullehrerbildung enthalten. 
Die Dreiphasigkeit der Berufsschullehrerausbildung wird relativ eindeu-
tig vorausgesetzt, anerkannt bzw. gefordert. Nur die 1. und 2. Phase wird 
viermal genannt, alle 3 Phasen achtmal. Es gibt insgesamt 14 Aussagen, 
die sich zum größeren Teil auf eine zwei- (4) bzw. dreiphasige (8) Be-
rufsschullehrerbildung beziehen. Die einphasige Ausbildung wird nur in 
zwei Dokumenten gefordert. Die Nennung einer Zwei- bzw. Dreiphasig-
keit in den Aussagen beruhen dabei weniger auf tatsächlich vorhandenen 
unterschiedlichen Sichtweisen als vielmehr auf einem Verständnis- und 
Koordinationsproblem, was die Konkretisierung der einzelnen Phasen 
betrifft. Die Beteiligung an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen wäh-
rend der Berufsausübung wird nicht explizit als 3. Phase der B.erufs-
schullehrerbildung thematisiert, obwohl entsprechende Hinweise und 
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Aussagen in den Texten durchaus deutlich machen, welch hohen Stel-
lenwert dem Weiterlernen im Beruf beigemessen wird. Das heißt, trotz 
unterschiedlicher Angaben zur Phasigkeit ·ist durchaus Vergleichbares 
gemeint, so daß man in bezog auf die Berufsschullehrerbildung die Drei-
phasigkeit als überwiegend akzeptiert bewerten kann. 
Die Bezeichnungen für die Berufsschullehrer variieren in den Dokumen-
ten dagegen erheblich; so werden in den 24 analysierten Texten 7 unter-
schiedliche Bezeichnungen verwendet, die beeinflußt sind von unter-
schiedlichen Interpretationen historischer Entwicklungen und von diffe-
rierenden V orstelltmgen über zukünftige Entwicklungen der beruflichen 
Arbeit, der beruflichen Bildung und des berufsbildenden Schulwesens. 
Ein Kerncurriculum für die Berufsschullehrerbildung wird in nur einer 
V erbandsäußenmg explizit thematisiert. In vielen Stellungnahmen ist 
aber zu erkennen, daß die Bedeutung eines Kerncurriculums gesehen 
wird, u. a. damit ein Mindestmaß an Vergleichbarkeit in der Ausbildung 
in allen drei Phasen und eme AbstiiDIDimg zwischen den drei Phasen 
erreicht werden. 
Erläutei'IIDpll zur Mesosystem- Ebeae: 1. Phue/Studium 
Der überwiegende Teil (gut 70%) der insgesamt 217 Aussagen zu den 
drei Phasen der Berufsschullehrerbildung entfallen auf die -1. Phase und 
von diesen wiederum fast 80% auf das Merkmal Studiengangkonzept Es 
gibt einige, aber sehr unterschiedliche Aussagen zu den Zulassungsvor-
aussetzungen, die sich überwiegend auf Praxisanteile bzw. auf eine Be-
rufsausbildung vor, während oder bis zum Abschluß des Studiums bzw. 
bis zum Beginn des Vorbereitungsdienstes beziehen, während die Aussa-
gen zur Institution (Universität oder Fachhochschule), zur Anrechnung 
und Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen zwar quantitativ 
nur zu wenigen Betegungen fUhren, aber doch inhaltlich einde~tig sind: 
Klar wird mit insgesamt 14 Nennungen bei Parteien etc. die Universi-
tät/wissenschafdiebe Hochschule als für die Berufsschullehrerbildung 
zuständige Institution favorisiert. Lediglich die HRK und der Wissen-
schaftsrat weichen von diesem einheitlichen Bild ab, weil sie eine Koope-
ration in der Berufsschullehrerbildung zwischen Fachhochschulen und 
wissenschaftlieben Hochschulen/Universitäten bzw. die Gestaltung neuer 
Studienginge für die Ausbildung von Berufsschullehrern an Fachhoch-
schulen empfehlen. Alle Aussagen zur Amechnung (4) beziehen sich auf 
die Abschlüsse von Fachhochschulen und solche zur Anerkennung (3) 
ausschließlich auf Diplome, die nicht in Lehrerstudiengängen erworben 
wurden. 
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Die Aussagen (121) zum Studiengangkotizept enthalten kaum Aussagen 
zur Gestaltung der Eingangsphase (2) und fordern unterschiedliche Re-
gelstudienzeiten: Ein Teil der Stellungnahmen (4) geht- wie die KMK 
mit Bezug auf das Hochschulrahmengesetz - von 9 Semester Regelstu-
dienzeit (einschließlich Prüfungen) und einem Studienumfang von 160-
175 für die Berufsschullehrerausbildung aus. (Im Beschluß der KMK 
über die gegenseitige Anerkennung von Lehramtsprüfungen und Lehr-
amtsbefähigungen von 1990 ist nur für diesen Fall ein Mindeststudien-
umfang von 128 SWS vereinbart worden~) 
In bezug auf die beruflichen Fachrichtungen (12) werden die Fachwissen-
schaften (4) und hier die Orientierung an den 16 beruflichen Fachrichtun-
gen der KMK-Empfehlung von 1995 (1), an Berufsfeldern (1), an Be-
rufswissenschaften ( 1) sowie an den Wirtschaftswissenschaften ( 1) ge-
nannt und zwar mit Studienumfängen von 70 SWS (1), 80 SWS (1) bzw. 
. . 75-80 SWS (1 ). Die Fachdidaktik (2) wird mit der Forderung ,,in den 
Fachwissenschaften enthalten" (1) und "verstärkte Förderung" (1) the-
matisiert. Schulpraktika werden mit Bezug auf die berufliche Fachrich-
tung in wenigen Dokumenten (2) gefordert bzw. abgelehnt (1). 
Zur Erziehungswissenschaft (12) werden (unspezifisch) Wissenschaften 
(3), die ihr zuzuordnen sind, die ihnen zuzuordnende Fachdidaktik (2) 
und die Schulpraktika (4), gefordert. Als Studienumfang werden ca. 30 
SWS ( 1) genannt ohne zu spezifizieren, welche Wissenschaften beteiligt 
werden sollen und ob die Fachdidaktik und die Schulpraktika einbezogen 
sind. Einmal werden ohne Bezug zur Erziehungswissenschaft für die 
Schulpraktika 8 SWS gefordert. 
Als Umfang der erziehungswissenschaftliehen Studien (6) werden 40 
SWS (2) angegeben und die BWP als Schwerpunkt dieser Studien in 
zwei Stellungnahmen (2) genannt. 
Zu den fachdidaktischen Studienanteilen (9) gibt es eine explizite Nen-
nung von 20 SWS; Zuordnungen zur Fachwissenschaft (4)-und zur Erzie-
hungswissenschaft (1) werden ebenfalls genannt; einige Aussagen (3) 
können nicht zugeordnet werden. 
Schulpraktische Studien (21) werden im Umfang von 6 SWS (1), als 
Orientierungspraktika (2), als studienbegleitende Fachpraktika ( 6), als 
Schulpraktika (9) und als Praxissemester (3) gefordert. 
Der Wahlpflichtbereich (23) wird in den Dokumenten mit 6 SWS (1), 40 
SWS (2), und 50 SWS (1) Umfang genannt. Eine Vertiefung (5) z. B. 
spezielle berufliche Fachrichtungen, Sozialpädagogik (3) und das allge-
meine Fach (2) werden in diesem Kontext ebenfalls thematisiert, wobei 
das allgemeine Fach als affin (4), halb-affm (2) und/oder nicht-affin (3) 
gesehen wird. In zwei Stellungnahmen werden ,,Mathematik, Physik ~er 
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Deutsch und Englisch"(1) bzw. ,,Psychologie, Sozialwissenschaften" (1) 
näher spezifiziert. 
Zu den Nachweisen im Grundstudium (5) werden Aussagen zum ,,Prakti-
kum Schule und fachliche Zwischenprüfung" (1), zum ,,Beratungsge-
spräch" (2) gemacht und ,,Praktika" (1) und ,,mindestens 3 Prüfungsvor-
leistungen" (1) gefordert. 
In den wenigen Aussagen zum Ausbildungspersonal (4) werden "Semi-
narleiter, geeignete Lehrkräfte aller Schulformen" (1), ,.qualifizierte 
Fachdidaktiker'' ( 1) und generell ,,die Rekrutierung von Personal aus der 
Berufspraxis" sowie "wissenschaftlich Ausgebildete" (1) als für die uni-
versitäre Lehre geeignet betrachtet. Diese unterschiedlichen Aussagen 
verweisen auf die Theorie-Praxis-Problematik der Lehramtsstudiengänge 
allgemein und der Berufsschullehramtsstudiengänge speziell, der mit 
solchen V arschlägen zur personellen V ersc~Jt1inkung begegnet werden 
soll. 
Zur Zwischenprüfung ( 4) fordern die Parteien etc. eine solche ,,nach dem 
4. Semester'' (1) oder nur allgemein ,,nach dem Grundstudium"(1), als 
,,fachliche" (1) und ,,als Voraussetzung für das Hauptstudium" (1). 
Als Nachweise im Hauptstudium werden ,,höchstens 3 zusätzliche Prü-
fungsvorleistungen" (1) für notwendig gehalten. 
Als Studienabschluß (8) wird das "1. Staatsexamen" (4) bzw. eine Kom-
bination ,,Diploml~taatsexamen" (4) genannt. 
Eine Lehrerbildungskommission (als politisches Beratungsgremium des 
Senats, Rektorats bzw. Präsidiums) wird in den untersuchten Stellung-
nahmen nicht gefordert, aber ein Zentrum für Lehrerbildung (3) als Ko-
ordinierungsinstanz der (Berufsschul)Lehrerbildung in wenigen Stellung-
nahmen ftlr notwendig erachtet wird. 
Erllute111111en zur Mesosystem - Ebeae: 2. Pbase/Rererenclarlat 
Die Aussagender Parteien, Gremien und Verbände beziehen sich nur zu 
einem geringen Anteil (24 = 11 % aller Belegungen) auf die 2. Phase der 
Berufsschullehrerbildung. Relativ eindeutig favorisiert (7) werden die 
traditionellen Ausbildungsorte der Lehrerbildung in der 2. Phase, nämlich 
die Kombination von Studienseminar und Ausbildungsschule. 
Zu den Zulassungsvoraussetzungen gibt es nur wenige Aussagen (2), die 
ein abgeschlossenes Lehramtsstudium verlangen. 
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Ein Aufnahmeverfahren für die 2. Phase (2) wird nur unspezifisch er-
wähnt bzw. implizit vorausgesetzt. Auch für die 2. Phase konzentrieren 
sich die Betegungen aufdas Ausbildungskonzept (13 = 54,1 %). 
Alle Aussagen zum Umfang der 2. Phase (3) fordern 24 Monate7• 
Ein selbständiger Unterricht wird ,,in begrenztem Umfang" (2) gefordert 
und die Abschlußprüfung als notwendig ( 1) und unter Berücksichtigung 
einer ,,Bewährung in der Schule" (1) erwähnt. Als Abschluß wird aus-
schließlich das 2.Staatsexamen benannt (4). 
Zum Ausbildungspersonal gibt es nur wenige Aussagen (3), die ,,qualifi-
zierte Fachdidaktiker" (1), ,,Professoren der Fachdidaktik" (1) oder "Se-
minarleiter, Lehrbeauftragte der Jlochschule" (1) als geeignetes Ausbil-
dungspersonal ~ 2. Phase wünschen. Auch in bezog auf 2. Phase wird -
wenn auch nur vereinzelt - für eine personelle Verzahnung der drei Pha-
sen plädiert. 
Erläuterungen. zur Mesosystem- Ebene: 3. Phase/Lernen im Beruf 
Lediglich 17 % (37) der insgesamt 217 Aussagen zur Berufsschullehrer-
bildung beziehen sich auf die 3. Phase und diese sind vor allem als on-
spezifische Forderung nach Lehrerfortbildung (12) und weiteren konkre-
teren Forderungen (11) nach Lehrerfortbildung (insgesamt also 23 Nen-
nungen= 62,2% aller Aussagen zu 3. Phase) in den Dokumenten ent-
halten. Oberwiegend sind diese Aussagen zur Lehrerfortbildung nicht 
systematisch von der ·Lehrerweiterbildung (5) getrennt, sondern werden 
häufig synonym (als Lehrerfort-und weiterbildung) verwendet. Die Ges-
taltung der Berufseingangsphase (6) soll u, a. der ,,Aneignung von Be-
rufsroutinen" (2) dienen, "Unterstützung als Aufgabe der Schulen" (2) 
bieten sowie "berufspraktische Tätigkeiten und Erfahrungen berücksich-
tigen" (1) oder als ,,Einarbeitungs-trraineephase" (1) gestaltet werden. 
Darüber hinaus findet sich in den analysierten Dokumenten nur eine glo-
bale Aussage zur Berufslaufbahn der Berufsschullehrer und kein Hinweis 
auf konzeptionelle Überlegungen zum Ausstieg aus dem Beruf. 
Insgesamt lassen die Belegungen der Merkmale des Analyseinstruments 
erkennen, daß sie 
ungleich auf die drei Phasen der Berufsschullehrerbildung verteilt 
sind, 
viele Leerstellen aufweisen, die interpretationsbedürftig sind, 
7 Mit Beschluß vom 22.10.1999 hat die KMK jedoch vereinbart, ,,daß die l.Jinder in einer 
Experimentierphase in Verbindung mit einer Verstärkung von Praxiselementen im Studi-
um etwa im Umfang eines Praxissemesters eine Verldlrzung des Vorbereitungsdienstes 
ftlr Lehrämter erproben und evaluieren können". 
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auf der Exosystem-Ebene in sehr hohem Maße übereinstimmen, 
auch auf der Mesosystem-Ebene zur 2. und 3. Phase ein sehr hohes 
Maß an Übereinstimmung aufweisen, dabei aber sehr allgemein blei-
ben, 
zur 1. Phase auf der Mesosystem-Ebene zwar die größten Unter-
schiede, gleichwohl insgesamt ein hohes Maß an Übereinstimmungen 
aufweisen. 
7.2 Synoptische Zusammenfassung 
Um die Übereinstimmungen und Unterschiede in den Soll-Aussagen der 
Parteien, Gremien und V erbä.nden feststellen, vergleichen und synoptisch 
zusammenfassen zu können, haben wir alle mit dem Analyseinstrument 
quantitativ erfaßten Aussagen auf der Mesosystem-Ebene tl1r alle 15 
Parteien, Gremien und Verbände. differenziert und teilweise etwas um-
fangreicher beschrieben in der folgenden Abbildung 9 zusammengestellt 
111 
Abbildung 9: Übersicht über die Aussagen der 
Parteien, Gremien und Verbände S. 112 - 118 
' 
Abbildlmg 9: 'Übersicht über die Aussqen der Parteien, Gremien und Verbände1 
Fachdidaktische Studienanteile 
Schulpraktische Studienanteile 
w ahlpllichtbereich 
zu Diplomstudien-
u. 
der 
Studienbegl. Fachpraktika; 
verpfl. Praktika in der Schule, 
Wirtschaft u. sozialen Einrich-
Vertiefung l : interkulturelle 
Erziehung; Managementaus-
bildung 
Kooperation Uni/ Stu-
dienseminar; Betreuung 
durch qualifizierte 
integ-
Vertiefung I im 
Hauptstudium Wirt-
schaftsinformatik 
8 Die vollständigen Bezeichnungen der Parteien, Gremien und Verbände sind in Abschnitt 6.3 genannt. 
rum -
Vorbereitungsdienstes: 
Erwerb von ,,Praxis-
kompetenz" (Schul- und 
tika (4 Wochen) 
Schulpraktika und Be-
triebspraktikum 
Vertiefung 2: Psycholo-
gie und Sozialwiss. mögl. 
affine (Mathe, Physik), 
halb-affine und nicht-
affine (Dt., Eng!.) Fächer 
112 
4wöch. Schulprak-
tikum; 
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Nachweise Grundstudium Schulpraktikum; fachl. 
Zwischen rüfun 
Ausbildungspersonal In Fachdidaktik und Qualifizierte Fachdi- · 
Erziehungs wissen- daktiker 
schaften möglichst gut 
ausgebildet, eigene 
Lehrerfahrungen in der 
Scbulart und -stufe, fl1r 
die die Lebrveranst. ist 
D) --a~-&--'·i?;l·;:.:.."~~.,.~~-·· ·~ ·@-~~ ~~, ,. w_.~~JZ:....~H:h..-~:3 · ~··/<".. IUIS BDit 
kommission 
Zentrum für Lehrerbildung Ja 
2. ..... 
Bewährung in der 
Schule; Lehrprobe; 
' 
schriftl. Arbeit; mndl. 
Prüfun en 
Umfa 24 Monate 
3.Pbase 
Gestaltung der Berufseingangs· 
. Berufsprakt. Tätigkeiten 
phase u. Erfahrungen in der 
Arbeitswelt sollen be-
rücksichti werden 
Lehrerfortbildung Kontinuierliche Aktu- Kompetenzentwicklung, 
alisierung formalisierter Aus-tausch 
im Kollegium, verstl!rkter 
.. Einsatz von Experten aus 
der Praxis /den Betrieben 
sowie der Fachwissen-
SChaft 
Lehrerweiterbildung Kurzfristiges IT- Ja; zertifiziert 
lnitiati vprograiillll 
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Berufslaufbahn Notwendigkeit einer sys-
temat. Unterstützung der 
. Lehierlnnen während 
ihrer Berufstllti2keit 
Ausstie& aus dem Beruf 
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:~:?:~:!. - · __.·,~:t::~-- : r· ~:- , ,:.,~ :>-JaJV ·~:, ·, . ' I G&W_:i;·::.;;:<,,: I~; ; ! t::: .':·-'''':' .. 1 ~ :::-·· fJml' KMit JDGFE(IWP) SPD Wll .. ....... 
Institution Unilwiss. HS Unilwiss. HS Unilwiss. HS Uni/ wiss. Unilwiss. HS Unilwiss. HS Unilwiss. HS FH!ggf.Koop. 
Einbeziehung FH HS mit wiss. HS 
vorstellbar o. PH 
Zulassungsvoraussetzungen Ausbildungs- Praxiserfahrungen bis Spätestens bei HS-Reife, Praxis- Praxiserfahrungen in 
prakt. Übun- zum Ende des Studi- Beginndes jahr (mögl. Betuf- außerschulischen 
gen in Betrie- ums; Fachprakt. Vorbereitungs- sausb.) bei Antritt Einrichtungen; mind. 
ben u. ande- Tätigkeiten werden dienst es; des Vorbereitungs- 6 Mon. Arbeitsorani-
ren au- - angerechnet; wenn fachprakt . Tätig- dienst es satioo der betriebt. 
ßerstaall. keine Berufsausb. keit mind. I Jahr; Berufswelt kennen-
Einrichtun- gemacht wurde: mind. lernen; Kinder- oder 
gen;bei 6 Mon. Betriebsprakt. Jugendverbandsar-
Antritt; Tätigkeit beit od. Sozialarbeit 
Berufsausb. 
anerkannt 
sonst 12-mon. 
Betriebsprak-
tikum 
Anrechnung FH FH FH 
Anerkennung Diplom I. Staatsex. Diplom 
Gestaltung der Eingangs- Schon im Stu-dium 
pbase Kontaktschulen; 
schulbezogene 
integrierte Ein-
2angsphase 
Regelstudienzeit lOSemester 9 Semester 175 SWS 160SWS 160-ISOSWS 160SWS 
9Sem. 9Sem. 9/10 Sem. 10 Semester 
Berufliche Fachrichtung Fachwissenschaft: Umfang: Orient. an Berufs-
Wirtschaftspäda- 80 SWS; ein- feldem 
gogik; mind. 4 Wochen schließlich Förd. Fachdid. 
unterrichts- uJod. Fachdidaktik Kein oblig. Praxis-
Unterweisungsprakt. sem. 
Studien; 
Umfang: 75-80 SWS 
Erziehungswissemchaft Wissenschaften: BWP zuständig Wissenschaften: 
Gesellschaftswis- Betriebsprakt. lntegrationspädag<>-
senschaften; Studien gik, Sozialwiss., päd. 
Schulpraktika; Psychologie; von der 
Umfang: Uni begl. Schul-
Ca. 30SWS praktika 
Erziehungswiss. Studienan- 35-40SWS 40SWS 
teile BWP BWP ruständig 
-- - - ------------------- ------
Fadtdidaktische Studienan-
teile 
Sc:bulpraktiscbe Studienan-
teile 
w ablpllichtbereich 
zu Diplomstu-
Nachweise Grundstudium 
Ausbildungspersonal 
Nachweise Hauptstudium 
gogiklwm 
statt weiterem 
Unterrichts-
fach studiert 
werden 
Studieobegl. Fach-
praktika; mehrere 
Sclwlpraktika von« 
Wochen Umfang; 
Praxissemester als 
affine; Vertiefung 1 : 
Wirtschafts- pädago-
gik, Allg. BWL; Allg. 
VWL; Spezielle BWL; 
Umfang: 40-45 SWS 
Vertiefung 2: 
Umfang: 45 SWS 
daktisch 
begleitete 
Schulprak-
tika 
fung 1: Ca 50 
SWS; 
Sozialpädagogik: 
Sonderpad. als 
eine Moglichk. 
derbes. Vertie-
fung 
Praxissemester! 
6 Modelle/Studien-
richtungen; 40 
sws 
SoPäd in schuli-
schen u. außersch. 
Tlltigkeitsfeldem; 
Affine: 40 - 60 
SWS; h.-aff.: 
verwandte beruft. 
Fachri 60 SWS 
n.-aff. : allg. Fach 
pralctika; Studien-
beg!. Fachpraktika 
(alle begleitet und 
angeleitet) 
Umfang Vertiefung 
1: 50-60 SWS; 
Sozialpädagogik im 
W ablpflichtbereich; 
116 
Praxissemes-
ter notwendig 
von Personal 
aus der 
Berufspraxis; 
keine Profs, 
sondern 
Lehrbeauf-
tragteund 
117 
<DU ·-cn Bltl: !MY ili[MK DGFE(BWP) SPD WR 
Studienabschluß Diplom+ Diplom-Handelslehrer Dip I. Staatsprüfußg 
Staatsexamen (Diplom als Staatsex- +Staatsexamen 
amen anerkannt) 
Lehrerbild~ko~on 
Zentrum rür LehrerbildUDR Ja 
l.n..e 
Institution - Seminar/ Aus- Seminar/ Aus-
bildungsschule bildungsschule 
ZulassunRSVoraussetzUDRen I. Phase 
Aufnahmeverfahren 
Selbständiger Unterricht Diffus (in be-
grenztem Um-
fang) 
Leistungsnachweise 
PrüfUDRen 
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arbeit mit den 
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Aussüea aus dem Beruf 
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Die in Abbildung 9 dargestellten Ergebnisse werden im Folgenden zu-
sammengefaßt erläutert 
(1) zunächst nach Parteien, Gremien und Verbänden (Spalten) und 
(2) anschließend nach Merkmalen (Zeilen) differenziert. 
Zu (1): Parteien, Gremien und Verbände 
Politische Parteien (BÜNDNIS 90/GRÜNE, CDU/CSU, F.D.P., PDS, 
SPD) 
Die ftinf in Abschnitt 6.2 als analyserel~vante Akteure dargestellten Par-
teien haben kaum Soll-Aussagen zur Lehrer- und gar keine zur Berufs-
schullehrerbildung veröffentlicht. Diese fehlende Datengrundlage in be-
zug auf die politischen Parteien könnte ursächlich mit der Tatsache zu-
sammenhängen, daß die Berufsschullehrerbildung aufgrund der Kultur-
hoheit in die Länderkompetenz fällt, wir uns aber aus MachbarkeilSgrün-
den (Abschnitt 6.2) bei der quantitativen Analyse auf die Bundesparteien 
konzentriert haben. Deshalb können wir nicht ausschließen, daß von die-
sen Parteien auf Underebene entwickelte Konzepte zur Berufsschulleh-
rerbildung vorliegen. Die stichprobenhafte Recherche bei. den Landesver-
bänden der Parteien, die entweder auf Bundesebene verhältnismäßig de-
zidierte Aussagen zur Lehrerbildung formulieren (SPD, BÜNDNIS 
90/GRÜNE) oder aber gar keine Aussagen machen (F.D.P., CSU), legt 
allerdings die Vermutung nahe, daß auch in den Landesverbänden die 
Berufsschullehrerbildung keinen oder einen äußerst geringen Stellenwert 
in der politischen Diskussion einnimmt. Konzeptionelle Aussagen zur 
Berufsschullehrerbildung haben wir bei den Stichproben auf Länderebene 
jedenfalls nicht ausmachen können. 
Die vorhandenen und von uns analysierten Soll-Aussagen der politischen 
Parteien konzentrieren sich 
(a) auf Einzelhinweise wie bei CDU und PDS zum (Lehrer)Leitbild 
(Abbildung 18), wobei die CDU auch die generelle Notwendigkeit 
einer Lehrerfort- und weiterbildung thematisiert und 
(b) auf etwas umfangreichere ,,Lehrerbildungskonzepte" (SPD, BÜND-
NIS 90/GRÜNE), die einige Aussagen zum Leitbild und zur 1. Phase 
(BÜNDNIS 90/GRÜNE) oder auch dezidierte Forderungen zu allen 3 
Phasen der Lehrerbildung allgemein en~ten. 
Die Parteiaussagen unter (b) machen auf aktuelle Problemlagen an den 
Schulen aufmerksam und interpretieren aufgnmd der damit aus ihrer 
Sicht einhergehenden Veränderungen eer Unterrichtspraxis die bisherige 
Lehrerbildung als defizi~ vor allem in bezug auf 
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die Sozialproblematik an den Schulen (z. B. aufgrundder Heteroge-
nität der Schülerstrukturen infolge Alter, Nationalität etc.), 
die umfangreicheren Managementaufgaben im Schulalltag und 
den mangelnden Theorie-Praxis-Bezug in der Lehrerbildung im all-
gemeinen. 
Sie fordern deshalb 
Sonder-, Sozial- und/oder Integrationspädagogik als Teil der grund-
ständigen Lehrerausbildung (B '90/GRONE im Rahmen der Erzie-
hungswissenschaft, SPD im Wahlpflichtbereich), 
eine Qualifizierung für Managementaufgaben im Rahmen des Lehr-
aJJllStudiums sowie 
Praktika von Studierenden in Schulen~ u. a. auch zwecks stärkerer 
Verbindung der einzelnen Phasen, und in der Wirtschaft, um eine 
Verbindung zur Praxis außerhalb von Schulen zu f6rdern. 
Die SPD entwickelt in ihrem Lehrerbildungskonzept darüber hinaus 
weitere Vorstellungen zur Gestaltung-der 1. Phase, die an Universitä-
ten/wissenschaftlichen Hochschulen angesiedelt sein sollte, eine Regel-
studienzeit von 10 Semestern und 160 SWS und davon 15-20 SWS fach-
didaktische Studienanteile · umfassen und mit einer Staatsprüfung abge-
schlossen werden sollte. Zur Koordination der Lehrerbildung sollten an 
den Universitäten Zentren für Lehrerbildung eingerichtet werden. Die 2. 
Phase sollte nach den Vorstellungen der SPD institutionell in der traditio-
nellen Form Studienseminar/ Ausbildungsschule organisiert sein. In bezug 
auf 3. Phase sollen die Schulen sich die Unterstützung der Berufsanfänger 
in der Berufseinstiegsphase zur Aufgabe machen und kontinuierliche 
berufsbegleitende, spezifische zentrale, regionale und schulbezogene 
Programmangebote zur Lehrerfortbildung sollten angeboten werden. Die 
Lehrerweiterbildung soll nach den Vorstellungen der SPD vor allem der 
Spezialisierung dienen und deshalb auch zertifiziert werden. 
Keine der Parteien hat über die allgemeinen Aussagen zur Lehrerbildung 
·hinaus fUr die Berufsschullehrerbildung spezifische Konsequenzen gezo-
gen oder Akzentuierungen artikuliert. 
Gremien (HRK, KMK, WR) 
Viele Soll-Aussagen von Gremien der Bildungsberatung etc. auf Bundes-
ebene beziehen sich konkret auf die Berufsschullehrerbildung und hier 
überwiegend auf die 1. Phase. 
Die BeschlUsse der KMK zur Berufsschullehrerbildung allgemein von 
1995 und der HRKIKMK zur Handelslehrerausbildung speziell von 1999 
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haben wir als Modelle A und B in der historischen Entwicklung und ver-
gleichend bereits genauer beschrieben (2.15 und 2.17). Für einen erwei-
terten quantitativen Vergleich sind die Aussagen nochmals mit dem A-
nalyseinstrument erfaßt worden. Sie haben in diesen Beschlüssen eindeu-
tig die Universitäten bzw. wissenschaftlichen Hochschulen als zuständige 
Institutionen für die 1. Phase der Berufsschullehrerbildung bestimmt. 
Dagegen will der WR die Berufsschullehrer(und Primarschulleh-
rer)ausbildung an die Fachhochschulen verlagern und sie ggf. in Koope-
ration mit' Universitäten und Pädagogischen Hochschulen durchführen 
lassen. Die HRK hat - abweichend von ihren Beschlüssen zur Handels-
lehrerausbildung - eine Einbeziehung der Fachhochschulen in die Leh-
rerausbildung empfohlen. In diesem Votum der HRK kommen die unter-
schiedlichen Vorstellungen und Interessen der wissenschaftlichen Hoch-
schulen und der Fachhochschulen zum Ausdruck. 
Mit dem Verlagerungsvotum des Wissenschaftsrates korrespondiert seine 
Aussage für die 1. Phase der Berufsschullehrerausbildung, Ausbildungs-
personal aus der beruflichen Praxis als Lehrbeauftragte und Dozenten 
einzusetzen. 
Verbände (BAI(, BDK, BLBS, BTP, DGJE (BWP) GEW; KVFF, VLW.) 
Die Soll-Aussagen der Verbände in den von uns analysierten Dokumen-
ten beziehen sich überwiegend auf die 1. Phase und dazu vor allem auf 
Studiengangkonzepte; sie betreffen wenige Aspekte der 2. Phase und 
einige der 3. Phase. 
In ihren Aussagen zur Ausbildungsinstitution fUr die 1. Phase der Berufs-
schullehrerbildung präferieren die Verbände übereinstimmend die Uni-
versität/wissenschaftliche Hochschule. 
Zu den Zulassungsvoraussetzungen fUr das Studium fordert der BLBS 
Praxiskompetenz, die in Schule uDd Betrieb erworben werden soll, die 
GEW ausbildungspraktische Übungen in Betrieben und außerschulischen 
Einrichtungen und die DGtE (BWP) die Hochschulreife und ein Praxis-
jahr, möglichst aber eine abgeschlossenen Berufsausbildung; 'die min-
destens einjährige praktische Tätigkeit soll spätestens bei Antritt des 
Vorbereitungsdienstes ~hgewiesen werden. 
Alle Verbände gehen implizit davon aus, daß die bereits bestehenden 
Anrechnungsmöglichkeiten von Studien- und Prüfungsleistungen, die an 
Fachhochschulen erworben wurden, auf das Lehramts- bzw. Dip1omstu-
dium grundsätzlich wUnschenswert sind; die DGfE (BWP) hat sich dazu 
auch explizit geäußert. Wieweit über konkrete Anrechnungen Konsens 
besteht, läßt sich aus den Dokumenten nicht ermitteln. 
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Die GEW fordert eine Regelstudienzeit von 10 Semestern; die DGfE 
(BWP) geht von 9- 10 Semestern und einem Umfang von 160- 180 
SWS tlir das Studium aus und lehnt ausdrücklich die Einftlhrung eines 
Praxissemesters als Teil des Studiums ab. 
Hinsichtlich der Fachdidaktiken sind unterschiedliche Zuordnungsemp-
fehlungen festzustellen: zu den Fachwissenschaften/beruflichen Fach-
richtungen ·oder zur Erziehungswissenschaft/Berufs- und Wirtschaftspä-
dagogik. Der BLBS sieht in der Fachdidaktik einen wesentlichen Be-
standteil des Lehramtstudiums und will die fachdidaktischen Kompeten-
zen auch durch vierwöchige Schulpraktika stärken. 
Auch die KVFF fordert eine stärkere Gewichtung der Fachdidaktiken und 
eine Anhindung an die fachwissenschaftliehen Bezugsdisziplinen. Von 
der DGfE (BWP) gibt es Voten ftir eine Anhindung an die Fachwissen-
schaften und ftir eine Verbindung mit den berufs- und wirtschaftspädago-
gischen Studien. Eindeutig plädiert der VL W ftir eine Integration der 
fachdidaktischen Studienanteile in die Wirtschaftspädagogik 
Die A~gen zu den schulpraktischen Studien sind bei den Verbänden 
eher heterogen, so fordert 
die KVFF fachdidaktisch begleitete Schulpraktika., 
die DGfE (BWP) studienbegleitende Fachpraktika, 
die BTP eine Kooperation von Universität und Studienseminar bei 
der Praktibunsbetreuung und die Beteiligung qualifizierter Prakti-
lrumslehrer, 
der BLBS Schulpraktika und ein Betriebspraktikum 
und die BDK ein 4wöchiges Schulpraktikum im Grundstudium mit 
Nachweis. 
Zum Wahlpflichtbereich empfiehlt die OOfE (BWP) einen Umfang ftir 
das allgemeine Fach von 40 - 60 SWS ftir hochaffine Fächer und 60 - 80 
SWS ftlr nichtaffine Fächer (8.2). Insgesamt gibt es nur wenige Aussagen 
der Verbände zum Wahlpflichtbereich und· wenn, dann betreffen diese 
überwiegend Reaktionen bzw. spezifische Interpretationen des jeweiligen 
Verbandes in bezug auf veränderte Anforderungen an die Berufsschulleh-
rer im Berufs(schul)alltag. So empfiehlt der BLBS Psychologie und Sozi-
alwissenschaften als Wahlmöglichkeit in der Studienrichtung ll und die 
GEW Sozialpädagogik als Wahlmöglichkeit anstelle eines weiteren Un-
terrichtsfaches. Die OOfE (BWP} schlägt Sozialpädagogik in schulischen 
und außerschulischen Tätigkeitsfeldern als Wahlmöglichkeit und der 
VL W Wirtschaftsinformatik als mögliche Vertiefung in der Studienrich-
tung I bzw. als Doppelwahlpflichtfach vor. Darober hinaus hat die DGfE 
(BWP) ihre Vontellungen über Kombinationsmöglichkeiten mit 6 Mo-
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dellen/Studienrichtungen bereits in ihrer 1981er Stellungnahme konkreti-
siert (8.2). · 
Zum Studienabschluß fordert die DGtE (BWP) die Diplomprüfung, die 
als Erstes Staatsexamen anzuerkennen ist. Darin stimmt sie mit BLBS 
und VLW überein. Vergleichbar ist die Forderung der GEW, die für eine 
Kopplung beider Abschlüsse plädiert. 
Von den Verbänden äußern sich zur2. Phase nur BDK und DGtE (BWP) 
und dies auch nur zu wenigen Merkmalen. Die DGtE (BWP) empfiehlt 
für die 2. Phase der Berufsschullehrerbildung eine institutionelle Organi-
sation in der klassischen Kombination Studienseminar und Ausbildungs-
schule, ein grundständiges Lehramtstudium als Zulassungsvoraussetzung 
und das 2. Staatsexamen als Abschluß. Die BDK konkretisiert für den 
Abschluß. des 24monatigen Vorbereitungsdienstes, daß dabei eine Be-
währung in der Schule, eine Lehrprobe, eine schriftliche Arbeit sowie 
eine mündliche Prüfung berücksichtigt werden sollen. 
Die Aussagen der Verbände zur 3. Phase sind eher punktuell, lediglich 
der BLBS hat in seinen Stellungnahmen teilweise konkretere Hinweise in 
· bezug auf un~ Merkmale gegeben, so z. B. zur Berufseingangsphase, 
in der nach den Vorstellungen des Verbandes berufspraktische Tätigkei-
ten und Erfahrungen in der Arbeitswelt berücksichtigt werden sollten. 
Die DGtE (BWP) fordert generell einen neuen Stellenwert für diese 
wichtige Phase und die GEW betont deren Charakter als Einarbeitungs-
und Traineephase, die der Aneignung von Berufsroutinen dienen soll und 
als Teil der schulischen Personalftlhrung und -entwicklung durch Ge-
sprächskreise und Fortbildungspläne gesrtltzt werden sollte. 
Desweiteren ließen sich noeh globale Vorstellungen der Verbände zur 
Lehrerfortbildung ennitteln, die von allen als generell notwendig be-
trachtet wird und u. a. auch zum Er)verb von Zusatzqualifikationen ge .. 
nutzt werden sollte. Die KVFF sieht Fortbildung ,,als große Aufgabe der 
Hochschulen", die durch Zentren für fachdidaktische Forschung und Leh-
rerbildung koordiniert werden sollte. Der VL W betrachtet eine kontinu-
ierlich aktualisierte Lehrerfortbildung als generell und regelmäßig not-
. wendig und der BLBS sieht Fortbildung konkret als Kompetenzentwick-
lung~ die durch einen fonnalisierten Austausch im Kollegium und einem 
verstärkten Einsatz von Experten aus der Praxis, den Betrieben und der 
Fachwissenschaft gestützt werden soll. Zur Weiterbildung betonen BLBS 
und GEW deren generelle Notwendigkeit und Zertifizierung; die OOfE 
(BWP) fordert ebenfalls eine Zertifizierung sowie eine enge Zusammen-
arbeit mit den Hochschulen bei der Organisation von Lehrerweiterbil-
dung und der VLW hält insbesondere kurzfristige IT-Initiativprogramme 
ft1r dringend notwendig. Der BLBS fordert zudem für die Berufslautbahn 
eine systematische Unterstützung der Lehrer während ihrer gesamten 
Berufstätigkeit 
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ZusammengefaSt lassen sich folgende globale Aussagen hervorheben: 
1. Die Parteien als wichtigste politische Akteure haben bisher keine 
speziellen Aussagen zur Berufsschullehrerbildung veröffentlicht. die 
den Merkmalen zugeordnet werden könnten. 
2. Die Soll-Aussagen in den Dokumenten der Gremien und der V erbän-
de sind konkreter formuliert und deshalb den Merkmalen zuzuord-
nen. Sie beziehen sich aber ebenfalls nur teilweise auf die Berufs-
. SChullehrerbildung speziell. 
3. Die Soll-Aussagen der Gremien und Verbände unterscheiden sich 
voneinander. erheblich in bezog auf ihren Konkretisienmgsgrad, ihren 
inhaltlichen Umfang und in der expliziten Berücksichtigung von 
Schwachstellenanalysen. 
ZU (2): Merkmale 
Insgesamt sind die Soll-Aussagen Uber die drei. Phasen und ihre Melk-
male sehr unterschiedlich verteilt. Mehr als 70 % der zuordbaren Aussa-
gen beziehen sich auf die 1. Phase der Berufsschullehrerbildung und hier 
speziell auf die fUr die Lehrerbildung zuständige Institution (Universi-
tät/wissenschaftliche Hochschule) sowie auf die einzelnen Merkmale zum 
Studiengangkonzept (faSt 80 % der Betegungen zur 1.Phase ). 
Die Belegungen der Merkmale lassen erkennen, daß die Soll-Aussagen 
1. ungleich auf die drei Phasen der Berufsschullehrerbildung verteilt 
sind, • 
2. viele Leerstellen aufweisen, die interpretationsbedürftig sind, 
3. sie aUf der Exosystem-Ebene in sehr hohem Maße übereinstimmen, 
4. auch auf der Mesosystem-Ebene zur 2. und 3. Phase ein hobes Ma8 
an ObemnstimnBmg aufweisen; dabei aber sehr allgemein bleiben, 
S. zur 1. Phase zwar die grö8&en Unterschiede aufweisen, gleichwohl 
sind insgesamt mehr Obereinstimmungen als Unterschiede festzu-
stellen. 
Im einzelDen beruhen diese globalen Binsehitzungen auf folgenden Aus-
sagen zu den Merkmalen: · 
1. Die dreipbasige Berufsschullehrerbildung soll in der 1. Phase eine an 
wissenschaftlichen Hochschulen bzw. Universitäten institutionell 
verankerte akademische Berufsausbildung bleiben. Die abweichen-
den Soll-Aussagen zur Einphasigkeil und zur Verlagerung an Facb-
bocbscbulen werden 
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zur Einphasigkeil politisch verhalten vorgetragen und zielen wohl 
eher darauf ab, auf die mehrheitlich anerkannten Schwächen der 
Dreiphasigkeit aufmerksam zu machen; 
zur Verlagerung von uns als Maßnahmen zur Ökonomisierung 
bewertet, die weder hinsichtlich ihrer Kostenersparnis noch ihrer 
Qualitätsverbesserungen plausibel begründet sind. 
2. Die Bedeutung der Berufsausbildung bzw. einer mindestens einjähri-
ge Praxiserfahrung wird als Zulassungsvoraussetzung und damit als 
Besonderheit ftir die Berufsschullehrerausbildung betont. 
Die Gestaltung der Praktika und auch die Anrechnung und Anerken-
nung von Fachhochschulstudien und -abschlüssen werden -
beeinflußt durch die Verlagerungsdiskussion und historische Erfah-
rungen - von den Parteien, Gremien und Verbänden unterschiedlich 
gesehen und sind entsprechend klärungsbedürftig. 
3. In den Soll-Aussagen der Parteien und der meisten Verbände fehlen 
konkrete Aussagen zu Modellen bzw. Studiengangkonzepten ftir die 
Berufsschullehrerbildung. Nur in den Aussagen der Berufsschulleh-
rerverbände und der OOtE (BWP) sind solche Modelle konkretisiert, 
die sich n\it Hilfe des Analysemodells vergleichen lassen. 
3.1 Die Studieneingangsphase w4"d in nur einer Stellungnahme als 
in Kooperation mit der Schulpraxis besonders gestaltungsbe-
dürftig thematisiert. 
3.2 In bezug auf die Regelstudienzeit wird die Regelung nach dem 
Hochschulrahmengesetz akzeptiert: mindestens 9 Studiense-
mester mit einem Studienumfang von 160 SWS. Das entspricht 
auch dem pOlitischen Konsens in den KMK-Beschlüssen von 
1995 und 1999. Erhöhungen auf 10 Semester und/oder einen 
Studienumfang von bis zu 180 SWS werden begründet mit dem 
Hinweis auf erhöhte Anforderungen, die sich au8 dem Polyva-
lenzanspruch oder aus den spezifischen Anforderungen. eines 
allgemeinen (nichtaffmen) Faches ergeben. 
3.3 Die wenigen Aussagen zu den beruflichen Fachrichtungen in 
den DolaQnenten akzeptieren die mit dem KMK-Beschluß von 
1995 vereinbarte Orientierung der 16 beruflichen Fachrichtun-
gen an Berufsfeldem. Über Konsequenzen, die daraus ft1r Kon-
zepte und Studiengang-Modelle zu ziehen sind, gibt es aller-
dings unterschiedliche Auffassungen. Kontroversen bestehen 
über die Beziehungen zwischen Fachwissenschaft, Fachdidak-
tik und Erziehungswissenschaft/BWP sowohl inhaltlich als 
auch hinsichtlich der Zeitanteile. 
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3.4 Erziehungswissenschaftliche Studienanteile werden in nur we-
nigen Stellungnahmen und dort vor allem mit Hinweis auf neue 
Anforderungen in der Schulpraxis (Sonder- und Sozialpädago-
gik) sowie auf notwendige fachdidaktische und schulpraktische 
Anteile angesprochen; als angemessener Umfang werden 35 -
40 SWS angegeben. 
3.5 Die fachdidaktischen Studienanteile werden entweder der Be-
rufs- und Wirtschaftspädagogik oder den Fachwissenschaften 
zugeordnet; zum Umfang gibt es nur eine konkrete Empfehlung 
von 15 - 20 SWS, die aber ohne Beziehung zu den anderen 
StudieBanteilen für die Lehrerbildung allgemein formuliert ist. 
3.6 Die Aussagen der Parteien, Gremien und Verbände zu den 
schulpraktischen Studienanteilen variieren z. B. auch in bezug 
auf Organisation und Dauer sehr stark und verweisen somit auf 
besonderen Klärungsbedarf. 
3.7 Der Wahlpflichtbereich wird entweder in bezugauf veränderte 
Anforderungen an (Berufsschul)Lehrer im Beruf (Interkultu-
relle Erziehung, Managementfunktionen) oder im Kontext spe-
zifischer Studiengang-~odelle (KMK, OOtE (BWP)) themati-
siert (Kapitel 8). 
3.8 Als Abschluß für 1. Phase hat die KMK das :Erste Staatsexamen 
festgelegt. AbschlUsse von Diplomstudiengängen, die Lehramt-
studiengängen entsprechen- wie der Diplomstudiengang Wirt-
schaftspädagogik gemäß HRKIKMK-Beschluß von 1999 -
sollen zum Eintritt in den Vorbereitungsdienst berechtigen. 
Aufgrund einer Ersten Staatsprüfung läßt die KMK die Verlei-
hung eines Diplomgrades zu. Solche Kombinationen werden 
von allen Lehrerverbänden gefordert. Den Vorrang von Dip-
lomprüfungen vor dem Staatsexamen fordern explizit OOtE 
(BWP) und VLW. 
3.9 Die Gliederung der Studiengänge in Grund- und Hauptstudium . 
werden allgemein akzeptiert. Über die Nachweise im Grund-
und Hauptstudium oder Zwischenprüfungen gibt es nur wenige 
konkrete Aussagen von den Verbänden. 
3.10 Auf das Ausbildungspersonal tbr die 1. Phase gehen drei Stel-
lungnahmen allgemein ein, indem sie (in Fachdidaktik und Er-
ziebunsswissenchaft) den Einsatz IJIÖIIicb&t gut ausgebildeter 
Lehrer mit eigener Lehrerfahrung in der betreffenden Schulart 
und -stufe, qualifizierter Fachdidaktiker oder die Rekrutierung 
von Personal aus der ~fspraxis vorschlagen. 
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3.11 Aufgaben und Funktionen von Zentren fiir Lehrerbildung wer-
den in nur zwei Dokumenten thematisiert; Aussagen zur Ein-
richtung von Lehrerbildungskommissionen (LBK) fehlen. 
4. Die wenigen Aussagen zu 2. Phase bestätigen weitgehend das Beste-
hende, nämlich 24 Monate Dauer, die bewährte Kombination von 
Studienseminar und Ausbildungsschule als zuständige Institutionen 
sowie das 2. Staatsexamen als Abschluß. Ein neuer KMK -Beschluß 
reagiert aber auf politische Gestaltungen der Lehrerbildung in den 
Ländern, insbesondere in Baden-WUrttemberg, die mit der Einfüh-
rung eines Praxissemesters in das Studium eine Verkürzung des Vor-
bereitungsdienstes auf 18 Monate verbinden (Experimentalldausel im 
KMK-Beschluß über ,,Dauer des Vorbereitungsdienstes fiir die Lehr-
ämter" vom 22.10.1999). 
5. Selbständiger Unterriebt wird als Teil des Vorbereitungsdienstes 
akzeptiert; strittig ist aber der Umfang. In einer Stellungnahme wird 
explizit eine Begrenzung gefordert. 
6. Eine Stellungnahme empfiehlt, Seminarleiter, Lehrbeauftragte der 
· Hochschulen, Lehrkräfte aller Schularten und Professoren der Fach-
didaktiken und Erziehungswissenschaft als Ausbildungspersonal in 
beiden Phasen einzusetzen - auch um die Abstimmungen in der Leh-
rerausbildung zu verbessern. 
7. Von den wenigen Aussagen zur 3. Phase beziehen sich nur jeweils 
eine auf die Zulassungsvoraussetzungen (2. Staatsexamen) und auf 
das Aufnahmeverfahren (orientiert an den Anforderungen grundstän-
diger Studiengänge). In zahlreichen Aussagen wird der Lehrerfort-
und -Weiterbildung erhebliche Bedeutung zugewiesen, oft allerdings 
ohne diese zu differenzieren und zu konkretisieren. 
8. Der Berufseinstieg als erster Teil der 3. Phase wird in wenigen SoU-
Aussagen und nur global als Einarbeitungsphase angesprochen. Hin-
sichtlich der Gestaltung von Berufslaufbahnen wird lediglich einmal 
eine systematische Unterstützung gefordert. Aussagen zum Ausstieg 
aus dem Beruf fehlen. 
7.3 QuaHtative Analysen zum Leitbßd 
Von den 10 Dimensionen, zu denen nach dem Kriterium "Vollständig-
keit" Konzepte fUr die Berufsschullehrerbildung Soll-Aussagen enthalten 
sollten (2.18, Punkt 15), haben wir in den quantitativ~n Analysen nur 
·. Merkmale berücksichtigt, die die Dimensionen 5 bis 7 konkretisieren. 
Diese Begrenzung folgt aus dem Aussagen-Korpus, der keine Soll-
Aussagen zu den Dimensionen 8 bis 10 und nur wenige zu den Dimensi-
onen 1 bis 4 enthält. Das Fehlen von Aussagen zu AusbildungsinhalteJt 
(8. Kerncurricula), zur pädagogischen Gestaltung von Lern- und Arbeits-
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umwelten (9.) und zu den Adressaten (10.) in Dokumenten politischer, 
Akteure ist verständlich. Sie können auch als politisch weise Zurückhal-
tung in den Gestaltungs- und Steuerungsabsichten der Politik positiv be-
wertet werden. 
Anders verhält es sich mit den Aussagen zu Leitbildern und Zielen flir die 
Berufsschullehrerbildung (Dimensionen 1 bis 4). Wenn von der didakti-
schen Erkenntnis ausgegangen wird, das die Organisation von Lehr-Lern-
Prozessen ohne Orientierung an Zielen unmöglich ist, und wenn die di-
daktischen lmplikationszusammenhänge von Zielen, Inhalten, Methoden 
und Medien berücksichtigt werden, dann sind Soll-Aussagen über die 
Ziele der Berufsschullehrerbildung eine notwendige Voraussetzung flir 
Gestaltungsoptionen von Zeit-, Institutions- und Bildungsgangstrukturen, 
Kerncurricula, Lernumwelten etc., in denen sich Lernende zu "guten 
Berufsschullehrern" entwickeln können sollen. . 
V ergleichbare Aussagen zum ,,Leitbild fUr den Lehrerberuf', wie sie die 
"Grundannahmen" für die ,,Perspektiven der Lehrerbildung ... " explizie-
ren (vgl. Terhart 2000, S. 44ff.), sind im Aussagen-Korpus eher selten. 
Das ist angesichts der Schwierigkeiten, in einer pluralistischen Gesell-
. schaft über Lehrerleitbilder politische konsentierte Aussagen zu machen, 
einerseits verständlich (vgl. ebd. S.44f.). Andererseits sind alle anderen 
Aussagen zur Berufsschullehrerbildung entweder ziellos oder an Leit-
bildvorstellungen orientiert, zu denen es allenfalls implizite V orstellun-
gen gibt. Diese können dann nur unzulänglich durch Interpretationen ,,zur 
Sprache" gebracht werden. 
Von der letztgenannten Annahme gehen wir aus und haben in allen Do-
kumenten, die in die quantitativen Analysen einbezogen sind, · nach 
(Teil-)Aussagen gesucht, die Hinweise über Leitbild- und Zielvorstellun-
gen enthalten und daraufhin interpretiert werden können. Zu den Kon-
zept-Dimensionen (1) Leitbild und (2) Ziele haben wir aufgrundder his-
torischen Binsichten Aussagen zu den polaren Spannungen (3) Fachmann 
-Pädagoge (2.3) und (4) Wissenschaftler- Praktiker (2.5) in den Aussa-
gen-Komplex zum Leitbild hinzugenommen. 
In Abbildung 18 (12.3.) sind alle Aussagen der Parteien, Gremien und 
Verbände zusammengestellt, die zur Interpretation von Vorstellungen 
zum Leitbildkomplex verwendet werden können. Diese Aussagen kom-
mentieren wir wie folgt: 
1. Von den Parteien liegen keine expliziten Aussagen zum Leit-
bild für den Berufsschullehrerberuf und zu den Zielen der 
Berufsschullehremildung vor. · · 
2. Aussagen von Parteien zur Lehrerbildung allgemein, die fUr 
den Leitbildkomplex interpretiert werden können, fehlen fUr 
die F.D.P., und sind im Dokument der CDU nicht enthalten. 
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Die PDS beschränkt sich auf die Aussage, dass Lehrer "be-
rufsorientierte Fragen der Persönlichkeitsentwicklung von 
Kindem und Jugendlichen in den Ausbildungsgang" integrie-
ren können sollen. Bündnis 90/Die Grünen betonen die Be-
deutung betrieblicher Praxis und berufspraktischer Ausbil-
dung für die Professionalisierung zum Lehrer. Die Aussagen 
der SPD sind am umfangreichsten und differenziertesten; sie 
sind kompetenzorientiert, zielen auf Gemeinsamkeiten in der 
Kompetenzentwicklung für alle Lehrer, enthalten einen rela-
. tiv umfangreichen Kompetenzkatalog und folgern daraus, 
dass die erziehungswissenschaftlichen, gesellschaftswissen-
schaftliehen und fachdidaktischen Studienanteile erllöht wer-
den sollen. 
3. Die Empfehlungen und Beschlüsse der Gremien (HRK, 
HRKIKMK, KMK, WR) enthalten Aussagen zum Leitbild-
komplex mit Bezug auf alle Lehrer (HRK) und speziell für 
Lehrer an berufsbildenden Schulen (HRK/KMK, KMK, 
WR). 
4. Im Vergleich wird von der HRK von Lehrern eine positive 
Einstellung zu den Wissenschaften und eine multidisziplinäre 
Orientierung erwartet und die Polyvalenz in ihrer Qualifizie-
rung besonders akzentuiert. Die KMK betont dagegen stärker 
die Handlungskompetenz für die Lehrerarbeit in berufsbil-
denden Schulen und erwartet für die Unterrichtskompetenz, 
dass Lehrer dafUr sowohl den Entwicklungsstand der Wis-
senschaften als auch die Anforderungen der betrieblichen 
Praxis berücksichtigen können. Der WR beschränkt seine 
Aussagen auf das Fachhochschulstudium, durch das auch Be-
rufsschullehrer berufsorientiert und vorwiegend fachlich 
qualifiziert werden sollen - offensichtlich aber mehr in bezug 
auf eine Betriebs- als auf eine Schulpraxis. 
5. In den Aussagen der Verbände zum Leitbildkomplex kom-
men die beruflichen Interessen und Erfahrungen ihrer Mit-
glieder, ihr berufliches Selbstverständnis und Aspekte des 
Berufsethos zum Ausdruck, die von der je eigenen Ausbil-
dung und Berufsarbeit beeinflusst sind. Bei vielen Überein-
stiiDDlUIJgen in den Zielvorstellungen ergeben sich daraus ei-
nige besondere Akzentuierungen bzw. Differenzen. 
6. Aus den Aussagen von BAK und BDK, die die Differenz der 
Lehrämter und der schulartenbezogenen Ausbildung betonen, 
ist das Interesse an differenzierten Leitbildern und Zielen für 
die vetschiedenen Lehrergruppen zu erlcennen, die aber nicht 
expliziert sind. · 
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7. Von der Bundestagung der Leiter von Praktikumsbüros, die 
ftir die Gestaltung der Theorie-Praxis-Beziehungen im Studi-
um zuständig sind, liegt ein Kompetenzkatalog ftir die Leh-
rerbildung allgemein vor, der in hohem Maße mit d(m Grund-
annahmen ftir den Lehrerberuf in den ,,Perspektiven ftir die 
Lehrerbildung ... " übereinstimmen (vgl. Terhart 2000, 
S.44ff.). Für den Erwerb der genannten Kompetenzen in ei-
nem lebenslangen Professionalisierungsprozeß wir die Ver-
knUpfung der Bereiche Wissenschaft und Praxis und eine In-
tensivierung des Theorie-Praxis-Bezuges gefordert. 
8. Aus den spezifischen Interessen und Erfahrungen von Fach-
didaktikern hebt die KVFF die Bedeutung fachdidaktischer 
Kompetenzen ftir alle Lehrer hervor, die durch interdiszipli-
näre Bearbeitung schulpraktischer Probleme mit fachprakti-
scher Orientierung in Forschung und Lehre und durch die 
V erknUpfung von Wissenschaft und Praxis erworben werden 
sollen. 
9. Die GEW, die aufgrund ihrer heterogenen Mitgliederstruktur 
das Problem von Einheit und Differenz der Lehrämter inner-
verbandlieh austarieren muß, stellt in den Aussagen zum 
Leitbildkomplex einen Kompetenzkatalog für alle Lehrer 
voran, der ebenfalls mit dem der ,,Perspektiven der Lehrer-
bildung ... " vergleichbar ist. In der Spannung von fachlichen 
und pädagogischen Kompetenzen fordert sie eine stärkere 
Förderung pädagogischer Kompetenzen. Als spezifische 
Kompetenz für Lehrer an berufsbildenden Schulen verweist 
sie auf die Breite der Kompetenzen, die für die Lehrerarbeit 
im komplexen berufsbildenden Schulwesen erforderlich ist, 
auf zusätzliche Kompetenzen im Bereich der Erwachsenen-
bildung und fordert grundsätzlich Polyvalenz für den Kom-
petenzkatalog. 
10. Für die Verbände von Lehrern an berufsbildenden Schulen 
(BLBS, VL W) hat die Polyvalenz-Forderung einen hohen 
Rang. Daraus ergeben sich fUr sie Spezifika in der Arbeit und 
Ausbildung von Lehrern an berufsbildenden Schulen gegen-
Ober der für die allgemeinbildenden Schulen, aber auch Un-
terschiede zwischen Lehrern, die in verschiedenen b:mfstJd. 
aitUiatn SchulfOI'IIIell arbeiten (zwischen kaufmännischer, 
gewerblich-technischer, landwirtschaftlicher, bauswirtschaft-
licher etc. Lehrerarbeit). Die Betonung der beruflich-fachlich 
differenzierten Kompetenzentwicklung ist verbunden mit 
dem QualitJUsansprueh, der an den wissenschaftlichen Stan-
dard der Gymiwiallehrerbildung orientiert sein soll. Um 
Transfertlhigkeit und Flexibilität in Verbindung mit Polyva-
lenz in der Berufsschullehrerbildung zu erreichen, wird der 
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Erwerb solider fachlicher Kompetenzen hervorgehoben, die 
durch Verschränkung mit Diplomstudiengängen am ehesten 
erreicht werden sollen. 
11. Von der Sektion BWP in der DGtE, in der das wissenschaft-
liche Personal der universitären Berufsschullehrerausbildung 
organisiert ist, liegen die umfangreichsten und differenzier-
testen Aussagen zum Leitbildkomplex vor. In der globalen. 
Leitbild-Aussage, daß alle ~ofessionalisierungsprozesse auf 
die Vennittlung von Handlungskompetenz für die Lehrerar-
beit in berufsbildenden Schulen zielen sollten, stimmen sie 
mit den Lehrerverbänden und vielen Aussagen der Gremien 
überein. Das trifft auch auf viele kompetenzorientierte Ziel-
aussagen zu. In vergleichender Betrachtung ist als Besonder-
heit die Aussage über die Fähigkeit zur selbstbezogenen, wis-
senschaftlichen Zielreflexion über das pädagogische Handeln 
hervorzuheben, die in der Spannung von Kompetenzent-
wicklung (beruflicher Mündigkeit/Bildung) und Qualiflzei-
rungserwerb (berufliche Tüchtigkeit) steht. 
7.4 Bewertende Interpretation der Analyseergebnisse 
Die Interpretation der Befunde zur strukturellen und berufsbiographi-
schen Verortung der Berufsschullehrerbildung im Bildungssystem (Exo-
system-Ebene, vgl. Abbildung 7) fallt wegen der Eindeutigkeit der Aus-
sagen und der hohen inhaltlichen Übereinstimmung leicht: Die Lehrerbil-
dung insgesamt ist und soll eine akademische Berufsausbildung im Terti-
ärbereich bleiben und dreiphasig organisiert sein. Es gibt nur in zwei 
Punkten abweichende Soll-Aussagen. Zum einen wird die Einphasigkeil 
der Lehrerausbildung gefordert. Diese Forderung wird.aber politisch ver-
halten vorgetragen, weil sie angesichts des großen Konsenses über die 
Dreiphasigkeit von den Befürwortem selbst als unrealistisch eingeschätzt 
wird. Das Beharren darauf scheint politisch eher darauf zu zielen, die 
mehrheitlich anerkannten sChwächen der Dreiphasigkeit energischer 
anzugehen, d. h. sie sollen die Forderungen nach Reformmaßnahmen, die 
die Zusammenarbeit, Kooperation, Vemetzung etc. verbessern, politisch 
nachhaltig stützen. Diese Forderung wird aber ohnehin einmütig erhoben; 
nur über die Maßnahmen zur Realisierung gibt es in einigen Dokumenten 
keine, in wenigen Dokumenten einige Hinweise und in keinem Doku-
ment ein einigennaßen umfassendes Reformkonzept oder ein Bündel von 
Reformmaßnahmen zur Beseitigung dieser Schwächen. Angesichts der 
großen Diskrepanz zwischen der politischen Übereinstimmung in den 
globalen Forderungen und den mageren Hinweisen auf Reformmaßnah-
men müsste die politische, administrative und wissenschaftliche Arbeit 
auf diesen Problemkomplex konzentriert werden. 
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Zum anderen wird mit Bezug auf die seit 1969nO bestehende Differen-
zierung und Aufgabenteilung im Hochschulbereich zwischen wissen-
schaftlichen Hochschulen und Fachhochschulen von den Fachhochschu-
len in der Hc;x:hschulrektorenkonferenz und vom Wissenschaftsrat gefor-
dert. diePrimar-und Berufsschullehrerausbildung an die Fachhochschu-
len zu verlagern. Diese Forderung wird zwar nicht offen als Maßnahme 
zur Kostenersparnis in Hochschulen und Schulen vertreten, sondern die 
Protagonisten versuchen hervorzuheben, dass sie auf eine qualitative 
Verbesserung der Lebterausbildung zielen. Aber bisher konnten sie we-
der das Kostensenkungsargument noch die zu erwartenden Qualitätsver-
besserungen überzeugend begründen oder ansatzweise nachweisen. 
Gleichwohl scheint diese Position noch nicht aufgegeben zu sein, weil sie 
angesichts der fmanziellen Probleme der öffentlichen Haushalte dmch die 
Finanzpolitiker starke Unterstützung erhält bzw. erwarten kann. Mit den 
Argumenten der GKL (vgl. Terhart 2000, S. 83 ff.), die partiell auch in 
vielen anderen Dokumenten zu fmden sind, scheint sich diese Forderung, 
die auch aus historischer Sicht als Rückschritt zu bewerten ist, politisch 
nicht dmchsetzen zu können. Außerdem wirkt in bezog auf diese Min-
derheitsforderung das inzwischen historisch Gewachsene mit dem Ge-
wicht des Faktischen. Allerdings ist zu erwarten, dass diese weitreichende 
Forderung nach Veränderung der institutionellen Strukturen zu Reaktio-
nen in abgeschwächter Form fUhren werden: zu der nach instituti~­
sierter Kooperation zwischen Fachhochschulen und wissenschaftlichen 
Hochschulen in der Berufsschullehrerausbildung. Als Konsens zeichnet 
sich ab, dmch Modellversuche die Möglichkeiten und Grenzen solcher 
Kooperationen zu ermitteln, wenn diese an Qualitätskriterien der grund-
ständigen universitären Lehrerausbildung orientiert und wissenschaftlich 
begleitet dmchgeftlhrt werden. 
Die Befunde aus der qualitativen Analyse von Soll-Aussagen zum Leit-
bild, die der Makrosystem-EheDe der Strukturmatrix zuzuordnen sind 
(vgl. Abbildung 7) interpretieren wir zusammenfassend wie folgt: 
Die Dokumente der Parteien als wichtigste politische Akteure ent-
halten speziell fUr die Lehrer an berufsbildenden Schulen und fUr die 
Berufsschullehrerbildung keine Aussagen zum Leitbildkomplex. 
Von den Gremien, in denen Empfehlungen und BeschlUsse nur dmch 
überparteiliche und überverbandliehe Konsense zustande kommen 
können, - die ihr politisches Gewicht aber gerade aus solchen Kon-
sensen gewinnen - gibt es einige Aussagen zum Leitbildkomplex 
speziell fUr Lehrer an berufsbildenden Schulen. In den beiden KMK-
BeschlUssen von 199S und 1999 sind unterschiedliche Akzentoierun-
gen in den Spannungen von fachlichen und pädagogischen Kompe-
tenzen und von Wissenschafts- und Praxisorientierung festzustellen 
(vgl. dazu die Modellvergleiche in 2.17): in der HRK-Empfehlung 
und im 1999er KMK-Beschluß sind fachliche Kompetenzen und der 
Wissenschaftsbezug stärker betont; im 199Ser KMK-Beschluß ist da-
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gegen die Praxisorientierung stärker gewichtet. Die marginalen Aus-
sagen des WR deuten auf Vorstellungen hin, die Lehrer vor allem als 
Fachleute zur Begleitung betrieblicher Berufsausbildung sehen. 
Die konkretesten Aussagen zum Leitbildkomplex liegen von den 
politisch schwächsten Verbänden der Lehrer und Wissenschaftler 
vor. Bei einem hohen Maß an Übereinstimmungen weisen sie einige 
Unterschiede in der Betonung von Einheitlichkeit bzw. Differenzen 
in den kompetenzorientierten Zielaussagen auf. 
Beim Vergleich der Aussagen zum Leitbildkomplex insgesamt mit 
den folgenden Aussagen zur politischen Gestaltung der Berufsschul-
lehrerbildung in den Dimensionen 5 bis 7 ist zweierlei festzustellen. 
Zum einen gibt es zu den vertikalen Beziehungen zwischen den Di-
mensionen 1 bis 4 und 5 bis 7 kaum ,,Ableitungen" bzw. Begrün-
dungszusammenhänge. Zum anderen sind die Übereinstimmungen in 
den Leitbildaussagen größer als in denen zur Gestaltung der Berufs-
schulehrerbildung, durch di~ die Leitbildvorstellungen für den Lehrer 
an berufsbildenden Schulen und die Ziele für die Berufsschullehrer-
bildung erreicht werden sollen. 
Das höhere Maß an Ül;>ereinstimmungen in· den Soll-Aussagen zum 
Leitbildkomplex und die größeren Unterschiede in den Soll-
Aussagen zu den Gestaltungsoptionen deuten insgesamt darauf hin, 
daß zu Erreichung gleicher Ziele ,,mehrere Wege nach Rom" tllhren 
können. Das heißt: in den Strukturen einer dreiphasigen Berufs-
schullehrerbildung können ,,gute Lehrer an berufsbildenden Schulen" 
über differenzierte Wege (Modelle- Bildungsgänge) professionali-
siert werden. 
Aus dem breiten politiSchen Konsens, der in den Aussagen auf der Exo-
system-Ebene zu erkennen ist, ergeben sich auch Folgerungen für die 
Soll-Aussagen auf der Mesosystem-Ebene, die insgesamt in den Doku-
menten quantitativ und qualitativ vorherrschen: die Universitäten/wis-
senschaftlichen Hochschulen werden als Institutionen der akademischen 
Berufsschullehrerausbildung von der überwiegenden Mehrheit genannt. 
Abweichend von der wissenschaftlichen Ausbildung für alle anderen 
Lehrämter wird als Besonderheit für die Berufsschullehrerausbildung die 
Bedeutung einer Berufsausbildung betont und gefordert, das Erfahrungen 
aus einer mindestens einjährigen praktischen Tätigkeit ·nachzuweisen 
sind; Die vielen Leerstellen zu diesem Merkmal interpretieren wir als 
Zustimmung zu dieser Forderung. 
Die konkreten Aussagen über solche praktische Tätigkeiten (z. B. in den 
KMK-Beschlüssen) weisen eine begrenzte Varianz auf. Bei erkennbarer 
Varianzbreite besteht ein Konsens· über die Minimalforderung nach zwölf 
Monaten solcher Tätigkeiten, die spätestens bis zum Eintritt in den .Vor-
bereitungsdienst nachzuweisen sind. Die weitreichendste Forderung nach 
134 
abgeschlossener Berufsausbildung wird zwar als Ideal formuliert, aber 
politisch nur schwach vertreten, weil die dann noch längere Ausbildungs-
zeit zum Lehrer an berufsbildenden Schulen die Rekrutierungsprobleme 
weiter verschärfen würden. Da Aussagen über die Art der "praktischen 
Tätigkeit" fehlen oder sehr vage bleiben, besteht angesichts der gegen-
wärtigen Rekrutierungsprobleme die Gefahr, dass das politisch gewollte 
Minimum durch weiche Regelungen und laxe Handhabung in der Durch-
führungs- und Anrechnungspraxis partiell unterlaufen wird, worauf poli-
tisch aktiver reagiert werden müsste. 
Die Aussagen über die Anrechnung und Anerkennung von Fachhoch-
schulstudien und -abschlössen sind einerseits von der V erlagerungsforde-
rung und anderersei~ von den historischen Erfahrungen beeinflusst, dass 
zum einen in der Gewerbelehrerausbildung vor der Überleitung der Be-
rufspädagogischen Institute in die Technischen Hochschulen/Universitä-
ten die meisten Berufsschullehrer berufsbiographisch über eine berufliche 
Erstausbildung und eine höhere berufliche Weiterbildung an höheren 
Fachschulen in den Lehrerberuf gekommen sind, und dass zum anderen 
nach der Überleitung der höheren Fachschulen in Fachhochschulen für 
deren Absolventen Modellversuche und Maßnahmen zur Ausbildung 
zum Berufsschullehrer erfolgreich durchgefülnt worden sind. Die Partei-
en und die meisten Verbände machen dazu keine Aussagen. Soweit Aus-
sagen dazu vorliegen, werden Anerkennungen und Anrechnungen gefor-
dert, aber in unterschiedlichem Umfang. Auch die Anerkennungs- und 
Anrechnungspraxis in-den Undern und wissenschaftlichen Hochschulen 
scheint eine größere Bandbreite aufzuweisen - was wir aber nicht unter-
sucht haben. Ob und inwieweit diesbezügliche Aussagen von Abwehr-
oder Integrationsstrategien in bezug auf die Forderung nach Verlagerung 
der Berufsschullehrerausbildung an die Fachhochschulen beeinflußt wer-
den, müßte genauer untersucht werden. 
Zur Gestaltung der Studieneingangsphase fehlen (mit einer Ausnahme) 
Aussagen. Ob im politischen Raum ein Problembewußtsein dazu fehlt 
oder ob Regelungen und Maßnahmen dazu bewußt den lehrerausbilden-
den Universitäten überlassen bleiben sollen, kann aus den Dokumenten 
nicht festgestellt werden. Aufgrund·der erkennbaren Problemlage besteht 
jedoch Gestaltungsbedarf, für den es aus dem politischen Raum keine 
Orientienmgen gibt. 
Da zur Regelstudienzeit politische Vereinbarungen, rechtliche Regelun-
gen und eine langjährige Praxis bestehen, sind die Aussagen in den Do-
kumenten tendenziell bestätigend: mindestens neun Studiensemester 
(einschl. Prilfungen) mit einem Studienumfang von 160 SWS. Das ist 
auch der politische Konsens in den KMK-Beschlüssen von 1995 und 
1999. Erhöhungen auf zehn Studiensemester und/oder auf einen Studien-
umfang bis zu 180 SWS werden begründet mit Hinweisen auf erhöhte 
Anforderungen, die si~h aus der Verfolgung des Polyvalenzanspruches 
ergeben (z. B. sollen Diplom-Handelslehrer den fachwissenschaftliehen 
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Ansprüchen entsprechen, die im Studiengang Betriebswirtschaftslehre an 
die Diplom-Kaufleute gestellt werden und zusätzlich Wirtschaftspädago-
gik studieren), oder die durch besondere Fächerkombinationen für not-
wendig gehalten werden (z. B. bei nichtaffinen Studienfächern, in denen 
insbesondere Qualifikationen für den Unterricht in einem allgemeinbil-
denden Fach der Sekundarstufe li gefordert sind; z. B. Fremdsprachen, 
Naturwissenschaften, Sport, Musik). Zwischen den Forderungen zur Re-
gelstudienzeit und den Modellen für die Berufsschullehrerbildung (Stu-
diengangkonzepte) gibt es Zusammenhänge, die noch genauer untersucht 
werden müßten (2.3; 8.2). 
Zu den beruflichen Fachrichtungen gibt es nur wenige Aussagen in den 
Dokumenten. Der politische Gestaltungsraum scheint für die Parteien und 
Verbände mehrheitlich durch den KMK. -Beschluß von 1995 angemessen 
genutzt zu sein, nach der die Fachrichtungen in der Lehrerausbildung für 
das berufliche Schulwesen grundsätzlich an den zur Zeit 16 Berufsfeldern 
zu orientieren sind. Über die Auslegung dieses Beschlusses und über 
Konsequenzen~ die daraus für Modelle und Studiengangkonzepte zu zie-
hen sind, gibt es unterschiedliche Auffassungen bei den Berufsschulleh-
rern, ihren Verbänden und bei den Wissenschaftlern der Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik innerhalb der Sektion BWP. Kontroverse Auffas-
sungen bestehen über die Beziehungen zwischen Fachwissenschaft, 
Fachdidaktik und Berufs- und Wirtschaftspädagogik sowohl iDhaltlich als 
auch hinsichtlich der Zeitanteile. 
Von den -verschiedenen 'Möglichkeiten, den Begriff ,,Modell" auf die 
Berufsschullehrerbildung anzuwenden, verwenden wir ihn für die Kon-
zeptdimensionen 5-7, insbesondere für ,,Studiengangkonzepte", in denen 
die Vorstellungen und Regelungen über das Studium der beruflichen 
Fachrichtung, die Kombinationsmöglichkeiten mit verschiedenen Fä-
chern etc. im W ahlpflichtbereich, die Beziehungen zwischen Fachwissen-
schaft, Fachdidaktik und Berufs- und Wirtschaftspädagogik und zum 
Theorie-Praxis-Verhältnis ausgedrückt werden. In den .~onzepten" zur 
Berufsschullehrerbildung der Parteien und der meisten Verbände (z. B. 
hinsichtlich der grundständigen Studiengänge an Universitäten) fehlen 
konkrete Aussagen über ,,Modelle" für die Berufsschullehrerausbildung. 
Nur in den Aussagen der (Berufsschul-)Lehrerverbände und der Sektion 
BWP sind solche ,,Modelle" konkretisiert Dabei gehen diese Verbände 
davon aus, berücksichtigen oder kritisieren die von den Ländern getroffe-
nen Regelungen in ihren Lehrerbildungsgesetzen und staatlichen Lehrer-
prUfungsordnungen, die sich in Modellen darstellen lassen. Anband der 
Merkmale unseres Analysemodells und der mit dem Analyseinsttument 
erfaßten Betegungen lassen sich die Aussagen über Modelle fllr die Be~ 
rufsschullehrerausbildung analysieren und vergleichen. Diese Möglich-
keit ist aber begrenzt auf Aussagen von vier Verbänden (BLBS, GEW, 
VLW, Sektion BWP), deren politisches Gewicht im Vergleich zu dem 
der Parteien und der Gremien als gering einzuschätzen ist. Das größte 
Gewicht bei der Gestaltung solcher Modelle haben die Bundesländer, 
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deren bestehende Regelungen dazu zwar bekannt sind, deren politische 
Vorstellungen zur qualitativen Verbesserung der Berufsschullehrerbil-
dung aber für dieses Projekt nicht erfaßt werden konnten (vgl. 1.3 und 
6.2). Die Diskussionen und Entscheidungen über ,,Einheit und Differenz 
der Lehrämter'', die von der GKL intensiv erörtert WW'de (vgl. Terhart 
2000, ·s. 62 ff.) und die zu der in 1.3 zitierten Aussage geftihrt hat (ebd. 
S. 65), ist auf der Ebene der Studiengangkonzepte für die universitäre 
Berufsschullehrerausbildung fortzuftlhren. Zu den politischen Aussagen 
de( vier genannten Verbände und unter Berücksichtigung der innerwis-
senschaftlichen Diskussion in der Sektion BWP interpretieren wir die 
Diskussion über Modelle für die Berufsschullehrerbildung wie folgt: 
Da in der nichtakademischen Berufsausbildung die Ausbildungsvoraus-
setzungen~ Ausbildungsbedingungen und -anforderungen berufsinhalt-
\ lieh (in den Berufsfeldem) und im Anforderungsniveau (von BVJ bis zur 
BOS und FS) sehr heterogen sind, kann die akademische Berufsausbil-
dung zum Berufsschullehrer nicht mit einem ,,Einheits-Modell", sondern 
sie muß mit angemessenen Differenzierungen und mit Flexibilitätsmög-
lichkeiten darauf reagieren. Innerhalb der BWP ist dazu bereits 1981 ein 
erfahrungsbasierter Konsens über sechs "Studienrichtungen" erzielt wor-
den, die hier als Modell bezeichnet werden, und von denen aus die weite-
ren Beratungen über Einheit und Differenz in der Berufsschullehrerbil-
dung ausgehen sollten. Dabei sind aber darüber hinausgehend cwriculare 
Konkretisierungen erforderlich, d. h. es müßten Kerneunicola fUr die 
fachwissenschaftlichen, fachdidaktischen, berufs- und wirtschaftspäda-
gogischen Studien erarbeitet und ein Rahmen fUr die schul- und betriebs-
praktischen Studien abgesteckt werden. Politische Konsense über solche 
Konkretisierungen zu finden ist schwer und kann nur gelingen, wenn die 
Aussagen über die Kerncwricula auf inhaltliche Minimalanforderungen 
beschränkt und genügend Freiräume fl1r Iänder- und hochschulspezifische 
Gestaltungen vorgesehen werden. Für die berufs- und wirtschaftspädago-
gischen Studien gibt es in der BWP einen älteren Konsens (1979), an den 
die weiteren Beratungen anknüpfen könnten, um einen aktualisierten und 
von weiteren Akteuren getragenen curricularen Konsens zu erreichen, der 
im Konkretisierungsgrad auch noch etwas weiter geht. Für die von der 
KMK eingesetzte Arbeitsgruppe zur Weiterentwicklung der Berufs-
schullehrerbildung ist zu empfehlen, diesen Aufgabenkomplex mit hoher 
Priorität zu bearbeiten, und die Arbeitsergebnisse sollten die Basis fl1r 
eine KMK-Rahmenvereinbarung sein, die die von 1995 fortschreibt und 
auch konkretisiert (11.2). 
Mit Bezug auf unterschiedliche Aussagen über Studiengangsmodelle in 
den Dokumenten und als Reaktion auf die vielen Leerstellen dazu erge-
ben sich folgende Fragen, die hochschulpolitisch, wissenschaftlich und 
ausbildungspraktisch bearbeitet und beantwortet ~erden müßten: 
(1) Welche curriculare Struktur und welche Zeitanteile sollen die fach-
wissenschaftUchen Studien haben? Sollen Lehrangebote aus Diplom-
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Stulliengängen übernommen werden: insgesamt, mit Reduktionen o-
der nur bestimmte Lehrveranstaltungen für die Lehramtsstudiengänge 
- oder sollen davon unabhängige Lehrangebote durch spezifische 
,,Berufsfeldwissenschaften" entwickelt werden? 
(2) Welche c~culare Struktur und welch~ Zeitanteile sollen die fachdi-
daktischen Studien haben und wie sollen sie organisiert werden: 
durch Zuordnungen zu den Fächern oder zur Erziehungswissen-
schaft/Berufs- und Wirtschaftspädagogik, oder organisatorisch selb-
ständig? 
(3) Welche curriculare Struktur und welche Zeitanteile sollen die erzie-
hungswissenschaftliehen Studien haben? Sollen sie mit einem berufs-
und wirtschaftspädagogischem Schwerpunkt oder eigenständig als 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik studiert werden? 
(4) Sollen die schul- und betriebspraktischen Studien zur Professionali-
sierung für den Lehrerberuf an berufsbildenden Schulen beitragen 
und/oder auf eine außerschulische Erwerbsarbeit vorbereiten (oder 
dafür professionalisieren)? 
(5) Sollen die Studiengänge mit einem Diplom abschließen, das als Zu-
gangsvoraussetzung zum Vorbereitungsdienst anerkannt wird, mit ei-
nem Staatsexamen, das Diplomierungen zulässt, mit konsekutiver 
Verbindung beider Abschlüsse (nach spezifisch festgelegten ·Zusatz-
oder Aufbaustudien)? 
Zur Verbesserung der Abstimmung und Organisation der Studien in den 
Lehramtsstudiengängen werden Zentren für Lehrerbildung zwar gefor-
dert, solche Forderungen werden in den Dokumenten aber nicht konkreti-
siert und sie werden kaum mit Nachdruck oderhoher Priorität vorgetra-
gen. In bezug auf eine traditionelle Diplom-Handelslehrerausbildung ist 
diese Zurückhaltung auch verständlich, weil innerhalb der Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftlichen Fakultäten alle Abstimmungs- und Koordi-
n,i.erungsaufgaben für den Studiengang Wirtschaftspädagogik von den 
Vertretern der Wirtschaftspädagogik wahrgenommen werden sollten. Für 
Universitäten, in denen die Ausbildung für alle Lehrämter integriert sind 
und die mit einem Staatsexamen abgeschlossen werden, sollte beraten 
werden, ob und inwieweit durch die Einrichtung von Lehrerbildungs-
kommissionen als hochschulpolitische Gremien und von Lehrerbildungs-
zentren Koordinierungen 'möglich sind, vor allem im Hinblick auf die 
berufs- und wirtschaftspädagogischen Studien im Rahmen integrierter 
erziehungswissenschaftlicher Studien und im Hinblick auf die fachdidak-
tischen Studien, die in der Regel von verschiedenen Fachbereichen ange-
boten werden. 
Die geringe Zahl von Aussagen zum Ausbildungspersonal interpretieren 
wir als Zustimmung. zur Personalstruktur in der· Lehrerausbildung der 
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Unive~itäten durch Schweigen. Einige Hinweise auf den Einsatz von 
qualifizierten bzw. zusätzlich zu qualifizierenden Lehrern in den Fachdi-
daktiken stehen im Zusammenhang tnit der Einschätzung, dass die fach-
didaktischen Studien die größten Defizite aufweisen und deshalb zur 
schnellen Verbesserung - wegen fehlendem Hochschullehrernachwuchs 
in diesem Bereich - der Einsatz von Lehrern erforderlich ist. Andere 
Aussagen zum Ausbildungspersonal sehen wir im Kontext der überein-
stimmend erkannten N9twendigkeit von Abstimmungen und Kooperatio-
nen zwischen den drei Phasen und allen Institutionen der Lehrerbildung, 
für die eine personelle Zusammenarbeit und ein Personalaustausch wich-
tig sind. Nur die Aussage des WR zur Rekrutierung von Ausbildungsper-
sonal aus der Berufspraxis und dessen Einsatz als Dozenten und Lehrbe-
auftragte steht außerhalb dieses Konsens' und ist in Verbindung mit dem 
Vorschlag zu sehen, die Berufsschullehrerausbildung an die Fachhoch-
schulen zu verlagern. 
Das weitgehende Fehlen von Soll-Aussagen über die pädagogische Ges-
taltung von Lern- und Arbeitsumwelten - mit Ausnahme einiger globaler 
Hinweise· auf die Notwendigkeit einer handlungsorientierten Ausbildung, 
auf die dafür erforderliche Methodenkompetenz mit Betonung von Bera-
tUng und Moderation, auf projekt- und forschungsorientiertes Lernen -
interpretieren wir als politische Zurückhaltung bei den Parteien und Gre-
mien, die eine durchgreifende politische Steuerung bis auf die Mikrosys-
tem-Ebene für nicht realisierbar und/oder für nicht wünschbar halten. 
Die spärlichen Aussagen zur 2. Phase der Lehrerausbildung im Vorbe-
reitungsdienst bestätigen weitgehend das Bestehende: 24 Monate Ausbil-
dung in Studienseminaren und Ausbildungsschulen mit selbständigem 
Unterricht und Abschluß durch das Zweite Staatsexamen. Zur Frage der 
EinfUhrung eines Praxissemesters in das universitäre Studium mit V er-
kürzung des Vorbereitungsdienstes auf 18 Monate - wie in Baden-
Württemberg schon realisiert - ist mehr Zurückhaltung bis Ablehnung zu 
erkennen, die sich vor allem auf die Kürzung des Vorbereitungsdienstes 
bezieht. Nach den vorliegenden Befunden steht die 2. Ausbildungsphase 
nicht nur im Schatten der Forschung und der-wissenschaftlichen Reflexi-
on, sondern auch im Schatten politischer Interessen. Dabei ließen sich 
besopders aus den Erfahrungen mit der dualen nichtakademischen Be-
rufsaUsbildung für die duale Berufsschullehrerausbildung in der 2. Phase 
in Studienseminar und Ausbildungsschule Folgerungen für eine qualitati-
ve Verbesserung ziehen. 
Zum LCme.n im Beruf als 3. Phase in der Lehrerbildung liegen einige 
globale Aussagen vor, aus denen hervorgeht bzw. die explizit betonen, 
dass derLehrerfort-und -weiterbildung steigende Bedeutung zukommt, 
z. B. im Kontext autonomer werdender Schulen, schuleigener Qualitäts-
und Penonalentwicklung etc. Demgegenüber sind konkrete Aussagen 
sehr· mager. Zwischen Berufseinstieg, Lehrerfortbildung, Lehrerweiter-
bildung und Berufsausstieg wird nicht differenziert, was im Hinblick auf 
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die erst neuerdings begonnene Diskussion über Berufsein- und -ausstieg 
verständlich ist. aber angesichts der längeren Tradition von Lehrerfort-
und -Weiterbildung und den Defiziten in diesem Bereich als Vernachläs-
sigung zu bewerten ist. Immerhin gibt es Forderungen zur engeren insti-
tutionellen und personellen Kooperation in der Lehrerfort- und -Weiter-
bildung, zur stärkeren Einbeziehung der Universitäten, die durch die Ein-
richtung von Lehrerbildungszentren gefordert werden soU, und zur schul-
nahen bzw. schulinternen Lehrerfortbildung. 
In den Dokumenten sind zur 2. und 3. Phase nur wenige allgemeine Aus-
sagen zu finden, die ein zentrales Problem der Berufsschullehrerbildung 
betreffen: die Qualifizierung von "Quereinsteigem" in den Beruf des 
Berufsschullehrers. Auf die auch für die Vergangenheit zu konstatieren-
den Probleme der angemessenen Versorgung der berufsbildenden Schu-
len mit Lehrern haben Politik und Administration mit zahlreichen Not-
und Sondermaßnahmen reagiert, die überwiegend in der 2. Phase und in 
der Lehrerfortbildung verortet waren. Gegenwärtig wird die Lage am 
Lehrerarbeitsmarkt nicht zu unrecht als dramatisch schlecht für die jetzi-
ge und zukünftige Lehrerversorgung bewertet und die Länder reagieren 
darauf wiederum mit zahlreichen Maßnahmen, über die ein länderüber-
greifender Überblick fehlt und die mit Bezug auf Qualitätsstandards nicht 
bewertet werden. Schnelle Lösungen zur B~wältigung der quantitativen 
Probleme scheinen -wie in der Vergangenheit- zu Lasten der Qualität zu 
gehen. Sie hatten und haben darüber hinaus eine negative Rückwirkung 
auf die grundständige universitäre Berufsschullehrerausbildung, weil sie 
diese unterlaufen mit der Folge, dass der weitere Rückgang der Studie-
rendenzahlen kurzfristig zu Kürzungen bei den kriterienbezogenen Mit-
telzuweisungen und langfristig im Zuge der Lehrkapazitätsermittlungen 
zum Kapazitätsabbau führen. Deshalb mUssten mit Bezug auf das berufs-
und wirtschaftspädagogische Studiengang-Modell für die grundständige 
Berufsschullehrerausbildung an den Universitäten (8.2) weitere Modelle 
für die Zugänge zum Berufsschullehrerberuf aus anderen Berufen und aus 
anderen akademischen ßerufsausbildungen systematisch, transparent, 
läqderübergreifend abgestimmt und den Qualitätsstandards der grund-
ständigen Berufsschullehrerausbildung voll entsprechend entwickelt und 
evaluiert werden. Das· Problembewusstsein, die Bereitschaft und der po-
litische Wille zur Bewältigung dieser Probleme in der Spannung von 
Qualität und Quantität ist in den Dokumenten aber nicht zu erkennen. 
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8. Modelle für die Berufsschullehrerbildung im Vergleich 
8.1 Modelle als Teil-Konzepte 
In der Zusammenfassung der Ergebnisse, die aus den historisch-
systematischen Erörterungen von Entwicklungen in der Berufsschulleh-
rerbildung gewonnen wurden (2.18) haben wir "vollständige Konzepte" 
als solche definiert, die Soll-Aussagen zu mmdestens 10 Dimensionen 
enthalten (ebd. Punkt 15). Für internationale Vergleiche könnte anband 
dieser Dimensionen die Berufsschullehrerbildung als ,,deutsches Modell" 
beschrieben werden. In der innerdeutschen Diskussion wird der Modell-
Begriff in bezug auf die Berufsschullehrerbildung uneinheitlich verwen-
det: synonym mit dem Konzept-Begriff oder begreim auf Aussagen über 
eine oder wenige der 10 Dimensionen. In den Soll-Aussagen und in der 
Diskussion über die Berufsschullehrerbildung wird der Modell-Begriff 
am häufigsten zur Beschreibung von Studiengängen verwendet. Sie be-
ziehen sich also mehrheitlich auf die Dimension 7 ,,Bildungsgang", aber 
begrenzt auf die 1. Phase und dementsprechend als ,,Studiengang" be-
zeichnet. Auf Soll-Aussagen (auf der Mesosystem-Ebene) über Studien-
gang-Modelle für die 1. Phase der Berufsschullehrerbildung sind die fol-
genden Beschreibungen und V ergleiehe begrenzt. Sie basieren auf 
(Vor-)Entscheidungen der Akteme zu den Dimensionen 1 bis 4 (auf der 
Makrosystem-Ebene) und insbesondere zur Dreiphasigkeit (auf der Exo-
system-Ebene) und zur grundständigen universitären Ausbildung in tler 1. 
Phase (auf der Mesosystem-Ebene). Aus anderen Entscheidungen zu den 
Dimensionen 5 und 6, etwa Einphasigkeil oder konsekutive Bildungs-
gänge mit BA- und MA-Abschlüssen, ergeben sich andere Konsequenzen 
für die Aussagen über Studiengang-Modelle. 
Weiterhin gehen die Aussagen über Studiengang-Modelle von einem 
Bildungsgang-Modell fUr die 2. Phase und von Annahmen über die 3. 
Phase aus. Die wenigen Soll-Aussagen über den Vorbereitungsdienst als 
Entwicklungsrahmen für das Lernen und Arbeiten in der 2. Phase haben 
wir als Konsens interpretiert, der zu diesem Modell besteht: In den lnsti-
tutioilen Studienseminar und Ausbildungsschule findet in 24 Monaten 
eine duale Ausbildung statt, die innerinstitutionell zum einen in Haupt-
seminar (Pädagogisches Seminar) und Fachseminare differenziert ist. 
Zum anderen wird das Lernen in der Schule angeleitet und betreut und es 
wird durch selbständigen Unterricht in der Arbeit gelernt. Die spärlichen 
Soll-Aussagen zur 3. Phase reichen fUr Modell-Beschreibungen nicht aus. 
In diesem V entändnis haben wir die Beschlüsse der KMK zur Berufs-
schullehrerbildung als Modelle A und B in ihrer Entwicklung beschrie-
ben (2.15) und in ihren letzten Fassungen miteinander verglichen (2.17). 
Daran knüpfen wir an und setzen die Beschreibungen und V ergleiehe in 
zwei Richtungen fort. 
Zum einen beschreiben wir das einzige Studiengang-Modell, das explizit 
und differenziert für die universitäre Berufsschullehrerausbildung in den 
von uns analysierten Soll-Aussagen enthalten ist als Modell C (OOfE 
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(BWP) 1981) und vergleichen es mit den KMK-Modellen A und B, um 
aufzuzeigen, welche Vorschläge. über Weiterentwicklungen vorlagen 
(8.2). Nach 1981 sind weitere Vorschläge und Modelle von Personen 
publiziert worden, die als Wissenschaftler an der universitären Berufs-
schullehrerausbildung beteiligt waren. Sie sind im Kontext innerwissen-
schaftlicher Diskussionen entstanden auf der Basis je spezifischer Hoch-
schulerfahrungenund zum Teil an unterschiedlichen Leitbild- und Ziel-' 
·vorstellungen für die Berufsschullehrerbildung orientiert. Über einen Teil 
dieser innerwissenschaftlichen Diskussion haben wir bereits berichtet 
(Kapitel 3). Im Hinblick auf Aussagen zum Modell kann davon ausge-
gangen werden, daß jeder an der Berufsschullehrerausbildung beteiligte 
Wissenschaftler für seinen Verantwortungsbereich von Modell-
Vorstellungen ausgeht, an denen er sein aktuelles Handeln orientiert. 
Dabei ist er aber an Lehrerausbildungsgesetze, Prüfungs- und Studien-
ordnungen gebunden, die möglicherweise auf anderen Modellen basieren. 
Wenn das der Fall ist, kann eine Anpassung solcher Modelle, z. B. der 
KMK-Beschlüsse, an die eigenen Modell-Vorstellungen nur durch politi-
sche Aktivitäten erwirkt werden, für die verbandliehe Organisation und 
innerverbandliehe Konsensbildungen erforderlich sind. Obwohl eine Be-
schreibung aller publiZierten Modelle und deren Vergleich wissenschaft-
lich interessant ist, beschränken wir uns auf das Modell der DGfE (BWP) 
nicht nur aus Machbarkeitsgründen, sondern weil sie auch aus politischer 
Sicht geboten ist (vgl. dazu auch 11.1). 
Zum anderen beschreiben wir die Länderregelungen zur Berufsschulleh-
. rerausbildung (Abbildung 11) und deren Konkretisierungen für die wis-
senschaftlichen Hochschulen (12.3, Abbildung 19), die vor allem in Form 
von Prüfungs- und Studienordnungen die Praxis der Berufsschulleh~ 
rerausbildung direkt beeinflussen. Diese Regelungen subsumieren wir 
unter dem Begriff "Studiengang-Modell" und interpretieren sie in bezug 
auf die im Abschnitt 2.17 beschriebenen und·verglichenen Modelle A und 
B (KMK-BeschlUsse von 1995 und 1999). Daraus sind Hinweise zu ge-
winnen, welche Gestaltungsfreiräume und -möglichkeiten die KMK-
Beschlüsse den Undern und Hochschulen lassen, und ob Studiengang-
entwicklungen in den Hochschulen Änderungen der KMK -BeschlüsS6 
nahelegen, weil sie nicht mehr als Varianten der KMK-Modelle, sondern 
als Alternativen zu interpretieren sind. 
Mit den Beschreibungen und Vergleichen in diesem Bericht verbinden 
wir zugleich die Absicht, für die bereits begonnenen und notwendigen 
Diskussionen über Reformen und Standorte eine aktualisierte Datenbasis 
zu einer zentralen Dimension (7) von Konzepten für die Berufsschulleh-
rerbildung bereitzustellen, die als Macht des Faktischen bei allen politi-
schen Gestaltungsoptionen und Refonnmaßnahmen berücksichtigt wer-
den muß. 
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8.2 Berufs- und wirtschaftspädagogisches Studiengang-Modell 
Die ,,Empfehlung .zur Neuordnung der Ausbildung von Lehrern ftir das 
berufliche Schul- und Ausbildungswesen" der DGtE (BWP) ist als politi-
scher Konsens von den Mitgliedern der KoiDI!Jission BWP 1981 (ZBW 
S. 214-219) beschlossen und bisher nicht modifiziert worden. 
Abbildlmg 10: Berufs- und wirtsdlaftspiidocJscbes Studienp,..Modell 
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Mit dem Modell soll die Spannung von Einheit und Differenz in der Be-
rufsschullehrerausbildung dadurch politisch gestaltet werden, daß die 
geforderte Einheitlichkeit durch die ,,quantitative Identität der Blöcke A 
(Erziehungs- und Oesellschaftswissenschaften) und B (Berufliche. Fach-
richtung) in allen Studienrichtungen mit 40 bzw. 80 SWS" gesichert wird 
(ebd., S. 217). Die Differenzierung der Lehrämter erfolgt über 6 unter-
schiedliche Studienrichtungen in Block C (Wahlpflichtbereich), die im 
Folgenden mit Benennung von Inhalten bzw. Praxisbezügen als Differen-
zierungsanlässe ausgefUhrt sind: 
Studlenriehtuna 1: 
Eine oder mehrere Vertiefungen des Studiums in einer beruflichen Fach-
richtung 
Studienrlehtung ß: 
Berufliche Fachrichtung praxisorientiert 
Stucllenrlehtung ßl: 
Allgemeine affine Fächer 
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Studienrichtung IV: 
Fächer zur Qualifizierung für eine außerschulische affme Tätigkeit 
Studienrichtung V: 
Zweite berufliche Fachrichtung 
Studienrichtung VI: 
Allgemeine nicht-affine Fächer (Doppelwahlpflichtfach) 
Kommentare und Vergleiche 
Zur Zeit des Beschlusses über dieses Studiengang-Modell (im folgenden 
als Modell C bezeichnet) waren die KMK-Modelle A und B i.d.F. von 
1968 bzw. 1973 gültig (2.15). Die Studienrichtungen I und VI entspra-
chen den Studienrichtungen I und II im Modell A, in dem aber keine 
SWS für die Studienanteile festegelegt waren. Da Modell A von einer 
Studiendauer von: 8 Semestern ausging, lag Studienrichtung VI - nach 
heutiger Bemessung eines Semesters mit 20 SWS - mit 180 bis 200 SWS 
außerhalb des Modells A. Das trifft auch im Vergleich mit Modell B zu, 
daß für die Studienrichtung VI nur 40 SWS vorsieht. Für die Studien-
richtung I im Modell B sind in der Anlage des 1973er Beschlusses ,,spe-
zielle Fachgebiete" für die einzelnen ,,Fachrichtungen des beruflichen 
Schulwesens" festgelegt. 
Modelle A und B nehmen keine Differenzierungen bei den allgemeinen 
Fächern nach affinen und nicht-affinen Fächern vor wie Modell C mit 
den Studienrichtung m und VI. Mit einem affinen Fach entspricht Stu-
dienrichtung m dem Modell B, wenn die im 1973 KMK-Beschluß fest-
gelegte Untergrenze ( 40 SWS) für das Doppelwahlpflichtfach eingehalten 
wird. 
Studienrichtung ll im Modell C ging von der Einheitlichkeit der Berufs-
schullehrerausbildung für den Theorie- und fUr den Praxisunterricht aus, 
der nach den Erfahrungen der Anforderungen in Jung-Arbeiter-Klassen, 
im BVJ und im BGJ sowie in vollzeitschulischen berufsqualifizierenden 
Bildungsgängen fUr notwendig, mindestens fUr wünschenswert erachtet 
wurde. Da nur Bewerber zugelassen werden sollten, die mindestens eine 
Berufsausbildung abgeschlossen haben - fUr den gewerblich-technischen 
Bereich sollten sie eine Meisterprüfung abgelegt haben - wären die Aus-
bildungszeiten in dieser Studienrichtung besonders lang. 
Studienrichtungen IV und V im Modell C haben begreDZte Entsprechun-
gen im Modell B, das die· Kombination mit einer sonderpädagogischen 
oder einer zweiten beruflichen Fachrichtung zuläßt. Die Differenzierung 
nach Affinitäten mit bzw. zwischen beruflichen Fachrichtungen in diesen 
Studienrichtungen bleiben jedoch im Modell B unberücksichtigt. Da-
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durch und durch die zeitliche Festlegung des W ablpflichtbereiches auf 40 
SWS wurden die Kombinationsmöglichkeiten in der Studienrichtung V 
indirekt auf zwei affine berufliche Fachrichtungen begrenzt 
Auf die durch die Studienrichtungen ID bis VI im Modell C deutlich ge-
machten Differenzierungsprobleme bat das Modell A i.d.F. von 1995 nur 
begrenzt reagiert, und zwar durch Erhöhung des Studienvolumens für den 
Wahlpflichtbereich um 10 SWS auf 50 SWS (zu Lasten der Erziehungs-
wis~nschaft). Das reicht jedoch ftir die Kombinationzweier beruflicher 
Fachrichtungen bzw. mit einem allgemeinen Fach, die nicht-affm sind, 
nicht aus, wenn als zeitliche Maßstäbe 80 SWS ftir eine berufliche Fach-
richtung und 65 SWS für ein allgemeines Fach der Sekundarstufe ll (wie 
in der Gymnasiallehrerausbildung) zugrunde gelegt wird. Modell A i.d.F. 
von 1999 bat auf diese Differenzierungsprobleme insofern reagiert, als es 
für die Studienrichtung I den W ablpflichtbereich auf 45 SWS und für die 
Studienrichtung ll auf 60 SWS erhöht bat (jeweils zu Lasten der Wirt-
schaftswissenschaften). Gleichwohl mußte im Modell A trotz einer sol-
chen Kürzung der Studienumfang in der Studienrichtung ll um 15 SWS 
auf 175 erhöht werden. · 
Mit den Studienrichtungen m bis VI im Modell C sind Differenzierungs-
notwendigkeiten thematisiert, die unter Berücksichtung von Affmitäten 
für die W eiterentwicldung der Modelle A und B nach wie vor relevant 
sind. 
8.3 Studiengang-Modell in den Ländern 
So wie wir die KMK-Beschlüsse von 1995 und 1999 und die Aussagen 
der ootE (BWP) zu Studienrichtungen als Modelle beschrieben und 
verglichen haben, so bearbeiten wir auch die Aussagen und Regelungen 
zur Berufsschullehrerausbildung in den Ländern als Modelle. Grundlage 
dafür sind die Informationen in den von der Bundesanstalt für Arbeit 
herausgegebenen "blätter zur berufskunde: Lehrer/Lehrerin an berufli-
chen Schulen" (3-ID D O'JJ Ausgabe 1994), die von Prof. Dr. Reinhard 
Bader bearbeitet wurde. FUr unser Projekt haben wir Prof. Dr. Bader und 
Frau Dr. Bärbel Sehröder gewinnen können, durch Umfragen bei den 
Länderministerien und Hochschulen die Informationen zu aktualisieren. 
Auf dieser Datenbasis ist folgende Obersicht über Studiengang-Modelle 
· in den Ländern erstellt (Abb. 10). 
Abbildung 11: Studiengang-Modelle in den 
Ländern S. 146 - 152 
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A.Niin• 11: s..llz p.-Medelle Ia deD LIIMient ...... I ad ....__w~· ~"- [Bayem Berlla Bnndenbunr Bremen I 
~ 01.03.1992/Kunbucb der Studiat- BayLBG Branclenb!u'gisc Lebrerbil- I 
u.~ftlrdiS dungsgesctz BbgLeBiG I I 
- . . 1992193 • seit 1'.16.2100 . • I ' .............. Tecl.utpldlaoait Ldnmlm bauflicbeB Sc:bulen Amt des Studialrats mit einer Lebramt ID berufsbildendeil Lebramt ID öffentlichen Schulen ..." ........ w~ bauflicbeB Plcluiclduna Schuleo - Sekundustufe n mit einer 
Wutscbaftsplldag (auslaufenCI) berufsbildenden Fachrichtung 
Mcdizinpldaao-
~·· ~L 
z I I MB rr, &II Allg. HS-Reife oder fachaeb. Allg. HS-Reife 
HS-Reife 
MiDdest. 3 MClll. des illsg. 
48wöcbigeD eillsc:hllgigea 
8erufspratlitum (bDn clun:h 
eillsc:hw,ige ab&eschL Be-
mfsagsbjlclung voll asetzt 
waden) 
MiDd. 8 Semesta 9Semesta 
162-167SWS 160SWS 
~ Berufliebe Paduic:hbmg (Erst- Berufliebe Fachrichtung (Erst-
GIWIIIItal &cblllauptfacb) mit Vertiefung &cblllauptfacb) eiDschlie8Jich 
z .............. ·80-BSSWS; Pachdidaktik: 80 SWS: Zweit-
B 4eletteAEH• Zweitfach (Uillarichts- fach (Nebenfach) einschtießl. 
• facbiNebenfach) = SO SWS; Pachdidaktik: 60 SWS; BZW u. BZW .. 32SWS eine aDdae Sozialwissenschaft: 
20 SWS = 160 SWS 
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Prall 48 Wocbal Fac:bpnktika (abgescbl. 48 Wocbal Berufspralttiku 
eiluchllgige Berufsausbüdung wird 
aaabnnt) 
llelrteblpnlltl 
Mind. 1jlbriges Betriebsprakti-
kum bis zur Meldung zur 1. 
Staatsprllfung; ~ Jabr muß bis 
zur Zwiscbenprllfung nachge-
wiesen werden 
3 (IS Tage schulplidagogisches 
Blocltpraktikum; 15 Tage fach-
didaktisches Blockpraktikum im 
Unterrichtsfach in der vorl~ 
sungsfmen Zeit; ein studien-
begl. Fachdidaktisches Praltti-
tum in der berufl. Facbrichtuna) 
1. SblallprilluDWD Dipl. Oewabelehrerlo/Dipl.- (1) In Bayern abgelegte Dipl.-
Handelslehrerin Prllfung Wi.Päd (Erlangen 
oder Dipi.-Argrarwissenschaftla-ID. - NUmberg oder MUnchen) 
Dipl.-l!mlbnmgswissenln, = 1. StaatsprUfung (wenn 
Dipi.-Haushaltswisseasc:haftleln 1-jlbriges kaufmlllmisches 
und Dipi.-I..ebcosmittelteclmikerln Pralt1ilrum oder abgeschl. 
(setzt Teilnahme an best Lehrver- kaufm. Berufsausbildung; 
anstaltungen und eine der Fach- (2) Deutseber FH-Abschlu8, 
richtung und zugleich dem Lehramt soweit er deo Anforderun-
dienliche Betriebspraxis VOll min- gen des betreff. Lehramtes 
destens 1 Jabr voraus) entspricht= bis zu 3 Sem. 
in Beruft. Pacbrichtunaen 
Be ullk:be Fadlril:lltuJiia Berufliebe Facbrlehtung: 
Elektrotechnik; Metlltechnik; 
Pflegewissenschaften; Sozial-
wissenschaft/Sozialplldagogik; 
W111Schaftswissenschaft 
WalllplllcldllcM Zweitlach (Unterrichts-
faeh/Nebenlaeh): 
Biologie; Chemie; Deutsch; 
Englisch· Französische·, Geogra-
148 
phie; Geschichte; Kunst; Ma-
thematik; Musik; Physik; Spa-
nisch; SIIQI't_ 
Aa'c«! ... Sllldilll-... ........... llalllbura Hessea Meddeaburg- Niedersachsen Nordrhein-Wetsfalen 
' Vorpommern 
Sl..aiQafBe LebrerprUfuogsvam:lnung Staatsprflfung lUr Lehrlmter im Lehrerausbildungsgesetz v. 
Land Niedersachsen 23.6.1989 
Bt ' ' ..... ....._.. Lelnmla der Oberstufe- Bauf- Lebramt ID beruflic:bm ScbuJca Lehramt ID beruflieben Scbulca Lebramt an berufsbildenden Lebramt ftlr die Sekundarstufe II 
.... StrC I P liebe Sc:bldr:a - Schulen mit dem Scbwerpuntk Berufs- · 
koUeg 
Zn' ..... ...... Besrieblplatlit iD der Pldl- Allg. HS-Reife od. FH- Allgemeine oder fachgebundene AUg. oder fachgebundene HS-
~des Sludieapap Wll Abscblu8 in der gewlblten HS-Reifc: Reife 
mi...taeeas 12 MG~~ten (oder beruflieben Fachrichtung oder 
lbpschJoaav: Berufswsbikluna Zupnppdlfung) 
der Pllcllric:bluq) Nachweis einer einscblllgigen 
Berufsausbildung oder eines 
mindestens 1jlbrigen berufli-
c:bm Praktikums in einer ein-
Facbricbtung_ 
R11 7 twlleu&tl 9Semester 8 Semester + 2 Pr11fungssemes- 8 Semester + 1 Pr11fungssemes-
Aufbaustudium ftlr FH- ter ter 
'Absolveoten (FH-Studium kann 
mit bis zu 4 Semestern anae-
rec1met wadeo) 
160SWS 160SWS 150-170SWS 
~ Gn""""""''p Studium: Berufliebe Fachrichtung (Erst-· Berufliebe Fachrichtung ein-
GI ...... BrziehungswiSSCIIScbaft (20 facb/Hauptfacb): schließlieb Facbdidalttik: 
Zwhrh ..... SWS); vertieft studierte Fach- 80SWS 80SWS .............. ricbtung des beruflieben Schul- Unterrichtsfach 
weseos (nicht unter 80 SWS); Zweitfach (Unterrichts- 60SWS 
aßaemeinbildendes Fach oder facbiNebenfacb): oder SpezieUe Berufliebe Fach-
berufsbezogeoe Sollderpldap sosws ricbtung: 
gik (mind. 40 SWS) einscblie8- 40SWS 
lieb ihrer Facbdidalttiken Berufs- und Wirtscbaftsplldago- oder sonderplldagogiscbe Fach-
. (20:90:50 SWS) gik einscbließlicb scbulprakti- ricbtung: 
Aufblullludium: scher Studien: 60SWS 
Brziebungsiwssensc:baft, Fach- 30SWS (alles einscbließlicb Facbdidalt-
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didaktik in der beruflichen tik) 
Facbrichtung und ein allgemein Erziehungswissenschaften 
biideades Fach einschließlich einschließlich schulpraktischer 
der entsprechenden Fachdidak- Studien: 
I tik, sowie 2 n • 32SWS 
Prall 
12mooatiges Praktikum in der Mind. 1jllbriges Betriebsprakti- Insgesamt S2 Wochen(bis zur Betriebspraktikum von 12 
Facbrichtung oder abgescbklssene kum bis zur Meldung zur 1. Meldung zur 1. Staatsprllfung Monaten (mind. 6 Monate vor ............... Berufsausbildung Staatsprllfung; ~ Jahr muß bis müssen 26 Wochen nachgewie- der Meldung zur 1. Staatsprll-
Sdlulpnlllllla zur Zwischenprllfung nachge- sen werden) Empfehlung: 13 fung), kann durch eine einschlä-
wiesen werden Wochen vor Beginn des Studi- gige Berufsausbildung ersetzt 
ums absolvieren werden 
1.~ Wts die I...ebnuDisprll mit der Uni Fraukfurt: Abscbluß Dip- Diplomprllfungen aus mind. 8-
Pacbric:blung Wutscbaftswissen- lom-Handelslebredn wird zur semestrigen Studiengängen in 
scblftal bes•an.b hlt, erbllt IUf EiDstellung in den Vorberei- ausgewllblten Fachrichtungen 
Alltrag VOll der UniversiW den tungsdienst anerkannt können als Prüfungen in den 
Diplomgrad .,Diplom- entsprechenden Fachrichtung 
Handelslehrer'' verlieben bzw. Fächern im Rahmen der 1. 
Staatsprllfung anerkannt werden 
Darüber hinaus können auch 
Diplom-Prüfungen in ausge-
wählten Fachrichtungen als 
Berufliche Fachrichtung und 
einer Speziellen beruflichen 
Facbrichtung anerkannt werden 
Berafticbe FlldlridduDp:D .Bendlic:be FacbrlcbtunR: Bendllcbe Flldlrldduua: BendUelle Facbrichtung BendUelle Facbrichtung: 
Blutechnik; Chemoteclmik; Elekt- Bautecbnik; Ialrperpfle- (Entlachlllauptfach): Wirtschaftswissenschaft; Ma-
rotechnik; Elektrotechnik; Brnäh- ge/Kosmetikcbemie; <llemo- Bautechnik; Chemietechnik; schinentechnik; Elektrotechnik; 
rungs- und Hausbaltswissenschaf- technik; Elektrotechnik; Graphi- Drucktechnik; Elektrotechnik; Bautechnik; Chemietechnik; 
ten; Farbteclmik und Raumgestal- scbe Technik; Metalltech- Farbtechnik und Raumgestal- · Gestaltungstechnik; Textil- und 
tung; Holz- und Kunstofftechnik; nikJMaschinenbau; Textil- und tung; Holztechnik; Kosmetolo- Bekleidungstechnik; Biotechnik; 
Kllrperpflege; Metalltechnik Bekleidungstechnik gie; Gesundheitswissenscbaften; Ernährungs- und Haushaltswis-
Lebensmittelwissenscbaft; senscbaften; Sozialpädagogik 
Pflegewissenschaften; Sozialpä-
dagogik; Metalltechnik; Textil-
und Bekleidungstechnik; Wirt-
Schaftswissenschaften 
w: Ullleniddslach: Zweitfach (Untenidds- Unterrichtsfllcber: Unterrichtsfach: 
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Deulsc:b; Bnglisdt; Gesc:bic:bte; llldiiNebelllll): Biologie; Chemie; Deutsch; Biologie; Chemie; Deutsch; 
M""""'rit; Sport; 1Dbma1ik; Chemie; Deulsc:h; Bagliscb; BDgliscb; Französiscbe; lnfor- Englisch; Französische; Kunst; 
Chemie; Bnlbmde; lb•""'sisdl; Oesc:bicbte; Mwtbcmatik; Pby- matik; KuDst UDd Gestaltung; Mathematik; Musik; Physik; 
Spanisch; Pbysit; Bv. ReJi&ioe; sit; Rccbls- uad W'utsdlafts- Matbcmatik; Musik; Physik; Psychologie; Rechtswissen-
Biologie; Soäalwisseascba tuade; ev. Religiclll; tadL politit; Gemeinschaftskunde; schaft; ev. Religionslehre; kath. 
RdigiOD; Snziallomde; Sport; Wirtschaftstunde; ev. ReligiOD; Religionslehre; Politik; Spa-
W'utsdlaftsgeognpbie tath. Religi011; Spanisch; Sport; nisch; Sport 
SOllderpädagogik LbS; 
W'111SChaftspldagogit mit 1 der 
SchwapUDkte: 
Bankeu/Versicberungen; Büro-
berufe; Handel; Industrie; Recht 
UDd öffend. Verwaltung; Steure-
beratung· 
Alaec:bDUill ~ Studiea- s.o. (Jolwm Wolfgang ~ 
uadR ..e.. o ~UniversiW Pnlltfurt) 
...... ,. d ................ SUrlud Sacbsea Sacbseo·Aabalt Sebleswia-Holsteln 
SladiQaelle Lllldesw:nxdDUIII V. 11.12.1984 Ausbildlm&s-tmd Prilfuogsord- LAPO V. 26.3.1992 
DUIII ftlr das Lehramt ID berufli. 
eben Schulen V. 22.9.1981 
.,. I ....... l..ebraaa Lehramt ID bauflicben Schulen Lehramt ID beruflieben Schulen Lehramt ID berufsbildenden Lehramt an berufsbildenden Wirtschaftspädagogik 
.... Sla1'-r• W'utscbaftsplldaa Sc:bulcn Schulen 
Wi .... 
Z.J• .... ._ ............ Alla· oder facb.gebundene HS-
Reife 
Milld. 3moaatiges einschllgiges . 
8erufspnlttitum (tiDD durch 
eine abgescblossene eiDschllgi-
ge Berufsausbildung ersetzt 
werdal) R.,,,...._ .... 10 Semester (da~ 1 Prllfungs-
semester) 
160SWS 
SbdeBIInlklar Berufliebe Pacluichtung (Erst-
Gnm+f>Mhnt facb/Hauptfadl) einschließlich 
·z Pacbdidattit: 
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ßauplat""'wm• 70-78SWS 
Zweitfach (Nebenfach) 
60-64SWS; 
EZW: 
t4-ts·sws 
Prall 
s.o. 
BetrieiJIIpnldi 
1.~ Diplom-, Magister- UDd StaatsprU-
fungen in den PrUfungsflicbem 
Jt(lonen auf Anttag als Teile der 
PrOfungen anerkannt werden, wenn 
die PrUfungen in Facbdidalttilt und 
in den noch fehlenden PrUfungsßl-
cban mit Erfolg ab2ele2t werden .. 
Bei'ullkhe FadlriddmlpD Bautedmilt; Elektrotechnik; Ma- Metalltecbnilt; Elektrotechnik Bautecbnilt; Cbemietecbnilt; Bautecbnilt; Elektrotechnik; Wirtschaftspädagogik 
scbinenwesen; Wirtschaftsplldago- · Drucktechnik; Elektrotechnik; Metaltecbnilt; Wirtschaft und 
gilt Gesundheit/Pflege; Hoiztechnilt; Verwaltung 
Lebensmittel- Bmllbrungs- und 
Hauswirtscbaftswissenschaft; 
Metalltecbnilt; Sozialpädagogik; 
Textil- und Bekleidungstecbnilt; 
Wirtschaft und Verwaltung 
W•hlpflkhtflcher Biologie; Deutsch; Englisch; Fran- Biologie; Chemie; Deutsch; Chemie; Deutsch; Englisch; Deutsch; Englisch; Matbamatik; Zweitfach (Nebenfach): 
zösisch; Informatik; Mathematik; Englisch; Französisch; Geogra- Ethik; Geschichte; Informatik; Physik; Russsisch; Soiialkunde; Deutsch; Englisch; Französi-
Physik; ev. Religion; katb. Religi- phie; Geschichte; Informatik; Physik; ev. Religion; katb. Sport sehe; Geographie; Geschichte; 
on; Sozialkunde; Spanisch; Sport; Matbematilt; Physik; ev. Religi- Religion; Farbtech- Informatik; Mathematik; Philo-
Italienisch on; katb. Religion; Sozialkunde; nikiRaUDlgestaltung (nur mit sophie; ev. Religion; Spanisch; 
Sport Bautecbnilt); Umwelt- Sport 
schutz/Umwelttecbnilt; Vermes-
sungstecbnilt (nur mit Bautech-
nik); Wirtschafts- und Sozial-
kunde; Mathematik 
ADreclmuDI VOD Studien· s.o. 
UDd- ,.._ 
I ßundesl•ncl 1'hOriu&eo u ----- I 
C\1 
lt) 
,.... 
J t i I i t IJ 
I !I I J I 
I 
J 
j j ~ ,j I ~ 8 ] ~ j 8 I] ~ > u t@ f I :j j J ü ll J ! i I f: ~ 1 
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Eine genauere und verläßlichere Datenbasis wäre nur zu beschaffen, 
wenn alle Lehrerbildungsgesetze und Lehrerpliifungsordnungen für die 
Berufsschullehrerausbildung analysiert und als Modelle beschrieben und 
verglichen würden. Diese außerhalb des Projektauftrages liegende Auf-
gabe konnte im Rahmen des Projektes auch nicht ansatzweise bearbeitet 
werden. 
Die Tabelle 10 enthält mehr lnfonnationen als für die Vergleiche mit den 
Modellen A, B und C erforderlich sind, weil wir die Merkmale des Ana-
lyseinstruments (5.3, insbes. Abb. 4) für die Mesosystem-Ebene verwen-
det haben. Die folgenden Kommentare und Vergleiche sind auf die Di-
mension 7 und das globale Merkmal Studiengang fokussiert. Ansonsten 
weisen wir nur auf Defizite und Besonderheiten der Datenbasis und der 
Infonnationen hin. 
Die "blätter zur berufskunde" informieren nicht vollständig über die je-
weils gültigen Gesetze und Rechtsverordnungen (Zeile 1 der Abb. 10). 10 
Länder verwenden die Bezeichnung ,,Lehramt an beruflichen Schulen" 
(die bildungstheoretisch nicht ·unwichtige sprachliche Differenziel1lllg 
zwischen "be~flich" und "berufsbildend" interpretieren wir für den poli-
tischen Raum als synonym verwendet). Für 9 Länder fehlen die Angaben 
zur Regelstudienzeit und zum Studienumfang. Die angegebenen Regel-
studienzeiten und Studienumfänge sind: mindestens 8 Semester I 162-167 
SWS (Bayern); 9 Semester einschließlich Prüfungen I ca. 160 SWS bzw. 
150-170 SWS (drei Länder); 8 Semester+ 2 Prüfungssemester I ca. 160 
SWS (Niedersachsen); 10 Semester einschließlich Prüfungssemester I 
160 SWS (Sachsen). Zu den Studiengang-Modellen weisen die Angaben 
für sechs Länder folgende Studienanteile für Erziehungswissenschaft : 
berufliche Fachrichtung: Wahlpflichtbereich aus: 32:80-85:50: (Bayern); 
20:80:60 (Berlin und Mecklenburg-Vorpommern); 30:70-85:45-60 (Nie-. 
dersachsen); 32:80:40 (spezielle berufliche Fachrichtung) bzw. :60 (all-
gemeines Fach) (Nordrhein-Westfalen); 14-18:70-78:60-64 (Sachsen) . 
. 
In den erziehungswissenschaftliehen Studienanteilen weichen alle Län-
denegelungen von den Modellen A (ca.35-40 SWS) und C (40 SWS) 
nach unten ab; 4 Länder entsprechen dem Modell B (ca. 30 SWS). Ob die 
drei Länder-Modelle mit 14-18 bzw. 20 SWS dem Modell B noch ent-
sprechen, kann nicht eindeutig entschieden werden, weil. im 1995er 
KMK -Beschluß die Zuordnung der fachdidaktischen Studien offen 
geblieben ist. Zweifel sind jedoch angebracht. 
Im Modell B sind in der Anlage für 16 berufliche Fachrichtungen eine 
Orientierung an Berufsfeldern benannt: 
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Abbildung 12: Berufliche Fachrichtungen in 
den Ländern S. 155 - 156 
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A.bbiltbutg 12: Berufliebe Facbrichtunsen in den Lindern 
der Bendlicben Fllduidatuaa (Summe: 45) LIDder 
JJ., Bayern; (Brandenbura)'; 
Allaemeine Baden-W 
Bauteclmilt Baden-WW:ttemberg; Bayern; Berlin; (Brandenburg); Hamburg; Hessen; Niedersachsen; NRW; 
RheinJand-Pfalz; Sachsen· Sachsen-Anbalt· ThUrinKen 
Bioteclmilt NRW; 
Cbemietedmit Niedersachsen; NRW; Sachsen· 
Cbemoteclmik ·Hessen 
Drucltteclmik Niedersachsen; Sachsen; (BrandenburR) 
Blektroteclmik Baden-WUrttemberg; Berlin; (Brandenburg); Bremen; Hamburg; Hessen; Mecklenburg-Vorpommem; 
Niedersachsen; NRW; Rheinland-Pfalz; (Saarland); Sachsen; Sachsen-Anhalt; Thüringen 
Elektro- und Metalltecbnilc Scbleswig-Holstein 
Blektroteclmik und lnfonnatioostecbnik Bayern 
- und Hauswirtscbaftswissenscbaften Bayern; Berlin; (Brandenburg); Niedersachsen; NRW; Sachsen 
Brnllbrungs- und Hausbaltswissenscbaft Hamburg; (Saarland) 
Brnllbrunaswissenscbaft Baden-W Berlin 
Farbtechnik und taltunK HamburR; Niedersachsen 
Gesundheit 
Gesundheit und Pflege Bayern; Niedersachsen; Sachsen 
Gestaltunastechnik Berlin; Niedersachsen; NRW 
Technik ; Hessen· Sachsen 
Hausbaltswissenscbaft Baden-Württemberg 
Hauswirtscbaftswissenschaft Niedersachsen 
Holztechnik Niedersachsen; Sachsen 
Holz- und Kunststofftechnik Harnburg 
KöroemfleRC Hambura; Niedersachsen 
Körperpfle · ebernie Hessen 
Land- und Gartenbauwissenschaft Berlin 
LebeosmitteltecbnolORie Baden-WUrttemberg 
Ltbmsmittelwisseuschaft Niedersachsen· Sachsen 
Mascbineobau/Mascbinenwesen Baden-Württemberg; Rbeinland•Pfalz 
Mascbineotechnik NRW 
M .• Berlin; Bremen 
Meta.lltecbnik; Bayern; Berlin; (Brandenburg); Bremen; Hamburg; Hessen; Niedersachsen; (Saarland); Sachsen-
Anbalt; ThUrinRen 
Metalltechnik und Maschinentechnik - Sachse11_ --- - --···- --- - --
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Metalltecbnit/Mascbinenbau Hessen 
e (Brandenburg), Hessen 
Pfle~:ewissenscbaft Bremen 
See- UDd Hafenwirtschaft Hambli1"2 
Bayern; Bremen; (Brandenburg); Niedersachsen; NRW; Sachsen 
(Brandenburg) 
Sozialwissensch Bremen 
Textil- UDd ; Hessen; Niedersachsen; NRW; Sachsen 
W"utscbaft Hessen 
Wirtscbaft UDd V (Brandenburg); Sachsen-Anhalt 
Wi Baden-Württemberg; Bayern; Berlin; Niedersachsen; Sachsen; Schleswi2-Holstein; Rheinland-Pfalz 
W"U1scbaftswissenscbaften Berlin; Bremen; (Brandenburg); Hamburg; Mecklenburg-Vorpommern; Niedersachsen; NRW; (Saar-
land) 
Wirtscbaftswissenscbaften mit Schwerpunkt Hamburg 
1 ) eingestellt oder auslaufend 
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Ob und inwieweit die 45 Bezeichnungen der beruflichen Fachrichtungen in 
Abbildung 12 nur sprachliche Varianten gleicher curricularer Konzepte für 
diesen Studienanteil sind oder inhaltliche Unterschiede differenziert' zum 
Ausdruck bringen, haben wir nicht geprüft. Auffällig und für die polare 
Spannung von Wissenschafts- und Praxisbezug (Berufsfeldbezug) sind fol-
gende Bezeichnungsunterschiede: . 
KMK-Bezeicbnung Bezeichnungen in den Ländern 
Argrarwirtschaft - Allgemeine Argrarwirtschaft (BW) 
- Land- u. Gartenbauwirtschaft (BE) 
Chemie, Physik, Biologie (Verfahrens- - Biotechnik, Chemietechnik, Che-
technik) motechnik (mehrere Länder) 
Elektrotechnik - Elektro- u. Metalltechnik (SH) 
- Elektro- u. Informationstechnik 
(BY) 
Ernährung und Hauswirtschaft - mehrere Bezeichnungen mit ... 
-wissenschaften 
- Ökotrophologie ((BR), HE) . 
Gesundheit - Gesundheit u. Pflege (BY, NS, 
SH) 
Pflege - Pflegewissenschaft (BR, neu NS) 
- Medizinpädago-
gik/Pflegepädagogik (BE) 
Metalltechnik - Maschinenbau/Maschinenwesen 
(BW,RP) 
- Maschinentechnik (NW) 
- Metalltechnik u. Maschinentechnik 
(SN). 
- Metalltechnik/Maschinenbau (HE) 
. Wirtschaft und Verwaltung - Wirtschaftswissenschaften (mehre-
Wirtschaftspädap;oJrik (Modell A) rel..änder) 
Für die Fächer/Lehrangebote im Wahlpflichtbereich gibt es keine KMK-
Beschlüsse. Die Länder haben für ihre wissenschaftlichen Hochschulen Fä-
cher bzw. Lehrangebote (wie Berufsbezogene Sonderpädagogik MV) fest-
gelegt, die für Studierende mit einer beruflichen Fachrichtung angeboten 
werden können, und zugleich die W abimöglichkeiten eingeengt durch die 
Fesdegung von Kombinationsmöglichkeiten. Diese sind auch in "blätter zur 
berufskunde" ausgewiesen. Im Rahmen dieser Vorgaben· und ihrer jeweili-
gen institutionellen und personalen Strukturen, bieten die Hochschulen 
Kombinationsmöglichkeiten als spezielle Studiengänge an ( 12.3, Abbildung 
19). Folgende Abbildung 13 weist 59 Bezeichnungen nach Ländern zuge-
ordnet aus. 
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Abbildung 13: Fächer/Lehrangebote im Wahl-
ptlichtbereich für die Kombination mit einer be-
ruflichen Fachrichtung in den Ländern 
S.159 -161 
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Abbildung 13: Fkber!LebraDpbote im Wahlpßichtbereich für die Kombination mit einer beruflichen Fachrichtung in den Ländern 
Bezeichnungen (Summe: 59) Länder 
Arbeitswissenschaft Bayern, (Brandenburg)1 
Berufsbezogene Son olrik Mecklenbur2-Vorpommern 
Bebiebliches Rechnungswesen Berlin 
Biologie Bayern, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, {Saarland), Sachsen 
Chemie Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, {Saarland), Sachsen 
Deutsch Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, (Saarland), Sachsen, Schleswig-Holstein, Mecklen-
burg-Vorpommern 
Deutsch als Fremdspraclie Bremen 
Englisch Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, (Saarland), Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein, Mecklenburg-Vorpommern 
Ethik Sachsen 
Erdkunde (Brandenburg), Harnburg 
Erziehungswissenschaft (Brandenburg) 
Französisch Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, {Brandenburg), Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, {Saarland), Sachsen, Schleswig-Holstein, Mecklen-
burg-Vorpommern 
Gemeinschaftskunde Sachsen 
Gemeinschaftskunde/Politik Bremen, 
Geographie Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, {Saarland), Sachsen, Schleswig-Holstein 
Geschichte Baden-Wtirttemberg, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Hessen, (Saarland), Sachsen, 
Schleswig-Holstein 
Gesellschaftslehre Hessen 
Gesundheitsplldagogik Bayern 
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Griechisch j_Brandenbur_g), Sachsen 
' 
Informatik Berlin, (Brandenburg), Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, (Saarland), Sachsen, Schleswig- I 
Holstein 
Italienisch Sachsen 
Kunst (Branden~ Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
Kunsterziehung Bayern, Sachsen 
Latein (Brandenburg),Sachsen 
Mathematik Baden-WUrttemberg, Bayern, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, (Saarland), Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein, Mecklenburg-V C>_!l)Q_mmern 
Musik Bayern, (Brandenburg), Bremen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen 
Philosophie (Brandenbur_g), Schleswig-Holstein, Mecklenbur_g-Vorpommern 
Physik Baden-WUrttemberg, Bayern, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, (Saarland), Sachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklen-
burg-Vorpommern 
Politik Nordrhein-Westfalen 
Politik und Neuere Geschichte Hessen 
Politikwissenschaft Baden-WUrttember2, Nordrhein-Westfalen 
Politische Bildung (Brandenburg) 
Polnisch (Brandenburg) 
Psycholo2ie (Brandenburg), Nordrhein-Westfalen 
Recht Berlin, (Brandenburg), Hessen 
Rechtswissenschaft Nondrhein-Westfalen 
Rechts- und Wirtschaftskunde Hessen 
Religion1 evangelisch Baden-Wtfrttemberg, Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-. Iand-Pfalz, (Saarland), Sachsen, Schleswig-Holstein, Mecklenbur_g-Voq><>_mmern 
Religion, katholisch Baden-WUrttemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
(Saarland), Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern 
Religionswissenschaftl-pädagogik Bremen 
Russisch Baden-WUrttemberg, (Brandenb~g), ~a.chseil,_~achsen-Aill:lalt, ~ecklenburg-Yorpol!lDlern __ 
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Skandinavische Sprache Mecklenburg-Vorpommern 
Sondei"J)ädaRoJtik Berlin, Niedersachsen 
Sorbisch (Brandenburg), Sachsen 
Sozial~oJtik in der Berufsbildung Hessen 
Sozialkunde Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz, (Saarland) 
Sozial- und Wirtschaftskunde Sachsen 
SoziallrundeJ-wissenschaften Berlin 
Sozialwissenschaften Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern 
Spanisch Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein 
Sport Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, (Brandenburg), Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrbein-Westfalen, (Saarland), Sachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern 
Sportwissenschaft Hessen, Niedersachsen 
Wirtschaftsgeographie Hessen 
Wirtschaftsinformatik Baden-Württemberg 
Wirtschaftskunde Sachsen-Anhalt 
Wirtschafts-/Gemeinschaftskunde Niedersachsen 
Wirtschaftslehre Rheinland-Pfalz 
Wirtschaftswissenschaft Baden-Württemberg, (Brandenburg) 
Umweltschutz und Umwelttechnik Sachsen 
I) Ausbildung fUr das Lehramt an berufsbildenden Schulen eingestellt oder auslaufend 
Nach der KMK-Rahmenordnung Wirtschaftspädagogik (Modell A) kommen als Doppelwahlpflichtfächer darüber hinaus in Betracht (Anlage 2 zur Rahmenordnung): 
Geographie mit Wirtschaftsgeographie 
Geschichte mit Wirtschaftsgeschichte 
Politische Wissenschaft 
Wirtschaftsinformatik 
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Weitere Wahl- und Kombinationsmöglichkeiten mit einer beruflichen 
Fachrichtung sind nach den Modellen A und B vorgesehen, in deren 
Rahmen die Länder ihren Hochschulen weitere Angebote im Wahl-
pflichtbereich zulassen können. Für das Studiengang-Modell A (Wirt-
schaftspädagogik) können in der Studienrichtung I (einfache) Wahl-
pflichtfacher angeboten werden (in Anlage 1 der Rahmenordnung sind 30 
Bezeichnungen ausgewiesen). Modell B läßt "eine spezielle oder weitere 
berufliche oder sonderpädagogische Fachrichtung" zu. Solche Angebote 
und die Kombinationsmöglichkeiten können Abbildung 19 (12.3) ent-
nommen werden. 
Eine grobe Schätzung der Zahl der Studiengänge,. die als Differenzie-
rungsmöglichkeiten nach den Modellen A und B ohne Einschränkungen 
in den Kombinationsmöglichkeiten von den Ländern und Hochschulen 
angeboten und von den Studierenden als individuelle Studiengänge (theo-
retisch) genutzt werden könnten, ergibt knapp,1000 mögliche Varianten 
(Modell A: 1x30 (Studienrichtung I) + 1x17 = 47; Modell B: 15 weitere 
berufliche Fachrichtungen x 4 (geschätze durchschnittliche spezielle be-
rufliche Fachrichtungen etc. für jede berufliche Fachrichtung) = 60; + 
15x59 (Abbildung 13) = 885; insgesamt: 992). Insgesamt gesehen gleicht 
die Berufsschullehrerschaft somit einem Tausendfüßler. 
8A Studiengänge in den wissenschaftlichen Hochschulen 
Auf der gleichen Informationsgrundlage, die wir für die Beschreibung der 
Studiengang-Modelle in den Ländern genutzt haben (8.3), sind die Infor-
mationen über 44 Hochschulen mit Berufsschullehrerausbildung zusam-
mengestellt (wegen des Umfangs ist Abbildung 19 im Anhang (12.3) 
ausgewiesen). 
Wie bei den Informationen über die Länder sind die Angaben über 
Rechtsgrundlagen (in Prüfungs- und Studienordnungen) ebenfalls unvoll-
, ständig. Von den Hochschulen bieten 21 Studiengänge der Wirtschafts-
pädagogik mit Abschluß Diplom-Handelslehrer nach dem Modell A an, 
davon einen mit technischem Schwerpunkt (Kaiserslautern). Von 12 
Hochschulen wird die berufliche Fachrichtung Wirtschaftswissenschaften 
mit Abschluß Staatsexamen riach dem Modell B angeboten (in Berlin und 
Köln parallel zum Diplom-Studiengang, in Hamburg, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen), davon werden die Absolventen von 4 Hochschu-
len zusätzlich diplomiert (Dipl.-Hdl. - Duisburg, Hamburg, Oldenburg, 
Paderborn). An 14 Hochschulen ist der Studiengang Wirtschaftspädago-
gik nach Modell A das einzige Angebot für Lehrer an berufsbildenden 
Schulen; an 12 Hochschulen werden andere berufliche Fachrichtungen 
mit Abschluß Staatsexamen nach Modell B ohne die Fachrichtung Wirt-
schaftswissenschaften angeboten. 18 Hochschulen bieten die berufliche 
Fachrichtung Wirtschaftswissenschaften nach dem Modell B und min-
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destens eine weitere berufliche Fachrichtung nach diesem Modell an. An 
10 Hochschulen kann in einem Studiengang mit einer beruflichen Fach-
richtung nach dem Modell A ein Diplomgrad anstelle des Ersten 
Staatsexamens oder in Verbindung damit erworben werden. 
Für die 21 Studiengänge der Wirtschaftspädagogik fehlen Angaben über 
Studiengangsstrukturen (Anteile von Wirtschaftspädagogik, Wirtschafts-
wissenschaften und W ahlpflichtfach). Von nur 10 Hochschulen sind in 
den Informationen die Studienanteile ausgewiesen. Für die Erziehungs-
wissenschaft/Berufs- und Wirtschaftspädagogik schwanken die Angaben 
zwischen 20 SWS (Rostock) und 40 SWS (Darmstadt, Dresden). Aus den 
Länder-Angaben sind als weitere Studienanteile für die bayerischen 
Hochschulen 32 SWS, für die berliner 20 SWS und für die sächsischen 
14-18 SWS für Erziehungswissenschaft/Berufs- und Wirtschaftspädago-
gik zu entnehmen. (Zwischen den Informationen für das Land Sachsen 
und flir die Technische Universität Dresden gibt es eine erstaunliche Dif-
ferenz von 22-26 SWS). Für die beruflichen Fachrichtungen sind ftir Kai-
serslautern, Karlsruhe, Rostock und Stuttgart die höchsten Studienanteile 
ausgewiesen (drei dieser Studiengänge schließen mit Diplom-Prüfungen 
ab). Der niedrigste Wert von 80 SWS entspricht genau dem Richtwert in 
Modell B. 
Für den Wahlpflichtbereich wird auch bei der Wahl eines allgemeinen 
Faches (Doppelwahlpflichtfach) von drei Hochschulen der eher geringe 
Anteil von 50 SWS des Modells B noch unterschritten. 
Die Studiengänge an allen 44 wissenschaftlichen Hochschulen haben wir 
nach Ländern geordnet, unter Angabe der länderspezifischen Bezeich-
nungen der Lehrämter, ftir die in den Studiengängen ausgebildet wird, 
und zugeordnet nach den Studiengang-Modellen A und B bzw. einer 
dritten Spalte mit Besonderheiten (Abbildung 14) 
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Abbildung 14: Lehramts-Bezeichnungen in deri Ländern und Zuordnung der 
Studiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen zu Studiengang-
Modellen 
Land WISSenschaftliche Hochschulen 
Bezeichnungen 
Studiengänge 
ModeUA ModeliD Besonderheiten 
(Dipi.-Hdl.) {Staatsexamen) 
Baden-Württemberg Hohenheim Karlsruhe (Tecbnikpäda-
(BW) Konstanz gogik, Dipl.-Gewerbe-
Höheres Lehramt an Mannheim Iehrer) 
beruflichen Schulen Stuttgart (Technikpäda-
Technikpädagogik gogik, Diplom-Technik-
Wirtschaftspädluzogik PädaJ;!OIZe) 
Bayern(BY) Bamberg München (fU) Pllr die Verleihung des 
Lehramt an beruflichen Erlangen-Nümberg akademischen Grades 
Schulen (LB) München (LMU) Dipl.-Berufspädagoge ist 
Wirtschaftspädagogik ein Ergänzungsstudium (6 
SWS) erforderlich 
Berlin(BE) Humboldt- Humboldt- (paralleles Angebot) 
Amt des Studienrates mit Universität Universität 
einer beruflichen Fach-
richtung Freie Universität Technische 
Medizinpädago- (auslaufend) Universität 
gik/Pflegepädagogik 
WirtschaftspädaJZolrik 
Brandenburg (BB) (Potsdam einge- (Potsdam, einge-
Lehramt an beruflichen stellt) stellt) 
Schulen 
Bremen (RB) Univ. Bremen (zusätzlich kann der 
Lehramt an öffentlichen Abschluß Dipl.-
Schulen Sekundarstufe n Berufspädagoge erworben 
mit einer berufsbildenden werden; Wirtschaftswis-
Fachrichtun2 senschaft ein2estellt) 
llamburJ (HH) Univ. Harnburg Aufgrund bestandener 
Lehramt an der Oberstufe z.T. i.V. mit TU- LebramtsprUfungmitder 
- Berufliche Schulen Hamburg- Fachrichtung Wirt-
Harburg schaftswissenschaften 
kann auf Antrag der 
akademische Grad ,,Dipl.-
Hdl." verliehen werden 
Hasen (HE) FrankfurtiMain Darmstadt Kassel: Diplom-
Lehramt an beruflichen Studiengang Berufspädag() 
Schulen gik/W'utschaftspädagogik 
Wirtschaftspädagogik mit Abschluß Diplom-
Berufspädagoge bzw. 
Dipl.-Hdl. 
Gießen: Diplom-
Studiengänge Iandwirt-
schaftlicber, hauswirt-
schaftlieber und nah-
rungsgewerblicher Fach-
richtung mit Abschlüssen 
Dipl.-Agraringenicur, 
Dipl.-Ockotrophologe; 
zusätzlich 20 SWS erzie-
hungswissenschaftliches 
Studium 
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Mecldenburg· Vorpom- Rostock Rostock 
mern(MV) 
Lehramt an beruflichen 
Schulen 
Niedersacbsen Göttingen Hannover Oldenburg: Aufgrund der 
Lehramt an berufsbilden- Lüneburg Ersten Staatsprüfung kann 
denSchulen Oldenburg auf Antrag der akademi-
Osnabrück sehe Grad Dpl.-Hdl. 
verliehen werden 
Nordrhein· Westfalen Aachen 
(NW) Bochum 
Lehramt fUr die Sekun- Bonn 
darstufe n mit dem Dortmund 
Schwerpunkt Berufskol- Duisburg Intergrierter Studiengang 
leg WirtSChaftspädagogik mit 
Wirtschaftspädagogik Abschluß Dipl.-Hdl. 
Essen 
Köln Köln (paralleles Angebot) 
Paderbom Erstes Staatsexamen kann 
mit Abschluß Dipl.-Hdl. 
gekoppelt werden 
Siegen 
WupPertal 
Rhein!and-Pfalz (RP) Mainz Kaiserslautern Kaiserslautern: Wlrt-
Lehramt an beruflichen schaftspädagogik-Technik 
Schulen Dipl.-Hdl.trechn. 
WlrtSChaA 
, .. _ 
Saarland (SA) Saarbrücken (aus- Saarbrücken 
Lehramt an beruflichen laufend) 
Schulen 
W111SC 
Sachsen (SN) Chemnitz (aus- Chemnitz-
Höberes I.ehramt an laufend) Zwickau (aus-
berufsbildenden Schu- Dresden laufend) 
len I.eipzig (Berufs- Dresden Aufgrund der bestand-
Wirtschaftspädagogik und Wirtschafts- enden Ersten Staats-
plldagogik) prüfung kann auf 
Antrag der akademi-
sehe Grad Dpl.-
Berufspädagoge ver-
liehen werden 
Sacbsen-Anbalt (SA) Mageieburg Mageieburg 
I.ehramt an berufsbil-. 
dendenSchulen 
Wirtschaftspädagollik 
SdllesWil·llolsteiD Kiel Flensburg: Diplom-
(SB) Berufspädagogik 
I.ehramt an beruflichen 
Schulen 
Diplom-
Berufspädagogik 
Wirtschaftsoldagollik 
Thüringen Jena Erfurt/ Dme-
nau/Weimar 
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Abbildung 15: Hochschullandkarte zu den Studiengängen an wissenschaftlichen 
Hochschulen mit beruflicher Fachrichtung 
Stuclenglng- Modelle 
• MDIIA 
• Modell B 
* belde 1 Blsondeft1eitan • 
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Eine weitere Differenzierung in der Beschreibung von Studiengängen ist 
durch Einbeziehung von Studieninhalten (berufliche Fachrichtung, Fä-
cher, Inhalte für außerschulische Tätigkeiten) und curriculare Beziehun-
gen zwischen den Studienanteilen möglich. Durch die Zulassung von 
Fachrichtungen, Fächern etc. als Studienmöglichkeiten für ein Lehramt 
an berufsbildenden Schulen und durch die Festlegung von Kombinati-
onsmöglichkeiten durch die Wissenschafts- und/oder Schuladministratio-
nen der Länder und durch die Studienangebote der wissenschaftlichen 
Hochschulen im Rahmen dieser Vorgaben entstehen durch die Wahlen 
der Studierenden subjektbezogene Studiengänge, die sie als Entwick-
lungsrahmen für die eigene Person individuell definieren und für ihre 
Lernprozesse nutzen. 
Nach Modell A können die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Fachbereiche bzw. Fakultäten je nach Wissenschaftsverständnis, Größe, 
Denomination der Professuren etc. durchaus unterschiedliche Studienin-
halte, Vertiefungs- bzw. Erweiterungsmöglichkeiten etc. anbieten. 
Die Unterscheidung von Wirtschaftspädagogik (Modell A) und Wirt-
schaftswissenschaften (Modell B), in denen rechtlich der Unterschied 
zwischen Diplom-Studiengängen und Lehramtsstudiengängen mit einer 
staatlichen Abschlußprüfung zum Ausdruck kommt, signalisiert aber 
auch inhaltliche Unterschiede. Eine Zusammenlegung von beruflichen 
Fachrichtungen zu einer neuen Fachrichtungsstruktur, speziell mit dem 
Ziel, neue Berufsfeldwissenschaften zu konstruieren (vgl. Gerds/-
Heidegger/Rauner 1998, Abschnitt 2.5), hätte erhebliche curriculare Kon-
sequenzen für die Studiengänge nach Modell B. Ob diese mit dem Mo-
dell A noch verträglich wären, ist umstritten, aber eher zu verneinen. Auf 
weitere curriculare Einflüsse auf die hochschulischen Studiengänge, die 
von innerinstitutionellen Zuordnungen der Studienanteile ausgehen, (z. B. 
Zuordnung der Berufs- und Wirtschaftspädagogik zum Fachbereich bzw. 
zur Fakultät Erziehungswissenschaft oder zu den Fachwissenschaften; 
Zuordnung der Fachdidaktik zur Erziehungswissenschaft/Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik oder zu den Fachwissenschaften oder zu einem 
Zentrum für fachdidaktische Forschung und Lehre), haben wir bereits 
hingewiesen (2.17). Darüber hinaus beeinflussen nicht nur die Studienan-
gebote der Diplomstudiengänge, aus denen nach dem Polyvalenzprinzip 
die Studieninhalte für die beruflichen Fachrichtungen angeboten werden, 
die curriculare Struktur der Studiengänge für Lehrer an berufsbildenden 
Schulen, sondern auch die benachbarten Diplom- und Magister-
Studiengänge, wie die für Erziehungswissenschaft mit verschiedenen 
Studienrichtungen (z. B. auch Betriebs- und Berufspädagogik), für Sozi-
alpädagogik, Sonderpädagogik, Sozialwissenschaften etc. 
Die große Zahl von Studiengängen, die sich aus den Angebots- und 
Kombinationsmöglichkeiten für Studierende ergeben, führen zu einer 
curricularen Differenzierung, die unübersichtlich geworden ist. Obwohl 
die Studierenden bei der Wahl ihrer Zweitfächer tatsächlich nur ein be-
'FE TUFZTTtm g=yyg-yy 1 7535 wsmsm· Z T ·r ····g un· FZTW 
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grenztes Fächerspektrum wählen (vgl. Bader/Schröder 1999, S. 226f.), 
sollte darüber beraten werden, wie die Kombinationsmöglichkeiten sinn-
voll curricular neu strukturiert und im Zusammenhang mit einer Iänder-. 
und hochschulübergreifenden Studienangebotsplanung verbessert werden 
können, um die berufsbildenden Schulen mit gut qualifizierten Lehrern 
ausreichend zu versorgen. Denn Bader/Schröder ist zuzustimmen, daß 
dem Nachwuchsmangel nicht durch Schaffung zusätzlicher Studiengänge 
an noch mehr Universitäten begegnet werden kann, weil von solchen 
Zersplitterungen kurzfristig Qualitätseinbußen und langfristig ein Verfall 
der Attraktivität dieses Lehramtsstudiums zu befürchten ist (ebd. S. 226). 
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9. Berufsschullehrerbildung aus der Sicht Studierender 
An der politischen Gestaltung der Berufsschullehrerbildung sind Studie-
rende, die ein Lehramt an berufsbildenden Schulen anstreben, nicht be-
teiligt, weil sie verbandlieh als eigenständige Interessengruppe nicht or-
ganisiert sind. Das trifft auch für Referendare zu und für beide Gruppen 
ist darauf hinzuweisen, daß sie partiell in den Lehrerverbänden organi-
siert sind und diese deren Interessen mit vertreten (können). Im Rahmen 
der hochschulischen Selbstverwaltung können Studierende auf die Bera-
tungen und Beschlüsse über Hochschulprüfungs- und -studienordnungen 
und an der Gestaltung der Studienangebote mitwirken und hochschulpo-
litisch Einfluß nehmen z. B. im Rahmen der Allgemeinen Studienaus-
schüsse und der Hochschulgruppen. 
Aus unserer theoretischen Grundlegung für das Untersuchungsinstrument 
(Kapitel 4) und nach unserem Demokratieverständnis folgt der im fol-
genden beschriebene Versuch, die Vorstellungen, Überlegungen, Wün-
sche etc. Betroffener zur Berufsschullehrerbildung auch im politischen 
Raum direkt Gehör zu verschaffen. Das ist im Rahmen dieses Projektes 
nur sehr eingeschränkt möglich (z. B. nicht flir Referendare und Lehrer). 
Der Ansatz, Studierende zu befragen, soll aber darauf hinweisen, was 
diesbezüglich wünschenswert ist. 
Theoretisch nehmen wir bei diesem Versuch einen Standpunktwechsel 
vor, indem wir Aussagen von Studierenden in Studiengängen für das 
Lehramt an beruflichen Schulen zur Berufsschu!Jehrerbildung beschrei-
ben (4.2). 
Aus leitfadengestützten Gesprächen mit 3 Studierenden unterschiedlicher 
beruflicher Fachrichtungen (Wirtschaftslehre/Englisch; Wirtschaftsleh-
re/spezielle Wirtschaftslehre; Elektrotechnik/Englisch) haben wir (be-
grenzte) Einsichten in deren Wahrnehmungen und Vorstellungen gewon-
nen, die wir in der folgenden Abbildung 16 in Anlehnung an das Analy-
se-Instrumentarium (Abbildung 5) zusammenfassen und anschließend in 
bezug auf einige zentrale Dimensionen interpretieren. 
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Abbildung 16: Aussagen Studierender zur Be-
rufsschullehrerbildung S. 171 - 177 
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Abbildung 16: Aussagen Studierender zur Berufsschullehrerbildung 
uitbild /Institution/ ZulassungsvortJUSsetvuag I Anrechnung 
Merkmale Ist-Zustand Soii-Aussa2en 
(Berufsschullebrer )Leitbilder - sollte fachlich und pädagogisch professionell ausgebildet sein 
- sollte auch kritischen Unterrichtssituationen gewachsen sein 
- sollte engen Kontakt zu Betrieben und zur Hochschule pflegen 
- UniversitäUGesamthochschule -FR-Studium möglicherweise näher 
Institution an der Praxis; Universitätsstudium 
schafft umfassendere Perspektive (ist 
nicht so verschult) = wichtig für die 
Lehrerbildung 
- möglicherweise studiert man an 
einer FH praxisorientierter und ohne 
"überflüssige" Inhalte 
Zulassungsvoraussetzungen - keine Berufsausbildung, deshalb 12monatiges Betriebs-
praktikum 
Schulabschluß - allgemeine Hochschulreife 
Berufsausbildung - ohne - Wirtschaftsabitur für Fachrich-tung Wirtschaftswissenschaft 
Praxßerfahrungen - 12 Monate Praktikum/davon 6 Monate spätestens bis zum sinnvoll 
1. Examen abgeleistet; 
- vorgeschaltete Berufsausbildung 
- - gewisse Beliebigkeit im Praktikum problematisch wäre aus fachlicher Sicht sinn-
voller gewesen 
- werden als sehr wichtig einge-
schätzt 
- fördern Realitätsbezug (bei-
spielsweise in bezug auf das 
Verhältnis Berufsschule- Ar-
beitspraxis) 
Anrechnung I Anerkennung - gegenwärtige Praxis der nerke-
FH-Abscbluß? - nein nung wie in Siegen wird für gut 
Anrechnung anderer Studien? - Psychologie-Schein aus M.A.-Studiengang auf ESL ange- und sinnvoll gehalten und soll 
rechnet 
deshalb erhalten bleiben 
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1. Phase 
Merkmale Ist-Zustand SoU-Aussa2en 
Erfahrungen in der Eingangsphase - Orientierungslosigkeit (Erstsemestereinführung berufliche - Orientierungstutorium 
Fachrichtung nicht effektiv) - Kontakt mit höheren Semestern 
- ,,Einzelkämpfertum" in der beruflichen Fachrichtung fördern 
- "man weiß nicht, wo man hingehört" - Tutorium wäre auch jetzt noch 
- wenig "Gleichgesinnte" (bereits in der ESE) hilfreich (studiengebleitend ge-
gen "Einzelkärnpfertum" in der 
beruflichen Fachrichtung) 
Regelstudienzeit - 8 Semester + 2 Prüfungssemester - "Sonderleistungen" (Praktika, 
Latinum etc.) +Jobs für den Le-
heusunterhalt brauchen Zeit 
- unter "normalen" Bedingungen 
angemessen 
Berufliche Fachrichtung - Wiwi/Englisch - spezielle Fachveranstaltungen für 
- Wiwilspez. Wiwi berufliches Lehramt werden ge-
Fachwissenschaft 
wünscht 
Fachdidaktisches Tagespraktikum - Berufswissenschaft ? 
Fachdidaktik - Im Sinne einer "übergeordneten -
Praktika Koordinierungsstelle", über die man 
sich definieren kann 
- Unterrichtspraktikum (5 Wo- aufgrundeiner individuellen - Praktika sehr wichtig! 
Entscheidung an einer Grundschule) - Vor- und Nachbereitung sehr gut (ge 
- Orientierungspraktikum (4 Wo) meinsam mit anderen Lehrämtern) 
- Bezogen auf das Unterrichtsprakti-
- kum keine spez. Vor- u. Nachberei-
tung flir beruft. Fachrichtung 
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Erziehuneswissenschaft - ESL- Bereich im GS weniger, im Hauptstudium durch - Verstärkung BWP (auch im 
Teildisziplinen Studienordnung festgelegt (berufspädagogischer Schwer- Grundstudium wünschenswert) 
punkt) 
- -keine eigene bwp Veranstaltung im Grundstudium 
- GS: allgemeine Didaktik - müßte intensiver stattfinden 
- HS: Didaktik der beruft. Bildung 
- Unterrichtspraktikum 
- Orientierungspraktikum 
Merkmale Ist-Zustand SoU-Aussa~en 
Didaktische Veranstaltung 
Schulpraktika in der Erziehungswissenschaft 
Erziehungswissenschaftliche Studienanteile - BWP als Teildisziplin in EW - hat sich bewährt (1) 
BWP als Teildisziplin in EW - Orientierung im GS an BWP 
BWP (Fach zugeordnet) wäre sinnvoll (gegen Exotensta-
tus) (1) 
- Mit allgemeinem Fach wäre 
Zuordnung zum Fach BWP 
schwierig (I) 
Fachdidaktische Studienanteile - GS: 4 SWS Fachdidaktik Wiwi - mehr (konkretere und auf Unter-
Dauer I Umfan2 - 4 SWS Fachdidaktik Engl./spez. Wiwi richt bezogene) gut aufbereitete 
Prüfungsrelevant? - HS: 4 SWS Fachdidaktik Wiwi Pflicht/ Fachdidaktik-Seminare notwen-
vertiefte Studien in der Fachdidaktik? 
- 4 SWS Fachdidaktik Engl./spez. Wiwi dig; auch als Vorbereitung auf 
- prüfungsrelevant (muß gehört werden) die 2. und 3. Phase 
- soll vertieft im HS studiert werden - alternative Veranstaltungen 
(Dozentenauswahl) vor allem im 
GS notwendig I 
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Merkmale Ist-Zustand Soll-Aussagen 
Schulpraktische Studienanteile - fachdidaktisches Tagespraktikum schlecht vorbereitet ( 1 - insgesamt aktuelle Handhabung I 
in Ordnung 
I 
Schulbesuch; ansonsten werden Unterrichtsentwürfe ges- I 
taltet) 
- schulpraktische Studienanteile wichtig 
- Umfang: 12 SWS + 5 Wochen+ 3 Tage Vorbereitung 
Praxissemester? - keine - organisatorisch scltwierig 
- Praxissemester in der Schule 
möglicherweise sinnvoll 
- Evt. auch in Betrieben 
W ahpflichtbereich/2. Fach - Englisch - Englisch nicht berufsbezogen; 
- Spezielle Wiwi stärkerer Bezug zum 1. Fach (z. 
B. Wirtschaftsenglisch wäre 
sinnvoller) 
- Keine fa,chbezogene Entschei-
dung, sondern hängt von (z. B. 
schulischen) Voraussetzungen, 
peer-groups etc. ab 
- Angebot müßte um einige 
grundlegende Wahlmöglichkei-
ten ergänzt werden, wie z. B. 
Kaufmännisches Rechnungswe-
sen, Wirtschaftsrecht, Wirt-
Schaftskorrespondenz etc. 
UmfaD2? 
Aff"m I Nicht-aff"m? - Nicht-affin - s.o. 
- Affin - s.o. 
Sozialpädago2ik - - sinnvoll innerhalb ESL 
Beziehungen zu den Diplom-Studiengängen? - durch Wiwi gegeben (Einzelkämpfer zwischen Diplomem) - weniger enge Beziehung wün-
sehenswert, z. B. über eigenstän-
dige Veranstaltungen fur das 
Lehramt 
Nachweise GS - Wiwi: 6; Engl.: 6; ESL: 3 - Scheinerwerb vereinheitlichen 
- Wiwi 4; ESL: 2 ----
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Ausbildungspersonal - Englisch sehr gut = Fachdidaktiker; überwiegend mit - in Wiwi mehr Personal speziell 
Bezug zur Schule aus/für Lehrerbildung notwendig 
- Wiwi sehr unterschiedlich, häufig Fachwissenschaftler, 
also Di_pJ.Wiwis (BWLer; VWLer) 
Zwischenprüfung - keine, da alte Studienordnung Anwendung fand - unsicher, was besser ist (kum-
- Vor-Diplom wird in BWL und VWL (abgespeckt) mitge- mulativ oder Zwischenprüfungs-
schrieben (je 2 stunden) und Fachdidaktik/Bescheinigung klausur) 
ESL 
Nachweise HS - Wiwi: 4; Engl.: 6; ESL: 2 -
- Wiwi: 4 (?); spez. Wiwi: 4; ESL: 2 
Studienabschluß - 1. Staatsexamen ( + zusätzliche Leistungen = Dipl.) - doppelter Abschluß/Dipl.-Hdl. 
- 1. Staatsexamen(+ Klausur= Dipl.) wäre WÜnschenswert 
- Möglichkeit (Staatsex./Dipl.) war 
bisher nicht bekannt 
Lehrerbildungkommission - ja - sinnvoll 
- nicht bekannt 
Zentrum f"dr Lehrerbildung - ja - sinnvoll 
---~ -- --·- --·- -
Selbständiger Unterricht 
Leistungsnachweise 
Prüfungen 
Ausbildungspersonal 
Abschluß 
Dauer 
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Umfang je nach Ausbildungsphase (4 insgesamt) unterschiedlich (Beispiel: Hessen): 1. Hospitati-
on: 0 Std.; 2. Begleitet selbst.: 6 Std. ; 3. Selbst. : 12 Std.; 4. Begleitet selbst .. weniger 
Nicht bekannt 
Referate im Seminar, aber ohne Schein; beurteiltelbenotete Lehrproben 
Nicht bekannt 
2. Staatsexamen (Staatsarbeit + Unterrichtsbesuch + Kolloquium) 
nicht bekannt 
durch die betreuenden Lehrer 
praktische Ausbildung (erfahrene Praktiker) mit Verständnis fi1r die vorausgegangene Theorie 
freiwillige Ausbilder vor allem an den Schulen 
kontinuierliche Begleitung 
2. Staatsexamen 
24 Monate (manchmal Anrechnung) 
sehr lang, vor allem bei vorgeschalteter Berufsausbildung in bezug auf die Gesamtausbildungszeit 
kürzen 
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...... . ·. .·· . ··.. ' { .... 3/Phase ...... . 
Merkmale Soll-Aussagen 
Zulassungsvoraussetzungen - 2. Staatsexamen 
Gestaltung der Berufseingangsphase - intensive Betreuung 
- Übergang von Phase II zu Phase III organisieren 
- Ansprechpartner 
- ,,Junglehrer"Börse, Treffen mit jungen Lehrern zwecks Austausch 
- Materialaustausch usw. 
Lehrerfortbildung - regelmäßig 
- Verfall des Wissens gerade in Wiwi 
! - Neue Themen erfordern kontinuierliche WB besonders in der beruflichen Fachrichtung 
Lehrerweiterbildung - sinnvoll z. B. für Schulleiter, zusätzliche Fakultas etc. 
Berufslautbahn - regelmäßige Hospitationen in der Wirtschaft (Betrieben, Unternehmen) z. B. in den Sommerferien 
- sukzessive Reduzierung der Unterrichtszeit (Altersteilzeit) 
- Aufzeigen alternativer Beschäftigungsmögkichkeiten ( z. B. in der Erwachsenenbildung) 
Ausstieg aus dem Beruf - vorzeitiger Ausstieg nicht ausgeschlossen, sondern wahrscheinlich 
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Kommentar 
Mit Bezug auf ( 1) das durch die Prüfungs- und Studienordnung vorgege-
bene Leitl;>ild für ihren Studiengang sehen die Studierenden in erster Li-
nie eine Orientierung am ,,Fachmann", die in der Organisation und in den 
Inhalten ihres Studiums zum Ausdruck kommt, während ihre eigenen 
Leitbilder auf eine integrative professionelle, fachliche und pädagogische 
Ausbildung als "fachlich qualifizierter Pädagoge" zielen. Als (2) Ziel der 
Ordnungen wird vor allem der Erwerb fachlichen Wissens genannt, wäh-
rend die eigenen Ziele auf einen integrierten pädagogischen und fachli-
chen Kompetenzerwerb und allgemein auf die (Weiter)Entwicklung der 
eigenen Person gerichtet sind, die einen professionellen Umgang mit 
allen, auch kritischen Unterrichtssituationen ermöglichen und auf ein 
kontinuierliches Weiterlernen im Beruf vorbereiten. Die (3) erziehungs-
wissenschaftlichen Studienanteile umfassen in der 1. Ausbildungsphase 
insgesamt (inklusive der erforderlichen Praktika) 32 SWS; die fachwis-
senschaftliehen Studienanteile (ca. 80 SWS) beziehen sich auf Wirt-
schaftswissenschaft bzw. Elektrotechnik im Pflichtbereich und spezielle 
Wirtschaftslehre oder ein allgemeines Fach im Wahlpflichtbereich. Der 
Wissenschaftsbezug (4) im Studium soll in erster Linie über die jeweili-
gen Fachwissenschaften gesichert werden; die Studierenden präferieren 
aus ihrer Sicht einen gleich starken Bezug zur Erziehungswissenschaft 
(speziell zur Berufs- und Wirtschaftspädagogik). Das Ausbildungsperso-
nal in der 1. Phase sollte deshalb statt - wie faktisch üblich - aus Fach-
wissenschaftlern (Wirtschaftswissenschaftler) häufiger aus Pädagogen 
(Lehrerbildner) rekrutiert werden. Ein Bezug zur Berufspraxis soll über 
ein 12monatiges Betriebspraktikum als Zulassungsvoraussetzung für das 
Studium gefördert werden. Darauf bezogen halten die Studierenden nach 
ihren bisherigen Erfahrungen eine abgeschlossenen Berufsausbildung als 
Voraussetzung für das Studium eines Lehramtes an beruflichen Schulen 
flir sinnvoll. Die Belegung fachdidaktischer Veranstaltungen ist Zulas-
sungsvoraussetzung flir die Zwischenprüfung, ebenso wie - nach alter 
LPO - je 6 Leistungsnachweise im 1. und 2. Fach und 2 erziehungswis-
senschaftliche Leistungsnachweise. Nach Ansicht der Studierenden 
kommt der Pädagogik bei der Zwischenprüfung zu wenig Relevanz zu. 
Obwohl sich die Studierenden (5) in der 1. Phase befinden und nur über 
diesbezügliche Erfahrungen verfügen, gehen sie von einer Dreiphasigkeit 
der Ausbildung aus und haben während ihres Studiums immer auch die 2. 
und speziell die 3. Phase im Blick, mit der sie bestimmte Erwartungen 
und Vorstellungen verbinden. Die (6) Ausbildung soll an einer Universi-
tät erfolgen; hier sehen die Studierenden - trotz des möglicherweise stär-
keren Praxisbezugs der Fachhochschulen- die Vorteile der universitären 
Berufsschullehrerbildung u. a. im Hinblick auf eine selbständige Ausei-
nandersetzung auch mit solchen Inhalten, die über die unmittelbaren Pra-
xisanforderungen hinaus gehen. Die 2. Phase der Berufsschullehreraus-
bildung sollte traditionell in Studienseminaren und Ausbildungsschulen 
stattfinden; aber in der 3. Phase an den Schulen wünscht man sich einen 
stärkeren Bezug zu den Ausbildungsinstitutionen der 1. und 2. Phase. (7) 
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Das Lehramtsstudium für die beruflichen Fachrichtungen ist als wissen-
schaftliches Studium mit 8 Semestern Dauer ( + 1 Prüfungssemester) kon-
zipiert und schließt mit dem Staatsexamen ab, das eventuell mit entspre-
chenden Zusatzleistungen oder mit einer zusätzlichen Klausur als Diplom 
anerkannt werden sollte. Die Studierenden machen aus ihrer Sicht auf-
merksam auf die knapp bemessene Regelstudienzeit bei bestimmten ge-
forderten "Sonderleistungen" (Praktika, Latinum etc.) bzw. notwendigen 
Erwerbstätigkeiten zur Einkommenssicherung; sie hielten zudem die 
Vergabe eines doppelten Abschlusses Diplom/Staatsexamen bzw. den 
Studienabschluß Diplom-Handelslehrer angesichts ihrer Studienleistun-
gen im Vergleich mit den Diplom-Betriebswirten für angemessener. Die 
Erfahrungen der Studierenden in der Studieneingangsphase sind überwie-
gend durch Orientierungslosigkeit gekennzeichnet; diese wird durch das 
,,Einzelkämpfertum" der (wenigen) Lehramtstudierenden unter den Stu-
dierenden im Diplomstudiengang Wirtschaftswissenschaft bzw. Elektro-
technik noch verschärft. Deshalb sehen die Studierenden in bezug auf die 
Gestaltung der Eingangsphase erheblichen Veränderungsbedarf und wün-
schen sich Orientierungstutorien, Kontaktbörsen mit höheren Semestern 
etc. speziell für die berufliche Fachrichtung. Das erziehungswissen-
schaftliche Studium (berufs-und wirtschaftspädagogischer Schwerpunkt) 
ist über die Studienordnung auf das Hauptstudium konzentriert, sollte 
aber nach Ansicht der Studierenden durch spezielle berufs- und wirt-
schaftspädagogische (Einführungs) Veranstaltungen im Grundstudium 
ergänzt werden. Die Abstimmung und Koordination der Lehrangebote für 
die Lehramtstudiengänge durch die Lehrerbildungskommission und ein 
Zentrum für Lehrerbildung werden aufgrund der eigenen Erfahrungen 
von den Studierenden besonders positiv wahrgenommen und explizit 
hervorgehoben (soweit sie diese Institutionen kennen). Die Studierenden 
halten eine zeitliche Verkürzung des 24monatigen Vorbereitungsdienstes 
als durchaus für sinnvoll, um insbesondere bei einer vor dem Studium 
abgeschlossenen nichtakademischen Berufsausbildung die Gesamtausbil-
dungszeit zu verkürzen. Das Aufnahmeverfahren besteht nach eigenen 
Erfahrungen der Studierenden, die gerade dabei sind, ihren Vorberei-
tungsdienst anzutreten, aus einer einfachen Bewerbung im jeweiligen 
Land. Der Umfang selbständigen Unterrichts variiert je Ausbildungspha-
se zwischen 0 und 12 Stunden und wird z. T. durch eine betreuende 
Lehrperson begleitet. Als Leistungsnachweise fungieren in der 2. Phase 
Referate im Seminar sowie beurteiltelbenotete Lehrproben in der Ausbil-
dungsschule. Das Staatsexamen besteht nach Kenntnis der Studierenden 
aus einer Staatsarbeit, einem Unterrichtsbesuch und einem Kolloquium. 
Mit Bezug auf das Zweite Staatsexamen halten die Studierenden die der-
zeitige Regelung, daß betreuende Lehrer auch prüfen, für nicht sinnvoll. 
Die 3. Phase der Berufsschullehrerbildung sehen sie als die gesamte be-
rufliche Laufbahn vom Eintritt in den Schuldienst bis zum Austritt aus 
dem Schuldienst - sei es in eine andere Berufstätigkeit oder in den Ruhe-
stand. Für diese individuell sehr unterschiedlich ausgedehnte Phase wün-
schen sich die Studierenden eine kontinuierliche und intensive Betreuung 
sowohl durch erfahrene Kollegen an den Schulen als auch durch das 
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Ausbildungspersonal der 1. und 2. Phase, insbesondere beim Übergang 
von der 2. Phase in die 3. Phase. Einer regelmäßigen Lehrerfortbildung 
messen die Studierenden u. a. aufgrund der kurzen Verfallzeit berufs-
fachlichep Wissens und ne1;1er Themen in den beruflichen Fachrichtungen 
erhebliche Bedeutung bei, ebenso wie der Lehrerweiterbildung z. B. für 
die Schulleitungsfunktion oder zum Erwerb einer weiteren Fakultas. Die 
Berufslaufbahn für das Lehrpersonal an beruflichen Schulen sollte durch 
regelmäßige Hospitationen in der Wirtschaft (Betriebe, Unternehmen, 
Institutionen) gekennzeichnet sein. Den Übergang in den Ruhestand wür-
den die Studierenden durch eine sukzessive Reduzierung der Unterrichts-
zeit (Altersteilzeit) erleichtern, auch um dem häufig thematisierten bum-
out bei Lehrern entgegen zu wirken. Ein vorzeitiger Ausstieg aus dem 
Beruf wird von Seiten der Studierenden nicht ausgeschlossen und sollte z. 
B. durch das Aufzeigen alternativer Beschäftigungsmöglichkeiten be-
rücksichtigt und angemessen begleitet werden. In bezug auf (9) Lern- und 
Arbeitsumgehungen bemängeln die Studierenden z. T. die didaktisch-
methodischen Konzepte bzw. fehlende Kompetenzen der Lehrenden. Die 
Rekrutierung geeigneter Personen ( 10) für die Ausbildung zum Berufs-
schullehrer gestaltet sich aus Sicht der Studierenden als äußerst schwie-
rig, da nach Kenntnis der Studierenden häufig Zufälle (z. B. entsprechen-
de Berufstätigkeit der Eltern, Thematisierung in peer-groups) und insge-
samt eine gewisse Beliebigkeil die Berufswahl für ein Studium mit einer 
beruflichen Fachrichtung beeinflußt haben. Die Studierenden halten des-
halb eine gezielte Berufswahlvorbereitung und Berufsorientierung in den 
Schulen für das Lehramt an beruflichen Schulen für dringend erforder-
lich, um nicht nur quanitative Mängel zu beheben, sondern um vor allem 
auch unter qualitativen Gesichtspunkten geeignete Bewerber zu rekrutie-
ren. 
Diese Vorstellungen zur Berufsschullehrerbildung aus studentischer Sicht 
enthalten im Vergleich zu den Soll-Aussagen in den Dokumenten der 
Parteien, Gremien und Verbände Hinweise auch auf solche Konzept-
Dimensionen, die von den politischen Akteuren wenig (1 bis 4) bzw. 
nicht (8 bis 10) thematisiert werden. Die strukturellen Vorgaben der Mo-
delle A und B thematisieren sie dagegen weniger, weil sie diese als Rah-
menbedingungen für die Berufsschullehrerbildung zu akzeptieren schei-
nen. 
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10. Interpretation der Lage in der politischen Diskussion über 
die Berufsschullehrerbildung 
Die Einordnung des Forschungsprojektes in die aktuellen politischen 
Entwicklungen in der Berufsschullehrerbildung und die Diskussionen 
darüber (Kapitel 1 ), die Erörterung historischer Entwicklungen und deren 
zusammenfassende Interpretation (2.18), die Bewertung der innerwissen-
schaftlichen Diskussion in der Berufs- und.Wirtschaftspädagogik über die 
Berufsschullehrerausbildung an Universitäten aufgrund einer Expertise 
(Kapitel 3), die theoretischen Grundlagen für die Durchführung des For-
schungsprojektes (Kapitel 4) waren Bezugspunkte für die bewertende 
Interpretation der Analyseergebnisse (7.4) und für den Vergleich von 
Modellen zur Berufsschullehrerausbildung (Kapitel 8). Unter Berück-
sichtigung einiger Aussagen von Studierenden aus ihrer Sicht als Betrof-
fene (Kapitel 9) fassen wir im Folgenden alle Analyseergebnisse und 
Bewertungen zu einer Interpretation der Lage in der politischen Diskussi-
on über die Berufsschullehrerbildung zusammen. 
10.1 "Perspektiven der Lehrerbildung in Deutschland" 
Für die Entscheidung, von den ,,Perspektiven ... " (Terhart 2000) als poli-
tisch wichtiger Bezugspunkt für die Interpretation der Lage auszugehen, 
gibt es viele Gründe, von denen wir Folgende hervorheben: 
(1) In der "Gemischten Kommission Lehrerbildung" (GKL), die 1998 
von der KMK zur Erörterung akuteHer Fragen der Lehrerbildung un-
ter Einbezug aller Phasen, Institutionen und Prozesse eingesetzt wur-
de, haben ,,Fachleute aus Wissenschaft und Bildungsverwaltung" zu-
sammengearbeitet (ebd. S. 8), die den Abschlußbericht im Konsens 
erarbeitet und ohne Gegenstimmen verabschiedet haben. Die perso-
nelle Zusammensetzung der G.J(L war und ist keine politische Selbst-
verständlichkeit, wie die Geschichte der Berufsbildungsberatung und 
-planung in der Bundesrepublik seit dem 1953 eingesetzten ,,Deut-
schen Ausschuß für das Erziehungs- und Bildungswesen" und die Er-
fahrungen mit wechselseitigen Irritationen von Wissenschaftlern und 
Bildungsverwaltern vor allem im Reformjahrzehnt von 1965 bis 1975 
erkennen lassen. Diese Entscheidung war vermutlich beeinflusst von 
guten Erfahrungen, die die KMK mit der Expertenkomission "Wei-
terentwicklung der Prinzipien der gymnasialen Oberstufe und des A-
biturs" gemacht hat, die unter dem Vorsitz von Prof. Dr. Jürgen 
Baumert in etwa vergleichbarer Zusammensetzung gearbeitet und 
1995 ihren Abschlußbericht vorgelegt hat (KMK 1995). Daß eine 
solche Entscheidung nicht selbstverständlich ist, zeigt die Zusam-
mensetzung und Konstituierung der Komission, deren Einsetzung die 
GKL der KMK zur speziellen Beratung über die Berufsschullehrer-
bildung empfohlen hat (Terhart 2000, S. 65); sie ist in der Bestellung 
des Vorsitzes und des Stellvertreters, in der inhaltlichen Planung der 
rnrmr r nvmrsmr- · w 
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Komissionsarbeit und in der Zeitplanung deutlich anders verlaufen, 
als bei der Konstituierung und Arbeitsplanung der GKL. 
(2) Die KMK hat aufihrer 287. Sitzung am 21.122. 10. 1999 vom Vorsit-
zenden der GKL den Abschlußbericht entgegen und zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Auch innerhalb der Kultusverwaltungen haben 
die ,,Perspketiven ... " durchweg eine breite, positive und konstruktive 
Resonanz gefunden9• Sichtbare Zeichen dafür sind die in 1.1 ge-
nannten Entwicklungen und die politischen Aktivitäten in Harnburg 
und Niedersachsen, die auf eine Konkretisierung der ,,Perspektiven 
... "für die Landespolitik zielen. In Nordrhein-Westfalen hat die im 
Sommer 1992 von Ministerpräsident Johannes Rau eingesetzte Bil-
dungskomission in ihrer 1995 vorgelegten Denkschrift ,,Zukunft der 
Bildung- Schule der Zukunft" (Bildungskomission NRW 1995) aus 
ihren Analysen und Empfehlungen für die "Schule der Zukunft" 
Konsequenzen für die Lehrerbildung gezogen. Diese haben die öf-
fentliche Diskussion über die Lehrerbildung und die politischen Ak-
tivitäten zur qualitativen Verbesserung nicht nur in NRW beeinflusst, 
sondern auch die Beratungen in der GKL. In NRW ist ein Modellver-
suchsprogramm zur Einrichtung von Zentren für Lehrerbildung als 
Teil von Querstrukturen für die an der Lehrerausbildung beteiligten 
Universitäten durchgeführt, Entwürfe zur Novellierung des Leh-
rerausbildungsgesetzes und der Ordnung der Ersten Staatsprüfung er-
arbeitet worden, die ebenfalls in hohem Maße mit den ,,Perspektiven 
... " übereinstimmen1 Die Durchsicht von Presse und Zeitschriften-
9 Die Hamburger Behörde für Schule, Jugend und Berufsbildung hat eine Länderumfrage 
zur Reform der Lehrerausbildung durchgeführt. Danach arbeiten fast alle Länder zur Zeit 
an einer Reform. Die ,,Perspektiven ... " hätten zu den intensiven Diskussionen beigetragen 
und Grundlagen dafür geschaffen (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, 
Drucksache 16/5668 vom 27.02.2001, S. 5 Punkt 5). 
1 Allerdings sind die Besonderheiten der Berufsschullehrerbildung kaum berücksichtigt 
worden - in die nordrhein-westflilischen Bildungskommission war auch kein Fachvertre-
ter der universitären Berufsschullehrerausbildung berufen worden. Die neuesten Ent-
wicklungen in NRW könnten jedoch eine Trendwende in der fast 30jährigen Entwicklung 
in der Lehrerausbildung einleiten. Die Landesregierung hat durch Beschluß vom 
19.1.1999 im Rahmen des Qualitätspakts einen Expertenrat berufen, der am 20.2.2001 
seinen Abschlußbericht vorgelegt hat. Zum Vositzenden des Expertenrates hat die Minis-
terin für Schule, Wissenschaft und Forschung (MSWF) Prof. Dr. Hans-Uwe Erichsen 
berufen, ehemaliger Rektor der Westfälischen-Wilhelms-Universität und Präsident der 
HRK, bekannt als scharfer Kritiker der Lehrerausbildung. Ein Experte für die Lehrerbil-
dung oder gar für die Berufsschullehrerbildung wurde nicht berufen. Gleichwohl - oder 
deshalb - empfiehlt der Expertenrat die Umstellung der tradierten grundständigen Leh-
rerausbildung in ein konsekutives Modell mit BAIMA-Abschlüssen und eine "weitgehen-
de Modularisierung des Studiums unter Einschluß studienbegleitender Prüfungen nach 
Maßgabe von ECTS-kompatiblen Leistungssystemen" (Expertenrat 2001, S. 115). ,,Als 
Grundlage postgradualer Studiengänge in den berufsbildenden Fachrichtungen kommen 
nach Auffassung des Expertenrats auch an Fachhochschulen erworbene einschlägige BA-
AbschlUsse in Betracht. Postgraduale Lehrerbildung für Berufsschullehrerinnen und -
Iehrer sollte nach Maßgabe der Möglichkeiten in geeigneten Fällen in Kooperation von 
Universität und Fachhochschulen stattfinden. In diesem Rahmen sollten die Bildung in 
den berufsbildenden Fachrichtungen weitergehend als bisher, unter Umständen auch insge-
samt von den Fachhocschulen, die Bildung in allgemein bildenden Fachrichtungen für 
183 
beitägen, Rezensionen etc. lassen bei der interessierten Öffentlichkeit 
ebenfalls großes Interesse und weitgehende Zustimmung zu den 
,,Perspektiven ... " erkennen. 
(3) Die ,,Perspektiven ... " sind nach unserer Definition als "vollständiges 
Konzept" für die Lehrerbildung zu bewerten, weil sie zu allen 10 
Dimensionen . Soll-Aussagen enthalten, die überwiegend von 
Schwachstellen-Analysen der gegenwärtigen Praxis ausgehen. Die 
Analyse des GKL-Abschlußberichtes (Abbildung 17) stützt diese 
Bewertung für die Mesosystem-Ebene. Aber auch zum Leitbildkom-
plex und zu den Dimensionen 8 bis 10 enthält er wichtige Soll-
Aussagen. Darüber hinaus enthält der Abschlußbericht differenzierte 
Aussagen auch zur 2. und 3. Phase. Weil vergleichbare Aussagen von 
Parteien etc. fehlen, stellen wir diese nicht dar, sondern weisen nur 
daraufhin. 
Abbildung 17: Aussagen in den "Perspektiven der Lehrerbildung" zu den Merkma-
len des Analyseinstruments 
Fachdidaktische Studienanteile 
Ausbildungspersonal 
Berufsschullehrerinnen und Berufsschullehrer sowie erziehungswissenschaftliche Anteile 
von den Universitäten erbracht werden. Der Expertenrat unterstützt insoweit die von der 
Westfälischen-Wilhelms-Universität Münster und der Fachhochschule Münster geplante 
Kooperation." (S. ll7f.). 
Das MSWF hat sich den Vorschlag zur Umstellung der Lehrerausbildung auf ein konse-
kutives Modell zu eigen gemacht und den Universitäten, denen die Lehrerausbildung 
entzogen werden soll (Bochum, Bonn, Düsseldorf) in Aussicht gestellt, daß sie durch 
Schaffung von Bedingungen für eine konsekutiv umstrukturierte Lehrerausbildung diese 
erhalten könnten (Entwurf "Sechste Verordnung zur Sicherung der Aufgaben im Hoch-
schulbereich"- Stand 4.4.2001). 
Ausbil-
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Studienabschluß Staatsexamen; Entlastung: wiss. Hausarbeit in Fachdidaktik und EW 
Lehrerbildungskommission Ja, z. 8. mit zugeordnetem Zentrum 
Zentrum für Lehrerbildung Und Schulforschung 
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Institution Seminar/ Ausbildungsschule 
Zulassung.'ivoraussetzungen I. Staatsexamen 
Aufnahmeverfahren Sicherung kumulativen Lemens 
Selbständiger Unterricht Frühzeitig ermöglichen - Schutzinteressen der Schüler/Eltern 
Leistungsnachweise Spannung von Beurteilung und Beratung 
Prüfungen Abschlußprüfung begleitend (Examen+ Beschreibung individuellen Korn-
pet_(!IIZJ)rofils) 
Ausbildungspersonal Einer Bestellung als Fach- oder Seminarleiter muß Qualifizierung vorausge-
hen; Bestellung nach dem Prinzip der Bestenauslese; zunächst auf Zeit -
Quereinstieg ermöglichen 
Ausbildung + Abschluß 2. Staatsexamen - Entlastung 
Umfang 24 Monate (implizit) 
{' /,.Jj~ d 
,x,, 
,,J,! *'' "? ~-'- , .. ; ,,;,., ' "'~ ' .. 
Gestaltung der Berufseingangsphase Entscheidend für den Kompetenzautbau; deshalb Ausgestaltung der Be-
rufseingangsphase notwendig; Schulleitung und Schuladministration müssen 
sichgezielt der Mittel der Personalführum! + Personalentwicklun_g bedienen 
Lehrerfortbildung Zur Aufrechterllaltung und Aktualisierung des Kompetenzniveaus, Ver-
pflichtung/ Anreize 
Lehrerweiterbildung Zum Erwerb zusätzlicher Qualifikationen- Zusammenhang von Schul- und 
Personalentwicklung - Weiterbildungspläne 
Berufslaufbahn Kontinuierliches Weiterlernen im Beruf; Probezeiten; Entwicklung tatsächli-
eher Kompetenzen enger mit Lautbahnentwicklung verknüpfen; besoldungs-
bezogene Differenzierungen, die Anerkennung ermöglichen und Leistung 
belohnen; 
Ausstieg aus dem Beruf Bei negativem Entwicklungsverlauf von Lehrkräften einen für beide Seiten 
,,befreienden" vorzeitigen Ausstieg aus dem Lehrerberuf ermöglichen 
(4) Die KMK hat aufihrer 288. Sitzung am 9.12.1999 beschlossen: ,,Zur 
Ergänzung und Fortführung des Berichts der Gemischten Komission 
Lehrerbildung ,,Perspektiven der Lehrerbildung in Deutschland" für 
den Sektor der Berufsschullehrerausbildung und flir mittelfristig zu 
treffende Maßnahmen der Neustrukturierung der Ausbildung mit dem 
Ziel der Lösung der Probleme in der Ausbildung der Berufsschulleh-
rerinnen und -Iehrer wird eine Arbeitsgruppe aus Vertretern von 
Schule, Berufsbildung und Hochschule berufen". Diesen Auftrag in-
terpretieren wir dahingehend, daß diese Arbeitsgruppe vom 
Abschlußbericht der GKL ausgehend und in den Arbeitsergebnissen 
vergleichbar ,,Perspektiven für die Berufsschullehrerbildung in 
Deutschland" erarbeiten soll. In diesem Verständnis hatjedenfalls die 
GKL der KMK die Durchführung spezieller Beratungen zur Berufs-
schullehrerbildung empfohlen. 1 Vor diesem Hintergrund schlagen wir 
1 Als Mitglied der GKL hat der Projektleiter in Absprache mit der Sektion Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik und den Berufsschullehrerverbänden für diese Empfehlung plädiert, 
weil für eine Beratung über die Berufsschullehrerbildung in der GKL die legitimatorische 
Basis mit nur einem Fachvertreter aus der Berufs- und Wirtschaftspädagogik zu schmal 
gewesen wäre. In Bezug auf die daran geknüpften Erwartungen ist die Entwicklung in der 
KMK enttäuschend verlaufen, weil (l) bis zur ersten Sitzung am 23.3.2001, zu der alle 
berufenen Mitglieder erstmals eingeladen wurden, mehr als ein Jahr vergangen ist, (2) die 
Arbeitsgruppe in Größe, Struktur und Vorsitz anders zusammengesetzt ist als die GKL, 
(3) bereits vor dieser Sitzung Vor-Entscheidungen über die Ausführung des Auftrages und 
damit auch über die (4) Zielsetzung für die Arbeit entschieden wurde, die im Einladungs-
mrr !15?-
185 
Themen für die politischen Beratungen über die Berufsschullehrer-
bildung vor (11.2), die an die eingerichtete Arbeitsgruppe, aber nicht 
nur an diese, adressiert sind. 
Die ,,Perspektiven ... " sind zwar kein Konzept für die Berufsschulleh-
rerbildung. Aber die Beratungen und Entscheidungen über die politi-
sche Gestaltung der Berufsschullehrerbildung sollten sich im Hin-
blick auf Vollständigkeit und Differenziertheit an ihnen messen las-
sen und nicht hinter dem erreichten Entwicklungsstand in der politi-
schen und fachlichen Diskussion zurückbleiben. 
10.2 Beschlüsse der KMK zur Berufsschullehrerbildung 
Bei der Interpretation der politischen Diskussion über die Berufsschulleh-
rerbildung gehen wir in bezugauf die KMK-Beschlüsse von 1995 und 
1999 von den historischen Entwicklungen und systematischen Verglei-
chen in Kapitel 2 (insbesondere 2.15 und 2.17) aus und setzen diese in 
Beziehung zur obigen Interpretation der ,,Perspektiven ... ". Dabei inter-
pretieren wir die ,,Perspektiven ... " als relativ vollständiges Konzept für 
die Lehrerbildung allgemein und die KMK-Beschlüsse als Teil-Konzepte 
(Modelle A und B), die hauptsächlich die Bildungsgangstrukturen poli-
tisch gestalten (7. Dimension auf der Mesosystem-Ebene). 
Die ,,Perspektiven ... " für die Gestaltung der Lehrerbildung für Lehrer an 
allgemeinbildenden Schulen reagieren auf Veränderungen in den Zielen 
und Aufgaben dieser Schulen und den daraus resultierenden Veränderun-
gen in der Lehrerarbeit, die wiederrum auf Veränderungen in der Gesell-
schaft reagieren, in denen Kinder und Jugendliche zukünftig als Erwach-
sene leben und auf die sie deshalb auch durch die Schule vorbereitet wer-
den müssen (Erziehung als Summe der Reaktionen der Gesellschaft auf 
die Entwicklungstatsache; Bemfeld 1925/1967, S. 51). Die KMK-
Modelle reagieren strukturell in gleicher Weise auf gesellschaftliche Ver-
änderungen, aber spezifisch auf Veränderungen im berufsbildenden 
Schulwesen, das Teil des Berufsausbildungssystems ist, und das wieder-
rum spezifisch auf Veränderungen in der gesellschaftlichen Organisation 
der Arbeit reagiert. Das Gemeinsame der ,,Perspektiven ... " und der Mo-
delle ist die Reaktion auf gesellschaftliche Veränderungen; das Spezifi-
sche für die Modelle ergibt sich aus der konzentrierten Reaktion auf Ver-
änderungen in der beruflichen Organisation der Erwerbsarbeit 
Weitere Gemeinsamkeiten bestehen in den strukturellen Voraussetzungen 
für die Lehrerbildung: Dreiphasigkeit; grundständige universitäre Ausbil-
dung in der 1. Phase;_ duale Ausbildung in Studienseminaren und Ausbil-
dungsschulen in der 2. Phase; Weiterlernen im Beruf als 3. Phase. 
schreiben vom 28.2.2001 eine Engfilhrung auf die quantitativen Probleme der Lehrerver-
sorgung befürchten läßt. (vgl. dazu Kapitel2, insbesondere 2.18, Punkte 11 und 13). 
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Modell A ist auf die universitäre Ausbildung von Lehrern für das kauf-
männische Schulwesen (Schulen im Berufsfeld Wirtschaft und Verwal-
tung) begrenzt. Die 1. Phase soll nicht nur als Vorbereitung auf die Fort-
setzung der Ausbildung in der 2. Phase gestaltet werden, sondern nach 
dem Polyvalenz-Prinzip auch für eine außerschulische Erwerbsarbeit 
qualifizieren. Modell B regelt die universitäre Ausbildung für Lehrer 
aller berufsbildenden Schulen, und zwar weniger nach dem Polyvalenz-
Prinzip, sondern mehr bezogen auf das Weiterlernen in der 2. und 3. 
Phase, zu dem es aber nur wenige Regelungen für die 2. Phase trifft. 
Aus dem Vergleich der Modelle A und B miteinander (2.15 und 2.17) 
und mit Modell C (8.2) interpretieren wir die Spannung von Einheit und 
Differenz in der Berufsschullehrerbildung wie folgt: 
Die historische Entwicklung, die in das Modell A mündet, steht im Kon-
text der Entwicklung der Wirtschaftswissenschaften in den Handelshoch-
schulen und Universitäten, in denen sich die Wirtschaftspädagogik als 
Teildisziplin der Wirtschaftswissenschaften und der Studiengang zum 
Diplom-Handelslehrer parallel zu den Studiengängen zum Diplom-
Kaufmann und Diplom-Volkswirt entwickelt hat. Die frühe Diplomie-
rung der Handelslehrer, die für ein höheres gesellschaftliches Ansehen, 
flir eine laufbahnmäßige Gleichstellung mit den Gymnasiallehrern und 
flir eine Abgrenzung zu den anderen Lehrergruppen wichtig war, hat in 
den Beziehungen zu den Lehrern an allen anderen beruflichen Schulen 
und deren Ausbildung zur Betonung von Differenzen geführt, die mit 
Andersartigkeit und Höherwertigkeit begründet wurden. 
In der historischen Entwicklung zum Modell B war einerseits die Orien-
tierung an der Handelslehrerausbildung und am Status der Diplom-
Handelslehrer dominant. Andererseits führte die Diskriminierung der 
Ausbildung und der Lehrer für die anderen berufsbildenden Schulen im 
Vergleich zu der der Handelslehrer gerade durch diese Orientierung zu 
einer Ambivalenz, die in und zwischen den Modellen A und B ausbalan-
ciert werden mußte nach dem Gleichheitsgrundsatz: Gleichwertigkeit 
trotz Andersartigkeit Diese Balance ist· bisher nur begrenzt gelungen. 
Nach dem Aspekt der Andersartigkeit hat die KMK das im Rahmen der 
HRK erarbeitete Modell A als mit dem Modell B gleichwertig, zumindest 
als verträglich akzeptiert. Dabei bestanden und bestehen die Spannungen 
weiter, die bereits zu Beginn der Entwicklungen in der Bundesrepublik 
deutlich wurden durch die politischen Bemühungen der Handelshoch-
schul-Konferenz um die Handelslehrerausbildung in vorrangiger Orien-
tierung an den Strukturen und Entwicklungen in den Wirtschaftswissen-
schaften einerseits und durch die Interventionen der KMK andererseits, 
die eine vorrangige Ori6ntierung an den schulpädagogischen Anforde-
rungen in den berufsbildenden Schulen vefolgte. 
Bei der Erarbeitung des Modells A in der HRK ist die Orientierung am 
Modell B deutlich verfolgt worden, um die gleichwertige Anerkennung 
für die Einstellung von Diplom-Handelslehrern in den Vorbereitungs-
dienst zu erreichen. Aus dem Vergleich beider Modelle (2.17) haben wir 
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das Fazit gezogen, daß die Übereinstimmungen so groß und die Differen-
zen, die wegen Nicht-Reg~lungen nicht genau bestimmt werden können, 
so gering sind, daß es keine sachlichen Gründe gibt,- bei Nachweis einer 
weiteren 6monatigen fachpraktischen Tätigkeit -, Diplom-Handelslehrern 
die Zulassung zum Vorbereitungsdienst zu verweigern. 
Weil die KMK den Grundsatz der Gleichwertigkeit bei Andersartigkeit 
des Modells A in bezug auf das Modell B anerkennt, wäre es nach dem 
Grundsatz der Einheitlichkeit (der Ausbildung von Lehrern für das Be-
rufsfeld I) konsequent, die berufliche Fachrichtung Wirtschaftswissen-
schaften nicht in das Modell B einzubeziehen dürfen. Dem stand und 
steht entgegen, daß die Kultusadministration aus der umfassenden Ver-
antwortung des Staates für die Schule die Lehrerbildung als wesentliches 
Instrument für die Gestaltung der Schule direkt steuern will (z. B. Stel-
lungnahme der KMK zur Studienstrukturreform für die Lehrerausbildung 
vom 12.5.1995). Für eine indirekte Steuerung durch Festlegung inhaltli-
cher Voraussetzungen bei der Zulassung zum Vorbereitungsdienst, die 
über verschiedene Studiengänge, z. B. Diplom-Studiengänge, erworben 
werden können, oder für eine direkte Steuerung durch Eingangsprüfun-
gen statt durch Abschlußprüfungen gibt es bei den Parteien keine Optio-
nen und bei den Gremien und in der KMK keine Zustimmung. Von den 
Verbänden fordern die Berufsschullehrerverbände und die DGtE (BWP) 
die Gleichstellung von Diplomen, die in Studiengängen nach den Mo-
dellen A und B erworben wurden, mit dem Staatsexamen bzw. den ver-
bundenen Erwerb beider Abschlüsse. Diese Forderung konnte für einige 
wissenschaftliche Hochschulen in einigen Ländern erreicht werden (8.3; 
Abbildung 14 ). 
In Ländern, die einerseits an ihren Traditionen in der Lehrerausbildung 
nach Modell A festhalten, andererseits für die berufliche Fachrichtung 
Wirtschaftswissenschaft dem Modell B folgen, z. B. Berlin und Nord-
rhein-Westfalen, ergeben sich parallele Angebote nach zwei Studien-
gang-Modellen mit allenfalls geringen Differenzen (z. B. Humboldt-
Universität Berlin; Universität Köln), die bildungsökonomisch subopti-
mal sind. Es wäre vielmehr sinnvoller, die Handelslehrerausbildung. aus 
dem Modell B herauszunehmen. und nur nach Modell A mit den beiden 
Studienrichtungen I und II zu gestalten und für die anderen beruflichen 
Fachrichtungen mehr inhaltlich begründete Differenzierungen in Orien-
tierung an dem berufs- und wirtschaftspädagogischen Modell C vorzu-
nehmen, um unter Wahrung des Prinzips der Gleichwertigkeit je spezi-
fisch andersartige Varianten des Modells B zu erreichen. 
Bei einer solchen Weiterentwicklung des Modells B müßten je berufs-
feldspezifisch zum einen die curricularen Spannungen zwischen den be-
rufsschulpädagogischen Anforderungen und den Strukturen der Bezugs-
Wissenschaften, zum anderen die Spannungen zwischen fachlichen und 
pädagogischen Anforderungen (z. B. zwischen Unterricht in Jungarbeiter-
und BVJ-Klassen und im Berufsgymnasium, Berufsoberschule und Fach-
schule) und zum dritten die unterschiedlichen Beziehungen im Theorie-
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Praxis-Verhältnis berücksichtigt werden. Dabei müßten weiterhin berück-
sichtigt werden die spezifischen Affinitäten zwischen den curricularen 
Strukturen der Erziehungswissenschaft I Berufs- und Wirtschaftspädago-
gik, der beruflichen Fachrichtungen und der Fächer des Wahlpflichtbe-
reichs, die Kombinationsmöglichkeiten in diesen Studienanteilen und 
insbesondere der Stand und die Entwicklungsperspektiven der Fachdi-
daktiken, die dafur von zentraler Bedeutung sind. Für deren Weiterent-
wicklung bzw. Konstituierung könnten die Vorstellungen zur Entwick-
lung einer Berufsfeldwissenschaft - etwa für das Berufsfeld Körperpflege 
- durchaus hilfreich sein. 
Nach diesen Erörterungen der Modelle A bis C für die Berufsschullehrer-
bildung in der Spannung von Einheit und Differenz, die vom Grundsatz 
der Gleichwertigkeit bei Andersartigkeit ausgegangen sind, vergleichen 
wir die drei Modelle insgesamt mit den ,,Perspektiven ... " unter Berück-
sichtigung der Spannung von Einheit und Differenz, die für alle Lehräm-
ter bestehen. Obwohl dieser Vergleich nur begrenzt durch die Ergebnisse 
der quantitativen Analysen gestützt werden kann, verweisen wir auf die 
synoptische Zusammenfassung (7.2; Abbildung 9, Spalten 10, 12 und 13 
sowie auf Abbildung 19). Daraus ist ersichtlich, das Vergleiche u.a. des-
halb schwierig sind, weil einerseits in den ,,Modellen" Aussagen zu 7 von 
10 Dimensionen fehlen, und weil andererseits die ,,Perspektiven ... " nur 
globale Aussagen zur 7. Dimension ,,Bildungsgang" enthalten, die aber 
für die Frage nach Einheit und Differenz der Lehrämter von zentraler 
Bedeutung sind. Denn in der Spannung von fachlichen und pädagogi-
schen Kompetenzen ist die Entscheidung für einen Einfach-, Zweifach-
oder Dreifach-Lehrer von grundlegender Bedeutung. 
Die ,,Perspektiven ... " folgen in den Aussagen zum Lehramt für den Se-
kundarbereich II der Tradition der Gymnasiallehrerausbildung zum Zwei-
fach-Lehrer. In deren Ursprung hat es neben dem Studium zweier Fächer 
keinen spezifischen erziehungswissenschaftliehen Studienanteil gegeben 
- aus fachstrukturellen und bildungstheoretischen Gründen, die hier nicht 
erörtert werden können. Die ,,Perspektiven ... " fordern aufgrund der 
Mängelanalysen gerade für dieses Lehramt einen angemessenen (höhe-
ren) Studienanteil für die Erziehungswissenschaft und eine bessere Ges-
taltung der Theorie-Praxis-Beziehungen durch schulpraktische Studien 
(aber auch durch Lehr-Forschungs-Projekte). Sie explizieren aber dazu 
keine Modell-Aussagen - wie etwa 30 : 65 : 65 SWS und gehen auf cur-
riculare Affmitäten zwischen den Studienanteilen nicht ein, aus denen 
Konsequenzen für die spezifische Gestaltung von Varianten des Modells 
zu ziehen wären. 
Eine Vereinheitlichung der Lehrerausbildung für Lehrer des Sekundarbe-
reichs II würde die Unterschiede zwischen Fach und (allgemeiner und 
spezieller) beruflicher Fachrichtung nivellieren. Eine Übereinstimmung 
der Fachstudien in den Studiengängen für Gymnasial- und B~rufsschul­
lehrer ist nur anzustreben für allgemeinbildende Unterrichtsflicher in 
Bildungsgängen des beruflichen Schulwesens, die zur Hochschulreife 
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führen (abgesehen von der Frage, ob und inwieweit deren wissenschafts-
didaktische Strukturen und Fachdidaktiken in den Studiengängen diffe-
renziert werden müßten). Die politische Entscheidung über die Einheit-
lichkeit der Lehrerausbildung für den Sekundarbereich II - 9 Studiense-
mester und 160 SWS Studienumfang - und die Orientierung des Studi-
ums eines nicht-affinen Faches am Fachstudium der Gymnasiallehrer 
zwingt eine Modell-Variante der Berufsschullehrerausbildung (Studien-
richtung II im Modell A und die entsprechende Kombination im Modell 
B) zu problematischen Kompromissen: Kürzung der Studienanteile für 
Erziehungswissenschaft, der beruflichen Fachrichtung und/oder des all-
gemeinen Faches im Wahlpflichtbereich. Statt 180 bis 200 SWS wie im 
Modell C für die Studienrichtung VI vorgeschlagen, gibt es in den Län-
dern und an den wissenschaftlichen Hochschulen mehrere Varianten wie 
20 : 80 : 60 oder 30 : 90 : 40. Modell A, Studienrichtung II hat auf dieses 
Problem am konsequentesten reagiert mit der Variante, den Studienum-
fang auf 175 SWS zu erhöhen und weitere Variationen im Rahmen von 
Studienanteilen wie 35 - 40 : 70 - 75 : 45 - 60 zuzulassen. 
Ein weiterer Vergleich von Aussagen in den ,,Perspektiven ... " zu den 
anderen Dimensionen dieses Konzeptes mit entsprechenden Soll-
Aussagen für die Berufsschullehrerbildung stößt in bezug auf den Leit-
bild-Komplex (Dimensionen 1 bis 4) auf Probleme, die wir in 7.3 thema-
tisiert und durch qualitative Analysen begrenzt bearbeitet haben. In den 
,,Perspektiven ... " sind die Schwierigkeiten erörtert, ein Leitbild für den 
Lehrerberuf zu formulieren (Terhart 2000, S. 44 ff.); gleichwohl sind die 
Aussagen zum Leitbildkomplex deutlich. Von der übergeordneten Auf-
gabe ausgehend, das Lernen durch Lehren zu unterstützen und anzuleiten, 
müssen Lehrer über Kompetenzen zum Unterrichten, Erziehen, Diagnos-
tizieren, Beurteilen und Evaluieren sowie zur Schulentwicklung verfügen. 
Diesen Aussagen stehen im politischen Raum keine Soll-Aussagen ent-
gegen. 
Die Relevanz dieser Leitbildaussagen bedarf für die Berufsschullehrer-
bildung der Interpretation und Ergänzung in mindestens zwei Hinsichten: 
(1)Wie ist der verwendete Erziehungsbegriff fiir überwiegend Volljährige 
in berufsbildenden Schulen zu verstehen, wenn durch die Zuerkennung 
politischen Mündigkeit deren ,,Erziehung" beendet sein müßte - nicht 
aber deren ,,Bildung"? (2) Welche spezifischen Kompetenzen über die in 
den ,,Perspektiven ... " genannten hinaus müssen Lehrer für berufsbilden-
de Schulen verfugen, um in den vielfachen Verflechtungen des komple-
xen Berufsausbildungssystems erfolgreich arbeiten zu können? Zu den 
Folgerungen aus den Spezifika dieses Kompetenzbereichs wird für die 
Ausbildung von Lehrern an berufsbildenden Schulen zum einen eine 
Berufsausbildung, mindestens eine einjährige praktische Tätigkeit ver-
langt. Zum anderen wurde und wird mit bezug darauf die Zulassung von 
Praktikern zum Studium und zum Unterrichten in den berufsbildenden 
Schulen gefordert (2.3, 2.5, 7.4). Zum dritten liefert dieser Kompetenzbe-
reich ein Argument gegen das Staatsexamen als Steuerungsinstrument der 
Schuladministration: So wie der Staat im neokooJ}eratistischen System 
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der nichtakademischen Berufsausbildung seinen Steuerunganspruch be-
grenzt, sollte er auch bei der akademischen Berufsausbildung der Lehrer 
für dieses System seinen Steuerungsanspruch zurücknehmen auf die 
Mitwirkung bei der Gestaltung von Diplom-Studiengängen, da der Staat 
bei der Entscheidung über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst und 
zur Lehrerarbeit im berufsbildenden Schulwesen ohnehin in einer Mono-
polstellung hat. 
Zu den Dimensionen 5 bis 7 enthalten die "Perspektiven ... " Aussagen, 
die auch für die Berufsschullehrerbildung grundlegend sind. 
1. Die Verlagerung der Lehrerausbildung oder Teile davon an die Fach-
hochschulen wird mit ausführlicher Begründung abgelehnt (86 ff.). 
2. Von drei möglichen Sequenzierungsmodellen (,,Erziehungswissen-
schaftliches Studium am Beginn bzw. als Basis; daran anschließend 
Studien der Fächer" bzw. umgekehrt) wird als drittes Modell das pa-
rallele Studium von Fächern und Erziehungswissenschaft ("grund-
ständiges Lehramtsstudium") als sachgerechte Lösung verteidigt. 
3. Aus diesem Plädoyer folgt eine kritische Distanz zu einem ,,Modell 
der gestuften Studiengänge bzw. -abschlüsse (BA/MA)", weil dieses 
mit einer grundsätzlichen Revision des deutschen Hochschulsystems 
verbunden und mit einer grundständigen Lehrerausbildung nicht 
kompatibel sei (95). 
4. Im Rahmen des präferierten Sequenzierungsmodells soll es vier Stu-
dienanteile geben: Fachstudien, fachdidaktische Studien, erzie-
hungswissenschaftliche und schulpraktische Studien, zu denen Wei-
terentwicklungen empfohlen werden, z. B. die Verbindung von fach-
didaktischen, erziehungswissenschaftliehen und schulpraktischen 
Studien in mehreren Formen und eine stärkere Modularisierung auf 
der Angebotsseite (93 ff.). 
Die ,,Perspektiven ... " enthalten auch vergleichbare Struktur und -Mo-
dell-Aussagen zur 2. und 3. Phase der Lehrerbildung, zu denen Parteien, 
Gremien und Verbände keine, allenfalls partielle Aussagen machen. Zu 
den Beziehungen zwischen den drei Phasen, deren Gestaltung die GKL 
die größte Bedeutung für die Weiterentwicklung zumißt, enthalten die 
Dokumente nur wenige Aussagen. 
Auch zu den Dimensionen 8 bis 10, zu denen im politischen Raum so gut 
wie keine Soll-Aussagen vorliegen, enthalten die "Perspektiven ... " eine 
Fülle von Anregungen und Vorschlägen, auf die wir hier nur hinweisen. 
Hervorzuheben sind die Aussagen zu den Kerncurricula für alle Studien-
anteile, weil diese von konstitutiver Bedeutung sind für alle Entscheidun-
gen über Zeitkontingente und über die Gestaltung sowohl der innerinsti-
tutionellen Beziehungen, z. B. zwischen fachlichen, fachdidaktischen 
und erziehungswissenschaftliehen Studien als auch des Lemens in den 
verschiedenen Institutionen der dreiphasigen Lehrerbildung. 
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Die Aussagen in den ,,Perspektiven ... "insgesamt zeichnen sich im Ver-
gleich zu den Soll-Aussagen aller Parteien , Gremien und Verbände da-
durch aus, daß sie alle drei Phasen umfassen, zu jeder Phase differen-
zierte Aussagen enthalten und die Beziehungen zwischen den Phasen 
besonders hervorheben. Diese Sonderstellung im politischen Raum ist 
zum einen auf den umfangreichen Auftrag zurückzuführen, den die KMK 
der GKL gestellt hat. Sie folgt zum anderen aus der theoretisch begrün-
deten Auffassung, "daß Professionalität im Lehrerberuf zuallererst ein 
berufsbiographisches Entwicklungsproblem" ist (14; auch S. 20 f. und 32 
f.). 
Dieser umfassende Auftrag der KMK an die GKL gilt nach unserer Inter-
pretation auch für die Kommission, die auf Vorschlag der GKL speziell 
für die Erarbeitung von ,,Perspektiven der Berufsschullehrerbildung" von 
der KMK eingesetzt werden sollte und die als Arbeitsgruppe inzwischen 
tagt. Deshalb empfehlen wir für deren Arbeit auch eine Orientierung an 
der berufsbiographischen Sicht auf die Berufsschullehrerbildung, zumal 
diese zum theoretischen Bestand der Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
gehört. 
10.3 Konsequenzen für die Weiterentwicklung der Berufsschul-
lehrerbildung 
Die Weiterentwicklungen der Berufsschullehrerbildung in Orientierung 
an den Soll-Aussagen der Parteien, Gremien und Verbände, insbesondere 
an den ,,Perspektiven ... ", stößt auf einige strukturelle Probleme, von 
denen wir Folgende hervorheben: 
1. Die gegenwärtige Berufsschullehrerbildung in Universitäten, im 
Vorbereitungsdienst und in der Fort- und Weiterbildung wirkt zu-
nächst mit der Macht des Faktischen und mit den Mängeln weiter, die 
Anlässe für die Diskussionen und für die geplanten Reformen sind. 
2. Politische Konsense zur Berufsschullehrerbildung gibt es bisher nur 
in Form von KMK-Beschlüssen speziell für die Ausbildung an Uni-
versitäten (Beschlüsse von 1995 und 1999) und begrenzt auf die 
Gestaltung von Studiengang-Modellen. 
3. Die Berufsschullehrerbildungspolitik in den Ländern hat in der Bun-
desrepublik zu einer Vielfalt von Studiengängen an den wissen-
schaftlichen Hochschulen geführt, die durch die KMK-Beschlüsse in 
ihren Unterschieden zwar begrenzt werden konnten, die aus län-
derübergreifender politischer und bildungsökonomischer Sicht 
gleichwohl eher als zersplittert zu bewerten ist. Über die Informatio-
nen zu den Studiengängen an wissenschaftlichen Hochschulen hin-
aus, die in Abbildung 19 (12.3) zusammengestellt sind, weist die von 
uns zusammengestellte Literaturdokumentation viele Beiträge in 
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Zeitschriften und Sammelbänden mit ausführlichen Beschreibungen 
von Studiengängen an den einzelnen Universitäten aus, von denen 
viele auch Aussagen zum Leitbildkomplex und zu den Dimensionen 
8 bis 10 enthalten. Länderübergreifende Absprachen über die Kon-
zentration der Ausbildung auf wenige Standorte beginnen unter dem 
Druck von Finanzierungsproblemen und Nachwuchsmangel erst an-
satzweise, z. B. zwischen den norddeutschen Ländern Bremen, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein. 
4. Zu den vielen Spannungen in der Berufsschullehrerbildung, die z. B. 
für die Dimensionen 2 bis 4 bestehen, fehlen Soll-Aussagen über de-
ren Gestaltung. Insbesondere die Spannung zwischen den Strukturen 
der Wissenschaften und den berufsschulpädagogischen Anforderun-
gen als Bezugspunkte für die curriculare Gestaltung von Bildungs-
gängen (nicht nur in der 1. Phase) ist für die meisten Berufsfelder 
bisher nicht angemessen gelungen. 
5. Die berufsfeldbezogenen Fachdidaktiken, die für die curriculare 
Gestaltung dieser Spannungen wichtigsten Wissenschaften, sind in 
Forschung und Lehre am schwächsten vertreten. 
6. Auch in der zuständigen Administration sind diese Spannungen zwi-
schen den Wissenschafts- und Schulministerien bzw. -abteilungen 
ausgeprägt; diese verfolgen zum Teil divergierende wissenschafts-
bzw. schulpolitische Interessen (z. B. in bezugauf konsekutive Stu-
diengang-Modelle mit BAIMA-Abschlüssen vs. grundständigen 
Lehramtsstudiengängen; diese Spannungen werden in der Berufs-
schullehrerausbildung noch durch ökonomische Interessen überlagert, 
die von den Wirtschaftsministerien verfolgt werden.). 
7. Schließlich fehlen vor diesem Hintergrund Gremien bzw. Institutio-
nen für eine abgestimmte Gestaltung der Berufsschullehrerbildung. 
Innerinstitutionelle Maßnahmen dazu werden gegenwärtig in einigen 
Ländern in den Universitäten durch Lehrerbildungskommissionen 
und Lehrerbildungszentren ergriffen. Für überinstitutionelle und pha-
senübergreifende Abstimmungen, auf die die ,,Perspektiven ... " aus 
berufsbiographischer Sicht vor allem zielen, fehlen institutionalisierte 
Strukturen 1• 
8. Für die Beratungen über die Weiterentwicklung der Berufsschulleh-
rerbildung müßte geklärt werden, ob und inwieweit diese Problembe-
schreibungen geteilt werden, von welchen Fakten als zunächst unver-
1 Die Hamburger Kornmission Lehrerbildung (HKL 2000) hat dazu festgestellt, daß ge-
genwärtig die Gesamtverantwortung fllr die Lehrerbildung nicht wahrgenommen wird 
und sie hat den Hamburger Behörden fl1r Schule, Jugend und Berufsbildung sowie fl1r 
Wissenschaft und Forschung deshalb vorgeschlagen, eine mit Entscheidungsbefugnissen 
ausgestattete "Gesamtleitung" etwa in Form von "Sozietäten" einzurichten, in der alle an 
der Lehrerbildung beteiligten Institutionen vertreten sind. Die Behörden haben sich diesen 
Vorschlag zu eigen gemacht und davon die Hamburger Bürgerschaft in Kenntnis gesetzt 
(Drucksache 16/5668 vom 27.2.2001). 
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änderbare Voraussetzungen bei den Beratungen ausgegangen werden 
soll und zu welchen bearbeitbaren Problemen Gestaltungsoptionen 
formuliert werden sollen. Die politische Gestaltung der Studiengänge 
auf der Basis der Modelle A und B (KMK-Beschlüsse von 1999 und 
1995) hat zwar zu einer gewissen Qualität der Berufsschullehreraus-
bildung geführt, aber sie hat keine zureichende quantitative Versor-
gung der berufsbildenden Schulen mit Lehrkräften gesichert. Schät-
zungsweise 60% der in den 1990er Jahren eingestellten Lehrer wur-
den nicht in einem grundständigen Studiengang nach einem der bei-
den Modelle ausgebildet (vgl. Nickolaus 1996 S. 98). Über die 
,,Notmaßnahmen" für "Quereinsteiger" und deren Wirkungen gibt es 
keine wissenschaftlichen Untersuchungen und keine zuverlässigen 
Daten. Im politischen Raumfehlen darauf bezogene Soll-Aussagen 
zur Berufsschullehrerbildung als Reaktionen auf diesen Problembe-
reich. Obwohl der Gestaltungsbedarf eklatant ist, fehlen ,,Modelle" 
für alternative Berufseinstiege, die die Qualitätsstandards sichern, die 
in der grundständigen Ausbildung der Lehrer für berufsbildende 
Schulen historisch erreicht ist. 
Welche Konsequenzen aus den Befunden dieses Forschungsprojektes für 
die Gestaltung der Berufsschullehrerbildung politisch gezogen werden 
sollten, kann nach unserem Verständnis über die Beziehungen von Politik 
und Wissenschaft nicht von Wissenschaftlern entschieden werden (11.1 ). 
Dazu, welche Themen beraten werden sollten, um politische Entschei-
dungen zur Weiterentwicklung der Berufsschullehrerbildung vorzuberei-
ten und zu fundieren, können wir als Wissenschaftler auf der Basis der im 
Abschlußbericht zusammengefaßten Befunde Vorschläge unterbreiten 
(11.2). 
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11. Ausblick 
Im Einleitungskapitel haben wir die Ausgangslage beschrieben, wie wir 
sie zu Beginn des Forschungsprojektes eingeschätzt haben, und den Pro-
jektauftrag in die Reaktionen auf Probleme in der Berufsschullehrerbil-
dung eingereiht. Ob die Ergebnisse aus diesem Forschungsprojekt als 
Beitrag der Wissenschaft zur Beratung der Politik verwendet werden, 
erörtern wir im Ausblick. Als eine aktuelle Möglichkeit, die Projekter-
gebnisse in die Politikberatung einbringen zu können, bestand zu Pro-
jektbeginn in dem Beschluß der KMK, die Empfehlungen der GKL auf-
zugreifen und ,,zur Ergänzung und Fortführung des Berichtes" der GKL 
"für den Sektor der Berufsschullehrerbildung" ... "eine Arbeitsgruppe ... 
zu berufen" (KMK-Beschluß vom 9.12.1999). Am Projektende scheint 
die Chance bereits vertan, daß dieser Auftrag, der durchaus dem ent-
spricht, den die KMK der GKL erteilt hatte, mit vergleichbaren Zielen 
und in vergleichbaren Rahmenbedingungen bearbeitet und erfüllt wird 
(10.1, Punkt 4, Fußnote 1). Einige Ursachen daflir liegen in den Bezie-
hungen zwischen Politik und Wissenschaft, die wir deshalb im Folgenden 
interpretieren. 
11.1 Politik und Wissenschaft in der Gestaltung der Berufsschul-
lehrerbildung 
Politik und Wissenschaft reagieren beide gleichermaßen auf gesellschaft-
liche Veränderungen und den damit verbundenen Problemen, aber in 
verschiedenen Kontexten und Zeithorizonten. 
1. Ein gravierender Unterschied liegt darin, daß Politik oft unter dem 
Druck der öffentlichen Meinung kunfristig reagieren muß, während 
die wissenschaftliche Erforschung einer aktuellen Problemlage allen-
falls mittelfristig möglich ist. 
2. Bildungspolitische Beratungen und Entscheidungen werden in der 
pluralistischen Demokratie von vielen organisierten Interessen 
beeinflußt, in der die organisierte Erziehungswissenschaft nur gerin-
gen politischen Einfluß hat. Daraus resultiert u.a., daß zum "mudd-
ling through" der Bildungspolitik zwischen den Anforderungen aus 
dem ökonomischen und aus dem soziokulturellen Systemen die Er-
ziehungswissenschaft ein kritisch-distanziertes Verhältnis hat (vgl. 
Kell1996). 
3. Berufsbildungpolitik ist besonders stark an den ökonomisch be-
stimmten Anforderungen des Beschäftigungssystems ausgerichtet. 
Sie soll den Aufbau des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens im Be-
rufsbildungssystem so steuern, daß dessen Verwertung im Beschäfti-
gungssystem zur Sicherung des "Wirtschaftsstandortes Deutschland" 
wesentlich beiträgt. Die Berufs- und Wirtschaftspädagogik muß in 
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der Zielspannung von beruflicher Tüchtigkeit und Bildung sich an 
beiden Zieldimensionen gleichermaßen orientieren und einem zu 
starken ökonomischen Anpassungsdruck im Interesse der Subjekt-
entwicklung der Lernenden mit Widerstand begegnen. 
4. Die Berufsschullehrerbildungspolitik ist nur ein schmales Segment in 
der Berufsbildungspolitik, das nur größeres Gewicht erhält, wenn 
durch Mangel an Lehrern in berufsbildenden Schulen deren funktio-
naler Beitrag zur Qualifizierung für die Erwerbsarbeit im Beschäfti-
gungssystem nicht mehr geleistet werden kann. 
5. In solchen Problemlagen reagiert die Berufsschullehrerbildungspoli-
tik kurzfristig durch ,,Notmaßnahmen", unterläuft dadurch die länger-
fristig wirksame grundständige Lehrerausbildung an den Universitä-
. ten und deren Qualitätsstandards. 
6. Solche Maßnahmen der (Berufs-)Schuladministration führen i.d.R. 
zum Rückgang der Studierendenzahlen in den Studiengängen für das 
Lehramt an berufsbildenden Schulen mit der Folge, daß die Wissen-
schaftsadministration nach Kapazitätsverordnungen die Ressourcen 
für diese Ausbildung kürzt. Gegen beide Maßnahmen wehren sich die 
betroffenen Wissenschaften, insbesondere die Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik und die Fachdidaktiken, vergebens. 
7. Für eine wissenschaftlich fundierte Beratung der (Berufs-)Schul- und 
Wissenschaftsadministration und ftir eine dauerhafte Kooperation 
fehlen die politischen, mentalen und institutionellen Voraussetzun-
gen. 
8. In der Bildungsadministration bestehen zwischen den Abteilungen 
für Wissenschaft und Forschung und für Schule und Berufsausbil-
dung bzw. in getrennten Ministerien Spannungen, die von den unter-
schiedlichen Strukturen der Wissenschaften in der Forschung einer-
seits und in Schule und Berufsausbildung andererseits und deren je-
weilige Entwicklungen bedingt sind. Die Berufsschullehrerbildung ist 
davon besonders betroffen, wie die Piskussionen über die berufeld-
bezogenen Fachdidaktiken bzw. Berufsfeldwissenschaften zeigen, die 
aus der Sicht der Schul- und Berufsbildungsadministration dringend 
in Forschung und Lehre ausgebaut werden müßten. Die Wissen-
schaftsadministration hat diesem Bedarf in der Hochschulplanung 
und Mittelausstattung aber nicht entsprochen. 
9. Wie die Analyse der Soll-Aussagen von Parteien ergeben haben, gibt 
es von diesen keine politischen Orientierungen für die Exekutive zur 
Gestaltung der Berufsschullehrerbildung. Deshalb muß diese politi-
sche Orientierung von der Bildungsadministration selbst erzeugt 
werden. Dadurch leidet die Berufsschullehrerbildungspolitik an ei-
nem Demokratie-Defizit. 
10. In der Berufs- und Wirtschaftspädagogik gibt es keine auf Dauer . 
angelegte Forschung zur Berufsschullehrerbildung und deren Wir-
kungen. Sie ist deshalb zur wissenschaftlichen Beratung der Berufs-
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Schullehrerbildungspolitik nur begrenzt in der Lage. Neben dem De-
mokratie-Defizit besteht also auch ein Wissenschafts-Defizit in der 
Berufsschullehrerbildungspolitik 
11. Dazu trägt u.a. die suboptimale Verteilung der gesellschaftlichen 
Ressourcen für die Berufsschullehrerausbildung an den wissen-
schaftlichen Hochschulen bei: In 44 Hochschulen werden Studien-
gänge angeboten, für die die personellen und sächlichen Ressourcen 
überwiegend sehr knapp und zum Teil unzureichend zur Verfügung 
gestellt werden. Darunter leidet nicht nur die Breite des Lehrange-
bots, sondern insbesondere die Berufsbildungsforschung, auch die, 
die für eine wissenschaftliche Beratung der Berufsschullehrerbil-
dungspoltik erforderlich ist. Eine länderübergreifende Abstimmung 
und Planung der Berufsschullehrerbildung zur Beseitigung von .:zer-
splitterung" ist zwar als notwendig erkannt, aber erst ansatzweise von 
den norddeutschen Ländern begonnen worden. 
12. Für die kontinuierliche Kompetenzentwicklung der Lehrer an berufs-
bildenden Schulen in allen drei Phasen ist die Erarbeitung von Kern-
curricula für alle Anteile der Bildungsgänge aller Phasen eine not-
wendige Voraussetzung. Für die abgestimmte Erarbeitung solcher 
Curricula, die Polyvalenz und länderübergreifende Mobilität ermög-
lichen, fehlen in den Wissenschaften und in der Administration die 
Voraussetzungen. 
Über diese Rahmenbedingungen für die Beratungen über die Berufs-
schullehrerbildung wäre eine Verständigung erforderlich, weil sonst die 
daraus folgenden Probleme unreflektiert bleiben und als Macht des Fakti-
schen wirken. 
11.2 Themenvorschläge für Beratungen in der Berufsschullehrer-
bildungspolitik 
Die Beratungen und Maßnahmen über Weiterentwicklungen in der Be-
rufsschullehrerbildung stehen gegenwärtig unter dem Druck des Mangels 
an Lehremachwuchs für die berufsbildenden Schulen und sie werden aus 
politischer Sicht vorrangig von der Administration verantwortet. Deshalb 
besteht die Gefahr, daß Entscheidungen zur Lösung der quantitativen 
Rekrutierungsprobleme negative Langzeitfolgen für die Qualität der Be-
rufsschullehrerbildung und vor allem für die pädagogischen Kompeten-
zen der Lehrer haben. Ein solcher Mangel ist gesellschaftlich besonders 
problematisch, weil gerade pädagogische Kompetenzen für die Bewälti-
gung aktueller Probleme von Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
dringend erforderlich sind. Dem kann die Wissenschaft nur mit Mitteln 
der Aufklärung zu begegnen versuchen, über deren Wirkungen im politi-
schen Raum zwar hohe Erwartungen verfehlt sind, durch die aber ein 
begrenzter Legitimationsdruck ausgeübt werden kann. In diesem Sinne 
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verstehen wir den Projektauftrag und haben wir ihn bearbeitet. Deshalb 
schlagen wir als ·ein zusammenfassendes Fazit Themen (Fragen) vor, die 
für und vor Entscheidungen über längerfristige Weiterentwicklungen in 
der Berufsschullehrerbildung zur Sicherung und Verbesserung ihrer Qua-
lität bearbeitet (beantwortet) werden müßten. Die Themen (Fragen) sind 
an den 10 Dimensionen orientiert, nach denen wir ,,Konzepte" flir die 
Berufsschullehrerbildung analysiert haben. 
1. Werden die Grundannahmen zum Leitbild ftir den Lehrerberuf 
der ,,Perspektiven ... " (Terhart 2000, S. 44 ff.) als Leitbild ftir die 
Berufsschullehrerbildung übernommen -mit Ergänzungen, Ak-
zentuierungen o.ä.- oder soll ein alternatives Leitbild formuliert 
werden? 
2. Wie sollen mit bezug auf das Lehrerleitbild die Ziele für die Be-
rufsschullehrerbildung konkretisiert werden in der Zielspannung 
von beruflicher Tüchtigkeit und Bildung/Mündigkeit, in der die 
akademische Berufsbildung der Lehrer in gleicher Weise steht o-
der stehen sollte wie die nichtakademische Berufsausbildung, ftir 
die sie qualifiziert werden sollen? 
3. Wie sollen die polaren Spannungen zwischen pädagogischen und 
fachlichen Kompetenzen gestaltet werden unter Berücksichtigung 
historischer Einsichten (2.3) und/oder von Typisierungen, wie sie 
von Niekotaus als ,,Modelle der Gewerbelehrerausbildung" her-
ausgearbeitet (1995, S. 76 ff.)? 
4. Wie soll das Theorie-Praxis-Verhältnis in allen an der Berufs-
schullehrerbildung beteiligten Wissenschaften - Fachwissen-
schaften, Fachdidaktiken, Erziehungswissenschaft/Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik - mit Bezug auf berufsschulpädagogische 
Anforderungen gestaltet werden? 
5. Ob und wieweit sollen bei der Gestaltung dieses Theorie-Praxis-
Verhältnisses außerschulische Tätigkeiten berücksichtigt werden 
- jeweils in den Fachwissenschaften, den Fachdidaktiken (Be-
rufsfeldwissenschaften), der Erziehungswissenschaft/Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik - bei den Praktika für alle berufliche Fach-
richtungen gleichermaßen oder berufsfeldspezifisch? 
6. Wenn die Dreiphasigkeit für die Berufsschullehrerbildung als 
breiter politischer Konsens akzeptiert und vorausgesetzt wird: 
Wie sollen die Ziele (Aufgaben) der drei Phasen einerseits je spe-
zifisch, andererseits wechselseitig aufeinander bezogen konkreti-
siert werden? Sind die diesbezüglichen Erörterungen in den ,,Per-
spektiven ... " für die Berufsschullehrerbildung zu übernehmen, zu 
ergänzen etc. oder sollen Alternativen dazu erarbeitet werden? 
7. Wenn die institutionellen Strukturen der Berufsschullehrerbil-
dung akzeptiert und vorausgesetzt werden (Universitäten in der 1. 
Phase; Studienseminar und Ausbildungsschule in der 2. Phase; 
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Universitäten und Institutionen der Fort- und Weiterbildung in 
der 3. Phase): Wie soll die Abstimmung des Lernens in den drei 
Phasen organisiert und institutionalisiert werden, damit die Ge-
samtverantwortung flir die Berufsschullehrerbildung wahrge-
nommen werden kann? Wie ist insbesondere der Berufseinstieg 
zu Beginn der 3.Phase und die Beteiligung der Universitäten an 
der Lehrerfort- und weiterbildung zu organisieren und institutio-
nell zu stützen? 
8. Wie sind die Bildungsgang-Modelle für die Universitäten (als 
Studiengänge in der 1. Phase), flir den Vorbereitungsdienst in der 
2, Phase, flir den Berufseinstieg und flir die Fort- und Weiterbil-
dung in der 3. Phase zu gestalten hinsichtlich ihrer fachwissen-
schaftlichen, fachdidaktischen, erziehungswissenschaftlichenl-
berufs- und wirtschaftspädagogischen und schulpraktischen An-
teile (z. B. grundständige oder konsekutive Gestaltung flir die 1. 
Phase mit Diplom-Abschlüssen/Erste Staatsexamen oder mit 
BAIMA-Abschlüssen)? 
9. Welche Modelle flir die Rekrutierung von Lehrern an berufsbil-
denden Schulen sollen für die Personengruppen entwickelt wer-
den, die nicht über die zuvor genannten Bildungsgänge in diesen 
Beruf streben und zwar so, daß die in den vorgenannten Modellen 
erreichten Qualitätsstandards gesichert und diese quantitativ nicht 
unterlaufen werden? 
10. Wie sollen in den Bildungsgängen die Theorie-Praxis-
Beziehungen organisiert werden hinsichtlich praktischer Tätig-
keiten (einjährige Praktika, Berufsausbildung), schulpraktischer 
Studien (grundständig im Grund- und Hauptstudium, als Praxis-
semester mit oder ohne Verkürzung des Vorbereitungsdienstes), 
außerschulische Praktika (in allen drei Phasen) und Mitarbeit in 
Forschungs- und Entwicklungsprojekten? 
11. Wenn Kerncurricula für die Berufsschullehrerbildung in allen 
drei Phasen und flir alle Bildungsgänge als notwendig angesehen 
werden flir die Abstimmung des phasenübergreifenden Lernens, 
um einen kontinuierlichen Kompetenzaufbau zu erreichen: Von 
wem und mit welchen Verfahren sollen die Curricula erarbeitet 
werden? 
12. Wenn die in der Regel in kleineren Arbeitseinheiten organisierte 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik und Fachdidaktik und deren 
schlechte Ausstattung· als Folge der Zersplitterung der Berufs-
schullehrerausbildung an 44 wissenschaftlichen Hochschulen für 
suboptimal bewertet wird: Wie können durch länderübergreifen-
de Kooperation und Planung Verbesserungen von Forschung und 
Lehre durch Schwerpunktbildungen erreicht werden? 
13. Wie kann ohne politische Steuerung über Prüfungs- und Studien-
ordnungen die didaktisch-methodische Gestaltung von Lern- und 
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Arbeitsumwelten in den Bildungsgängen der Berufsschullehrer-
bildung durch Förderung qualitativ verbessert werden? Wie kön-
nen z. B. die Ergebnisse des BLK-Modellversuchsprogramms 
"Innovative Fortbildung der Lehrerinnen und Lehrer an berufli-
chen Schulen" transferiert, auf die 1. Phase ausgedehnt und für 
Abstimmungen zwischen den Phasen und Institutionen genutzt 
werden? 
14. Welche Personengruppen können und sollen mit gezielten Maß-
nahmen für die Berufsschullehrerbildung geworben werden? 
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Abbildung 18: Leitbild-Aussagen in den Dokumenten 
ntel Jahr Aussagen, die zur Interpretation von Vorstellungen 
Autor . zum Leitbild verwendet werden können 
AG Bildungspolitik der PDS • Bildungspolitik in der programmatischen Debatte 2000 - Erweiterung der Funktion der Schule bedingt eine verän-
derPDS derte Lehrerausbildung und -fortbildung, in der berufsori-
entierte Fragen der Persönlichkeitsentwicklung von Kin-
dem und Jugendlichen in den Ausbildungsgang integriert 
sind 
Bundesarbeitsgemeinschaft Bildung • Die Reform der beruflichen Bildung und Weiterbil- 1998 - Die Lehrkräfte sollen auch immer wieder in der betriebli-
Bündnis 90 I Die Grünen dung eben Praxis tätig sein, damit ein Bewußtsein und ein 
Austausch über die Probleme und Herausforderungen der I 
• Schule- Berufsausbildung- Weiterbildung 2000 Praxis möglich ist - Wissenschaftliche und berufspraktische Ausbildung von 
gleicher Dauer fUr Lehrerinnen aller Schulformen (2-
phasig) 
- Praktische Elemente als unverzichtbarer Bestandteil des 
Studiums 
Bundesarbeitskreis der Seminar- und • Stellungnahme zum Fragenkatalog der Gemischten 1999 - Festhalten am Prinzip der Differenz der Lehrämter 
Fachleiterinnen e.V. (BAK) Kommission ,,Lehrerbildung" (KMK) - Beibehaltung der 2-Facher-Prinzips 
Bundesverband der Lehrerinnen und • Sicherung der universitären Ausbildung f"tir das 1998 - Prinzip unterschiedlicher Lehrämter; eigenständiges 
Lehrer an beruflieben Schulen e.V. Lehramt an berufiichen Schulen Lehramt für das berufliche Schulwesen; Ausbildung der 
(BLBS) Gewerbelehrer muß von jener fUr die allgemeinbildenden 
• Stellungnahme zum Fragenkatalog der Gemischten Schulen auf dem Niveau der Sek. D curricular und organi-
Kommission ,,Lehrerbildung" (KMK) 1999 satorisch getrennt werden 
- Bedarfsgerecht ein inhaltlich differenziertes Referendariat 
fUr Bewerber mit der Fachkombination allgemeiner Fä-
eher in den beruflichen Studienseminaren anbieten 
- Breite und flexible Einsetzbarkeit der Lehrer im sehr 
dynamischen beruflichen Schulwesen 
- Solide fachliche Kompetenz 
- Verstärkung der Beziehung zu Diplom-Studiengängen 
- Polyvalenz 
Bundesverband der Le!Irer an Wirt- _ • _ VL \\' zu ~usbildl1Jl8 von Diplomhandelslehrern mit 2000 - Polyvalenz 
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schaftsschulen e.V. (VLW) rr -Quallftkation - Vertiefte fachwissenschaftliche und fachdidaktische sowie 
spezifische methodische Kompetenzen in der Wirt-
• Universitäre Studieogänge für Wirtschaftspädagogen Schaftsinformatik erforderlich 
unverzichtbar 1998 - Transferfäbigkeit, Aexibilität 
- Hohe pädagogische Kompetenz 
- Wissenschaftliche Standards wie in der Gymnasialleh-
rerausbildung 
' - Verzahnung des Studiums der Zweitfächer mit dem 
Studium fllr das Lehramt an Gymnasien 
Bundestagung der Leiter der Prakti- • Schulpraktische Studien und Praxissemester 1999 - An wissenschaftlichen Erkenntnissen orientierte Planung 
kumsbüros an deutschen Universitä- des Handeins in den Bereichen Unterrichten, Eniehen, 
ten und Hochschulen Beraten, Betreuen, Organisieren und Innovieren - Professionelle Handlungsfähigkeit basierend auf wissen-
schaftliehen Kenntnissen und der Fähigkeit zur Verknüp-
fung dieser Kenntnisse mit praktischem Handeln 
I 
- Verknüpfung der Bereiche .,Wissenschaft" und .,Praxis" 
- Intensivierung des Theorie - Praxis - Bezuges · 
- Lebenslanger Professionalisierungsprozeß 
Bundesvereinigung der Oberstudien- • Stellungnahme der BDK zu den Grundsätzen der 1999 - Schulartenbezogene Ausbildung 
rektoren/Bundesdirektorenkonferenz Lehrerausbildung 
(BDK) 
CDU • Lehrerausbildung 2000 - Schulartenbezogene, mehrphasige Lehrerausbildung in I 
mindestens 2 Fächern 
- Umgang mit neuen Tecbnologien I 
- Beherrschung mindestens einer Fremdsprache 
- Ethische, pädagogische bzw. psychologische Inhalte als 
feste Bestandteile der Lehrerausbildung 
- Mehr Aufmerksamkeit fllr pädagogische Führungsaufga-
ben 
- Bessere Verzahnung von Theorie und Praxis 
Gewerkschaft Erziehung und Wis- • Reform der Berufssdwllehrerlnoenausbildung 1996 - Polyvalenz 
senschalt - Qualifikationsbreite in berufsbildenden Schulen ist die 
• Stellungnahme zum Bericht der gemischten Kommis· größte aller Schulfonnen, das erfordert u. a. zusätzliche 
sion Lehrerbildung der KMK Kompetenzen im Bereich der Erwachsenenbildung 
- Pädagogische Kompetenz muß gefiirdert werden 
- Aufgabenfeld der Lehrerinnen an berufsbildenden Schu-
"' 
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ten ist durch einen mehrfachen Praxisbezug gekennzeich-
net 
- Sowohl Fachlichkeit als auch ausgeprägte pädagogische 
Fähigkeiten notwendig 
- Lehrer als Organisatoren, Gestalter und Berater von Lern-
und Lehrprozessen 
- Didaktische und methodische Ausbildung ist verstärkt in 
den Mittelpunkt zu rücken 
- Ausweitung der Lernberatungs- und Gesprächsflihrungs-
- kompetenz der Lehrenden 
- Sozialpädagogische Sensibilisierung der Lehrer 
- Entwicklung von Teamflihigkeit und Kooperations bereit-. schaft 
i 
- Förderung von Methodenvielfalt und lnnovationskompe-
tenz 
- Lernen im Beruf; kontinuierliches Weiterlernen als Be-
· rufskultur 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) HRK-Empfehlungen zur Reform der Lehrerbildung 1998 - Kenntnis fremder Kulturen 
- Polyvalenz 
- Lehramtsstudium ist multidisziplinär anzulegen 
- Ausbildung berufliche Schulen ist eher auf die Bezugsdis-
ziplinen der Unterrichtsfächer zu beziehen 
- Vermittlung notwendiger didaktisch-methodischer Befä-
higungen 
- Vermittlung allgemeiner pädagogischer, psychologischer 
und sozialwissenschaftlicher Kompetenz 
- Ziel Phase 1: Berufsbefähigung 
Ziel Phase II: Berufsfertigkeit -- - Vermittlung grundlegender beruflicher Bezüge 
- Stärkung der Professionalität und des notwendigen Wis-
Senschaftsbezuges des Lehramtsstudiums 
Hochschulrektorenkonferenz/Kwtus- • Rahmenprüfungsordnungen - 1999 - Interdisziplinärer Studiengang mit Kernfach Wirtschafts-
ministerkonfereoz (HRKIKMK) Rahmenordnung für die Diplomprüfung im Studien· pädagogik 
gang Wirtschaftspädagogik an Universitäten und - Polyvalenz, berufliche Aexibilität 
gleichgestellten Hochschulen - Qualifiziel11Iig fllr eine Reihe von inhaltlich verwandten, 
jedoch institutionell-organisatorisch differenten Praxisfel-
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dem 
- Kombination wirtschaftspädagogischer und wirtschafts-
wissenschaftlieber Komponenten 
- Spezialisierung durch das Studium weiterer Disziplinen, 
die sich mit berufsfeld- bzw. tätigkeitsbezogerren Beson-
derbeiten befassen 
- Wirtschaftswissenschaftliche Inhalte müssen in Qualität 
und Quantität auf dem gleichen Niveau studiert und ge-
prüft werden wie in den verwandten Studiengängen BWL, 
VWL und Wirtschaftsinformatik 
Konferenz der Vorsitzenden Fachdi- • Fachdidaktik in Forschung und Lehre - Wissenschaftliche Lehrerausbildung 
daktischerFachg~hanen - Professionalisierung der Lehrerinnenausbildung 
(KVFF) - Interdisziplinäre 'Bearbeitung von Bildungs- und Qualifi-
kationsanforderungen durch die Facbdidaktiken 
- Schulpraxis als ein fachdidaktisches Praxisfeld erfahren 
- stärkeren Wissenschaftsorientierung durch Fachdidaktik 
vemlitteln 
- künftige Lehrerinnen und Lehrer sollen durch die Ver-
treterder Fachdidaktik auf die wissenschaftliche Reflexi-
on der Praxis vorbereitet werden 
- Verkntipfung von praktischen und wissenschaftlichen 
Elementen im Studium 
- Theoriegeleitete Lehrerbildung 
- Förderung flicherverbindender Kompetenzen 
Sekretariat der Ständigen Konferenz • Rahmenvereinbarungen über die Prüfung für ein 1995 - Zuk:unfstorientierte Handlungskompetenz 
der Kultusminister in der Bundesre- Lehramt der Sekundarstufe li (berußicbe Fächer) o- - Ausbildung soll eng auf das berufliche Schulwesen bezo-
publik Deutschland (KMK) der für die berußicben Schulen gensein 
• Sicherung des Nachwuchses von Lebrem an berußi- - Unterricht immer wieder an den Entwicklungsstand der 
eben Schulen 1990 Wissenschaft angleichen 
• Gegenseitige Anerkennung von Lehramtsprüfungen - Der Unterricht sollte der betrieblichen Praxis entsprechen I 
und Lehramtsberlihi2un2en 1990 
Sektion Berufs- und Wirtschaftspä- • Ausbildung für das Lehramt an berufsbildenden 1999 - Handlungskompetenz fUr die Lehrerarbeit in berufsbil-
dagogik (BWP) in der Deutschen Schulen denden Schulen 
Gesellschaft für Erziehuneswissen- • Empfehlungen zur Neuordnung der Ausbildung von 1981 - Zentrales Ziel: Entwicklung einer pädagogischen Profes-
schart (DGfE) Lebrem für das berußicbe Schul- und Ausbildungs- sionalität 
wesen - Kompetenzentwicklung (berufliche Mündigkeit/Bildung) 
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I • Zum berufs- und wirtschaftspädagogischen Studium und Qualifikationserwerb (berufliche Tüchtigkeit) 
der Lehrer an berußichen Schulen 1979 . Interdisziplinäres Gesamtprofil zur Sicherung von Poly-
valenzund Flexibilität (auch in außerschulischen Praxis-
feldern), aber mit den Schwerpunkten in den fachwissen-
schaftliehen und berufs- und wirtschaftspädagogischen 
Kompetenzen (insbesondere in der Didaktik) 
- Möglichst breites Fächerspektrum 
- Zentrale Funktion des erziehungswissenschaftliehen 
Studiums 
- Weiterentwicklung einer Lehr-Lern-Kultur unter den 
Perspektiven von Teamentwicklung und selbstorganisier-
lernLernen 
SPD • Lebrerblld~konzept 2000 - Flexible Qualiflzic;:rungsmöglichkeiten auf der Basis einer 
gemeinsamen Grundausbildung fUr alle Lehrämter 
- Lehrer sollen verantwortlich sein fUr die Gestaltung ihrer 
Schule und deren Wirkung auf die SchUlerinnen 
- Fachlich-didaktische Kompetenzen 
- Erziehungs- und Gestaltungskompetenzen 
- Vorbereitung auf Organisation der Arbeit in aufgabenge-
rechten Arbeitsgruppen 
- Qualifizierung fUr interne Evaluationsverfahren im Kolle-
gium (Qualitätssicherung der Arbeit) 
- Inanspruchnahme externer Beratung und Evaluation zur 
Unterstützung 
- Flexibles Handeln 
- Entwicklung individueller Handlungsroutinen 
- Bewußtmachen von Berufsroutinen 
- Erhöhung der Studienanteile fUr ein erziehungswissen-
schaftliebes und gesellschaftswissenschaftliches Kernstu-
dium und fUr das Studium der Fachdidaktiken 
- wissenschaftliches Wissen und Handlungswissen aufein-
ander beziehen können als Voraussetzung fUr die Ent-
wiekJung von Professinalität 
- Sonderoäda!!ol!ische Kompetenzen entwickeln 
Wissenschaftsrat • 10 Thesen zur Hocbsclluldidaktik 1993 - berufsorientiertes vorwiegend fachlich~Studium (FH) 
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Abbildung 19: Studiengänge an den wissenschaftlichen Hochschulen 
Jhmdesland IBadea.-W I 
Hochschulstandort mKarlsruhe I Uni Stuttaart Uni Hohenheim I 
Stand/Quelle Prüfungsordnung der Uni Karlsruhe f. 
( 
den Diplomstudiengang Gewerbeleh- i 
rer/Gewerbelehrerin v. 08.05.1998 
Bezeichnung des Lehramts Dipl.-Gewerbelehrerln Diplomstudiengang Technikpäda- Diplomstudiengang Argrarwissenschaften 
bzw. Studiengangs gogik Wirtschaftspädagogik (M .Sc./Bachelorstudium) ' 
(Lebensmitteltechnologie, 
Ernährungswissenschaft, Sozial-
ökonomie) +Teilnahme an best. 
Lehrveranstaltungen und eine der 
Fachrichtung und zugleich dem 
Lehramt dienliche Betriebspraxis 
von mindestens I Jahr 
Zulassungsvoraussetzungen (I) Allgemeine oder fachge- (I) Allgemeine odc:r fachgebunde- Allgemeine oder fachgebundene Allg. oder fachgebundene Hoch-
bundene Hochschulreife ne Hochschulreife; Hochschulreife schulreife 
(2) FH-Absolventen in ent- Bei der Wahl des Faches Sport: 
sprechenden oder verwandten Fach- Bestehen einer Sporteingangsprü-
richtungen werden zum Hauptstudium fung, sofern in der gymnasialen 
(5. Sem.) zugelassen; bei Wahl des Oberstufe Sport nicht als Leis-
Hauptfaches Maschinenbau sind tungskurs gewählt wurde. 
Lehrveranstaltungenl- (2) FH-Absolventen könn~n un-
· Leistungsnachweise aus dem Grund- mittelbar im Hauptstudium begin-
studium in ,,Höhere Mathematik" und nen, sofern das gewählte Vertie-
"technische Mechanik" nachzuholen; fungsgebiet mit der Vertiefung in 
bei Wahl des HauptfachesE-Technik ihrem FH-Studium übereinstimmt. 
sind ,,Höhere Mathematik", "Integral- Im Hauptfach Elektrotechnik 
transfonnationen" und "Wahrschein- müssen noch einige Auflagen aus 
lichkeitstheorie" nachzuholen. dem Grundstudium erfllllt werden. 
Teile des erforderlichen Betriebsprak-
tikurns können erlassen werden. 
Regelstudienzeit 9 Semester 9 Semester 4 Semester 
Studienumfang 191-216SWS 165-180SWS ' .. 
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Studienstruktur Beruft. Fachrichtung (Erst- Beruft. Fachrichtung (Erst-
· Grundstudium fach!Hauptfach) mit Vertiefungsge- fach/Hauptfach) mit einer Vertie- Grundstudium (4 Semester): 
Zwischenprüfung bieten und fung = ca. 100 SWS Grundlagen/Propädeutika 
Hauptstudium Zweitfach (Wahlpflicht- Zweitfach (Wahl- Hauptstudium (5 Semester): 
facb/Nebenfach), pflicht/Nebenfach): Studienrichtung I/Wahlpflicht-
je nach Hochaffin, Affin = ca. 35 SWS · flicher 
affin oder Halbaffin = ca. 40 SWS Studienrichtung WDoppel-
nichtaffin nichtaffin = ca. 50 SWS wahlpflichtflicher 
Studienumfänge im Wahlpflichtbe-
reich 165 bis 190 SWS zuzüglich FZW (Berufspädagogik) = 30 
FZW26SWS sws 
Betriebspraktika 48 Wochen Betriebspraktikum (12 Wo 24 Wochen Fachpraktikum in Kaufmännische Tätigkeit im 
bis zur Meldung zur letzten Teilprü- Industrie- und Handwerksbetrieben Umfang von 6 Monaten vor der 
fung der Diplomvorprüfung; 12 Wo (bis zur Diplomprüfung 12 Wo- Zulassung zur Diplomprüfung 
bis zur Meldung zur letzten Teilprü- chen) 
' fung der Diplomprüfung; 4 Wochen 
Schulpraktikum bis zur Meldung zur 
letzten Teilprüfung der Diplomprü-
fung) 
Schulpraktika 4 Wochen 4 Wochen Schulpraktikum im 4 Wochen Schulpraktikum 
Studium (2 Wochen bis zur Dip-
lomprüfun~) 
1. Staats" .. Iom Diplom - Gewerbelehrerin Dipl.-Handelslehrerln M.Sc. 
Beruftlebe Fachriclltungen Ersträcber: Bautechnik (Vertiefung: Erstf"acber!Hauptflicher: Studienrichtung I 
konstruktiver Ingenieurbau, Baube- Bautechnik (Vertiefung: Baube- Studienrichtung ß 
trieb, Holztechnik, Straßen- und trieb, Entwerfen+Konstruieren, 
Vermessungswesen, Ver- und Entsor- Geotechnik, Holzbau, 
gungstechnik); Elektrotechnik und Raum+Farbe, Straßenbau, Techni-
Informationstechnik (Vertiefung: scher ausbau, Tragwerksbemes-
Nachrichtentechnik, Energietechnik, sung+Konstruktion, vermessungs-
Informationstechnik in der Elektro- technik) 
technik); Maschinenbau (Vertiefung: Elekrotechnik (Vertiefung: Nach-
Fahrzeugtechnik, Fertigungs- und richtentechnik, Energietechnik, 
Produktionstechnik, lnformationstech- lnforrnastionstechnik) 
nik im Maschinenbau, Energie- und Maschinenwesen (Vertiefung: 
Umwelttechnik, Mechatronik und Fahrzeu~hnik. Feinwerktechnik, 
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Milcrosystemtechnik, Installations- Fördertechnik, Fertigungstechnik, . 
technik) Heizung-Ulftung-Klimatechnik, 
,. 
Informationstechnik) 
WablpOichtflicher Zweiträcher: Zweitflicher: Studienrichtung 
Hochafftne Wahlpflichtfächer: ein Affine: zu Bautechnik (zwei 1/WablpOichträcher: zwei aus der 
weiteres der im Zusammenhang mit weitere noch nicht gewählte V er- Fächergruppe lndustriebetriebsleh-
dem·Hauptfach genannten Vertie- tiefungsgebiete aus dem im Zu- · re, Rechnungswesen und Finanzie-
r 
fungsgebiete (im Hauptfach Bautech- sammenhang mit dem Hauptfach rung, Kreditwirtschaft (Bankbe-
nik ist die Kombination von Baube- aufgefilhrten Angebot oder eines triebslehre), Absatzwirtschaft, 
trieb und konstruktiver Ingenieurbau der Vertiefungsgebiete Unternehmensforschung, Bet-
nicht möglich). - Holztechnik (konstruktiv) triebswirtschaftliche Steuerlehre 
Affine Wahlpflichtflicher: Mathe, - Holztechnik (Möbelbau) und Prilfungswesen, Person11lwe-
Physik Zu E-Technik (ein weiteres Ver- sen und Organisation, Controlling, 
Nichtatrine Wahlpflichtflicher: WiWi, tiefungsgebiet der im Zusammen- Wirtschaftsinformatik, lnternatio-
Sport, Sozialkunde hang mit dem Hauptfach Elektro- nales Management, Industrieöko-
technik aufgefUhrten Vertiefungs- nomik, Makroökonomik und 
gebiete) Prozeßpolitik, Außenwirtschaft, 
Zu Maschinenwesen (ein weiteres Finanzwissenschaft, Statistik und 
Vertiefungsgebiet aus den im Ökonometrie, Haushalts- und 
Zusammenhang mit dem Haupt- Konsumökonomik, Politische 
fach Maschinenwesen aufgeführten Ökonomie, Rechtswissenschaft, 
Vertiefungsgebieten oder "Fabik- Umweltökonomie, Umweltmana-
betrieb") gement 
Halbafftne: Mathe, Physik, lnfor- Studienrichtung 111-
matik Doppelwablpflichträcher: Ge-
Nichtaffine: Chemie, Deutsch, schichte/Politische Wissenschaft, 
Englisch, politikwissenschaften, Kath./Evang. Theologie oder -
Sport, Theologie, WiWi durch Studium an der Universität 
Stuttgart- Mathematik, Englisch, 
Deutsch, Sport (nur nach abgeleg-
ter Sporteingangsprüfung) 
Prüfungen Diplom-Vorprüfung Diplom-Vorprüfung: Teilprtlfun- Orientierungs- und Diplomvor-
Diplomprüfung gen im Hauptfach und in Erzie- priitung: Leistungsnachweise in 
hungswissenschaft (Berufspädago- Grundlagenfächern sowie Klausu-
gik); Abschluß spätestens nach ren in den Fächern Betriebswirt-
dem 6. Fachsemester schaftslehre, Volkswirtschaftsleh-
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Diplomprüfung: Teilprüfungen im re, Rechtswissenschaft, Sozialwis-
Hauptfach, im Wahlpflichtbereich sensehaften 
und in FZW (Berufspädagogik) ; Diplomprüfung: Diplomarbeit (3 
außerdem eine wissenschaftliche Monate), Klausuren und münd!. 
Arbeit (Diplomarbeit) im Haupt- Prüfungen 
fach, im Wahlpflichtfach (ausge-
nommen Chemie und Physik) oder 
in Erziehungswissenschaft 
Hocbschulstandort Uni Mannheim Uni Konstanz 
Stand/Quelle 
Bezeichnung des Lehramts Wirtschaftspädagogik Wirtschaftspädagogik 
i 
bzw. Studie021Ul2S 
Zulassungsvoraussetzungen Allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife (1) Allgemeine Hochschulreife . (2) Gute Kenntnisse in Mathematik und Englisch 
Rettelstudienzeit 8 Semester Mindeststudiendauer 9 Semester 
Studienumfang 
Studienstruktur Grundstudium (4 Semester): 
Grundstudium 4 Semester Grundstudium ' 
Zwischenprüfung 
Hauptstudium 4 Semester Hauptstudium 
Betriebspraktika Mindestens 6monatige kaufmännische Tätigkeit; nachzuweisen bei der -6monatiges kaufmännisches Pflichtpraktikum 
Meldung zur letzten Klausur im Rahmen der Diplom-Vorprüfung -bei Eintritt in das Referendariat muß ein mind. I jähriges kaufmännisches 
Pflichtpraktikum nachgewiesen werden 
Schulpraktika 4 W-<>ehen 
1. Staatsprüfung/Diplom Diplom-Handelslehrerin Diplom-Handelslehrerin 
Aufnahme des Vorbereitungsdienstes filr das Höhere Lehramt an berufli-
eben Schulen des Landes Baden-Württemberg möglich, wenn 
(1) Praktikum im Gesamtumfang von mindestens 12 Monaten in zu-
sammenhängenden Abschnitten von mindestens 1 Monat abgeleistet 
wurde, 
(2) - Praktikumsbetriebe eine Berechtigung zur Ausbildung in nach dem 
BBG anerkannten kaufmännischen Berufen haben. 
Einschlägige Tätigkeiten können unter bestimmten Bedingungen teilweise 
anerkannt werden. · 
- ----·-
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Berufliebe Fachrichtungen Grundstudium: Fächer und Teilgebiete: Propädeutik (Mathematik, Grundstudium: 
Datenverarbeitung u. ä.), Recht, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, Mikroökonomik I, Grundlagen des betrieblichen Rechnungswc:sens, 
Statistik, Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre, Erziehungswissenschaft Einfllhrung in die Betriebswirtschaftslehre I und II, Mathematik I, Statistik 
Hauptstudium: I, Privatrecht, Öffentliches recht, Allgewandte Datenverarbeitung, Grund-
' Fächer und Teilgebiete der Studienrichtung I lagen der BWP ' 
0 Flicher und Teilgebiete der Studienrichtung ß Hauptstudium: 
Studienrichtung I 
I 
Studienrichtung n 
Doppelwahlpflichtfächer 
WablpOichtf'aicher WablpOichtfächer (eine spez. Betriebswirtschaftslehre, ein Spezialgebiet DoppelwablpOichtf'ächer 
der Volkswirtschaftslehre, Soziologie, Öffentl. Recht, Bürgerliches Recht, Chemie, Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch, Spanisch, Neuere und 
Handelsrecht, Arbeitsrecht, Steuerrecht, Statistik) Neueste Geschichte, Informatik, Mathematik, Politikwissenschaften, 
DoppelwablpOichtfächer Russisch, Sport 
(Deutsch, Englisch; Französisch, Spanisch, Russisch, Mathematik, Physik, 
Chemie, Geschichte einschließlich Wirtschaftsgeschichte, Geographie 
einschließlich Wirtschaftsgeographie, politische Wissenschaft, Evangeli-
sehe Theologie, Katholische Theologie, Sport, Wirtscbaftsinformatik) 
Prüfungen Dipl.-Vorpriifung: Klausuren in den fächern Grundzüge der Betriebswirt- DipJ •• Vorprüfung: studienbegleitcmde Prüfung 
schaftslehre, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, Recht und Statistik Diplompriifung: 
Diplompriifung: Teil A: Diplomarbeit (Antrag frühestens nach dem 5. Teil I: abschnittsweise Prüfungen (Klausuren) in den 3 pflicht- und zwei 
Semester; Bearbeitungsdauer max. 6 Monate) Teil B: Klausuren und Wahlpflichtfächern bzw. einer oder mehrerer Klausuren im Doppelwabl-
mündliche Prüfung (Antrag soll spätestens nach dem 8. Semester erfolgen) pflichtfach 
Teil II: 
Mündliche Prüfungen je nach Wahl der Studienrichtung 
Teillll: 
- Anfertigung der Diplomarbeit 
-- ---------
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Bua« , 1 ...... ... 
Hochschulstandort OUo-Friedrich-Universität Bamberg Friedrich-Ale:xander-Universität Erlangen- Technische Universität München Ludwig-Maximilian-Universität 
Nürnberg München 
Stand/Quelle Diplomprüfungsordnung vom 27.12.1999 GVBl 
Bezeichnung des Lehramt an beruflichen Schulen VVirtsc~pädagogik Lehramt an beruflichen Schulen VVirtschaftspädagogik 
Lehramts bzw. 
Sozial- VVirtschaftspädagogik Studiengangs päda~o~k 
Zulassungsvoraus- ' Allg. oder fachgebund. HS-Reife, halbjährige Allgemeine oder fachgebundene HS-
setzungen einschlägige praktische Tätigkeit in der VVirt- Reife 
schaft bzw. VVirtschaftsverwaltung (nachzuwei-
sen bei der Meldung zur Diplomprüfung; ein-
schlägige Berufsausbildung wird angerechnet) 
Dip!. Betriebswirte von einer bayer. Fachhoch-
schule mit einer Gesamtnote von ,,sehr gut" 
erhalten auf Antrag die Diplomvorprüfung 
erlassen und vier Semester angerechnet. Die 
Fächer des Vordiploms gemäß §22 Abs. 1 nr. 5, 
8 und 9 sind im Hauptstudium nachzuholen. Bei 
Nichterreichen der o. g. Gesamtnote werden nur 
die Fächer des Vordiploms nach §22 Abs. I Nr. 
1, 3 und 4 und 1 Semester angerechnet. 
Reaelstudienzeit 9 Semester 9 Semester 8 Semester 
Studienumfang 
Studienstruktur 3 Semester Grundstudium 
Grundstudi- 4 Sem. Grundstudium Grundstudium: 4 Sem. Diplom-Vorprüfung 
um 4 Sem. Hauptstudium 4 Semester Hauptstudium 
Zwischen- Hauptstudium: 4 Sem. 
prüfung 
Hauptstudi-
um 
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Betriebspraktika Bis zum Ende des . ,. Eine kaufmännische Berufsausbil-
Studiums ein halbjähri- dung vor Beginn des Studiums wird 
ges, bis zum Eintritt in empfohlen, anderenfalls sollten 
das Studienseminar ein umfassende Prakika in das Studium 
insgesamt einjähriges eingeplant werden 
betriebliches Praktikum 
(letzteres nur fUr den Praktikum als Voraussetzung fUr den 
Schuldienst), eine Schuldienst ein Jahr 
einschlägige Berufsaus-
bildung wird voll 
anerkannt. 
Schuloraktika Erstrlicher/Hauptrlicher: 
1. Staats· Diplom-Handelslehrerin Bautechnik, Elektrotechnik und Diplom-Handelslehrer/in 
om Informationstechnik, Ernährungs-
Berufliche Fach. Erstfach/Hauptfach: Studienrichtung I und Hauswirtschaftswissenschaft, 
richtungen Sozialpädagogik Wirtschaftspädagogik Studienrichtung n Argrarwirtschaft, Metalltechnik, Erstfach/Hauptfach: 
Studienrichtung I Gesundheit und Pflege Wirtschaftspädagogik 
Studienrichtuua ß f 
WahlpOichtrlicher ~er (Nebenflicher/Unter- Studienrichtung POichtwahlfächer für beide Studienrichtun· Zweitfächer/Nebenflicher (Unter-
richtsfächer): 1/WahlpOicht: gen richtsflicher): 
Biologie (Zweiteinschrei- umfangreiche Ange- Biologie (nur in Verbindung mit 
bung an der Universität bote aus betriebs- und Ernährungs- u. Hauswirtschaftswis-
Erlangen-Nümberg), Volkswirtschaftslehre senschaft, Agrarwirtschaft, Gesund-
Deutsch, Englisch, Ge- sowie anderer Fächer heit und Pflege), Chemie (nicht in 
sundheitspädagogik (ab im Hauptstudium Verbindung mit Bautechnik), 
WS 93/94), Kunsterzie- Studienrichtung Deutsch (Ludwig-Maximilians-
hung, Musik, Evang. ß/Wahlmöglichkelte Universität München), Englisch 
Religionslehre, Kath. n: Wirtschaftsinfor- (dito), Informatik (nur fllr Elekto-
Religionslehre, Sozial- matik, deutsch, technik u. Informationstechnik, 
kunde, Sport (Zweitein- Englisch, Franzö- Metalltechhnik), Mathematik, Phy-
schreibung an der Uni ver- sisch, Sozialkunde, sik, Kath. U. evang. Religionslehre 
sität Erlangen-Nümberg) Wirtschaftsge- (Ludwig-Maximilians-Universität 
Erweiterungen siehe TU ographie, Evang. München) 
München Theologie, Kath. 
Theologie 
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Prüfungen Prozess begleitend; Diplom-Vorprüfung in den Fächern Grundzü- Vorprüfung fUr das Lehramt an Diplom-Vorprüfung in den Fächern I 
Diplomarbeit ge der Betriebswirtschaftslehre, Grundzüge der beruflichen Schulen an der TU des Grundstudiums 
Volkswirtschaftslehre, Privatrecht, Öffentliches München; 
Recht, Statistik Diplomprüfung 
Diplomprüfung 
Die sehrißtliehen Prüfungen in den Fächern der Erste Staatsprüfung fUr ein Lehramt 
Diplomvorprüfung und der Diplomprüfung an öffentlichen Schulen 
werden studienbegleitend nach dem neu einge-
~- ---- L__ .. ~-
führten Kredit-Maluspunkte-System ab~ele~. 
~--
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............... BediD 
Hochschulstandort Freie Universität Berlin Humboldt-Universität zu Berlin Technische Universität Berlin 
Stand/Quelle Lehrerprüfungsordnung v. Prüfungsordnung zum Studiengang Medizinpä-
18.08.1982 dagogilkn>flegepädagogilk 
- auslaufend -
Bezeicbn~ des Lehramts Studienrat/Studienrlltin (eine Amt des Studienrates Medizinpädagogik I Amt des Studienrates mit einer beruflichen Fachrichtung 
bz~. Studieß3angs berufliche Fachrichtung) mit einer beruflichen Pflegepädagogik . Fachrichtung 
Zulassungsvoraussetzungen )LUg. oderfachgebundene PLllg. HS-Reife bzw. PLllg. HS-Reife; abge-
HS-Reife; I jähriges kauf- ein im Land Berlin als schlossene Berufsaus-
männisches Praktik.um (Teile gleichwertig aner- bildung im Tätigkeits- . 
müssen vor Aufnahme des kanntes Zeugnis bereich eines gesund-
Studiums nachgewiesen heits- bzw. Medizin-
werden); fachberufes (für Fern- . 
Einschlägige Berufsausbil- studium verschärfte 
dun!!; wird anerkannt ßedinl!;unl!;en) 
Regelstudienzeit 9 Semester 9 Semester (incl 1 8 Semester Präsenzstu-
Prüfungssemester) dium; 10 Semester 
Fernstudium 
Studienumfang Ca 160SWS 160SWS 
Studienstruktur Grundstudium 
Grundstudium Zwischenprüfung 
Zwiscbenpriifung Hauptstudium . 
Hauptstudium 
Betriebspraktika Einjähriges kaufmännisches 1 mind. 1 jähriges 
Betriebspralctikum, spätes- Betriebspraktikum in 
tens bis zur PLnmeldung zur der gewählten Fach-
1. Staatsprüdung, einschlägi-
ge Berufsausbildung wird 
richtun~; 
anerkannt 
Schulpraktika 3 vierwöchige Schul- Schulprakt. Ausbildung 
praktika im Umfang von 20 
sws 
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1. StaatsprilftmgiDiplom Studienrat mit einer Diplom-Medizin- 1. (wissenschaftliche) Staatsptilfung fUr das Amt des Studienrates mit 
Beruflichen Fachrich- pädagoge I Diplom- einer Beruflichen Fachrichtung 
tunl!; Pflegepädagoge 
Berufliebe Fachrichtungen Entfach/Hauptfach: Entfach/Hauptfach: Erstfach/Hauptfach Erstfächer/Haupträcher: 
Wirtschaftswissenschaft Land- und Gartenbau- Gesundheit I Diagnos- Bautechnik; Elektrotechnik; Ernährungswissenschaft; Lebensmittel-
(entweder: BWL mit Ergän- wissenschaft (Vertie- tik-Therapie (Medizin- wissenschaft; Gestaltungstechnik; Land- und Gartenbauwissenschaft; 
zung VWL oder VWL mit fungsrichtungen: pädagogik); Gesundheit Metalltechnik 
Ergänzung BWL) Landwirtschaft o. I Pflegewissenschaft 
Gartenbau) (Pflegepädagogik) 
Wirtschafts wissen-
schaften 
Wahlpffichdicher Zweitflicher Zweiträcher I Nebe- Zweiträcher I Neben· Zweiträcher/Nebenfächer: 
Betrieb!. Rechnungswesen fächer: flicher: Biologie, Chemie; Deutsch; Englisch; Informatik; Mathematik; Phy-
Chemie; Deutsch; Englisch; Betrieb!. Rechnungs- Biowissenschaften; sik; Sozialkunde; Sport; zwei sonderpädagogische Fachrichtungen 
Erdkunde; Französisch; Ge- wesen; Biologie; Sozialwissenschaften (können an der Humboldt- Universität studiert werden) 
schichte; Informatik; Mathe- Deutsch; Eng!.; Erd-
matik; Physik; Recht; Sozial- kunde; Pranz.; Ge-
kunde; Spanisch; Sport; zwei schichte; Informatik; 
sonderpädagogische Fach- Mathe.; Physik; Spa-
richtung (können nur an der nisch; Sport oder zwei 
Humboldt-Universität stu- der sonderpädagogi-
diert werden) sehen Fachrichtungen 
Prüfungen Zwischenprüfung : studien- 1. Staatsptilfung Diplom-V orptilfung; Zwischenprüfung 
begleitenden Teilprüfungen; Diplomptilfung 
Erste (wissenschaftliche) Staatsprüfung fiir das Amt des Studienrats 
Erste (wissenschaftliche) mit einer beruflichen Fachrichtung 
Staatsprüfung fUr das Amt 
des Studienrats mit einer 
beruflichen Fachrichtung 
----
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Bgnt'M ..... I 
Hochschulstandort Universität Bremen 
Stand/Quelle 
Bezeichnung des Lehramts Studium für das Lehramt an öffentlichen Schulen- Sekundarstufe limiteiner berufsbildenden Fachrichtung 
bzw. Studie~anp 
Zulassungsvoraussetzungen FH-Abschluß; zugelassen werden nur FH-Absolventen (Aufbaustudiengang); fachpraktische Ausbildung (abgeschlossene Berufsausbildung oder 
12monatiges einschlägiges Praktikum) 
Rettelstudienzeit Mindeststudiendauer: 8 Semester 
Studienumfang 
Studienstruktur 
Grundstudium 
Zwischenpriifung 
Hauptstudium 
Betriebspraktika 12monatiges einschlägiges Praktikum oder abgeschlossene Berufsausbildung 
Schulpraktika 
1. Staatsprüfung/Diplom Abschluß Erste Staatsprüfung; für Teilstudiengänge Elektrotechnik, Metalltechnik und Wirtschaftswissenschaften kann zusätzlich der Abschluß ,.Diplom-
Berufspädagoge /-in" erworben werden 
Berufliebe Fachrichtungen Erstfachlllauptfach: 
Elektrotec.hnik; Metalltechnik; Sozialwissenschaft I Sozialpädagogik; Wirtschaftswissenschaften (auslaufend, nur noch bis WS 01/02); Pflegewissen-
schaften 
WahlpOichtrlicher Zweitflicher 
Biologie; Chemie; Deutsch (incl. Deutsch als Fremdsprache); Englisch; Französisch; Gemeinschaftskunde/Politik; Geographie; Geschichte; Kunst; Ma-
thematik; Musik; Physik; Religionspädagogik; Spanisch; Sport 
Prüfungen Erste Staatsprüfung 
Baadesl8ad 
Hochschulstandort Universität Hambura 
Stand/Quelle 
Lehramt berufliebe Schu- Lehramt an der Oberstufe - Berufliche Schulen 
len ' 
Zulassungsvoraussetzungen Allg. HS-Reife; abgeschlossene Berufsausbildung oder vor dem Studium Teilnahme an einem mind. 12mpnatigen Betriebspraktikum in der gewählten 
Fachrichtung 
Rettelstudienzeit 9 ~Semester 
225 
Studienumfang 160SWS 
Studienstruktur 
Grundstudium 
Zwischenprüfung 
Hauptstudium 
Betriebspraktika 12monatiges einschlälriges Praktikum oder abgeschlossene Berufsausbildung 
Schulpraktika 
1. Staatsprüfung/Diplom Abschluß Erste Staatsprüfung für das Lehramt an der Oberstufe- beruflichen Schulen; aufgrundder bestandenen LA-Prüfung mit der Fachrichtung 
Wirtschaftswissenschaften wird auf Antrag der akademische Grad "Diplom-Handelslehrer/-in verliehen 
Berufliebe Fachrichtungen Berufliche Fachrichtung 
Bautechnik; Chemotechnik; Elektrotechnik; Ernährungs- und Haushaltswissenschaften; Farbtechnik und Raumgestaltung; Gesundheit; Holz- und Kunst-
stofftechnik; Körperpflege; Metalltechnik; See- und Hafenwirtschaft (bes. Fachrichtung erforderlich); Texttil- und Bekleidungstechnik; Wirtschaftswis-
sensehaften (mit verschiedenen Vertiefungsrichtungen) 
Wahlpflichträcher Zweiträcher 
Biologie; Chemie; Deutsch; Englisch; Erdkunde; Evagelische Religion; Französisch; Geschichte; Mathematik; Physik; Sozialwissenschaften mit Schwer-
punkt Politik, Soziologie oder Wirtschaft; Spanisch; Sport 
Prüfungen Abschluß Erste Staatsprüfung für das Lehramt an der Oberstufe- beruflichen Schulen; aufgrundder bestandenen LA-Prüfung mit der Fachrichtung 
Wirtschaftswissenschaften wird auf Antrag der akademische Grad "Diplom-Handelslehrer/-in verliehen · 
8uDdeslmd Hessen 
Hochschulstandort THDanmtadt Jobann-Wolfgang-Goethe- Gesamthochschule Kassel 
~ Universität Frankfurt am 
Main 
Stand/Quelle Prüfungsordnung für den 
Diplomstudiengang Wirt-
Schaftspädagogik an der 
Gesamthochschule Kassel v. 
11.12.1985) 
Bezeichnung des Lehramts Studium fllr das Lehramt an Wirtschaftspädagogik Wirtschaftspädagogik mit Berufspädagogik I mit den Fachrichtungen Metalltechnik 
bzw. Studiengangs beruflichen Schulen gewerb- dem Schwerpunkt Schule und Elektrotechnik 
lieh-technischer Fachrichtung und außerschulischen Stu-
dienschwernunkten 
-- - -
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Zulassungsvoraussetzungen Allg. oder fachgebundene Allg. HS-Reife; gute Kennt- Allgemeine oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife; eine andere als gleichwertig 
HS-Reife; nisse in Englisch, Mathema- anerkannte Vorbildung 
6 Monate prakt. Berufsaus- tik und Kenntnisse in lnfor-
bildung (Vorpraktikwn); matik werden dringend 
Gesamtdauer der praktischen empfohlen; hochschulinterne 
Berufsausbildung 52 Wochen Zulassungsbeschränkung auf 
je ca. 25 Erstsemester 
Regelstudienzeit Mindeststudiendauer: 8 8 Semester 8 Semester(+ Prüfungssemester), 2 betriebt. Praxissemester (wenn keine Berufsausbil-
Semester dun11: oder anrechenbare Praxis vorhanden) 
Studienumfang 160 Ca. 160SWS 160 SWS oder 174 SWS 
Studienstruktur Berufliche Fachrichtung Grundstudium (4 Sem., 82 Berufliche Fachrichtung einschließlich Fachdidaktik: ca. 80 SWS 
Grundstudium (Erstfach/Hauptfach): 80 SWS) Wahlpflichtfach (Schule) oder außerschulischer Schwerpunkt: 40 oder 54 SWS 
Zwischenprüfung SWS; Zweitfach (Neben- Hauptstudium (4 bis 5 Sem., Erziehungs- und Gesellschaftswissenschaften einschließlich Berufs- und Wirtschaftspäda-
Hauptstudium fach): 40 SWS; Erziehungs- 80SWS) gogik: 36 SWS 
und Gesellschaftswissen-
schaften: 4o SWS 
Betriebspraktika 52 Wochen Berufspraktische Studien in Form 2 betrieblicher Praxissemester in der studierten Fach-
richtunl!: oder eine einschläl!;il!;e Berufsausbildun11: 
Schulpraktika 2 praktisch-pädagogische Berufspädagogische praktische Studien im Studienschweipunkt Schule oder tätigkeits-
Übungen während des Studi- feldbezogene praktische Studien in nichtschuloischen Bildungsbereichen entsprechend 
ums dem gewählten Studienschwer unkt 
1. Staatsprill'ung/Diplom Mit dem Abschluß Diplom- Diplom-Handelslehrer wird Diplom-Berufspädagoge wird auf Antrag als erste 
- Handelslebrer(in) ist die als 1. Staatsexamen aner- Staatsprodung anerkannt (in Hessen) 
Einstellung in den Vorberei- kannt 
tungsdienst für das LA an 
beruflichen Schulen möl!;lich 
Berufliche Fadlricbtungen Berufliche Fadlricbtung GS: Wirtschaftswissenschaftliche Fachrichtungen Metall- und Elektrotechnik 
(Erstfacb/Hauptfach): Einführung in die Wirt- Fachrichtung: 
Bautechnik; Chernietechnik; schaftspädagogik; Grundzüge WahlpOichträcher/Studien-
Drucktechnik; Elektrotech- der VWL; Grundzüge der schwerpunkte: 
nik; Körperpflege; Metall- BWL; Grundzüge des Rech- Wirtschaftsinformatik; Recht; 
technik nungswesens; Grundzüge der Steuerlebre; Absatz- und 
Statistik; Grundzüge des Beschaffungswirtschaft; 
Rechts; Grundzüge der Sozialpädagogik in der 
Wirtschaftsmathematik; Berufsbildung; Finanzwirt-
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. GrundzUge der Wirtschaftsin- schaft; Pn>duktions-und 
formatik Dienstleistungswirtschaft 
HS: 
Pflicht: Allgemeine VWL 
und Allg. BWL; 
Vertiefung: Wirtschaftspäda-
gogik; Wahlpflichtfach; 
. 
Wahlfach (VWl-Wablfach, 
BWL-Wahlfach -OOer weite-
rer Teilschwerpunkt oder 
Wirtschaftssprachen) 
Wablpfticbtrlicber Zweitflicher (Nebenflicher/- Wablpftichtrlicher/Wabl· Deutsch; Englisch; Franzö- WahlpDicbtrlicher/Studienschwerpunkte: 
Wahlflicher): flicher: sisch; Mathematik; Physik; (mit einem Umfang von 40 SWS) 
Deutsch; Englisch; Evangeli- VWL: Geld und Währung; Chemie; Politik und Neuere Mathematik; Physik; Chemie; Sozialkunde; Sozial-
. sehe Religion; Geschichte; Öffentliche Wirtschaft; Geschichte (Sozilakunde); pädagogik in der Berufsbildung; 
Katholische Religion; Ma- Soziale Sicherung Recht; Sport; Evangelische Wahlpftichtrlicher/Studienschwerpunkte: 
thematik; Physik; Wirt- BWL: Rechnungswesen; Theologie; Katholische (mit einem Umfang von·54 SWS) 
schaftskunde; Politik; Sport Wertschöpfungsmanagement; Theologie; Deutsch; Englisch; Französisch; Evangelische Theologie; 
Wirtschaftsinformatik und Auzßerschulische Berufspä- Katholische Theologie; Sport; Recht 
lnformationsmanagement; dagogische Studienschwer-
Personalwirtschaft und punkte: 
Organisation; Finanzen Betriebliche Aus- und Wei-
' Teilschwerpunkt "Quantitati- terbildung; B~triebliche 
ve Methoden der analyti- Rehabilitation; Berufsbildung 
sehen und empirischen in Entwicklungsländern; 
Wirtschaftsforschung" Sozialpädagogik in der 
Wirtschaftssprachen (Eng- Berufsbildung 
lisch, Französisch, Spanisch) 
Prüfungen Vorprüfung Diplom. Vorprüfung: stu- Diplom. Vorprüfung 
Erste Staatsprüfung dieqbegleitend in den Fach- Diplomprüfung 
gebieten des GS 
Diplomprüfung: 
Diplomarbeit (4 Monate); 
Klausuren und mdl. PrUfun. 
gen in den Pflicht- und ' 
Wahlfächern 
~-- -- -- --- ------ - ---- --- ------ -
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• 1 I • -Hocbscbulstandort Justus-Liebig-Universität Giessen Stand/Quelle 
Bezeiclmung des Lehramts Lehramt an beruflieben Schulen landwirtscbaftlicber, bauswirtschaftlieber und nahrungsgewerblieber Fachrichtungen (kein LA-Studiengang im engeren 
bzw. Studi~s Sinne, sondern rein fachwissenschaftliche Diplom-Studiengänge, die um ein erziehungswissenschaftliebes Studium ergänzt werden) 
Agrarwissenschaften Haushalts- und Ernährungswissenschaften 
Z IG< voraussetzunRen Allg. oder fachgebundene HS-Reife Allg. oder fachgebundene HS-Reife 
Regelstudienzeit Mindeststudiendauer: 8 Sem. Mindeststudiendauer: 8 Semester 
Studienumfang 160SWS 
Studienstruktur Grundstudium C4Sem.): Grundstudium (4 Sem.): 
Grundstudium Natur- und sozialökonomische Grundlagen Naturwissenschaftliche Grundlagen 
Zwiscbenprilfung Landwirtschaftliebe Grundlage Allgemeine Physiologie und Anatomie 
Hauptstudium Hauptstudium (4 Sem.): Volkswirtschaftslehre 
- Studium in einer der Facbrichtung: Ernährungsphysiologie Pflanze.nproduktion Erzeugung der Grundnahrungsmittel 
Tierproduktion Wirtschaftslehre des Haushalts 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaus Mikrobiologie und Hygiene 
Umweltsicherung und Entwicklung ländlicher Räume Soziologie 
Hauptstudium (4 Sem.): 
Studium in einer der Fachricbtungen: 
Ernährungswissenschaft 
' Haushaltswissenschaft 
Ernährungsökonomie 
Betriebspraktika 6monatige praktische und lehrgangsmäßige Ausbildung 6monatiges Praktikum 
Schulpraktika 
1. Staa · Iom . 
BeruOiche Fachrichtungen 
s. Studienstruktur (keine weiteren Informationen) s. Studienstruktur (keine weiteren Informationen) 
WahlpOichtfächer 
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Prüfungen Diplom-Vorprüfung (nach dem 2. Und dem 4. Semester) Zulassungsvoraussetzungen zur I . Staatsprüfung: 12monatiges Betriebspraktikum oder abge-
Diplomprüfung: Diplomarbeit; Klausuren und mündliche schlossene Berufsausbildung in den Berufsfeldern Ernährung und Hauswirtschaft bzw. Agrar-
Prüfungen wissenschaft 
Abgeschlossener Diplomstudiengang . 
+ danach: Erste Staatsprüfung fl1r das Lehramt an beruflichen Schulen 
ßuadesi•M .v 
Hochschulstandort Universität Rostock 
Stand/QueUe 
Bezeichnung des Lehramts Lehramt an beruflichen Schulen 
bzw. Studie02anas 
Zulassungsvoraussetzungen Allg. HS-Reife oder FH-Abscbluß in der angestrebten Beruflichen Fachrichtung 
!jähriges berufliches Praktikum einschlägiger Fachrichtung (kann auch während des Studiums absolviert werden) 
Re!Eelstudienzeit Grundständiges Studium 8 Semester; Aufbaustudiengang fl1r FH-Absolventen: 4 Semester 
Studienumfang 160 sws 
Studienstruktur Grundständiges Studium: I 
Grundstudium Berufliche Fachrichtung (Erstfach/Hauptfach) einschließlich Fachdidaktik: 90 SWS 
Zwischenprüfung Zweitfach (Nebenfach): 
Hauptstudium Allgemeinbildendes Fach oder 
Sonderpädagogische Fachrichtung einschließlich Fachdidaktik: 50SWS 
Erziehungswissenschaften einschließlich schulpraktischer Studien 20SWS 
Betriebspraktika !jähriges berufliches Praktikum (kann in 2 Blöcke geteilt werden und auch während des Studiums absolviert werden) 
Schulpraktika Sind innerhalb des erziehungswissenschaftölichen Studienanteils vorgesehen 
I. Staatsorüfuna/Diplom Das Diplom in Wirtschaftspädagogik kann der I . Staatsprüfung filr das LA an beruflichen Schulen gleichgestellt werden 
Berufliche Fachrichtungen Berufliche Fachrichtung 
Elektrotechnik (allgemeine Elektortechnik und entweder Leistungselektrotechnik oder Informationselektrotechnik 
Wirtschaftspädagogik 
WahlpOichtfacher Allgemeinbildende Fächer 
Deutsch; Englisch; Evangelische Religion; Französisch; Mathematik; Philosophie; Phvsik; Sport; Berufsbewgene Sonderpädagogik 
PrüfUßlten Erste Staatsprüdung fl1r das Lehramt an beruflichen Schulen ffiiolomorüfunl! Wirtschaftspädagogik) 
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Bochsclwlstandort Universität Hannover Universität OldenbUI'IE Universität Osnabrück 
Stand/Quelle 
Lehramt berußiche Schu· Lehramt an berufsbildenden Lehramt an berufsbildenden Schulen Lehramt an berufsbildenden Schulen 
Jen Schulen 
z voraussetzungen 
Regelstudienzeit 
StudienumCIUll 
Studienstruktui-
Grundstudium 
Zwischenprüfung 
Hauptstudium 
Betriebspraktika 
Schulpraktika 
1. Staats .. · Iom 
Berußiche Fachrichtungen Berußiche Fachrichtung (Erst· Berußiche Fachrichtungen (Erstra- Kosmetologie 
rach/Bauptfach): cher/Hauptrlicher): Gesundheitswissenschaften 
Bautechnik; Elektrotechnik; Farb- Pflegewissenschaften 
technik und Raumgestaltung; Wirtschaftswissenschaften 
Holztechnik; Metalltechnik; Tex-
til- und Bekleidungstechnik; 
Lebensmittelwissenschaft; 
WahlpOichtrlicher Zweitfächer (Nebenfächer/- Zweitflicher (Unterrichtsfächer/- Zweitfächer (Unterrichtsfächer/Nebenf'licher): 
Wahlflicher): Nebenfächer): Chemie; Deutsch; Englisch; Evangelische Religion, Katholische Religi-
Biologie (nur in Verbindung mit Biologie; Deutsch; Englisch; Evageli- on (Zweiteinschreibung an der HS Vechta); Informatik; Kunst; Mathe-
Lebensmittelwissenschaft); Che- sehe Religion; Katholische Religion; matik; Musik; Physik; Politik; Sonderpädagogik; Sport 
mie; Deutsch; Englisch;~ Mathematik; Physik; Sport 
sisch; Evange.lische Religion; 
Katholische Religion; Mathematik; 
Physi k; Politik; Sport; 
AnsteUe des 2. Unterrichtsfaches 
kann Sonderpädagogik fl1r das 
Lehramt an berufsbildenden 
Schulen gewählt werden 
Prüfun&en 
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Baadeslllld Nledenacblm 
Hochschulstandort Geont-AU2USt-Universität Göttin2en 
Stand/Quelle 
Bezeichnung des Lehramts VVürtschaftspädagogik 
bzw. Studiengangs 
VVürtschaftspädaszoszik I VVUtschaftsoädaszol!ik II 
ZulllSSUII&svoraussetzun2en Allg. oder fachgebundene HS-Reife Allg. oder fachszebundene HS-Reife 
ReKelstudienzelt 9 Semester 10 Semester 
Studienumfang 
Studienstruktur Grungstydium (4S~m. ) : Grungstugium (4 Sem.): 
Grundstudium Propädeutik (Buchftihrung; Mathematik; Datenverarbei- s. VVürtschaftspädagogik I 
Zwischenprüfung tung); Statistik; Grundlagen der Mikroökonomie; Mak-
Hauptstudium roökonomik; Betriebstwirtschaft; Recht Hauptstudium (6 Sem.): 
WUtschaftpädagogik 
Haupll!tudium (~ Sem.): 3 Wahlpflichtfächer 
WUtschaftspädagogik 
VWL 
Wahlpflichtfächer aus den Fachblöcken 
Betriebspraktika 
Schulpraktika 
1. Staats .. · Iom 
Berufliche Fachrichtungen WUtschaftspädagogik I WUtschaftspädagogik II 
s. Studienstruktur (keine weiteren Informationen) s. Studienstruktur (keine weiteren Informationen) -
VVahlpftichträcher Fachblock I: " Fachblock I : 
Organisation und Leitung; Betriebliche Finanzwirtschaft; Organisation und Leitung; Betriebliche Finanzwürtschaft; Beschaffung und Absatz; Produktion 
Beschaffung und Absatz; Produktion Fachblock 2: 
Fachblock 2: Banbetriebslehre; Handelsbetriebslehre; Industriebetriebslehre; Wirtschaftsinformatik u.ä. 
Bankbetriebslehre, Handelsbetriebslehre; lndustriebe- Fachblock 3: 
triebslehre; Wirtschaftsinformatik u.ä. Deutsch; Englisch; Französisch; Spanisch, Mathematik; Sportwissenschaft; Evangelische 
Fachblock 3: Theologie 
Finanzwissenschaft; Soziologie; Würtschafts- und Sozi-
algeschichte u.ä. 
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Prüfungen Diplom-Vorprüfung: studienbegleitende Prüfungen 
Diplomprüfung (Diplomarbeit; Klausure~ und Mündliche Prüfungen) 
Hocbscllulstandort Universität Lünebura 
Stand/Quelle 
Lehramt berufliebe Schu- Lehramt an berufsbildenden Schulen 
len 
Fachrichtung Sozialpädagogik Fachrichtung Wirtschaftwissenschaften 
Zulassunpvoraussetzungen Allg. oder entsprechende fachgebundene HS-Reife (für Allg. oder fachgebundene HS-Reife 
Musik als Fach zusätzliche Aufnahmeprüfung) 
Rqelstudienzeit 9 Semester 9 Semester 
Studienumi'IUII 
Studienstruktur Grundstudium (4 Sem.): Grundstudium (4 Sem.): 
! Grundstudium Berufs- und Wirtschaftspädagogik Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
Zwiscbeopriifunc Fachrichtung Sozialpädagogik Fachrichtung Wirtschaftswissenschaften 
Hauptstudium Unterrichtsfach Unterrichtsfach 
Zwischenprüfung Zwischenprüfung 
Hauptstudium (4 Sem.): Hauptstudium (4 Sem.): 
BWP BWP 
Fachrichtung Sozialpädagogik Fachrichtung Wirtschaftswissenschaften 
Unterrichtsfach Unterrichtsfach 
Betriebspraktika Abgeschlossene Berufsausbildung bis zur Zulassung zur Mind. 1 jährige der beruflichen Fachrichtung entsprechende berufspraktische Tätigkeit (Aus-
1. Staatsprüfung bildungoder Praktikum); als PraktikummUssen mind. 26 Wochen als Zulassungsvorausset-
zung zur Anmeldung zur I. Staatsprüfung und insgesamt 52 Wochen als Voraussetzung zur 
Einstellung in den Vorbereitungsdienst 
Schulpraktika 2 vierwöchige Praktika an berufsbildenden Schulen 2 vierwöchige Praktika an berufsbildenden Schulen 
1. Staa • .rn: Iom 
BeruOiche Fachrichtunaen Sozialpädagogik einschließlich ihrer Didaktik Wirtschaftswissenschaften einschließlich ihrer Didaktik 
BWP BWP 
WahlpOichtfäcber Deutsch; ev. Religion; Politik; Kunst; Mathematik; Deutsch; ev. Religion; Politik; Kunst; Mathematik; Musik; Sport 
Musik; Sport 
Prüfungen Erste Staatsprüfung Erste Staatsprüfung 
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BuDd , ... Nel~ . 
Hochschulstandort Rheinisch-Westflillscbe Tecbni- Ruhr-Universität Bochum Universität Dortmund 
sehe Hochschule Aachen 
Stand/Quelle 
Bezeichnung des Lehramts Lehramt flir die Sekundarstufe II Lehramt filr die Sekundarstufe II mit Lehramt filr die Sekundarstufe U mit dem Schwerpunkt Berufskolleg 
bzw. Studiengangs mit dem Schwerpunkt Berufskol- dem Schwerpunkt Berufskolleg 
leg 
ZulllSSUil&Svorausse~en 
Re2elstudienzeit 
Studienumfang 
Studienstruktur 
Grundstudium 
Zwischenprüfung 
Hauptstudium 
Betriebspraktika 
Schulpraktika 
1. Staats11.W.uuwviplom 
Berufliche Fachrichtungen Berufliche Fachrichtung (Erst- Berufliche Fachrichtungen (Erstra- Berufliche Fachrichtungen (Erstracher/Hauptracher): 
facb/Hauptfacb): cher/Hauptracher): Chemietecbnik; Elektrotechnik; Maschinentecbnik; Sozialpädagogik; Wirt-
Bautecbnik; Elektrotechnik; Ma- Elektrotechnik; Wirtschaftswissen- . Schaftswissenschaft 
schinentecbnik; Textil- und Be- schaft 
kleidungstecbnik; Wirtschaftswis-
senschaft 
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Wahlpflichtfächer Zweitfächer (Nebenfächer/Wahl- Zweitfächer (Unterrichtsfächer/Neben- Zweitfächer (Unterrichtsfächer/Nebenfächer): 
fächer): fächer): Chemie; Deutsch; Englisch; Mathematik; Musik; Physik; Sport 
Chemie (nicht mit WiWi); Deutsch; Chemie; I?eutsch; Englisch; Französisch; 
Englisch; Französisch (nur mit Mathematik; Physik;Politik; Evangelische Spezielle berufliche Facbrichtungen: 
WiWi); Evangelische Religionslehre; Religionslehre; Kahtolische Religionsleh-
Katholische Religions lehre; Mathe- re; Spanisch; Sport; Winschaftsleh- Maschinentecbnik: 
matik; Physik (nicht mit WiWi); re/Politik Fertigungstechnik 
Politik (nur mit WiWi); Spanisch 
(nur mit WiWi) Sonderpädagogische Fachricbtungen: 
Spezielle berufliebe Facbricbtun- Sondererziehung und Rehabilitation der Blinden; Sondererziehung und Rehabili-
gen: tationder Erziehungsschwierigen; Sondererziehung und Rehabilitation derKör-
Bautecbnik.: perbehinderten; Sondererziehung und Rehabilitation der Lemebhinderten; Son-
Hochbau; Tiefbau; Holztechnik . dererziehung und Rehabilitation der Sehbehinderten 
Elektrotechnik: 
Energietechnik; Nachrichtentechnik 
Maschinentecbnik: 
Fahrzeugtechnik; Fertigungstechnik; 
Versorgungstechnik 
Prütu.naen 
Hochschulstandort Rheinische Friedrich· Wilhehm- Universität-Gesamthochschule Universität-Gesamthochschule Essen 
Universität Bonn Duisburg 
St.andLQ_uelle 
Bezeichnung des Lehramts Lehramt flir die Sekundarstufe II Lehramt fUr die Sekundarstufe II mit Lehramt fUr die Sekundarstufe II mit dem Schwerpunkt Berufskolleg 
bzw. Studiengangs mit dem Schwerpunkt Berufskol- dem Schwerpunkt Berufskolleg 
leg 
z svoraussetzungen 
R~elstudienzeit 
Studienumf8112 
Studienstruktur 
Grundstudium 
Zwischenprüfung ' 
Hauptstudium 
Betriebspraktika 
Schulpraktika 
1. Staa 
.. l'linJom 
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Beruffiche Fachrichtungen Beruffiche Fachrichtung (Erst- Beruffiche Fachrichtungen (Ersträ- Beruffiche Fachrichtungen (Ersträcher/Haupträcher): 
fach/Hauptfach) : cher/Haupträcher): Bautechnik; Biotechnik; Chemietechnik; Gestaltungstechnik; Maschinen-
Ernährungs- und Hauswirtschaft Wirtschaftspädagogik (sei t WS 98199) technik; Wirtschaftswissenschaft 
Elektrotechnik; Maschinentechnik: 
Wirtschaftswissenschaft 
Wahlpflichträcher Zweiträcher (Nebenfächer/Wahl- Zweiträcher (Unterrichtsfächer/Ne- Zweiträcher (Unterrichtsfächer/Nebenfächer): 
fächer): benfächer): Biologie; Chemie; Deutsch; Englisch; Mathematik; Physik; Sport; Wirt-
Biologie; Chemie; Deutsch; Eng- Chemie; Deutsch; Englisch; Evangeli- schaftlehre/Politik 
lisch; Evangelische Religionslehre; sehe Religionslehre; Französisch; Spezielle beruffiche Fachrichtungen: 
Katholische Religionslehre; Ma- Mathematik; Physik; Spanisch Maschinentechnik: 
thematik; Physik Spezielle Beruffiche Fachrichtungen: Fertigungstechnik 
Spezielle beruffiche Fachrich- Elektrotechnik: Versorgungstechnik 
~: Energietechnik 
Lebensmitteltechnologie Nachrichtentechnik 
Technische Informatik 
Maschinentechnik: 
Fertigungstechnik 
Technische Informatik 
Wirtschaftswissenschaft: 
Spezielle Wirtschaftswissenschaft 
~en 
Hochschulstandort Universität Köln Universität-Gesamthochschule Paderborn 
Stand/Quelle 
Bezeichnung des Lehramts Lehramt an berufsbildenden Wirtschaftspädagogik Lehramt an berufsbildenden Schulen 
bzw. Studiengangs Schulen 
Zulas~svoraussetzungen Allg. oder fachgebunden HS-Reife 
ReKelstudienzeit 8 Semester 
Studienumfang 
Studienstruktur Grundstudium (4 Sem.) 
Grundstudium Diplom-Vorprüfung (Klausuren in den 
Zwischenprüfung Fächern des Grundstudiums) 
Hauptstudium Hauptstudium (4 Sem.) 
Betriebspraktika Betriebspraktika vor Aufnahme und 
während des Studiums werden emp-
fohlen ' 
Schulpraktika -
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1. Staatspriifu.Dg/Diplom In NRW kann der Abschluß Diplom-
Handelslehrer(in) unter bestimmten 
Bedingungen als Erste Staatsprüfung 
für das LA für die Sek D anerkannt 
werden 
Berufliche Fachrichtungen Berufliche Fachrichtung (Erst- Berußiche Fachrichtungen (Erstfächer/Haupt.rächer): 
fach/Hauptfach) : Elektrotechnik; Maschinentechnik; Wirtschaftswissenschaft 
Wirtschaftswissenschaft 
WahlpOichUächer Zweitfächer (Nebenfli- ZweiUächer (Unterrichtsfächer/Nebenfächer): 
cher/Wahlflicher): Chemie; Deutsch; Englisch; Evangelische Religionslehre; Französisch; 
Deutsch; Englisch; Französische; Katholische Religionslehre; Mathematik; Physik; Spanisch; Sport 
Mathematik; Politik; Evangelische SpezieUe berußiche Fachrichtungen: 
Religionslehre; Katholische Reli- Maschinentecbnik: 
gionslehre; Spanisch Fertigungstec.hnik 
Spezielle berußiche Fachrich-
tung: Im integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft wird die Studien-
SpezieUe Wirtschaftslehre richtung "Wirtschaftspädagogik" mit dem Abschluß Diplom-
Wirtschaftsinformatik Handelslehrer/-in angeboten. Dieser Abschluß kann unter bestimmten 
Sonderpädagogische Fachrich- Bedingungen mit der Ersten Staatsprüfung gekoppelt werden 
tungen: 
Sondererziehung und Rehabilitati-
oo der Erziehungsschwierigen; 
Sondererziehung und Rehabilitati-
on der Körperbehinderten; Sonder-
erziehung und Rehabilitation der 
Lemebhinderten 
Prüfungen Diplom-Vorprüfung 
Diplom-Prüfung 
237 
Bv' I , . ' :.· .. ·· .. _, .. ~-.· i:_:...: ..... ~~--: ;;·.··.; --~ ~-:. . t . ._/ __ y· ~-- I .. . .. . . 
Hochschulstandort Unlversität-Gesamtbocllschule BeJ'Iiscbe Universität- Sporthochschule Köln 
Siegen Gesamthochschule Wuppertal 
Stand/Quelle 
Bezeichnung des Lehramts Lehramt an berufsbildenden Schulen Lehramt an·berufsbildenden Schulen An dieser Hochschule kann das Fach Sport studiert werden, wenn an 
bzw. Studienaanas einer anderen Hochschule die Berufliche Fachrichtung studiert wird 
Zui&.SSUD2Svoraussetzunaen 
Reaelstudienzeit 
Studienumfang 
Studienstruktur 
Grundstudium 
Zwiscbenprilfung 
Hauptstudium 
Betriebspraktika 
Schulpraktika 
1. Staa..,.p .. üuu~WIJIPIOm 
Beruffiche Fachrichtungen Berufliche Fachrichtung (Erst- Beruffiche Fachrichtung (Erstfacbl-
fach/Hauptfach): Hauptfach): . 
Elektrotechnik Drucktechnik; Bautechnik; Elektro-
Maschinenbau technik; Gestaltungstechnik 
Wirtschaftswissenschaft Wirtschaftswissenschaft 
Wahlpflichtfächer Zweitfächer (Nebenfächer): Zweitfächer (Nebenfächer): 
Cherrüe; Deu~ch; Englisch;~ Cherrüe; Deu~ch; Englisch;~ 
sisch; Mathematik; Physik; Philoso- sisch (nur rrüt Wirtschaftswissen-
phie; evangelische Religionslehre; schaft); Mathematik; Physik; evangeli-
Katholische Religionslehre; Sozial- sehe Religionslehre; Sport; Wirt-
wissenschaften schaftslehre und Politilc: (nicht rrüt ' 
Spezielle berufliche Fachrichtung: Wirtschaftswissenschaft) 
Maschinenbau: Spezielle berufliche Fachricbtung: 
Fertigungstechnik Bautechnik: Tiefbau 
SpezieHe berufliclie Facbrichtung: Spezielle berufliche Facbrlchtung: 
Wirtschaftswlssenschaft: Wirtschaftswissenschaft: 
Spezielle Wirtschaftslehre Spezielle Wirtschaftslehre 
Wirtschaftsinformatilc: 
Prüfungen 
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Hochschulstandort Universitlit Kaiserslautern Jobannes-Gutenberg-Universitlit Mainz 
Stand/Quelle 
Lehramt beruJliclle Scllu- Lehramt an berufsbildenden Schulen Wirtschaftspädagogik 
Jen 
z voraussetzunaen Allgemeine oder fachgebundene HS-Reife Allg. oder fachgebundene HS-Reife I 
Reaelstudienzei.t Mindeststudiendauer: 8 Semester 9 Semester 
Studienumf'ana Ca. l62SWS 
Studienstruktur Berufliche Fachrichtung (Erstfach/Hauptfach): 92 SWS Grundstudium (4 Sem.) 
Grundstudium Zweitfach (Wahlfach): ca. 32-44 SWS Diplomvorprüfung 
Zwischenpriifuug Erziehungswissenschaft einschließlich Hauptstudium (4 Sem.) 
Hauptstudium schulpraktischer Studien ca. 30SWS 
Betriebspraktika Praktikum im Umfang von 48 Wochen, davon müssen bis Nachweis einer mindestens einjährigen einschlägigen betriebspraktischen Tätigkeit 
zur Zwischenprüfung mindestens 24 Wochen abgeleistet 
sein 
Scllulpraktika 4wöchiges Unterrichts- bzw. Unterweisungspraktikum bis zum Beginn des HS 
I. Staats · Iom 
Berußiclle Facbrichtun&en Berußiclle Facbrichtun& (Erstfacblllauptfach): Berußiclle Fachrichtungen (Erstflicher/Hauptf"ächer): 
Bautechnik Studienrichtung I : 
Elektrotechnik Pädagogik, insbes. Wirtschaftspädagogik, BWL, VWL, ein Pflichtwahlfach, ein Wahlfach 
Maschinenwesen Studienrichtung lla: 
Pädagogik, insbes. Wirtschaftspädagogilc; BWL, ein Doppelwahlfach 
Studienrichtung ll b: 
Pädagogik, insbes. Wirtschaftspädagogik, VWL, ein Doppelwahlfach 
Studienrichtung lll : 
Pädagogik, insbes. Wirtschaftspädagogik;. 8\\'L;_.SpezieUe BWL; ein Wllhlfach 
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Wahlpßichtrlicher Zweidieher (Nebeoflicher): Studienrichtung 1: 
Mathematik, Physik; Biologie; Informatik; Sozial- und Pflichtwahlflicher: 
Wirtschaftskunde Betriebsinformatik; Marketing; Rechnungslegung der Unternehmung einschließlich Revisi-
on und Besteuerung; Verkehrswissenschaft 
Wahlfächer: 
Finanzwissenschaft; Mathematik; Ökonometrie; Publizistik u.ä. 
Studienrichtung ll a und b: 
Doppelwahlflicher: 
Deutsch; Englisch; Französisch; Spanisch; Evangelische Religionslehre; Katholische Religi-
onslehre 
~en Zwischenprüfung nach dem OS Diplom-Vorprüfung 
Erste Staatsprüfung ft1r das Lehramt an berufsbildenden Diplomprüfung 
Schulen 
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Bn fl I • ......... ~. .. I .. .. . ·~-Hochschulstandort Universitit des Saarlandes 
Stand/Quelle -auslaufend-
BezeiclmUßl des Lehramts Lehramt an beruflichen Schulen 
bzw. Studienpnas 
ZulBSSUD2SvoraussetzunRen All~. HS-Reife oder fach~ebundene Studienberechti~~ 
Regelstudienzeit Mindeststudiendauer: 8 Semester 
Studienumfaq 160SWS 
Studienstruktur Grundstudium (4 Sem.) 
Grundstudium Zwischenprilfung 
Zwischenpriltwlc Hausptstudium (4 Sem.) 
Hauptstudium 
Betriebspraktika Betriebspraktkikum von mind. I Jahr, nachzuweisen bei der Meldun~ zur Prilfun~ 
Scllulpraktika lns~esamt 4 Wochen Dauer 
1. Staa .m.: Iom 
Berufliche Fachrk:hlUßlen Metalltechnik 
' Eleklrotechnik 
WahlpOichtrlicher AUgemeinbildende Unterrichtsfächer: 
Chemie; Deutsch; En~lisch; Evan~elische Reliltion; Französisch; Geographie; Geschichte; Katholische Religion; Mathematik; Physik; Sport 
Prüfungen Zwischenprüfung nach dem GS 
Erste Staatsprüfun~ 
--· 
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HocbsclUJistandort UDiversitit Leipzig ·Teclmiscbe Universität Dresden 
s 
Bezeiclmung des Lehramts Berufs- und Wirtschaftspädagogik Lehramt an berufsbildenden Schulen Höheres Lehramt an berufsbildenden Berufliche Bi!-
bzw. Stuclienpnp Schulen dung/Berufliche Erwachse-
nenbildung - berufsbeglei-
tendes Er änzun studium 
Hochschulabschluß auf 
technischem, natur-, wirt-
schafts- agrar- oder ver-
kehrswissenschaftlichem 
Gebiet 
Nachweis einer ca. 
!jährigen Tätigkeit in der 
beruflichen Bi!-
dung/beruflichen Erwachse-
neobitdun 
Regelstudienzeit 9 Semester 10 Semester (davon 1 Prüfungssemes- 4 Semester, berufsbeglei-
ter tend 
Studienumf' 
Studienstruktur Grundstudium (4 Sem.) Berufliche Fachrichtung 
Grundstudium Diplomvorprilfung (Erstfach!Hauptfach): 
Zwiscbeo.prilfu. Hauptstudium (5 Sem.) mind. 80 SWS 
Hauptstudium Zweitfach (Nebenfach): 
Berufliche Erwachsenenbil-
dungoder 
Berufliche Bildung in 
Entwicklungsländern oder 
Allgemeinbildendes Fach: 
mind. 40SWS 
Berufspädagogik 
mind. 40SWS 
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Betriebspraktika Mindestens 6monatige Jcaufmänni- ' 
sehe Tätigkeit, nachzuweisen bei der 
Meldung zur Diplomprüfung (kauf-
männische Lehre wird anerkannt) . 
Schulpnaktika 4wöchiges wirtschaftsdidaktisch 
ausgerichtetes Schulpraktikum 
1. Staatspriifu.JII/I)plom Anerkennung des Diploms als Lehr- Zertifikat 
amtsprüfung 
Bendliche Fadlricbtunaen Bendliche Facbrlc:btuoc Bendliche Facbrlc:btuoc (Erstracbl- Bendliche Fachric:htuoc (ErsUiicher/- s. LA-Studiengang 
Studiemichtune 1: Hauptfach): HaupUiic:her): 
Wirtschaftspädagogik Elektrotechnik Bautechnik; Chemietechnik; Elektrotech- I 
Graphische Technik nik; Lebensmittel-, Ernährungs- und I 
Metalltechnik Hauswirtschaftswissenschaft; Metall- I 
Sozialpädagogik technik; Textil- und Bekleidungstechnik ! 
WirtschaftsDäda2oJZik 
WahlpßichUiic:her Zweitflc:her (Nebenßc:her): ZweiUiic:her (Nebeofllc:her): Zweitflcher (Unterrichtsfächer/Neben~ s. LA-Studiengang 
Mathematik; Rechnungswesen; Chemie; ~tsch;Englisch; Ethik; fllc:her): 
Informatik; VWL; BWL; Berufs- Geschichte; Informatik; Mathematik; Gruppe J; 
und Wirtschaftspädagogik; Statistik Physik; Sport; Wirtschafts- und Sozial- Biologie; Deutsch; Englisch; Franzö-
kunde sisch; Geographie; Geschichte; Latein; 
Nicht wirtschaftswissenschaftliche Mathematik; Physik; Sport 
Wahlpflichtfllcher: 
Deutsch; Englisch; Französisc.h; Gruppe ll: 
Spanisch; Mathematik; Physik; Chemie; Ethik; Gemeinschaftskunde; 
Chemie; Geschichte einschl. Wirt- Griechisch; Italienisch; Kunsterziehung; 
schaftsgeschichte; Geographie Musik; Evangelische Religion; Katholi- ' 
einschl. Wirtschaftsgeographie; sehe Religion; Russisch; Sorbisch; Spa-
Gemeinsc.haftskunde; Evagelische nisch 
Religion; ~_; Informatik 
J>rüfunaen Diplomvorprüfung Erste Staatsprüfung fUr das Lehramt an Erste Staatsprüdung fUr das Lehramt an 
Diplomprüfung berufsbildenden Schulen berufsbildenden Schulen 
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e « ., .. s.tm ,,.." 
Hocmcbulstandort Otto-von-Guericke-Universität Maaedebura 
Stand/Quelle 
Bezekhnung des Lehramts Lehramt an berufsbildenden Schulen Wirtschaftspädagogik 
bzw. Studiengangs 
Zulassungsvoraussetzungen Allg. oder fachgebundene HS-Reife; Betreibspraktikutn Allg. oder fachgebundene HS-Reife 
von insgesamt 48 Wochen Umfang, davon 12 Wochen 
vor Studienbeginn 
Regelstudienzeit 10 Semester ( einschl. Prtlfung) 10 Semester 
StudienumCBD& 160 sws 
Studienstruktur Berufliche Fachrichtung (Erstfach/Hauptfach) mit einer Grundstudium (4 Sem.) 
Grundstudium Vertiefungsrichtung ( Spezialisierung) einschließlich Hauptstudium (6 Sem.) 
Zwischenprüfung Fachdidalctik: 80 
Hauptstudium sws 
Zweitfach (Unterrichtsfach/Nebenfach) 50SWS 
Berufspädagogik und schulpraktische Studien 36 SWS 
Betriebspraktika 
Schulpraktika 
1. Staatsprüfung/Diplom Auf Antrag statt Staatsarbeit Dimplomarbeit möglich, 
dann wird nach bestandener 1. Staatsptüfung den aka-
demischtn Grad Diplom-Gewerbelehrerin 
Berulllcbe Fachricbtungen Berufliebe Fachrichtungen (Erstrlicherlllauptfächer): Wirtschaftpädagogik 
Elektrotechnik 
Metalltechnik 
Bautechnik 
Wirtschaft und Verwaltung , , 
- --------- -- --------- ------------------·------ ----
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W~pffic:htflicher Untenichtsflicber: Unterrlc:htsflicher: 
Deutsch; Englisch; Mathematik; Physik; Russisch; Deutsch; Englisch; Mathematik; Physik; Russisch; Soziallcunde; Sport 
Sozialkunde; Sport 
Schwerpunkte Elektrotechnik: 
Elektrische Energietechnik; Automatisierungstechnik; 
Nachrichtentechnik 
Schwerpunkte Metallteclmik: 
Produktioostechnik; Maschinen- und Antriebstechnik; 
Kootruk:tionstechnik 
Schwerpunkte Bauteclmi.k: 
Rohbau-, Ausbau- und Tiefenbautechnik 
Priifun&en Zwischenprüfung nach dem GS Diplomprüfung 
Erste Staatsprüfung 
... I d -- "' 
HocmcltulstaDdort Christian-Aibrechts-Unlversitlt zu Kid Unlversitlt FlensbUI"2 
Stand/Quelle Diplomprüfungsordnung v _ I 0.1 1.1983 
BezeichnUßl des Lehramts Wirtschaftspädagogik Lehramt an beruflichen Schulen I Diplom-Berufspädagogik 
bzw. Studienpnas 
Zulassunpvoraussetzußlen Allgemeine oder fachgebundene HS-Reife Allg. oder fachgebundene HS-Reife 
Betriebspraktikum von einem Jahr, davon mindestens 6 3monatiges Praktikum oder einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung 
Monate vor Beginn des Studiums (eine kaufmännische 
Lehre ~lt als Pralctikum) 
Retelstudienzeit 9 Semester 9 Semester 
Studienumf~ ca 160SWS 160SWS 
Studienstruktur Grundstudium (4 Sem.) Berufliche Fachrichtung 82SWS 
Gnmdstudium Zwischenprüfung AUgemeinbildendes Fach 50SWS 
Zwiscbenprilfu.n« Hauptstudium (4 Sem.) Berufspädagogik 28SWS 
Hauptstudium 
Betri Betriebspraktilcum von I Jahr I jähriges Berufs- bzw. Betriebspraktikum 
Scbulpraldi.ka Praktika in Form von Berufbildungspraktischen Studien 
1. Staa · Iom Erste Staatsprüfung und/oder Diplom 
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BeruOiche Fachriclltun&en 2 Studienrichtungen sind wählbar: Berufliche Fachrichtun&: 
Studienrichtun& 1: Elektro- /Metalltechnik mit den Schwerpunkten: 
Technik des betrieblichen Rechnungswesens 
Mathematik fllr Wirtschaftswissenschaftlter u. Statistik Haus- und Gebäudeanlagen 
Volks.wirtschaftslehre Produktions- und Prozeßanlagen 
Studienrichtun& ll: Service und Dienstleistungen 
Theoretische Volkswirtschaftslehre 
Wirtschaftspolitik 
Finanzwissenschaft 
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 
Spezielle Betriebswirtschaftslehre 
Pädagogik 
Wahlpnichtfächer Zweittächer: AUgemeinbildende Fächer: 
Deutsch; Englisch; Französisch; Spanisch; Mathematik; Mathematik; Wirtschaft/Politik; Sport; Physik; Deutsch; Englisch; Dänisch; ev. Religion 
Informatik; Geographie; Sport; Evangleische Religion; 
Philosophie; Geschichte 
Prüfungen Zwischenprüfung nach dem GS Zwischenprüfung 
Diplmoprüfung Erste Staatsprüfun~ und /oder Diplom ........... {. ~ 
Hochschulstandort Pädagogische Hocbschule Erfurt (PHE) Universität Jena 
Technische Universität Dmenau (TUI) 
Bauhaus-Universität Weimar (BUW) 
Stand/Quelle 
Bezeichnung des Lehramts Lehramt an berufsbildenden Schulen Wirtschaftspädagogik (Diplom) 
bz~. Studienaanas 
Zulassungsvoraussetzungen Allgemeine HS-Reife AUg. oder fachgebundene HS-Reife 
12monatig_es Betriebspraktikum, davon mindestens 3 3monatiges Praktikum oder einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung 
Monate vor Beginn des Studiums (auf Antrag kann das 
Praktikum durch eine einschlägige Berufsausbildung 
ersetzt werden) 
Regelstudienzeit 9 Semester (davon IPrüfun~semester) 9 Semester (davon IPrüfun~ssemester) 
Studienumfang 160SWS 
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Studienstruktur Berufliche Fachrichtung (Erstfach/Hauptfach): 85SWS Wirtschaftspädagogik 1: GS 3 Semster 
Grundstudium Zweitfach (Nebenfach) 50SWS Wirtschaftspädagogik ß: GS 4 Semester ,. 
Zwische.npriif'ung Erziehungswissenschaften 25SWS 
Hauptstudium Wirtschaftspädagogik 1: HS 6 Semester 
WirtschaftspädagoJcik ß: HS 5 Semester 
Betriebspraktika Betriebspraktikum von I Jahr 6monatiges Betriebspraktikum 
EDV -Praktikum 
Schulpraktika Orientierungspraktikum (2 Wochen) im GS 4wöchiges Schulpraktikum 
schulpädagogisches Blockpraktikum (4 Wochen) im HS 
1. Staatspriifung/Diplom Diplom-Vorprüfung 
Diplomprüfung 
Berufliche Fachrichtungen Berufliche Fachrichtung (Erstrlicher/Hauptrlicher): Berufliche Fachrichtung: 
Bautechnik (an der Baubaus-Universität Weimar) Wirtschaftspädagogik 
Elektrotechnik (Technische Universität Ilmenau) 
Metalltechnik (Technische Universität Ilmenau) 
Wahlpßichtrlicber Zweittäcber: 
Deutsch (PHE); Englisch (PHE); Französiscb(PHE); 
Mathematik (TU I; BUW); Sport (PHE); Evangelische 
Religionslebre; Philosophie (PHE); Physik (TU I); Katboli-
sehe Religionslebre; Sozialkunde (PHE) 
Unabhängig davon, an welcher Uni die Zweitfächer stu-
diert werden, das erziehungswissenschaftliebe Studium 
wird in jedem Fall von der PH Erfurt abgedeckt 
Prüfungen Zwischenprüfung nach dem GS Diplom-Vorprüfung 
Erste Staatsprüfung filr das Lehramt an berufsbildenden Diplom-Prüfung 
Schulen 
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12.3 Expertise über "Aussagen aus der Berufs- und Wirtschafts-
pädagogik über die Ausbildung von Lehrern an beruflichen 
Schulen" 
PD Dr. Hanns-Peter Bruchhäuser 
Inhalt: 
0. Analyse- und Darstellungsansatz 
1. Strukturvarianz Traditionalität 
1.1 Studiengang- und Abschlußwertigkeit 
1.2 Berufsfeldwissenschaften als einheitliche fachdidaktische 
Basis 
2. Strukturvarianz Berufsbiographie 
2.1 Erste Phase: Studium/Studiengang 
2.2 Zweite Phase: Vorbereitungsdienst 
2.3 Dritte Phase: Schuldienst 
3. Zusammenfassung und Defizite 
4. Aussagenkorpus 
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0. Analyse- und Darstellungsansatz 
Die Darstellung von Aussagen aus der Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
zu Fragen der Ausbildung von Lehrern an beruflichen Schulen berührt 
das Feld eines kontrovers geführten innerdisziplinären Diskurses. Dieser 
hat zunächst seinen Ausgang gefunden in sich abzeichnenden quantitati-
ven Problemen der Lehrerversorgung an beruflichen Schulen (Stratmann 
1995; Lipsmeier 1991) und den hieraus begründeten personellen Not-
maßnahmen der staatlichen Schuladministration, etwa durch die Einstel-
lung pädagogisch nicht vorgebildeter Fachwissenschaftler ohne einschlä-
giges, pädagogisch orientiertes Studium in den Vorbereitungsdienst: 
Hierin wird die Gefahr der Relativierung der einschlägigen Studiengänge, 
der Entwertung der pädagogischen Aspekte und deren Degenerierung 
zum Appendixder Lehrerausbildung gesehen (Bonz 1990, S. 543; Kut-
scha 1990, S. 2). Die folgende Diskussion hat sich dann auch auf Fragen 
der Gestaltung und Inhaltlichkeit entsprechender Studiengänge ausge-
weitet, vornehmlich aufgrund einer gewandelten Schülerpopulation der 
beruflichen Schulen sowie von qualitativen Umbrüchen in der Entwick-
lung beruflicher Ausbildungskonzeptionen und deren Folgen für die Pro-
fessionalisierung von Berufspädagogen (Kutscha 1989, S. 772). 
Die Diskussion folgt dabei im wesentlichen zwei unterschiedlichen 
Strukturvarianzen, in denen sich inhaltliche Konvergenzen und Diver-
genzen des binnendisziplinären Meinungsspektrums widerspiegeln: Zum 
einen werden diese Aussagen in erheblichem Maße beeinflußt von den 
inhaltlichen Konsequenzen einer unterschiedlichen Strukturgenese und 
damit Traditionalität dieser Art der Lehrerbildung in Deutschland, und 
zwar - in vereinfachender Schematisierung - der Wirtschaftspädagogik 
sowie der gewerblichen Berufspädagogik. Zum anderen beziehen sich die 
Aussagen im Sinne des vorliegenden Analyseinstrumentariums auf Fra-
gen der berufsbiographischen Phasigkeit ( 1. Phase: Studium/Studiengang; 
2. Phase: Vorbereitungsdienst; 3. Phase: Schuldienst). 
Um in den binnendisziplinären Aussagen zur berufs- und wirtschaftspä-
dagogischen Lehrerbildung diese beiden Strukturvarianzen (Traditionali-
tät und Berufsbiographie) mit den Ausprägungen inhaltlicher Konvergen-
zen und Divergenzen transparent zu machen, werden im folgenden im 
ersten Zugriff die inhaltlichen Konsequenzen der divergierenden Traditi-
onalität anbandzweieraktueller Konflikte zu Fragen der Wertigkeit von 
Studiengängen und Abschlüssen sowie der Bedeutung unterschiedlicher 
fachdidaktischer Intensitäten der Lehrerbildung für berufliche Schulen 
skizziert. In einem zweiten Zugriff wird dann der berufsbiographische 
Aspekt untersucht, und zwar beginnend mit den als konsensual bewertba-' 
ren Aussagen der Sektion (früher: Kommission) Berufs- und Wirtschafts-
pädagogik als der wissenschaftlichen Vereinigung der Berufs- und Wirt-
schaftspädagogen in der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissen-
schaft. Hieran fügen sich anschließend Einzelaussagen unter Anwendung 
des allgemeinen Analyseinstrumentariums der vorliegenden Untersu-
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chung, ehe abschließend mit einer ansatzweisen inhaltlichen Defizitana-
lyse die Aussagen des vorhandenen Materialkorpus zusammengefaSt 
werden. 
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1. Strukturvarianz Traditionalität 
Die Wirtschaftspädagogik kann mit der Handelslehrerausbildung im 
Rahmen eines Diplomstudienganges mit polyvalent verwertbarer 
Abschlußqualität auf eine mehr als einhundertjährige Tradition akademi-
scher Professionalisierung verweisen. Mit dem gemeinsamen berufskor-
porativen Ursprung von Wirtschaftspädagogik und Betriebswirtschafts-
lehre an den Handelshochschulen verband sich nicht nur eine frühe Per-
spektive von Wissenschaftlichkeit wirtschaftspädagogischer Ausbildung, 
sondern im engen Bezug zu der inhaltlichen Leitwissenschaft auch ein 
vorwiegend fachwissenschaftliches Verständnis wirtschaftspädagogischer 
Kompetenz und damit ein Anspruch von Fachdidaktik, der sich im 
Selbstverständnis der Wirtschaftspädagogik als einer eigenständigen er-
ziehungswissenschaftlichen Disziplin in der Kontur der Wirtschaftswis-
senschaften widerspiegelte (Bruchhäuser 2000). 
Die gewerbliche Berufspädagogik hingegen kann zwar ebenfalls auf his-
torische Ansätze einer akademisierten Lehrerbildung verweisen, jedoch 
entbehren diese mangels Dauerhaftigkeit des Gesichtspunktes allgemei-
ner Traditionalität (Lipsmeier 1992, S. 358 f.). Diese liegt vielmehr im 
wesentlichen in der Ausbildung der Gewerbelehrer an Berufspädagogi-
schen Instituten mit einer erst in den vergangeneo drei bis vier Dezennien 
erfolgten Akademisierung (Rützel/Faßhauer 1999, S. 4; Pätzold 1995, S. 
458-463; Pätzold/Wortmann 1999; S. 484; Michelsen 1994, S. 6), und 
zwar öffentlichen, nicht berufskorporativen Ursprunges. Insofern blieb 
die gewerbliche Berufspädagogik im Wissenschaftsanspruch ihrer jewei-
ligen fachdidaktischen Legitimität an das Vorhandensein bzw. Nichtvor-
handensein etablierter universitärer Referenzdisziplinen verwiesen (Pät-
zold/Wortmann 1999, S. 485), eine fachwissenschaftliche Konturierung 
im Sinne eines erziehungswissenschaftliehen Eigenständigkeitsanspru-
ches konnte sie damit nicht entwickeln. Zudem ergab sich für die Ausbil-
dung in den beruflichen Fachrichtungen damit das Problem, daß auf die 
beruflichen Differenzierungen im Dualen System nicht immer hinrei-
chend Bezug genommen werden konnte (Kutscha 1989, S. 770). 
Vor dem Hintergrund dieser divergierenden Traditionalität wird die Frage 
von Einheitlichkeit und Differenz in der berufs- und wirtschaftspädagogi-
schen Lehrerbildung anband zweier aktueller, binnendisziplinärer Kon-
flikte deutlich, die in engem inhaltlichen Zusammenhang miteinander 
stehen. Dabei handelt es sich im wesentlichen um Fragen von Ari und 
Intensität der im Studiengang vermittelbaren und zu vermittelnden fach-
didaktischen Professionalität: Einerseits hinsichtlich der Studiengang-
und Abschlußwertigkeit, andererseits im Hinblick auf die Entwicklung 
einer eigenständigen fachdidaktischen Bezugsbasis für die Ausbildung 
von Lehrern an beruflichen Schulen in Form von Berufsfeldwissenschaf-
ten. In den divergierenden und konvergierenden Argumenten wird dabei 
auch die Frage des Anspruches auf disziplinäre Binnenlegitimität berührt: 
Die Vorstellung einer ,,Einheitslehrer"-Bildung, die seitens der Sektion 
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Berufs- und Wirtschaftspädagogik hinsichtlich der Übereinstimmung mit 
anderen erziehungswissenschaftliehen Ausbildungsgängen nachdrücklich 
zurückgewiesen wird (2.1.), stellt sich damit auch im binnendisziplinären 
Diskurs der Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
1.1. Studiengang- und Abschlußwertigkeit 
Zur Frage der Wertigkeit von gewerblichen und kaufmännischen Stu-
diengängen bzw. Studienabschlüssen ist von Vertretern der Wirtschafts-
pädagogik die Beftirchtung einer "gefahrlichen Nähe" der Handelslehrer-
zur Gewerbelehrerausbildung vorgetragen worden. Die Schwächen der 
Gewerbelehrerausbildung lägen in fachwissenschaftliehen Ansprüchen 
unterhalb des Niveaus einer lngenieurausbildung. Es sei demnach unzu-
lässig, hinsichtlich der Wertigkeit der Studienabschlüsse Handelslehrer 
und Gewerbelehrer z. B. über den Zwang des Staatsexamens auf den 
kleinsten gemeinsamen Nenner bringen zu wollen (Ruhstrat 1997, S. 64). 
- Hierdurch veranlaßt, tragen Vertreter der gewerblichen Berufspädago-
gik, verbunden mit einem mehrfachen Ideologievorwurf an die betreffen-
den Wirtschaftspädagogen, ihre Auffassung einer Niveauidentität von 
Diplom- und Staatsprüfung vor. Zur Begründung stellen sie die Ausbil-
dungsquantitäten (Semesterwochenstunden) der erziehungs- und fachwis-
senschaftliehen Studienanteile von gewerblichen und kaufmännischen 
Studiengängen sowie von gewerblichen Diplom- und Staatsexamensstu-
diengängen einander gegenüber mit dem Ergebnis, daß jeweils keine 
signifikanten Unterschiede vorhanden seien. Zudem verweisen sie auf die 
gleichermaßen gegebene Promotionsfähigkeit beider Studiengänge (Ar-
nold u.a. 1997). 
Demgegenüber richten Vertreter der Wirtschaftspädagogik im Rekurs 
wiederum hierauf ihre Argumentation vorwiegend auf den qualitativen 
Gesichtspunkt von Fachdidaktik aus. Die Vielfalt der gewerblichen Fach-
richtungen, zugleich die Unterschiedlichkeit des Vorhandenseins und der 
Art fachlicher Referenzwissenschaften auf universitärem Niveau, lasse 
im gewerblichen Bereich nur im Einzelfall eine fachdidaktische Intensität 
zu, die mit der der wirtschaftspädagogischen Ausbildung und ihrer Aus-
richtung auf lediglich eine Bezugswissenschaft vergleichbar sei. Insofern 
lasse sich im Diplomstudiengang für Handelslehrer ein größeres Ausmaß 
didaktischen Expertenturns realisieren, woraus sich die Forderung nach 
fachwissenschaftlicher Niveauidentität von Diplomhandelslehrerprüfun-
gen mit den Prüfungsanforderungen von ökonomischen Diplomstudien-
gänge ableite; dies gelte umso mehr, als die Handelslehrerprüfung für die 
Absolventen eines so definierten Studienganges polyvalente Berufsper-
spektiven über eine spätere Tätigkeit an beruflichen Schulen hinaus er-
öffne. Zugleich erteilt man mit der Betonung dieser fachdidaktischen 
Wertigkeit anderen inhaltlichen Akzentoierungen der Studiengangges-
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taltung, etwa sozialtherapeutischer Art, eine Absage (Achtenhagen/Beck 
1997). 
Vor diesem Hintergrund kann die in einem, aufgrund der skizzierten 
Kontroverse gemeinsam verfaßten Positionspapier aufgestellte Forderung 
nach einer Verringerung der Berufsfelder in der gewerblich-technischen 
Lehrerbildung als Bemühen verstanden werden, hier die fachdidaktischen 
Intensitätsoptionen eines gemeinsamen Studiengangkonzeptes zu verstär-
ken ( Arbeitsgruppe ,,Berufsschullehrerausbildung" 1997 /98). 
In engem inhaltlichen Zusammenhang mit diesem Wertigkeitskonflikt 
steht die zweite, binnendisziplinäre Kontroverse als Ausdruck einer di-
vergierenden Traditionalität von gewerblicher Berufs- und Wirtschafts-
pädagogik. 
1.2. , Berufsfeldwissenschaften als einheitliche fachdidaktische 
Basis 
Die in der gewerblichen Berufspädagogik vorhandene Problematik, im 
Zuge der Akademisierung dieser Lehrerbildung nicht zu jedem Berufs-
feld ein inhaltlich korrespondierendes universitäres Lehrangebot vorge-
funden zu haben bzw. vorweisen zu können, hat hier - wie gezeigt - die 
Frage nach den Möglichkeiten, der Art und Intensität fachdidaktischer 
Professionalität entstehen lassen. Diese Frage wurde verschärft um eine 
diffuse Begriffsdeutung von Fachdidaktik (Bader/Kreutzer 1994, S. 51 f.) 
sowie eine vermehrte Diskussion von Fragen einer Bezugsetzung erzie-
hungswissenschaftlicher Theorie und pädagogischer Praxis in der Ausbil-
dung von Lehrern beruflicher Schulen (Pätzold 1995). Hierzu gehört die 
Frage, ob die - bei den Gewerbelehrern erst spät eingetretene - Verwis-
senschaftlichung der Ausbildung den Professionalisierungsbedürfnissen 
des pädagogischen Berufsbildes voll entspricht oder ob nicht zur wissen-
schaftlichen Systematik als zusätzliche Komponente der Ausbildung das 
Feld einer pragmatischen Kasuistik zu berücksichtigen sei (Lempert 
2000, s. 136 f.). 
Um diesem Mangel abzuhelfen, ist von norddeutschen Vertretern der 
gewerblichen Berufspädagogik eine Konzeption zur Entwicklung eigen-
ständiger Berufsfeldwissenschaften als der bezugswissenschaftlichen 
Basis fachdidaktischer Professionalisierung vorgetragen worden (Gerds 
1999; Heidegger 2000; auch als ,,Berufliche Fachwissenschaft": Uhe 
1998). Mit der Begründung einer dreifach strukturierten Krisensympto-
matik der Ausbildung von Lehrern für berufliche Schulen (Qualitätsdefi-
zite der Ausbildung in den beruflichen Fachrichtungen, extreme Ausbil-
dungs-Nachfrage-Disparitäten mit einer destabilisierenden Wirkung auf 
die Studiengangentwicklung, unzureichende Integration der berufspäda-
gogischen Studiengänge in die universitären Strukturen; Gerds u.a. 1999, 
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S. 585-587; Heidegger 2000, S. 13-16) wurden hierzu Reformvorstellun-
gen entwickelt: Diese intendieren - neben einer veränderten Standortre-
gelung universitärer Studienmöglichkeiten - vor allem die Entwicklung 
sogenannter Berufsfeldwissenschaften als einer eigenständigen fachdi-
daktischen Bezugsbasis für die Professionalisierung von Lehrern berufli-
cher Schulen. Unter der Annahme, daß dem in der praktischen Berufsar-
beit eingeschlossenen Wissen eine eigene Qualität zukomme, die traditi-
onell nicht Gegenstand universitärer Lehre und Forschung sei, wird dabei 
dem berufsfeldspezifischem Arbeitsprozeßwissen eine didaktische Leit-
funktion beigemessen (Gerds u.a. 1999, S. 588; Heidegger 2000, S. 16 f.). 
Indem somit die professionalisierungsspezifische Unterscheidung zwi-
schen Theorie- und Praxislehrern hinfällig würde (Gerds u.a.1999, S. 
590), wird andererseits für die Wahrnehmung praktischer Aufgaben in 
Werkstätten und Laboren der Einsatz von sogenannten Berufsbildungsas-
sistenten ohne Lehrbefähigung gefordert (vgl. Gerds u.a. 1999, S. 590; 
Heidegger 2000, S. 20). Zur Umsetzung dieser Vorstellung wird eine auf 
neun berufliche Fachrichtungen reduzierte Fachrichtungsstruktur mit 
unterschiedlichen Schwerpunkten vorgelegt, die auch den Bereich Wirt-
schaft und Verwaltung umfaßt; dieser soll zugleich die Funktion einer 
Querschnittswissenschaft einnehmen (Gerds u.a. 1999, S. 588 f.; Heideg-
ger 2000, S. 18-21). 
Als denkbare Qualifikationsprofile werden dabei vorgesehen: 
a) Staatsexamen/Diplom mit jeweils 80 Semesterwochenstunden der 
beruflichen Fachrichtung als Berufsfeldwissenschaft und 30 Semes-
terwochenstunden in Berufspädagogik sowie 50 Semesterwochen-
stunden als 
allgemeines Sekundarstufen II- Zweitfach oder 
eine zweite berufliche Fachrichtung oder 
eine Vertiefung der beruflichen Fachrichtung oder 
Berufliche Rehabilitation und Sonderpädagogik. 
b) Diplom mit jeweils 80/50 Semesterwochenstunden der beruflichen 
Fachrichtung als Berufsfeldwissenschaft und 30 Semesterwochen-
stunden in Berufspädagogik sowie 50/80 Semesterwochenstunden in 
außerschulischer Berufsbildung oder 
europäischer/internationaler Berufsbildung (Gerds u.a. 1999, S. 
591 f.; Heidegger 2000, S. 20-23). 
Der berufsfeldwissenschaftliche Ansatz wird mittlerweile im Rahmen der 
Neuordnung der Lehrerausbildung in Schleswig-Holstein an der Univer-
sität Flensburg erprobt (Petersen/Spöttl1999). 
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Diese Konzeption wird von Vertretern der Wirtschaftspädagogik mit 
Nachdruck zurückgewiesen (Czycholl 1999, S. 8-11). Beanstandet wer-
den neben methodischen und in der Implementationskultur des Vorschla-
ges begründeten Eigenheiten die Perspektive einer aus der gewerblichen 
Berufspädagogik vorgetragenen Sichtweise, welche die Wirtschaftspäda-
gogik einschließe (Achtenhagen u.a. 1999, S. 598; Tramm 2000, S. 33). 
Demzufolge wird die unterstellte allgemeine Krisensymptomatik für den 
Bereich der Wirtschaftspädagogik bestritten (Achtenhagen u.a. 1999, S. 
598 f.; Tramm 2000, S. 34 f.), vielmehr werden statt dessen differenzierte 
Problemlösungen eingefordert; diese sollten dem durch große innere He-
terogenität gekennzeichneten professionspolitischen Handlungsfeld 
Rechnung tragen. Eine über alle Berufsfelder hinweg einheitliche Leh-
rerausbildung führe hingegen zu einer Nivellierung auf dem niedrigsten 
gemeinsamen Niveau unter Preisgabe des erreichten hohen Ausbildungs-
standards in der Wirtschaftspädagogik, sie wirke demnach hier dequalifi-
zierend (Achtenhagen u.a. 1999, S. 599-601; Tramm 2000, S. 35-37). 
Mit dem Konstrukt einer Berufsfeldwissenschaft rücke eine fiktive aka-
demische Disziplin in das Zentrum der Neukonzeptionen berufs- und 
wirtschaftspädagogischer Studiengänge, wobei die zentralen Grundan-
nahmen wissenschaftstheoretisch und -soziologisch unhaltbar seien 
(Achtenhagen u.a. 1999, S. 601-603; Tramm 2000, S. 38-40). Bezogen 
auf die Wirtschaftspädagogik wird damit u.a. eine Polyvalenzeinbuße in 
der Wertigkeit des Diplomabschlusses, eine inhaltliche Niveauabsenkung 
unter die Fachhochschulebene sowie ein Qualifizierungsdefizit von Leh-
rern an wissenschaftsorientierten kaufmännische Ausbildungsgängen 
befürchtet. Zudem wird die Allgemessenheit der Fachrichtung Wirtschaft 
und Verwaltung ~ls Querschnittsdisziplin aller Bildungsgänge für Lehrer 
an beruflichen Schulen bestritten (Achtenhagen u.a. 1999, S. 600, S. 603-
605; Tramm 2000, S. 41-43). 
Neben diesen, aus der Wirtschaftspädagogik vorgetragenen Bedenken 
stehen auch Einwendungen aus dem Bereich der gewerblichen Berufspä-
dagogik, die den Ansatz einer Entwicklung von Berufsfeldwissenschaften 
unter Praktikabilitätsgesichtspunkten als problematisch ansehen und Teile 
der kritischen Argumentation aus der Wirtschaftspädagogik übernehmen 
(vgl. Nickolaus 2000, S. 52-56). Andere Stimmen halten dem Ansatz eine 
mangelnde Grundlagenfundierung, einen unterentwickelten Komplexi-
tätsgehalt hinsichtlich seiner Intention sowie eine unzureichende Diffe-
renzierung hinsichtlich der berufs- und wirtschaftspädagogischen Stu-
diengänge vor, betonen indessen seinen produktiven Gehalt, der von der 
Pauschalkritik der Wirtschaftspädagogik nicht hinreichend gewürdigt 
werde (Pätzold/Wortmann 1999, S. 494-499). Insofern verlaufen die un-
terschiedlichen Argumentationslinien nicht entlang der Berufsfeldgren-
zen, sondern greifen über diese hinaus. 
Gleichwohl stehen sich damit in den skizzierten binnendisziplinären Kon-
flikten im wesentlichen zwei Argumentationsebenen gegenüber, in denen 
vornehmlich die divergierende Traditionalität der Wirtschaftspädagogik 
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sowie der gewerblichen Berufspädagogik mit ihren Konsequenzen er-
kennbar wird: 
Einerseits die Auffassung . von Wirtschaftspädagogik als einer 
von der gewerblichen Berufspädagogik eigenständigen Disziplin. 
Insofern wird eine differenzierte Konzeption der Lehrerbildung 
eingefordert, die wirtschaftspädagogisch unter Verweis auf die 
tradierten fachwissenschaftliehen Monobezüge zu den Wirt-
schaftswissenschaften vor allem die inhaltlichen Qualitätsmaß-
stäbe ausgeprägter fachdidaktischer Intensitätskonsequenzen be-
tont. 
Andererseits die Auffassung von Berufspädagogik als einer auch 
die Wirtschaftspädagogik umfassenden Disziplin. Von daher 
wird die Vorstellung einer einheitlichen Konzeption der Ausbil-
dung von Lehrern an beruflichen Schulen vorgetragen, die u.a. 
unter dem Leitgedanken der Arbeitsprozeßorientierung berufli-
cher Qualifizierung das fachdidaktische Problem unzureichender 
bzw. fehlender Referenz zu universitären Fachdisziplinen in der 
gewerblichen Berufspädagogik beheben und diese Konzeption 
auch auf die Wirtschaftspädagogik übertragen will. 
Eine konvergierende Tendenz dieser beiden Sichtweisen ist derzeit kaum 
erkennbar. Die Stellungnahmen der Sektion Berufs- und Wirtschaftspä-
dagogik (2.1.) umfassen beide Positionen in einem Grad von Abstrakt-
heit, der den unterschiedlichen Sichtweisen Rechnung trägt und eine ein-
seitige, ausgrenzende Positionierung venneidet. Insofern liegt noch im-
mvr in dc:m divereierc:ndcn prof~~~ion~pgJiU~~h;n t\rKUIDCntilliOD~Iinien 
eine weithin ungebrochene Traditionalitat berufs- und wirtschaftspädago-
gischer Lehrerbildung vor. 
2. Strukturvarianz Berufsbiographie 
Die Diskussion von Fragen der Ausbildung von Lehrern an beruflichen 
Schulen innerhalb der Berufs- und Wirtschaftspädagogik konzentriert 
sich unter berufsbiographischem Aspekt im wesentlichen auf die Gestal-
tung von Diplom- bzw. Lehramtsstudiengängen mit einer beruflichen 
Fachrichtung. Probleme der zweiten Ausbildungsphase (Vorbereitungs-
dienst) sowie der Berufstätigkeit nach erfolgreichem Abs~hluß der zwei-
ten Ausbildungsphase werden eher marginal und im Zusammenhang mit 
Fragen der ersten Ausbildungsphase thematisiert. Innerhalb dieser ersten 
Ausbildungsphase bezieht sich die Diskussion nahezu ausschließlich auf 
Fragen der akademischen Lehrerbildung (sogenannter "Theorielehrer" 
mit künftigem Lehramt). Die Ausbildung von Lehrern f\ir den fachprakti-
schen Unterricht (sogenannter ,,Praxislehrer") hingegen, die bislang ohne 
das Erfordernis einer Hochschulzugangsberechtigung in seminaristischer 
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Form erfolgt, werden in dieser Diskussion - wenn überhaupt - ausge-
sprochen randständig erörtert. 
2.1. Erste Phase: Studium/Studiengang 
Mit dieser Maßgabe ist die Position der Sektion Berufs- und Wirtschafts-
pädagogik zu sehen, die vor dem Hintergrund der skizzierten divergenten 
Traditionslinien und ihrer Konsequenzen vor der Aufgabe steht, diese 
gleichwohl binnendisziplinär konsensfähig zu umschreiben, was im Ein-
zelfall nur durch eine hinreichende Offenheit bzw. Abstraktheit der Stel-
lungnahme möglich erscheint. 
Insofern werden unter der Leitvorstellung zu entwickelnder pädagogi-
scher Professionalität angesichts der Entwicklungsdynamik der sozial-
ökonomischen Umwelt die Maßstäbe einer wissenschaftlichen Ausbil-
dung für unverzichtbar gehalten (Sektion Berufs- und Wirtschaftspäda-
gogik 1999, S. 378). Hieraus folgt die Auffassung, daß ein solcher Qua-
litätsanspruch nur durch eine universitäre Ausbildung gewährleistet wer-
den kann. Damit werden Bestrebungen des Wissenschaftsrates, des Ku-
ratoriums der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung sowie der Hoch-
schulrektorenkonferenz, die Ausbildung für das Lehramt an beruflichen 
Schulen in den Bereich der Fachhochschulen zu verlagern, einmütig zu-
rückgewiesen (Kommission Berufs- und Wirtschaftspädagogik 1998). 
Die von der Sektion Berufs- und Wirtschaftspädagogik vertretene Auf-
fassung defmiert daher die Anforderungen grundständiger Studiengänge 
als Qualitätsmaßstab, an denen auch die Möglichkeiten von Konsekutiv-
modellen für die Einmündung von Fachhochschulabsolventen zu orientie-
ren seien (Sektion Berufs- und Wirtschaftspädagogik 1999, S. 378 f.). 
Hinsichtlich der Studienganggestaltung präferiert die Sektion mithin ein 
grundständiges Konzept, das auf polyvalente Einsatzfelder hin ausgelegt 
ist. Dabei wird eine Gliederung des Studienangebotes in 
die Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
eine Berufliche Fachrichtung/Fachwissenschaft sowie 
den Wahlpflichtbereich 
vertreten (Bonz 1990, S. 545). 
Im Studium der Berufs- und Wirtschaftspädagogik soll die erziehungs-
wissenschaftliche Komponente zum Ausdruck kommen, und zwar neben 
den Grundfragen der Disziplin auch durch deren Didaktik. Da die spezi-
fisch berufs- und wirtschaftspädagogischen Fragestellungen nicht von 
anderen erziehungswissenschaftliehen Teildisziplinen übernommen wer-
den können, wird ein ,,Einheitslehrer"-Konzept mit anderen erziehungs-
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wissenschaftlichen Studiengängen abgelehnt (Sektion Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik 1999, S. 378; ebenso Czycholl 2000, S. 1). Angesichts 
der vorhandenen Uneinheitlichkeiten dieses Studienbereiches in der Aus-
bildungsrealität steht innerhalb der Sektion die Entwicklung eines bun-
deseinheitlichen Kerncurriculums dieses berufs- und wirtschaftspädago-
gischen Studienanteiles derzeit auf der Agenda der binnendisziplinären 
Arbeit. 
Daneben soll das Studium der beruflichen Fachrichtungen in etablierten 
Bezugswissenschaften auf dem Niveau universitärer Diplomstudiengänge 
erfolgen. Sofern eine curriculare Anhindung an eingeführte Dip1omstu-
diengänge wegen disziplinspezifischer Probleme unangemessen ist, wer-
den Komponenten lehrorientierter Fachwissenschaften als sinnvoll er-
achtet (1.2.). Die offene Kombination dieser Studienanteile mit einem 
Wahlpflichtfach soll insgesamt zum Universitätsdiplom bzw. zur Verbin-
dung von Erster Staatsprüfung mit einem Universitätsdiplom führen, und 
zwar in alleiniger Gestaltungs- und Prüfungskompetenz der Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik Eine Beschränkung des Niveaus adf die Ebene 
von Bachelor-Studiengängen wird dabei abgelehnt (Sektion Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik 1999, S. 379). Die notwendige Theorie-Praxis-
Verbindung schließlich soll durch Forschung mit unterstützenden schul-
und betriebspraktischen Studien sichergestellt werden, ein obligatorisches 
Praxissemester im Rahmen des Studiums wird verworfen (Sektion Be-
rufs- und Wirtschaftspädagogik 1999, S. 378). 
Neben diesen, auf Konsensualität bedachten Positionen der Sektion Be-
rufs- und Wirtschaftspädagogik findet sich hinsichtlich von Einzelele-
menten der Studienganggestaltung eine binnendisziplinäre, teilweise 
kontrovers geführte Diskussion: 
Vereinzelt wird die Aufhebung der bisherigen Dreiphasigkeit der 
Lehrerbildung vorgeschlagen, an deren Stelle eine Modularisie-
rung der Lehrerbildung treten soll. Demnach würden fach- und 
erziehungswissenschaftliche Kompetenzen in funktional ausdif-
ferenzierten universitären Diplomstudiengängen vermittelt, die 
mit einem sofortigen Eintritt in das gewählte Berufsfeld schuli-
scher oder außerschulischer Art verbunden wären. An die Stelle 
der bisherigen zweiten Phase der Lehrerbildung träten schulprak-
tische Studien innerhalb der universitären Ausbildungsphase 
(Czycholl 2000). 
Die Frage einer Verlagerung von Teilen des Studiums an Fach-
hochschulen und einer Anrechnung von fachlichen Studienzeiten 
und -Ieistungen, die an Fachhochschulen erbracht worden sind, 
ist Gegenstand kontroverser Auseinandersetzung (Czycholl 1999, 
S. 5-8). Die mehrheitliche Meinung in der Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik lehnt eine solche Teilverlagerung bzw. An-
rechnung mit dem Hinweis ab, daß eine globale Anrechnung von 
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Studienzeiten und Prüfungen ohne Äquivalenznachweis das Prin-
zip einer grundständigen, streng wissenschaftlichen Lehrerbil-
dung verletze, zumal die Parallelität der erziehungswissenschaft-
liehen und fachwissenschaftliehen Studieninhalte in der Ausbil-
dung damit nicht mehr gegeben sei (Zabeck 1995, S. 482 ff.; 
Czycholl 1999, S. 8; Drechsel 1995, S. 503 f). Eine Minderhei-
tenmeinung hingegen schließt Teilverlagerungen des Studiums 
an Fachhochschulen und die Anrechnung entsprechender Stu-
dienleistungen nicht aus. Dabei wird auf personelle und curricu-
lare Änderungen an den Fachhochschulen in der Vergangenheit 
sowie auf positive Erfahrungen mit Aufbaustudiengängen und ei-
ne vorhandene Anrechnungspraxis mit einer Öffnung der univer-
sitären Studiengänge verwiesen (Lipsmeier o.J.). 
Die Frage der erziehungswissenschaftliehen Studienanteile wird 
vorwiegend unter quantitativem Gesichtspunkt erörtert. Eine Re-
duzierung oder Eliminierung dieser Anteile, wie sie im Rahmen 
von Notmaßnahmen zur Lehrerversorgung anklingt, wird abge-
lehnt, da hiermit das erreichte Niveau der Professionalisierung 
von Berufspädagogen substantiell unterlaufen werde (Kutscha 
1989, S. 768); insofern werden wegen der Bedeutung des berufs-
pädagogischen Studienanteils für den Professionalisierungspro-
zeß der Lehrer mindestens 30 Semesterwochenstunden (Lipsmei-
er 1992, S. 375) bzw. 40 Semesterwochenstunden als notwendig 
erachtet (Kutscha 1989, S. 768). Neben dieser vorherrschenden 
quantitativen Argumentation wird auch darauf verwiesen, daß die 
inhaltliche Studienganggestaltung mit der intendierten Qualifizie-
rung zu berufspädagogischen Leistungen kongruent und empi-
risch faßbar sein sollte: Die zentralen Momente professionell-
pädagogischen Handeins sollten demnach auch in berufs- und 
wirtschaftspädagogischen Studiensituationen selbst zum Tragen 
kommen und nicht unter einem falschen Verständnis wissen-
schaftlicher Professionalität systematisch ausgegrenzt bleiben 
(Kutscha 1989, S. 768). · 
Die Erörterung der schul- bzw. betriebspraktischen Studienan-
teile ist Gegenstand kontroverser Auseinandersetzung, die zudem 
auf einer ungesicherten empirischen Basis ausgetragen wird: So 
gilt die Frage, ob sich aus betrieblichen Praxisaufenthalten in 
Form von Betriebspraktika oder einer abgeschlossenen Be-
rufsausbildung wesentliche Lerneffekte bei .der Ausbildung von 
Lehrern für berufliche Schulen ergeben, bislang als weder hinrei-
chend theoretisch begründet noch empirisch belegt; der gegen-
wärtige Forschungsstand läßt hierzu wesentliche Desiderate offen 
(Zimmermann u.a. 1996, S. 16-18). Gleichwohl finden sich zum 
Problem des Anteils praktischer Studienanteile divergierende 
Stellungnahmen: Einerseits wird, übereinstimmend mit der Posi-
tion der Sektion Berufs- und Wirtschaftspädagogik, eine Ver-
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stärkung der schulpraktischen Studienanteile unter Anrechnung 
auf den folgenden Vorbereitungsdienst abgelehnt, da sie - zumal 
im Grundstudium - ihren Primärcharakter als wissenschaftsori-
entierte schulpraktische Studien verlören und das Grundziel einer 
wissenschaftlichen Ausbildung zerstörten (Czycholl 1999, S. 12-
14 ). Andererseits wird ein vermehrter Praxisbezug in der ersten 
Ausbildungsphase für notwendig erachtet: Mit der Verlagerung 
des (gewerblichen) Berufspädagogenstudiums an die Universitä-
ten, mit der Übertragung gymnasialer Rekrutierungsmodalitäten 
auf das Berufspädagogenstudium und der abnehmenden Bedeu-
tung des Zweiten Bildungsweges als Rekrutierungsinstanz be-
rufserfahrener Studenten seien wichtige Transmissionselemente 
bei der Verbindung von Theorie und Praxis verlorengegangen, 
und zwar ohne äquivalenten Ersatz. Für die Konsolidierung 
grundständiger universitärer Diplom-Studiengänge wird daher 
eine Komplettierung der berufs- und wirtschaftspädagogischen 
Ausbildungsanteile durch die Erweiterung praktischer Studien-
anteile angeregt, und zwar mittels der verbindlichen Einführung 
eines zwölfmonatigen Betriebspraktikums vor Beginn des Studi-
ums sowie ein sechsmonatiges gelenktes Betriebspraktikum wäh-
rend des Studiums, insgesamt nach einem Ausbildungsstandard 
gemäß Berufsbildungsgesetz, dazu einer Ausweitung der unter-
richts- und fachpraktischen Ausbildungsanteile während der ers-
ten Ausbildungsphase sowie einer verstärkten inhaltlichen Ori-
entierung des Studiums an den Anforderungen der beruflichen 
Schulen und der berufspädagogischen Tätigkeitsfelder (Kutscha 
1989, s. 769). 
Hinsichtlich der fachwissenschaftliehen Studienanteile wird von 
Vertretern der Wirtschaftspädagogik regelmäßig auf die entspre-
chenden Anforderungen der fachwissenschaftliehen Dip1omstu-
diengänge rekurriert (Achtenhagen 1997, S. 536). Dagegen ist 
diese Frage innerhalb der gewerblichen Berufspädagogik durch-
aus umstritten: Hier wird einerseits die Auffassung vertreten, 
unter dem Gesichtspunkt einer auf das spätere, schulische Aufga-
benfeld bezogenen ganzheitlichen Professionalisierung sei das 
Übergewicht der fachorientierten Ausbildung zu mildem, die 
Ausbildung stärker an der späteren Unterrichtspraxis zu orientie-
ren, die fachdidaktische Ausbildung wesentlich zu intensivieren 
sowie selbstreflexive Phasen bereits in der ersten Phase der Leh-
rerbildung zu berücksichtigen (Amold 1992, S. 31). Hiergegen 
wird auch aus der gewerblichen Berufspädagogik heraus einge-
wandt, daß die Innovationsfähigkeit des beruflichen Schul~esens 
wesentlich von der Fachkompetenz der Lehrer an beruflichen 
Schulen abhänge und diese Fachkompetenz in einem wissen-
schaftlichen Studium in der wissenschaftlichen Strukturiertheil 
der Fächer der beruflichen Fachrichtung erworben werde; inso-
fern wird dann auch für die Gewerbelehrerausbildung der Erwerb 
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der Fachkompetenz in der beruflichen Fachrichtung ein hoher 
Stellenwert beigemessen und ein Studienumfang von etwa 110 
SWS für erforderlich gehalten (Lipsmeier 1992, S. 374 f.). Die 
Situation der Fachdidaktiken stellt sich dabei uneinheitlich dar, 
und zwar hinsichtlich des zeitlichen Umfanges der fachdidakti-
schen Anteile im Studium, der Zuordnung zu den verschiedenen 
Studienbereichen sowie ihrer Prüfungsrelevanz (Bader/Kreutzer 
1994, s. 57). 
Die Gestaltung des Wahlpflichtbereiches wird im derzeitigen 
binnendisziplinären Diskurs weniger unter Wertigkeitsaspekten 
thematisiert, die für die erziehungswissenschaftliehen und fach-
wissenschaftlichen Studienanteile maßgebend sind, sondern vor-
wiegend unter berufsbiographischen Verwertungs- und Perspek-
tivgesichtspunkten, die als Attraktivitätsmomente auf die lokalen 
Studiengangkonzeptionen zurückwirken können. Hier werden 
als Kombinationsmöglichkeiten erörtert: Die berufliche Fach-
richtung (Erstfach) mit einem Zweitfach als a) allgemeinem Fach 
(z. B. Elektrotechnik mit Englisch), b) affinem Fach (z. B. Elekt-
rotechnik mit Mathematik), c) hochaffinem Fach (z. B. Elektro-
technik mit Nachrichtentechnik) sowie ein allgemeines Erstfach 
mit allgemeinem Zweitfach (Bader/Schäfer 1993, S. 388). Das 
für die Studienfachkombination bestehende Attrativitätsdilemma 
für die Absolventen wird hierbei darin gesehen, daß das Studium 
einer beruflichen Fachrichtung in Verbindung mit einem allge-
meinen Fach innerhalb der gängigen Studienzeiten als kaum 
leistbar gilt, während Absolventen mit einem hochaffinen Zweit-
fach - und damit günstigen Voraussetzungen hinsichtlich ihrer 
Studienzeit - mit Beschränkungen bei der Einstellung aufgrund 
der Rekrutierungsmodalitäten einzelner Kultusadministrationen 
zu rechnen haben (Bader/Schäfer 1993, S. 393). 
Die Frage des Studienabschlusses läßt eine eindeutige Präferie-
rung des Diplomabschlusses erkennen. Die Argumente hierfür 
sind sowohl berufsbiographischer als auch hochschulpolitischer 
Art: Neben den Polyvalenzperspektiven der späteren Berufslauf-
bahn, der höheren Arbeitsmarktgängigkeil des Abschlusses sowie 
der für professionelles Handeln erforderlichen wissenschaftlichen 
Selbständigkeit (Kutscha 1989, S. 767) werden die alternativen 
Staatsexamina gekennzeichnet als ,,Eingriff eines mit Monopol-
privilegien ausgestatteten Arbeitsgebers in die Unabhängigkeit 
der wissenschaftlichen Ausbildungstätigkeiten an Universitäten" 
(Kutscha 1990, S. 3). Die Orientierung an den spezifischen An-
forderungen des Staates und deren Operationalisierung durch die 
staatliche Schulaufsicht, etwa durch Staatsprüfungen, sollte dem-
nach erst im zweiten Ausbildungsabschnitt erfolgen. (Kutscha 
1989, S. 767). Die im Polyvalenzanspruch intendierten alternati-
ven Einsatzmöglichkeiten gelten allerdings in hohem Maße als 
rnmrr·-r 
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vom späteren Tätigkeitsfeld abhängig (Bader u.a .. 1987, S. 226 
f.). Diese Befürwortung der Diplom- gegenüber den Staatsexa-
mensabschlüssen findet sich dabei sowohl in der Wirtschafts- als 
auch in der gewerblichen Berufspädagogik Seitens der Vertreter 
der Wirtschaftspädagogik wird die Abkehr von den doppeltprofi-
lierenden Diplomstudiengängen und die Hinwendung zu Staats-
examina mit der Begründung abgelehnt, der Standard der wirt-
schaftswissenschaftlichen Diplomstudiengänge würde unter dem 
Einfluß der Wissenschafts- und Kultusministerien ausgehöhlt 
sowie der mit dem Diplomstudiengang verbundene Goodwill 
ginge verloren (Zabeck 1995, S. 484). Diese Argumentation 
stimmt letztlich mit der Tendenz in der gewerblichen Berufspä-
dagogik überein, sich in den gewerblichen Studiengängen vom 
hergebrachten Studienabschluß des Staatsexamens zu lösen und 
in Anlehnung an den Abschluß des Diplom-Handelslehrers zu ei-
nem doppelt qualifizierenden Abschluß als Diplom-
Berufspädagoge oder Diplom-Gewerbelehrer zu gelangen (Rüt-
zel/Faßhauer 1999, S. 7; Upsmeier 1992, S. 360-364; Achtenha-
gen/Beck 1997, S. 538). Die Befürwortung einer Einführung von 
Bachelor- und Masterstudiengängen im Rahmen einer modulari-
sierten Gestaltung der universitären Lehrerbildung (Rüt-
zel/Faßhauer 1999, S. 7) steht hingegen im Widerspruch hierzu 
wie auch zur Position der Sektion Berufs- und Wirtschaftspäda-
gogik und kann derzeit als Minderheitenmeinung qualifiziert 
werden. 
2.2. Zweite Phase: Vorbereitungsdienst 
Fragen der Gestaltung der zweiten Phase der Lehrerausbildung werden 
im Vergleich mit denen der ersten Phase eher beiläufig angesprochen, 
lassen dabei aber eine Fortführung der strukturellen Grundanschauungen 
erkennen, die schon hinsichtlich der Fragen der Studienganggestaltung 
vertreten werden. So wird im Bereich der Wirtschaftspädagogik die Auf-
fassung vertreten, das aus der größere~ fachdidaktischen Intensität einer 
einlinigen bezugswissenschaftlichen Abhängigkeit herrührende didakti-
sche Expertenturn sei auch bei der Ausformung einer praxisbezogenen 
Professionalität zu wahren, was auf die Forderung hinausläuft, die diffe-
renzierte Studienganggestaltung der ersten Ausbildungsphase auch in der 
zweiten Ausbildungsphase fortzuführen (Achtenhagen/Beck 1997, S. 
537). Ebenso läßt der Vorschlag einer Modularisierung der Lehrerbildung 
mit der Konsequenz des Wegfalls des Vorbereitungsdienstes (Czycholl 
2000, S. 4-6) die der zweiten Ausbildungsphase beigemessene, sekundäre 
Wertigkeit im Rahmen des professionspolitischen Diskurses erkennen. 
Inhaltliche Ausführungen aus der Berufs- und Wirtschaftspädagogik zur 
Gestaltung der zweiten Ausbildungsphase sind hingegen ausgesprochen 
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rar; sie finden sich allenfalls dann, wenn Rückwirkungen auf die Wertig-
keit bzw. Gestaltung von Studiengangkonzeptionen zu gewärtigen sind: 
Dies ist im Rahmen der angesprochenen personellen Notmaßnahmen der 
Kultusadministration mit der Einstellung berufs- und wirtschaftspädago-
gisch nicht qualifizierter Bewerber in den Vorbereitungsdienst gegeben, 
auch mit der Erörterung der Einstellungschancen von Studienabsolventen 
mit ·unterschiedlicher Zweitfachwahl (Bader/Schäfer 1993, S. 389 f.). 
Beide diskursiv wahrnehmbaren Zusammenhänge, die Abhängigkeit von 
Gestaltungsoptionen der zweiten Phase der Lehrerbildung von den ver-
tretenen Konzeptionen der Studienganggestaltung wie auch die Rück-
wirkung der Gestaltung des Vorbereitungsdienstes auf die Studiengang-
konzeption, belegen die der zweiten Ausbildungsphase offenkundig bei-
gemessene sekundäre Diskursqualität seitens der Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik Eine konzeptionell umfassende und systemisch gleich-
rangige Sichtweise dieser berufsbiographischen Phasigkeit ist hierbei 
kaum erkennbar. 
2.3. Dritte Phase: Schuldienst 
Ein ähnlicher Befund wie flir die zweite Phase der Lehrerbildung kann 
auch ftir deren dritte Phase erhoben werden, zumal dieser erst in jüngerer 
Zeit ein eigener Stellenwert beigemessen wird. Hierbei werden vorwie-
gend professionspolitische Argumente, aber auch Gesichtspunkte der 
Lernortwertigkeit vorgetragen. 
Die Sektion Berufs- und Wirtschaftspädagogik fordert pauschal eine enge 
Zusammenarbeit in der Lehrerfort- und -Weiterbildung unter maßgebli-
cher Beteiligung der Universitäten. Als Gegenstand der Zusammenarbeit 
gilt hierbei der Erwerb von Zusatzqualifikationen, z. B. in den Bereichen 
Sozialpädagogik sowie Neue Technologien (Sektion Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik 1999, S. 379). Darüber hinaus wird - allerdings nur 
vereinzelt - eine gestiegene Bedeutung der dritten Phase der Lehrerbil-
dung b_etont: Unter Hinweis auf zunehmende Verschulungstendenzen der 
betrieblichen Ausbildung und eine entsprechende Professionalisierung 
des betrieblichen Ausbildungspersonals sieht man ftir die berufliche 
Schule im Dualen System das Risiko einer Deprofessionalisierung auf 
berufsfachlichem Gebiet, der durch eine verbindliche Weiterbildung von 
Lehrern entgegengewirkt werden soll; hierfür werden Praxissemester ftir 
Lehrer an beruflichen Schulen sowie Möglichkeiten einer kooperativen 
Weiterbildung von Lehrern an beruflichen Schulen und betrieblichem 
Ausbildungspersonal vorgeschlagen (Kutscha 1989, S. 769). 
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Eine kriteriengestützte Untersuchung professionspolitischer Anforderun-
gen für die dritte Phase ist dabei allerdings bislang kaum auszumachen. 
So bleiben die Wirkungen erweiterter pädagogischer Berufsanforderun-
gen bislang kaum beachtet, die sich weder über eine fachdidaktische In-
tensität noch eine unterrichtliche Relevanz z.B. von beruflichem Ar-
beitsprozeßwissen identifizieren lassen, aber aus professionspolitischen 
Konsequenzen z. B. einer verstärkten Autonomie der Schulen herrühren 
(vgl. 3.0.). Wenn demnach hinsichtlich der Vorstellungen zur zweiten 
Ausbildungsphase noch eine lose konzeptionelle Interdependenz mit Fra-
gen der Studienganggestaltung erkennbar war, so sind die Aussagen aus 
der Berufs- und Wirtschaftspädagogik zur dritten Phase der Lehrerbil-
dung eher pauschal, fragmentarisch und ohne erkennbaren, stringenten 
Struktur~zug zur Gesamtheit des berufsbiographischen Zusammenhan-
ges. Insofern liegt eine abnehmende Reichweite der Aussagen aus der 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik vor, soweit sie über den eigenen, in-
stitutionellen Gegenstandsbereich hinausgehen. 
3. Zusammenfassung und Defizite 
In den Aussagen aus der Berufs- und Wirtschaftspädagogik zu Fragen der 
Lehrerbildung findet sich eine stark binnendisziplinär betonte Gewich-
tung des Diskurses; diese zeigt sich zunächst in erheblichen Ungleichge-
wichten in den konzeptionellen Vorstellungen hinsichtlich der Phasigkeit 
der Berufsbiographie von Lehrern an beruflichen Schulen. Im Zentrum 
der Argumentation steht jener professionspolitische Gegenstandsbereich, 
der mit dem eigenen Arbeitsfeld der Fachvertreter der Disziplin identisch 
ist, während die berufsbiographisch ähnlich belangvollen weiteren Pha-
sen argumentativ unterbelichtet bleiben. 
Vor diesem Hintergrund finden sich in den vertretenen Argumentations-
linien und -mustern inhaltliche Konvergenzen und Divergenzen, die ei-
nen offenkundigen Zusammenhang zur Ziel-Mittel-Beziehung des inten-
dierten Professionalisierungsvorganges erkennen lassen: Während in der 
Professionalisierungsintention eine weitgehende Zielkonvergenz erkenn-
bar wird, zeigt sich in den gestalterischen Argumenten eine weitgehende 
Mitteldivergenz, die faßbar wird in einem von Traditionalitäten be-
stimmten Feld unterschiedlicher Normvorgaben, Anspruchsformulierun-
gen und Bedingtheitsstrukturen. 
Der Befund einer weitgehenden Binnendisziplinarität in der Eigenart des 
Diskurses bestätigt sich auch hinsichtlich der professionspolitischen 
Klientel, auf die sich die vorgetragenen Argumente beziehen. So wird die 
Frage der Ausbildung von Fachlehrern für den berufspraktischen Unter-
richt nur sehr vereinzelt thematisiert, gleichwohl die Vermittlung hoch-
gradig verwissenschaftlicher Fachpraxis theoretisch unzureichend ausge-
bildeten Praxislehrern überlassen bleibt, während Theorielehrer zuneh-
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mend den Anschluß an die Praxis verlieren (Kutscha 1989, S. 770). An-
gesichts von Vorstellungen, bei der Entwicklung eines breiten Angebotes 
unterschiedlich differenzierter Studiengänge auch Spezialisierungen für 
die berufliche Fachpraxis zu berücksichtigen (Kutscha 1989, S. 770), 
wird dabei lediglich auf die Notwendigkeit einer differenzierten Sicht-
weise angesichts unterschiedlich ausgeprägter Theorie-Praxis-
Beziehungen in den verschiedenen Fachrichtungen sowie auf Probleme 
des Laufbahnrechts verwiesen (Lipsmeier 1992, S. 365). 
Ähnlich defizitär zeigen sich dann im Einzelfall auch verschiedene Ar-
gumentationslinien in ihrer vorwiegenden Orientierung auf die Theorie-
lehrer: 
Das Problem der unterschiedlichen Eigenart und Gewichtung pä-
dagogischer Berufsanforderungen, wie es sich aus der alters- und 
herkunftsmäßig auseinanderdriftenden Schülerrekrutierung in 
unterschiedlichen Schulformen des beruflichen Schulwesens er-
gibt, wird in seinen professionspolitischen Konsequenzen allen-
falls in Frageform angesprochen (Bader/Schäfer 1993, S. 393), 
obschon es die berufspädagogische Realität bereits in erhebli-
chem Maße bestimmt. Ansätze, dieser vorhandenen Entwicklung 
professionspolitisch zu entsprechen - denkbar wäre eine kon-
struktive Anwendung etwa des sozialwissenschaftliehen Moder-
nisierungstheorems mit seinen Elementen (z. B. Differenzierung, 
Individualisierung) auf das gegebene Problemfeld - sind nicht zu 
erkennen . 
. Beim Problem der unterschiedlich ausgeprägten fachdidakti-
schen Intensitätsoptionen aufgrund des Vorhandenseins bzw. 
Nichtvorhandenseins korrespondierender inhaltlicher Bezugswis-
senschaften findet sich eine vorwiegend berufsfeldspezifische 
Argumentation, vör allem seitens der Vertreter der Wirtschafts-
pädagogik. Hier wird z. B. für den fachwissenschaftliehen Teil 
der Prüfungen von Diplom-Handelslehrern gefordert, diese hätten 
sich "in denselben Fächern und in denselben Prüfungsgruppen 
mit denselben Prüfern denselben Anforderungen zu stellen wie 
die Diplom-Kaufleute oder Diplom-Volkswirte" (Achtenha-
gen/Beck 1997, S. 536). Die Kriterien für eine solche Reichweite 
des fachwissenschaftliehen Anspruches sind dabei nicht eindeu-
tig erkennbar; sie lassen sich wohl vornehmlich aus der Option 
polyvalenter Verwertungsqualität des Studienabschlusses bzw. 
einer späteren Unterrichtstätigkeit in wissenschaftsorientierten 
beruflichen Schulfonneo herleiten. Die Ursachen einer Nutzung 
bzw. Nichtnutzung vorhandener fachwissenschaftlicher Refe-
renzdisziplinen in anderen beruflichen Fachrichtungen bleiben 
dabei allerdings offen. Die professionalisierungspolitischen Maß-
stäbe der wirtschaftspädagogischen Argumentation fanden z.B. 
im Feld der Gesundheitsberufe ihre fachwissenschaftsbezogene 
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Voraussetzung, die gleichwohl nicht genutzt wird: Die Perspekti-
ve läge dort, korrespondierend zu diesem fachwissenschaftliehen 
Anspruch der Wirtschaftspädagogik, im Maßstab der Prüfungsan-
forderungen ·eines medizinischen Vollstudiums flir Berufspäda-
gogen, was allerdings im innerdisziplinären Diskurs an keiner 
Stelle vertreten wird. Damit bleibt berufspädagogisch auch uD-
thematisiert, daß der fachkundliche Unterricht dieses Berufsfel-
des im Regelfall über Lehraufträge von pädagogisch nicht vorge-
bildeten Medizinern erteilt wird. - Insofern wäre der Frage nach-
zugehen, ob hinter der vorfindliehen professionalisierungspoliti-
schen Argumentation zur fachwissenschaftliehen Reichweite, 
auch zur entsprechenden Differenzierungsnotwendigkeit hin-
sichtlich der beruflichen Fachrichtungen, sich die Traditionalität 
eines berufsständischen Interesses der Vertreter der beruflichen 
Fachrichtungen findet. 
Das in den vorgetragenen Argumenten vorhandene Professionali-
sierungsverständnis, sowohl in seiner fachwissenschaftliehen als 
auch in seiner arbeitsprozeßorientierten Ausprägung, bezieht sich 
vorwiegend auf die Gestaltung unterrichtlicher Abläufe. Dabei 
bleibt unberücksichtigt, daß die Berufsanforderungen von Leh-
rern an beruflichen Schulen sich auch aus dem administrativen 
und rechtlichen Umfeld des beruflichen Handeins ergeben, d.h. 
pädagogische Tätigkeit auch Verwaltungshandeln mit juristi-
schen Voraussetzungen und Konsequenzen umfaßt. Zudem er-
fordert die Mitarbeit in inner- und außerschulischen Gremien mit 
z. T. weitreichenden Konsequenzen, insbesondere bei zunehmend 
realisierten Autonomietendenzen der Schulen, auch hier ei_n pro-
fessionalisiertes Handlungsrepertoire. Diesem Erfordernis wird, 
soweit ersichtlich, in den berufs- und wirtschaftspädagogischen 
Argumentationslinien zur Lehrerausbildung bislang nicht ent-
sprochen. 
Ebenso defizitär ist der Aussagenbefund hinsichtlich der Qualifi-
zierungserfordernisse eines pädagogischen Berufsaufstieges: Den 
Kooptationsmustern von Schulleitungspersonal wie auch der 
fachlichen Schulaufsicht entsprechen kaum professionalisie-
rungsbezogene Aussagen. Der Widerspruch, daß mit dem sich im 
pädagogischen Berufsaufstieg vollziehenden Wandel von einem 
primär unterrichtlichen Kompetenzbedarf zur anderen Art und 
Qualität eines vorwiegend administrativen Kompetenzbedarfes 
mit einer zudem verlängerten Entscheidungsreichweite keine 
Qualifizierungsmuster gegenüberstehen, die den sonst vertrete-
nen Ansprüchen wissenschaftsorientierter Professionalisierung 
entsprechen, bleibt weitgehend unthematisiert. 
Die Aussagen aus der Berufs- und Wirtschaftspädagogik über die Ausbil-
dung von Lehrern an beruflichen Schulen können damit zusammenfas-
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send charakterisiert werden als vorwiegend binnendisziplinär orientiert, 
in erheblichem Maße von Traditionalität bestimmt sowie im Einzelfall 
defizitär im Hinblick auf das Selbstverständnis eines das gesamte Sach-
gebiet umfassenden Problembewußtseins und seiner antizipativen Aufge-
gebenheit 
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